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EDITORIAL/106: Keine Wüste ohne Wasser (SB)
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Keine Wüste ohne Wasser

37 Jesus aber sprach zu ihm: "Du sollst lieben Gott, deinen Herrn,
von ganzem Herzen, von ganzer Seele und von ganzem Gemüte." (5. Mose
6,5)

38 Dies ist das vornehmste und größte Gebot.

39 Das andere aber ist dem gleich: "Du sollst deinen Nächsten
lieben wie dich selbst." (3. Mose 19,18)

40 In diesen zwei Geboten hängt das ganze Gesetz und die
Propheten.

(Neues Testament, Matthäus Evangelium, Kapitel 22, Vers 37-40. Das
größte Gebot)



Und einer der bibelfesten Nachkommen fragte: "Meister, was bedeutet
lieben?"

Der Nazarener aber sagte und sprach: "Teile das Wasser der Oase, und
es wird ein Mittel der Herrschaft und der Unterwerfung sein. Es würde
die Ursache für Elend, Not und Qualen werden und nicht eine Quelle des
Lebens, der Erfüllung, der Freude und der Kraft. Teile deine Seele,
dein Tun und dein Streben und du schaffst die Grundlagen für den
Vergleich und die Unterscheidung, für Zwietracht und für Zwang.

Irgend jemand hat einmal gesagt: "Liebe deinen Nächsten wie dich
selbst."

Ich aber sage dir: Liebe deinen Nächsten, nicht dich selbst.

Den anderen zu lieben wie sich selbst, ist wie der Hunger, der dich
zum Brot führt.

Den anderen aber zu lieben und nicht sich selbst, ist wie das Brot,
das sättigt und die Herrschaft des Hungers bricht.

Sich selbst zu lieben ist wie ein Faß ohne Boden und ein Abgrund ohne
Ufer.

Den anderen zu lieben, ist wie ein Faß, das geleert und gefüllt werden
kann und wie ein Ufer, das vor dem Abgrund bewahrt."

(aus: Helmut Barthel: Ein Zimmermann in der Wüste. Es begab sich aber
vielleicht auch ... Eine heitere Exegese neutestamentarischer
Begebenheiten, MA-Verlag 2016, Seite 9)

Ihre Schattenblick-Redaktion


5. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / TICKER





WALD/367: Hambacher Forst - monatlicher Waldspaziergang verlegt ... (Michael Zobel)


Waldspaziergang zieht spontan um - vom Hambi nach Keyenberg...

von Michael Zobel, 10. Oktober 2018



Liebe WaldschützerInnen,

es ist so viel passiert in den letzten Jahren, den letzten Monaten und
vor Allem in den letzten Wochen. Nicht immer ganz leicht, der
Nachrichtenlage zu folgen, so schnell überschlagen sich die Ereignisse.

Rodungsstopp im Hambacher Wald, das Urteil des OVG Münster am
vergangenen Freitag. Sensationell! Aber wir müssen uns im Klaren sein,
das ist nur ein kleiner Etappensieg auf dem langem Weg zum gemeinsamen
Ziel.

Deshalb machen wir natürlich weiter. Waldspaziergänge im Hambi, jetzt
wieder einmal im Monat, sonntags. Das nächste Mal am 11. November,
danach am 9. Dezember.

Natürlich bleibt es allen Menschen unbenommen, auch am kommenden Sonntag
in den Hambacher Wald zu gehen. Aber bitte nehmt Rücksicht, bleibt auf
den Wegen, versucht, den Wald und die Tiere zu schonen, so gut es geht...

Jetzt ganz neu. Wir haben entschieden, dem geschundenen Hambacher Wald
ein wenig Ruhe zu gönnen. Deshalb findet der schon länger angekündigte
Spaziergang am kommenden Sonntag, 14. Oktober, nicht dort statt. Sondern
in Keyenberg am Tagebau Garzweiler. Auf der Internetseite
www.verheizteheimat.de heißt es dazu:

Wald- und Dorfspaziergang mit Ingo Bajerke, Eva Töller & Michael
 Zobel in & um Keyenberg



Nach den vielen Besuchern der letzten Wochen kann der Hambacher Wald
 eine Atempause brauchen. Daher haben sich Michael Zobel und Eva Töller
 entschlossen, ihren traditionellen Spaziergang nach Garzweiler zu
 verlegen, wo noch fünf Dörfer von der Abbaggerung, ihre Menschen von der
 Umsiedlung bedroht sind. Die beiden werden die Besucher durch den
 Keyenberger Wald mit seinem uralten Baumbestand führen. Ingo Bajerke,
 der auf der Hambi-Demonstration am 6.10. mit seiner Schilderung eines
 Umsiedler-Schicksals zu Tränen rührte, wird im Dorf von Keyenberg und
 Kuckum erzählen.



Treffpunkt ist Sonntag um 12 Uhr an der Kirchenrückseite in Keyenberg.
 Parkmöglichkeiten vor allem Plektrudisstraße oder Lindenallee.





Hier mal eine Wegbeschreibung. Ich hoffe, es ist nicht zu kompliziert...

PKW


	Aus Richtung Köln: A4, A61, A 44, A46 oder A57, A46 oder A57, A1, A46 bis Abfahrt Wanlo

	Aus Richtung Mönchengladbach: A 61 bis Abfahrt Wanlo

	Aus Richtung Düsseldorf: A 46 bis Abfahrt Wanlo



Abfahrt aus links und nach 100 m gleich wieder links auf die L277
Richtung Immerath, Jackerath, Keyenberg

Nach etwa 600 m rechts nach Keyenberg reinfahren und dem Straßenverlauf
(Borschemicher Straße, Keyenberger Markt, Westricher Straße) etwa 500 m
folgen bis hinter die "S-Kurve". Dann die zweite Straße rechts in die
Plektrudisstraße, dort parken. Treffpunkt an der Kirche.

• Aus Richtung Aachen: A 44 bis Abfahrt Titz

Abfahrt links, nach ca. 400 m rechts Richtung Holzweiler bis T-Kreuzung,
dort wieder rechts und nach 100 m die Umgehungsstraße überqueren. Der
Straße durch Holzweiler folgen bis ihr direkt vor der Kirche steht.
Links und direkt wieder rechts Richtung Keyenberg. Nach 4 km in
Keyenberg an der Vorfahrtstraße nach links und dann die zweite rechts in
die Plektrudisstraße, dort parken. Treffpunkt an der Kirche.

ÖPV ist schwierig...

Aus Köln, Aachen, Düsseldorf, Mönchengladbach mit Bahn bis Bahnhof
Rheydt. Ab dort 1 x stündlich mit dem Bus bis Wanlo, Markt. Von dort
Richtung Keyenberg Kirche noch etwa 2 km Fußweg. Treffpunkt hinter der
Kirche


Nach dem Waldspaziergang ist vor dem Waldspaziergang

Aktuelle Informationen bitte auf meiner Webseite verfolgen:

http://naturfuehrung.com/hambacher-forst/

Michael Zobel

Naturführer und Waldpädagoge

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 10. Oktober 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Oktober 2018 
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WALD/366: Hambacher Forst - es steht mehr auf dem Spiel ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 7. Oktober 2018

50.000 feiern den Rodungsstop - Wald wird wieder besetzt und Bagger blockiert



Die Demonstration, die von der Polizei verboten wurde, zog mehr als
50.000 Menschen an, die das zweite Jahr in Folge feierten, als die
Abholzung vom B.U.N.D. gerichtlich blockiert wurde und Tausende von
Aktivisten zur Verteidigung des Waldes aufstanden und Widerstand gegen
RWE leisteten.

Jetzt, wo im Wald die Polizisten nun wieder unter 3000 sind und die
Aktivistis nach der Zerstörung von so vielen Baumhäusern entschlossen
sind, wieder zu besetzen, gingen Tausende in den Wald, befreiten 5
Orte von RWEs klimaschädlichem Zugriff, bauten neue Baumhäuser und
Plattformen und nahmen an einer Spazier-Aktion von Ende Gelände teil,
die zum Rand der Mine führte und einen 15-Stockwerke hohen
Kohlenbagger den ganzen Tag bis in die späten Nachtstunden blockierte.
Straßen im ganzen Wald sind wieder verbarrikadiert worden, oft mit
großen Gruppen von Polizei daneben, die nicht eingreifen, bis nicht
ihre Anzahl mindestens doppelt oder dreimal so groß ist wie die der
unbewaffneten* Aktivisten. (*Bewaffnet allerdings mit dem Wunsch nach
einer Welt, in der nicht Ökosysteme, Gemeinschaften und Klima im Namen
von Profit und Ausbeutung zusammenbrechen.)

Diese Demonstration, beispiellos in der Größe der Menge, die zusammen
mit NGOs wie Campact, B.U.N.D., Greenpeace und Buirer für Buir
organisiert wurde, brachte internationale Aufmerksamkeit und gab auch
den Leuten des Hambi-Kampfes eine Stimme. Und es war eine Erinnerung
an die Vielfalt des Kampfes mit über 12 Traktoren, dekoriert mit
Anti-Kohleabbau- und Anti-RWE-Slogans, Transparenten und
Installationen, die am Fest teilnahmen. Die Bauern wurden auch auf der
Bühne begrüßt und berichteten von zahlreichen Problemen durch den
Kohleabbau wie massiven Missernten, dem Verschwinden von Grundwasser
und der Zerstörung der letzten Waldlebensräume, die zur Stabilisierung
lokaler und globaler Ökosysteme notwendig sind. Die Vielfalt des
Kampfes war auch bei jedem Schritt sichtbar, mit Kostümen, Theater-
und Musikaufführungen, die den jüngsten Sieg feierten.

Dies ist nur ein weiterer Anfang, der bedeutet, dass ein Ende des
Kampfes immer noch nicht in Sicht ist, da dies nur eine Verschiebung
der Kürzung des Hambi und des so lange versprochenen Kohleausstiegs
ist. Die Enteignung von Land und die Kohlendioxid-Emissionen durch RWE
gehen ungebremst weiter und kommen dem HambiBleibt-Kampf noch näher
mit der erzwungenen Enteignung des Unterstützungscamps auf der Wiese,
und damit auch die Entscheidung derer, die da wohnen, darüber, ob sie
bleiben und also einer Zwangsräumung ausgesetzt werden wollen oder
freiwillig bis zum 10. Oktober abreisen. Bis dahin und lange danach
wollen viele im Wald den Kampf fortsetzen, indem sie weiterhin den
wertvollen Hambacher Wald und die lokalen Gemeinschaften vor der RWE
Braunkohle schützen und verteidigen. Blockierung seiner gierigen und
destruktiven Agenda mit neuen Plattformen und Baumhäusern wie denen
unter Grüne Frieda:
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Grüne Frieda - neubesetzte Plattform im Hambacher Forst

Foto: Hambacher Forst



An die Tausenden, die heute im Wald und am Rande waren und die das
vielleicht lesen: Bitte bedenkt, dass der Wald nur gerettet werden
kann, wenn dieses Engagement weitergeht und die Unterstützer*Innen
weiterhin in den Wald strömen, lokale und globale Aktionen
organisieren und den Kampf für Klimagerechtigkeit in und für Hambi und
rundherum und für den Planeten.

Hambi Bleibt!!

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/365: Hambacher Forst - und weiter zur Rettung von Klima und Wald ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilungen vom 6. Oktober 2018

Ende Gelände feiert Erfolg im Hambacher Wald ++ Besetzung und Protest für sofortigen Kohleausstieg geht weiter
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Klimagerechtigkeit Jetzt! Neues Transparent im wiederbesetzten Hambacher Forst

Foto: Ende Gelände, CC BY-NC 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by-nc/2.0/




6. Oktober 2018, 18.50 Uhr:

Kerpen-Buir, 6.10.2018. Mehr als 10.000 Menschen sind heute in den
Hambacher Forst geströmt, um ihren Protest für sofortigen
Kohleausstieg an den Ort zu tragen, der zum Symbol für die
Klimabewegung geworden ist. Ende-Gelände-Aktive unterstützten eine
weitere Besetzung und brachten Hängematten und Material für Baumhäuser
in den Wald. Während der Aktion standen ein Bagger und Förderbänder im
Tagebau Hambach still.

"Wir feiern heute gemeinsam, dass zivilgesellschaftlicher Protest
konkret etwas verändern kann. Wir haben großen Respekt vor den
Menschen, die seit vielen Jahren die Besetzung des Hambacher Forsts
gehalten haben und allen, die mitgeholfen haben, dass der Hambi
bleibt. Jetzt müssen wir weiter kämpfen, um den sofortigen
Kohleausstieg durchzusetzen", sagt Karolina Drzewo, Sprecherin von
Ende Gelände.

Bei Sonnenuntergang hat Ende Gelände die Aktion beendet. Viele
Menschen werden aber im Wald bleiben und die entstandenen Strukturen
weiter ausbauen. Ende Gelände plant unterdessen bereits die nächste
Aktion, um weitere Zerstörung durch RWE zu stoppen.

"Unser Protest heute ist der Anfang vom Ende für den Kohle-Konzern
RWE. Am letzten Oktober-Wochenende werden wir mit tausenden Menschen
wiederkommen und die Braunkohle-Infrastruktur rund um den Tagebau
Hambach blockieren. Wir müssen die Kohle im Boden lassen, denn wir
müssen nicht nur den Wald retten, sondern auch das Klima weltweit," so
Karolina Drzewo.

 * 
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Rote Linie gegen Waldrodung und Kohleabbau - Aktivist/innen "hängen" am Hambacher Forst

Foto: Ende Gelände, CC BY-NC 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by-nc/2.0/




6. Oktober 2018, 15.39 Uhr:

Ende Gelände mit Tausenden im Wald ++ Rote Linie gegen Kohleabbau ++ Raum für weitere Besetzung

Tausende Menschen sind der Einladung von Ende Gelände gefolgt und
strömten von der angemeldeten Kundgebung bei Buir aus in den Hambacher
Forst. Viele von ihnen hängen in roten Hängematten an den Bäumen und
ziehen so eine symbolische Rote Linie gegen den Kohleabbau. Ende
Gelände freut sich über neue Baumhäuser und andere
Besetzungs-Strukturen, die heute entstehen.

"Wir hängen am Hambacher Forst", sagt eine Aktivistin in einer roten
Hängematte. "Aber es geht uns nicht nur um einen schützenswerten Wald,
wir kämpfen für globale Klimagerechtigkeit. Wenn wir nicht sofort aus
der Kohle aussteigen, zerstören wir weiterhin die Lebensgrundlagen von
Menschen weltweit."

Die Ende-Gelände-Aktion findet nur zwei Tage vor der Veröffentlichung
des neuen Bericht des Weltklimarates statt. In dem Bericht machen
Expert*innen deutlich, dass schnelle und entschlossene Maßnahmen
notwendig sind, um die Erderwärmung auf unter 2 Grad, möglichst 1,5
Grad zu begrenzen.

"Wenn wir die schlimmsten Auswirkungen des Klimawandels verhindern
wollen, müssen wir aus der Kohle und aus allen fossilen Energien
aussteigen - sofort", sagt Karolina Drzewo von Ende Gelände. "Dafür
braucht es einen grundlegenden Wandel hin zu einer Wirtschaft, die
nicht auf endlosem Wachstum und Naturzerstörung basiert. Eine solche
gesellschaftliche Transformation wird von den Regierung nicht
eingeleitet, darum werden wir selbst aktiv."

 * 

6. Oktober 2018, 11.51 Uhr:

Ende Gelände zieht Richtung Hambacher Forst ++ Mit Roter Linie gegen Kohleabbau

Kerpen-Buir, 6.10.2018. Soeben sind mehrere hundert
Ende-Gelände-Aktivist*innen von Manheim aus Richtung Hambacher Forst
aufgebrochen. In einer Aktion zivilen Ungehorsams werden sie im Wald
mit Hängematten eine Rote Linie gegen den Kohleabbau ziehen.

"Dass der Hambacher Forst erhalten bleibt, ist ein wichtiger
Etappensieg für unsere Bewegung. Nun geht es darum, den sofortigen
Kohleausstieg durchzusetzen. Das ist unerlässlich, um die Klimakrise
aufzuhalten", sagt Karolina Drzewo, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Zur Zeit wird ein bunt-bemaltes Baumhaus zur Kundgebung in Buir
gefahren. Das Baumhaus wurde als Zeichen der Solidarität von der
Gruppe "Pödelwitz bleibt" gebaut. Pödelwitz ist ein von Abbaggerung
bedrohtes Dorf im Leipziger Braunkohlerevier.

"In Deutschland sind immer noch mehrere tausend Menschen von
Umsiedlung bedroht", sagt Karoline Drzewo, "Das ist ein Skandal! Kein
weiteres Dorf darf für den Kohleabbau weichen, weder im Rheinland noch
in den anderen Revieren."

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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WALD/364: Hambacher Forst - 50.000 Menschen ... (BUND)


Gemeinsame Pressemitteilung von Buirer für Buir, BUND, Campact, Greenpeace und NaturFreunde Deutschlands vom 6. Oktober 2018

50.000 demonstrieren am Hambacher Wald für schnellen Kohleausstieg






[image: Luftaufnahme: Hambacher Forst mit Strom der Demonstranten im Hintergrund die Kundgebungsfläche - Foto: © BUND]

Hambi-Demo am 6.10.2018 am Hambacher Wald in NRW

Foto: © BUND



Berlin/Buir, 6.10.2018 - 50.000 Menschen demonstrieren heute am
Hambacher Wald friedlich für einen schnellen Kohleausstieg und gegen
die Zerstörung des Waldes. Es ist die bislang größte
Anti-Kohle-Demonstration im Rheinischen Revier. Wegen Staus und
Überlastung der Bahn kam es zu Verzögerungen bei der Anreise. Noch bis
zum späten Nachmittag werden tausende Menschen am Wald ankommen.

Die Veranstalter der Großdemonstration, die Initiative Buirer für
Buir, der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Campact,
Greenpeace und die NaturFreunde Deutschlands, forderten gemeinsam mit
den Teilnehmern von der Bundesregierung einen zügigen Ausstieg aus der
klimaschädlichen Kohle und von dem Energiekonzern RWE einen
Komplettverzicht auf die geplante Rodung des Hambacher Waldes. Noch
gestern musste das Demo-Bündnis die Genehmigung für die Kundgebung mit
einem Eilantrag gerichtlich einklagen.

Die Demonstration verlief wie die überwiegende Mehrheit der Proteste
rund um den Hambacher Wald friedlich, viele Familien mit Kindern waren
gekommen. Bekannte Künstler wie die Band Revolverheld unterstützten
die Großdemonstration.

Auch online sprechen sich immer mehr Menschen für entschlossenen
Klimaschutz und gegen die Abholzung des Waldes aus. Mehr als 800.000
Menschen unterstützen bereits den Online-Appell "Hambacher Wald:
Retten statt roden".

Weitere Informationen zur Demo: 

www.stop-kohle.de
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Zitate der Redner/innen:

Antje Grothus, Initiative Buirer für Buir:

"Gerichte mussten durchsetzen, was eigentlich Aufgabe der Politik ist,
nämlich wertvolle Natur zu schützen vor den rücksichtslosen und
rechtswidrigen Plänen eines Energiekonzerns. Die Sturheit von RWEs
Kohlepolitik und der Beistand der Landesregierung haben Deutschland
international blamiert. Jetzt muss die Bundesregierung die letzten
Reste des deutschen Klimarufs retten und den Kohleausstieg sehr
ambitioniert angehen."

BUND-Vorsitzender Hubert Weiger:

"Wir haben heute ein starkes Signal der Zivilgesellschaft für einen
schnellen Kohleausstieg gesendet. Trotz aller Versuche von RWE und der
NRW-Landesregierung den Protest unmöglich zu machen, haben sich
Tausende für mehr Klimaschutz stark gemacht. Jetzt gibt es ein
Zeitfenster in der Kohlekommission, einen großen gesellschaftlichen
Kompromiss für den schnellen Kohleausstieg und für zukunftsfähige
Arbeitsplätze in den betroffenen Regionen zu verhandeln."

Christoph Bautz, Geschäftsführender Vorstand von Campact:

"RWE und die Regierung Laschet haben mit ihrer Ignoranz und Arroganz
im Hambacher Wald eine krachende Niederlage erlitten - ein riesiger
Erfolg für die Klimaschutz-Bewegung. Doch das war erst der Auftakt:
Noch nie haben so viele Menschen für den Ausstieg aus dem Klimakiller
Braunkohle demonstriert. Jetzt lassen wir nicht mehr locker, bis die
Bagger endlich still stehen und die Schlote nicht mehr rauchen."

Martin Kaiser, Greenpeace-Geschäftsführer:

"Dieser Tag zeigt, wie stark die Klimabewegung inzwischen geworden
ist. Sie hat RWEs rücksichtslose Kohlepläne gestoppt und sendet damit
ein klares Signal Richtung Berlin: Hunderttausende Menschen wollen,
dass der Ausstieg aus der Kohle schon heute beginnt. Kein Wald, kein
Dorf, keine Kirche dürfen mehr für klimaschädliche Kohle geopfert
werden. Nun kann die Kohlekommission endlich ohne RWEs Störfeuer an
ihrem Auftrag arbeiten. Sie muss bis Ende des Jahres einen Plan
vorlegen, wie Deutschland seine Energieversorgung schnell genug
modernisiert, um die Pariser Klimaziele zu erreichen und den Menschen
in den Revieren dabei eine Zukunftsperspektive zu bieten."

Michael Müller, Bundesvorsitzender der NaturFreunde Deutschlands:

"Es geht hier um viel mehr als allein den Hambacher Wald. Wir brauchen
den schnellen Kohleausstieg und insgesamt das Ende des fossilen
Zeitalters, denn die Menschheit ist auf dem Weg in die ökologische
Selbstvernichtung. Niemand kann die Gesetze der Natur ignorieren. In
der Kohlekommission darf es bei den Ausstiegsfristen nicht um
irgendeinen Deal gehen. Im Klimaschutz muss das Notwendige und nicht
nur das scheinbar Mögliche getan werden."

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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KOHLEALARM/480: Klimakampf und Kohlefront - Stommelner Appell ... (LoB)


Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle" - 8. Oktober 2018

"Stommelner Appell" verabschiedet



Mehrheitlich unterzeichneten die Besucher einer Informationsveranstaltung
den "Stommelner Appell" in dem der Ministerpräsident des Landes
aufgefordert wird, die Rechte aller Bergbaubetroffenen schützen, wie dies
in der Koalitionsvereinbarung der Landesregierung versprochen ist.
Zuvor war auf einer Veranstaltung des Aktionsbündnis Stommelner Bürger
"Leben ohne Braunkohle" (LoB) in Kooperation mit der Lokalen Agenda Pulheim
unter dem Titel "Die Spätfolgen der Braunkohle - Wer zahlt die Zeche?" von
den Referenten Willi Robertz vom Aktionsbündnis und Peter Immekus vom
Netzwerk der Bergbaugeschädigten darüber informiert worden, welche Gefahren
und Schäden auch noch nach dem Ende des Braunkohleabbaus zu erwarten sind.

Dazu gehören neben nur unzulänglich reparablen Landschaftsschäden und
Bergschäden durch Bodenabsenkungen auch die Gefährdung des nun
wiederansteigenden Grundwassers durch Altlasten wie Kraftwerksaschen,
Restmüll, Munitionsrückstände etc. Diese seit mehr als fünfzig Jahren
teilweise nicht sachgerecht gesicherten Rückstände stellen eine permanente
Gefahr für die kommenden Jahrzehnte dar.

Wer für diese Schäden in Zukunft - auch nach dem Ende des Braunkohleabbaus -
aufkommt, ist völlig ungeklärt. Während im Bereich des Steinkohlebergbaus
eine Sicherung in Form eines Ewigkeitslastenfonds eingerichtet wurde,
existiert ein solcher für das Rheinische Braunkohlenrevier bisher nicht.
"Es darf hier nicht nach dem Motto: Nach uns die Sintflut gehandelt
werden", so Josef Schumacher vom Aktionsbündnis LoB. Die Forderungen des
Appells lauten daher auch:

Um auch die nachfolgenden Generationen - also unsere Kinder und Enkel - vor
unübersehbaren Belastungen wenigstens finanziell zu schützen, fordern wir
folgende Maßnahmen,

• Möglichst lückenlose Erfassung aller deponierten Altlasten

• Sanierung aller Deponien, die das Grundwasser potentiell gefährden
 können

• Verpflichtung des Bergbaubetreibers, alle dafür erforderlichen
Maßnahmen umzusetzen

• Einrichtung eines Fonds, vergleichbar der RAG-Stiftung im
Steinkohlebergbau, um die Ewigkeitslasten zu kompensieren.

Die Schirmherrschaft übernommen hatte Antje Grothus von der Initiative
"Buirer für Buir" und Vertreterin der Region in der Kommission Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung der sogenannten Kohlekommission. In einem
kurzen Statement zu Beginn informierte sie über ihre Arbeit dort, über die
Situation im Hambacher Wald und würdigte das langjährige Engagement des
Aktionsbündnisses. Durch die von vielen Diskussionsbeiträgen der circa 70
Besucher bereicherte Veranstaltung führte der Journalist Andreas Vollmert
(Best Words).

Die Initiative Buirer für Buir zeichnet den Appell zwischenzeitlich mit.

 * 

Quelle:

Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle"



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/479: Klimakampf und Kohlefront - Musik gegen Kohle ... (Lebenslaute)


Lebenslaute - Pressemitteilung vom 7. Oktober 2018

Konzertaktion "Andante an der Kante 2018" des musikalischen Netzwerks
"Lebenslaute" im rheinischen Braunkohlerevier am Sonntag 7. Oktober
2018



Um 10:50 Uhr sind 30 Aktive des musikalischen Aktionsnetzwerkes Lebenslaute
ganz in der Nähe zum Bahnhof Buir zur Kohlebahn heruntergestiegen, um mit
klassischer Musik die Kohlebahnstrecke zu blockieren, über die RWE die
Braunkohle aus dem Tagebau Hambach abtransportiert.
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Blick auf das Konzert von der Brücke

Foto: © Lebenslaute



Die Gerichtsentscheidung, eine mögliche Rodung noch einmal genau zu prüfen,
war ein wichtiger erster Schritt. Die vielen zehntausenden Menschen, die
bei der Kundgebung gestern zum Hambacher Forst gekommen sind, haben aber
jetzt schon gezeigt: Eine Rodung und ein "Weiter so!" beim Braunkohle-Abbau
ist nicht mehr tragbar.

Es braucht nun zügig weitere Schritte, um aus der Braunkohleförderung
auszusteigen und die Energiewende zu vollziehen. Das Aktionskonzert
"Andante an der Kante 2018" vollzieht einen solchen Schritt, mit Musik von
Heinrich Schütz über Felix Mendelssohn bis hin zu zeitgenössischer
Chormusik und einem Lied von Rio Reiser: "Wann, wenn nicht jetzt?".

Wie schon in der letzten Pressemitteilung ausgeführt, gibt es keine
vernünftigen Gründe, den Tagebaubetrieb weiterzuführen. Bereits heute liegt
der Herstellungspreis einer Kilowattstunde aus Braunkohlekraftwerken über
dem aus Windkraftanlagen. Es liegt auf der Hand, dass für die Folgekosten
alle werden aufkommen müssen, außer RWE und LEAG, ähnlich wie es bei den
Atomenergiefolgekosten der Fall ist. Die Lasten der zerstörten Landschaft
und der Feinstaubbelastung in der ganzen Region durch den Tagebau sowie der
Luftverschmutzung der der klimaverändernden Erhöhung der CO2 Konzentration
durch die Kohleverstromung sind erheblich und, sofern sie die
Lebensqualität betreffen, nur bedingt quantifizierbar. Die Fortsetzung der
Braunkohleverstromung ist ökonomisch unsinnig und ökologisch wie sozial
nicht tragbar.

Mit der Aktion unterstützt Lebenslaute die Anliegen der lokalen
Bürgerinitiative "Buirer für Buir" und protestiert gegen die illegitime
Räumung des Hambacher Forstes.

Seit 1986 verbindet Lebenslaute klassische Musik mit politischem Protest
und gewaltlosem Zivilem Ungehorsam und macht damit auf
Menschenrechtsverstöße und Unrecht aufmerksam. Im Jahr 2014 erhielt die
Gruppe den Aachener Friedenspreis, zusammen mit der US-amerikanischen
Aktionsgruppe "Code Pink".

 * 

Aktionsticker:

10:50 Lebenslaute-Aktive steigen zu den Schienen der RWE-Braunkohlebahn
zwischen Bahnhof Buir und Mahnwache hinab.

10:55 Die Musiker*innen stellen sich entlang der Schiene auf und warten
darauf, dass eine der parallel auf die Schienen gegangenen Blockaden den
Zug stuppt.

11:00 Polizeibeamte gehen auf die Schienen und bilden eine Kette, um das
Betreten der Gleise zu verhindern. Kein Zug kann mehr fahren.

11:00 Lebenslaute beginnt mit Konzertmusik.

11:05 Die Strecke ist definitiv gesperrt, ein Kohlezug steht.

11:45 Nach der dritten Aufforderung verlassen die Aktiven den Aktionsort,
um nach der Personalienfeststellung noch im Hambacher Forst ein Konzert für
die Waldbewohner*innen zu geben.
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Konzertabschluss mit Herbstsonne

Foto: © Lebenslaute



13:45 Nach einem langen Waldspaziergang hat Lebenslaute den Ort erreicht,
der einst Oaktown war. Einzelne Lebenslaute waren auch während den
Räumungen hier und in anderen Teilen des Hambacher Forst.

13:55 Es beginnt nun das Stimmen der Instrumente.

14:00 Mit dem 2. Satz von Telemanns Kantate "Der Morgen" beginnt das
Konzert der Lebenslaute.

14:50 Mit "Klimakiller Nr. 1", einer Bearbeitung von "Lord of the
Dance"-Musik vom Chor Andere Saiten.


Konzertprogramm Andante an der Kante 2018

Telemann - "Der Morgen"

Mendelssohn - Abschied vom Walde

In einem kühlen Grunde

Immer mehr Land

Rio Reiser - Wann

Schütz - Wie nun ihr Herren

Sagt, wo sind die Veilchen hin

Misty mountains

Distler - Es geht ein dunkle Wolk herein

Schostakowitsch - Walzer Nr. 2

 * 

Quelle:

Lebenslaute

E-Mail: info@lebenslaute.net

Internet: www.lebenslaute.net



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/478: Klimakampf und Kohlefront - das Ziel der Klimapilger ... (Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit)


3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit - 5. Oktober 2018

Schon 13.000 Kilometer für Klimagerechtigkeit:

Klimapilger nehmen Kurs auf Leipzig, Dresden, Lausitz, Potsdam, Berlin und
Katowice



Knapp einen Monat nach ihrem Start in Bonn haben die Klimapilger schon
13.000 Kilometer "unter den Füßen". Insgesamt 777 Teilnehmer/innen
hatten die einzelnen Tagesetappen(1) insgesamt, darunter auch 250
Grundschüler, zahlreiche Pfarrer/innen und Pastor/innen und auch
vierbeinige Begleiter wie Lamas und Hunde. Auf ihrem rund drei Monate
andauernden und 78 Tagesetappen umfassenden Weg sind täglich kleine
und große Veranstaltungen, Andachten, Aktionstage und Demonstrationen
geplant.

Am 22. Oktober kommen die Pilger zu einem Aktionstag nach Leipzig und
pilgern am 25.10. in das Dorf Pödelwitz, das 2028 für den
Braunkohle-Tagebau vernichtet werden soll. Am 1. November treffen die
Pilger in Dresden Bischof von Timmerervers, werden im Landtag von
Landtagspräsident Dr. Matthias Rößler begrüßt, besuchen die Gläserne
Manufaktur und treffen sich in der Frauenkirche zum ökumenischen
Abendgebet und zur Podiumsdiskussion über Klimagerechtigkeit. Am
nächsten Vormittag ziehen sie mit ca. 100 Menschen von Dresden-Zentrum
bis zum Weißen Hirsch.

Anfang November durchqueren die Pilger die Lausitz und treffen am 6.11.
im Bergschlösschen Spremberg auf Tagebaubetroffene, die über ihre
Erfahrungen mit erlebten und drohenden Umsiedlungen. Nach einem
Aktionstag in Cottbus am 8.11. geht es mit einer großen Pilgerprozession
am 9.11. zu Fuß nach Jänschwalde, wo die Pilger direkt vor dem Kraftwerk
zu einer Kundgebung aufrufen. Potsdams Oberbürgermeister Jann Jakobs
empfängt die Pilger am 22.10. in Potsdam, wo bei einem Aktionstag u. a.
eine Prozession mit Schüler/innen, ein Mittagsgebet auf dem Marktplatz,
Gespräche im Landtag und ein Besuch im Institut für Klimafolgenforschung
(PIK) anstehen.

Den deutschen Höhepunkt & zugleich Abschluss bildet die Übergabe der
Forderungen und Fürsprachen an Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier
(angefragt) und die Mitglieder der Kohlekommission am 26.11. in Berlin. Am
7. Dezember werden die Pilgerinnen und Pilger dann in Katowice erwartet

(Alle Programmdetails finden Sie weiter unten.)

Der deutsch-polnische ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt
über 78 Stationen und 1.700 gelaufene Kilometer und endet am 9. Dezember
im polnischen Katowice, wo zeitgleich die 24. Welt-Klimakonferenz (COP 24)
stattfindet. Die Pilgerinnen und Pilger gehen durch die drei großen
deutschen Braunkohlegebiete, besuchen besondere "Schmerzpunkte" (z. B.
Hambacher Forst, Pödelwitz bei Leipzig, Lausitz) und stärken sich
spirituell an "Kraftorten", bei Gottesdiensten und im gemeinsamen Gebet.

Unterwegs werben die Pilgerinnen und Pilger bei 14 Aktionstagen und
zahlreichen weiteren Veranstaltungen für die Forderungen des
Klimapilgerwegs, u. a. die Einleitung des Kohleausstiegs in Deutschland.

Jede/r, die/der die Ziele des Pilgerwegs für Klimagerechtigkeit
unterstützen möchte, ist herzlich zum Mitpilgern eingeladen - auch spontane
Tagespilger sind willkommen. Der Ökumenische Pilgerweg für
Klimagerechtigkeit wird unterstützt von einem breiten ökumenischen Bündnis
aus 40 Organisationen, Initiativen und Unternehmen, darunter Brot für die
Welt, das Bischöfliche Hilfswerk MISEREOR e.V., die Evangelische Kirche in
Deutschland (EKD), die Deutsche Bischofskonferenz und das
Kindermissionswerk 'Die Sternsinger'. Schirmherr/innen des ökumenischen
Klimapilgerwegs sind Bischof Dr. Markus Dröge, Erzbischof Dr. Ludwig
Schick und Umweltministerin a. D. Barbara Hendricks.

Weitere Informationen, aktuelle Route, Anmeldung und Fürsprachen
unter:

www.klimapilgern.de

Anmerkung:

(1) bei Dauerpilgern sind Mehrfachzählungen möglich


STATIONEN & PROGRAMM

(Tagesaktuelle Informationen bitte immer unter www.klimapilgern.de
entnehmen)

22.-25. Oktober Leipzig & Pödelwitz

22.10. 17:00 Bärbel Wartenberg-Potter, Bischöfin i.R.

Friedensgebet und Predigt, Nikolaikirche

23.10. 10:00 Alternative Stadtführung zu Kraftorten der

Nachhaltigkeit, Propsteigemeinde

16:00 Empfang im Rathaus

18:00 Themenabend zum Klimawandel in Tansania,

Indien und Papua-Neuguinea

"Schöpfungsverantwortung und globale Solidarität"

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig

19:00 Dialog und Abendessen Peterskirche

24.10. 9:00 Start zum Pilgern nach Groitzsch,

ca. 20 km Martin-Luther-Gemeindehaus, Markkleeberg

19:00 Gespräche mit der Jungen Gemeinde und den Pilgern

Gemeindehaus Groitzsch, neben Kirche Wiesengasse 3

25.10. 9:00 Start zum Pilgern nach Deutzen über Pödelwitz 20 km

10:30 Gespräch mit der Initiative "Pödelwitz bleibt" 

Kirche, Pödelwitz 14, 04539 Pödelwitz

17:00 Gottesdienst Katholische Gemeinde Deutzen

19:00 19 Uhr Gespräch mit Initiative 

"Ökum. Umweltkirche" Katholische Gemeinde Deutzen

1./2. November Dresden

1.11. 9:00 Morgengebet mit kath. Bischof von Timmerevers

St. Petrus Kirche, Dohnaer Str. 53

vorm. Begrüßung durch Landtagspräsident 

Dr. Matthias Rößler, Sächsischer Landtag

14:00 Diskussionsrunde E-Mobilität in Gläserner Manufaktur

Gläserne VW-Manufaktur

18:00 Ökumenisches Abendgebet Untere Frauenkirche

19:00 Podiumsdiskussion "Klimagerechtigkeit - geht doch?! 

Welche Schritte gehen wir in Sachsen?" mit

Vertretern der Landesregierung (angefragt), 

Felix Ekardt (BUND Sachsen) und Christine Müller (Ev. Luth.
Landeskirche Sachsens)

Untergeschoss der Frauenkirche


2.11. 9:30 Pilgerweg/ Prozession von Dresden (Scheune)

bis Weißer Hirsch (ca. 100 Personen)

6./8./9. November Lausitz (Kamenz - Cottbus - Jänschwalde

6.11. 18:00 Podiumsdiskussion mit Tagebau-Betroffenen

Bergschlösschen Spremberg

8.11. vorm. Aktionstag in Cottbus (in Planung: Workshop

Stadtwerke, Besuch Menschenrechtszentrum,

Vorstellung vom Zentrum für Dialog und Wandel,

Gespräch mit Prof. Zundel oder Prof. Koziol.

Besuch des Innovationszentrums

12:00 Mittagsgebet mit Bischof Markus Dröge

Besuch der Synagoge in der ehem. Schlosskirche

gemeinsam mit Bischof Dröge

Synagoge

18:00 ökumenische Abendandacht mit der

Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen (ACK),

Marktkirche

ökumenische Filmbegegnung in der Oberkirche Marktkirche

9.11. 9:00 Morgenandacht & Reisesegen Klosterkirche Cottbus

9:30 Aufbruch zur großen Prozession nach Jänschwalde

(angemeldete Demonstration)

10:15 Spreewehrmühle Spreewehrmühle

11:15 Schmerzpunkt Aussichtspunkt Tagebau Cottbus-Nord

13:00 Erlebnispark Teichland / Neuendorf
www.erlebnispark-teichland.de

14:45 Bhf. Peitz-Ost

15:00 Große Aktion zum Schmerzpunkt Kraftwerk Jänschwalde

Parkplatz vor dem Kraftwerk Jänschwalde

17:00 Ankunft Jänschwalde

19:00-20:30 Konzert "Alte Lieder in neuem Gewand" im Gemeindehaus

22. November Potsdam

22.11. 9:00 Empfang Oberbürgermeister Jann Jakobs Stadthaus

9:45 angemeldete Prozession zum Alten Markt mit
Potsdamer*innen & Schüler*innen

10:30 Ökumenisches Mittagsgebet für die Bewahrung der

Schöpfung, Generalsuperintendentin Asmus (Ev.),

Probst Franke (Kath.), Per. Voller-Morgenstern

(Ev.-meth.) + Pilger*innen

Alter Markt/vor Nikolai-Kirche 

11:15 Gespräch im Landtag (Grußwort Präsidentin,

Fraktionen B90/Die Grünen, CDU, LINKE, SPD)

14:30 Institut für Klimafolgenforschung (PIK)

17:00 Offener Abend mit Erfahrungsbericht Pilger*innen,

Vorstellung Kirchenstromprojekt (Ökokreis Potsdam),

Bericht aus der Kohlekommission (Dr. Matthes, Öko-Institut) bis 19
Uhr

Gemeindehaus Kiezstraße 10


23.11. 11:00 Institut für transformative Nachhaltigkeitsforschung
(IASS) Potsdam, Berliner Str. 130

25./26. November Berlin

25.11. 14:00 Familien-Pilgern von Lichtenrade nach Kreuzberg mit
Barbara Hendricks

17:00 Ankommen Kreuzberg Melanchthon-Gemeinde, Kreuzberg

18:00 Podiumsdiskussion mit Barbara Hendricks,
Gerd Harms und polnischen Vertretern: 

"Warum die Sonne immer im Westen untergeht - Klimawandel
sucht Energiewende" und Moderator Gerd Harms, (ehem. Staatssekretär)

Gemeindesaal der Melanchthon-Kirche in Berlin, Planufer 84

26.11. 9:30-11:30


Übergabe der Forderungen und Fürsprachen an

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier und die

Mitglieder der Kohlekommission, Pilger laden die

Mitglieder der Kohlekommission ein zum Gespräch

und zur Andacht

Bundeswirtschaftsministerium

&Invalidenpark

14:00 Brot für die Welt: Gesprächsrunde mit Cornelia

Füllkrug-Weitzel, (Präsidentin Brot für die Welt)

und Jochen Flasbarth, Staatssekretär im

Umweltministerium, Thema: "Die Rolle

Deutschlands bei den Klimaverhandlungen"

Festsaal im Lazarus- Haus, Bernauerstr. 177

18:00 Ökumenischer Gottesdienst "Gegenwart erkennen

und Zukunft gestalten. Vom Mut zum Aufbruch.

(Ich bin ein Gast auf Erden, verbirg deine Gebote nicht

vor mir. Ps. 119, 19) mit Bischof Dr. Markus Dröge

(Berlin), Erzbischof Schick (Bamberg), Bischof Dr.

Marian Niemiec, Ev.-Augsb. Kirche Polens,

Katowice, Erzbischof Wiktor Skworc, Röm.-Kath.

Kirche Polens, Katowice, Bischof Marek Karol Babi,

Polnisch-Ökumenischer Rat, Mariawiten, Pfr. Dr.

Grzegorz Giemza, Direktor des

Polnisch-Ökumenischen Rates/ Ehrengäste: Dr. Dietmar

Woidke, Beauftragter der Bundesregierung für die

Beziehungen nach Polen (angefragt), Prof. Andrzej

Przylbski, Botschafter der Republik Polen in Berlin

(angefragt)


Versöhnungskapelle, Berlin-Mitte, Bernauer Str. 4

27.11. 8:00 Aussendung Pilger*innen Hbf Berlin -

Katowice durch Bischof Dröge und Erzbischof Schick

(Abfahrt 11:45) Unterkunft oder Hbf Berlin

7. - 9. Dezember Katowice (Vorschau)

7.12. Ankunft Pilger*innen in Katowice, Vereinigung der

internationalen Pilgerströme und gemeinsames Pilgern

8.12. Workshops

9.12. Ökumenischer Gottesdienst in Katowice

www.klimapilgern.de

www.facebook.com/klimapilgerweg

www.twitter.com/KlimapilgernDE

www.instagram.com/klimapilgerweg

 * 

Quelle:

3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig e.V.

Paul-List-Straße 19 | 04103 Leipzig

E-Mail: klimapilgerweg@lmw-mission.de

Internet: http://www.klimapilgern.de

https://www.facebook.com/klimapilgerweg
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/477: Klimakampf und Kohlefront - spontaner Entschluß ... (Stiftung Bildung )


Stiftung Bildung - Pressemitteilung vom 5. Oktober 2018

Hambacher Wald: Jugendliche unterbrechen Konferenz für Besuch

Junge Menschen müssen in Zukunftsfragen mitgestalten




	Rund 40 Jugendliche aus ganz Deutschland haben heute [5.10.] im Hambacher Wald gegen den Klimawandel demonstriert und ein Zeichen für eine aktive Jugendbeteiligung gesetzt.

	Dafür sind sie am frühen Morgen aus Wolfsburg aufgebrochen und haben eine viertägige Jugendkonferenz der spendenfinanzierten Stiftung Bildung unterbrochen.



Ziel der jungen Leute ist: "Sie wollen mitreden und gehört werden", sagt
Johannes Domnick, der als Referent für Bildung für nachhaltige
Entwicklung der Stiftung Bildung mit vor Ort war. "Denn gerade der
Klimawandel betrifft nicht nur Erwachsene - er bedroht unsere
Lebensgrundlage und die nachfolgender Generationen." Zukunftsfähigkeit
und Jugendbeteiligung sind daher auch die zentralen Themen der Konferenz
- zusammen mit der Frage, wie man beides schon in Kitas und Schulen
vermitteln und ermöglichen kann.

Die Jugendlichen nehmen zurzeit an der 2. Jugendkonferenz zu Bildung für
nachhaltige Entwicklung (BNE), der youcoN, zusammen mit über hundert
anderen teil. "Viele wollen diskutieren, was Bildung zu
gesellschaftlichen Transformationsprozessen hin zu einer nachhaltigen
und global gerechten Welt beitragen kann", erzählt der 22-jährige
Domnick. "Doch im Hambacher Wald findet gerade das statt, worüber wir
auf der youcoN reden." Die Fahrt zum Hambacher Wald fand daher auf
Wunsch einiger der Konferenzteilnehmenden statt. Die Stiftung Bildung
hat daraufhin, zusammen mit der Klima-Allianz Deutschland, den Ausflug
organisiert

Domnick: "Öko-soziale Transformation ist ein Prozess, in dem es
unausweichlich zu Konflikten kommt." Eine konstruktive Bearbeitung
dieser Konflikte gelinge nur, wenn alle betroffenen Akteursgruppen
beteiligt würden. Eine dieser Gruppe seien abertausende Jugendliche in
Deutschland, die bis heute kaum gehört werden. Die Gruppe aus Wolfsburg
konnte vor Ort bei ihrem Besuch den Kohletagebau und den bedrohten
Hambacher Wald aus nächster Nähe angucken und sich über die aktuellen
Proteste und Hintergründe informieren.

In einem Demonstrationsmarsch gingen die Jugendlichen bis zu der
Waldgrenze und eröffneten dort ihre Diskussionsrunde, zu der sie im
Vorfeld verschiedene politische Entscheidungsträger*innen eingeladen
hatten, um mit ihnen zu debattieren, wie junge Menschen mehr an allen
politischen Entscheidungen und insbesondere die, die ihre Zukunft
bestimmen, teilhaben können.

Keiner der geladenen Gäste kam zu der Aktion, was sich in der
Diskussionsrunde symbolisch mit einem leeren Stuhl zeigte.

Am Ende pflanzten die jungen Menschen Baumsetzlinge in den Boden, um den
Keim für eine aktive Jugendbeteiligung und ein Zeichen gegen die
Abholzung des Hambacher Waldes zu setzen.


Hintergrund: Insgesamt nehmen an der 2. youcoN, der
Jugendkonferenz zu Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE), 150 junge
Menschen teil. Sie ist Teil des Jugendbeteiligungsprojektes youpaN, mit dem
die Stiftung Bildung junge Menschen unterstützt, sich beim Nationalen
Aktionsplan BNE einzubringen. Unter diesem Dach nehmen einige von ihnen
regelmäßig an hochrangigen Gremiensitzungen teil und steuern Erfahrungen
bei. Gefördert wird das Projekt youpaN vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung.


Die Stiftung Bildung setzt sich bundesweit für vielfältige und
partizipative Bildung ein, vor allem für eine Beteiligung der Kinder und
Jugendlichen in allen sie betreffenden Fragen. Sie stärkt das
zivilgesellschaftliche Engagement im Bildungsbereich durch den Aufbau
eines bundesweiten Netzwerkes der Kita- und Schulfördervereine und die
Unterstützung der Aktiven direkt vor Ort. Ziel der Stiftung Bildung ist,
Themenanwältin für beste Bildung bundesweit zu sein und Spenden zu
Gunsten von Kitas und Schulen einzuwerben.

 * 

Quelle:

Stiftung Bildung

Am Festungsgraben 1, 10117 Berlin

E-Mail: info@stiftungbildung.com

Internet: www.stiftungbildung.com
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AKTION/7216: Bundesweite Exkursionen zum "Tag der Steine in der Stadt", 13. und 14.10.2018


idw - Pressemitteilung: GeoUnion Alfred-Wegener-Stiftung

Natursteine als Baumaterial

Exkursionen zum "Tag der Steine in der Stadt" am kommenden Wochenende 



Am kommenden Wochenende, 13. und 14. Oktober 2018, gibt es in
verschiedenen deutschen Städten wieder den "Tag der Steine in der
Stadt". Fachleute aus Geologie, Architektur und Denkmalschutz
präsentieren dabei an ausgewählten Gebäuden die Werksteine, die für
diese Bauten verwendet wurden und erklären deren Herkunft und
Entstehung.

Am Samstag, 13. Oktober und Sonntag, 14. Oktober 2018 gibt es
bundesweit wieder den "Tag der Steine in der Stadt". Seit 2008 ist das
Wochenende Mitte Oktober reserviert für Entdeckungsrundgängen zu den
Werksteinen, die beim Bau wichtiger Gebäude in deutschen Städten zum
Einsatz gekommen sind. Dabei erklären Experten, welche Werksteine
verwendet wurden, wo diese herkommen und vor allem auch, wie sie
entstanden sind und welche Rolle sie im "Kreislauf der Gesteine"
einnehmen.

Unsere auf den ersten Blick so feste Erde ist nämlich in Jahrmillionen
keineswegs fest und unveränderlich, sondern einem ständigen Wandel
unterworfen, in dem die Kontinentalplatten sich gegeneinander
verschieben, neue Gebirge entstehen, Meere sich auftun und große
Becken das Abtragungsmaterial aus den Hochlagen aufnehmen.

Dabei können Gesteine auf drei Wegen entstehen: durch Vulkanismus,
also durch Auskristallisieren von glutflüssigem Magma (oberirdisch
oder unterirdisch), durch Ablagerung - im Meer, in Flüssen, in Seen -
oder durch Umwandlung im Erdinnern aufgrund der Hitze und des hohen
Drucks, der dort herrscht. Dementsprechend unterscheiden wir
Erstarrungsgesteine (wissenschaftlich als magmatische Gesteine
bezeichnet, z.B. Granit und Basalt), Ablagerungsgesteine
(Sedimentgesteine; z.B. Sandsteine und Kalk) und Umwandlungsgesteine
(metamorphe Gesteine, z.B. Gneis oder Marmor).

Zahlreiche Gesteinsarten aus diesen drei Kategorien können am Tag der
Steine in der Stadt in ihrem Einsatz als Werksteine bestaunt werden,
etwa Vulkanite in der Kölner Innenstadt oder Sandsteine im Zentrum von
Potsdam.

Veranstaltet wird der Tag der Steine in der Stadt vom Netzwerk "Steine
in der Stadt", dem Fachleute aus den Geowissenschaften, aber auch aus
Architektur, Baukunst, Denkmalpflege und Restaurierung angehören.

Das Programm für den Tag finden Sie im Internet.

https://www.steine-in-der-stadt.de/TdSidS/2018/TdSidS2018.pdf 

https://www.steine-in-der-stadt.de/aktuelles.html

Netzwerk Steine in der Stadt:

https://www.steine-in-der-stadt.de/index.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2228

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GeoUnion Alfred-Wegener-Stiftung, 08.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / BUCH / FAKTEN





MESSE/647: Buchmesse Frankfurt - Lest Bücher und vor allem kauft sie! (Kulturrat)


Deutscher Kulturrat e.V. - Pressemitteilung vom 9. Oktober 2018

Buchmesse Frankfurt: Lest Bücher und vor allem kauft sie!

Deutscher Kulturrat legt Schwerpunkt zur Entwicklung der Buchbranche vor



Berlin, den 09.10.2018. In Frankfurt am Main wird heute die Internationale
Buchmesse eröffnet. Bis Sonntag zeigen mehr als 7.300 Aussteller aus über
100 Ländern ihre Neuerscheinungen. Der Deutsche Kulturrat hat anlässlich
der Frankfurter Buchmesse einen Schwerpunkt in Politik & Kultur zur
Entwicklung der Buchbranche vorgelegt. Der Schwerpunkt ist in
Zusammenarbeit mit dem Börsenverein des Deutschen Buchhandels und der
Frankfurter Buchmesse entstanden.

Der Buchmarkt hat in den letzten Jahren wie andere kulturwirtschaftliche
Märkte auch, nicht zuletzt durch die Digitalisierung, große Veränderungen
durchlaufen. Die Produktionsprozesse haben sich ebenso verändert wie die
Vertriebskanäle und die Ansprache des Publikums. Konzentrationsprozesse im
Buchmarkt fanden statt und insbesondere die mittleren Unternehmen stehen
vor der Herausforderung, sich in der Sandwich-Position zwischen
Großverlagen mit mehreren Imprints, also Verlagen im Verlag, und
Kleinverlagen zu behaupten. Der stationäre Buchhandel konkurriert mit den
immer mächtiger werdenden Online-Händlern wie Amazon und muss sich mit
einem eigenen Profil positionieren.

Dies ist auch am Umsatz einiger kulturwirtschaftlicher Branchen (2017)
abzulesen:

Buchmarkt: 9,13 Mrd. Euro (-1,6%)

 Musikindustrie: 1,59 Mrd. Euro (-0,3%)

 Filmwirtschaft: 2,88 Mrd. Euro (+3,1%)

 Computer- und Videospiele: 2,40 Mrd. Euro 
(+12,0%)



Der Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates, Olaf Zimmermann, sagte: "Der
Buchmarkt ist eindeutig der wichtigste Kulturmarkt in Deutschland. Deshalb
ist der Umsatzrückgang in diesem Markt ein Alarmzeichen für den
Kulturbereich insgesamt. Es ist anzunehmen, dass der Druck auf den
Buchmarkt anhalten wird. Dies ist auch im Kontext der gesamten
Mediennutzung zu sehen. Der Tag hat auch für Leserinnen und Leser nur 24
Stunden, in dem Moment, in dem die Nutzung audiovisueller Inhalte zunimmt,
sinkt das verfügbare Zeitbudget zum Lesen von Büchern. Gerade in dieser
Umbruchzeit ist die Frankfurter Buchmesse, das zentrale Schaufenster des
deutschen Verlagswesens und der untrügliche Seismograf für die Lage der
Branche, wichtiger denn je. Das Buch ist zuerst ein Kulturgut, es ist aber
auch ein Wirtschaftsgut. Und nur wenn das Wirtschaftsgut Buch Gewinn
erwirtschaftet, kann das Kulturgut Buch produziert werden. Darum unser
Apell an alle zum Start der diesjährigen Buchmesse in Frankfurt, die das
Kultur- und Wirtschaftsgut Buch erhalten und pflegen wollen, lest Bücher
und vor allem kauft sie!"



Den Schwerpunkt zur Buchbranche in Politik & Kultur, der Zeitung des
Deutschen Kulturrates, finden Sie auf den Seiten 19 bis 32. Die Ausgabe
kann in der Online-Version hier kostenfrei als E-Paper (pdf) geladen
werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Oktober 2018

Deutscher Kulturrat e.V.

Mohrenstr. 63, 10117 Berlin

Telefon: 030-226 05 28-0, Fax: 030-226 05 28-11

E-Mail: post@kulturrat.de

Internet: http://www.kulturrat.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





ASIEN/779: 40.000 geflüchteten Rohingya droht Abschiebung aus Indien


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 9. Oktober 2018

Massenabschiebung würde Völkerrecht verletzen

Religion darf nicht für Wahlkampf instrumentalisiert werden



Göttingen, den 9. Oktober 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat Indien vor einer Massenabschiebung von 40.000 geflüchteten
Rohingya nach Burma gewarnt. "Eine Massenabschiebung von Menschen,
die vor Verbrechen gegen die Menschlichkeit geflohen sind, würde den
völkerrechtlichen Grundsatz der Nichtzurückweisung verletzen",
erklärte der GfbV -Direktor Ulrich Delius am Dienstag in Göttingen.
Nachdrücklich erinnerte die GfbV in einem Schreiben an Indiens
Premierminister Narendra Modi an die völkerrechtlichen
Verpflichtungen des Landes, Opfer schwerster
Menschenrechtsverletzungen nicht in den Verfolgerstaat Burma
abzuschieben. "Unter den Geflüchteten in Indien geht die Angst um,
seit das Bundesinnenministerium Indiens vor wenigen Tagen anordnete,
die biometrischen Daten aller geflüchteten Rohingya zu erfassen, um
ihre Abschiebung vorzubereiten", sagte Delius. Am letzten Donnerstag
waren sieben Rohingya-Flüchtlinge aus dem Bundesstaat Assam nach
Burma abgeschoben worden.

Die Menschenrechtsorganisation warnte vor einer Instrumentalisierung
der Rohingya-Frage im bevorstehenden Wahlkampf für die
Parlamentswahlen in Indien im Jahr 2019. "Es ist unverantwortlich,
eine gesamte ethnische Gruppe zu verleumden und zu kriminalisieren",
erklärte Delius. Der Präsident der einflussreichen
Hindu-nationalistischen Regierungspartei BJP Amit Shah hatte zuvor
behauptet, die "illegalen Immigranten sind wie Termiten, die die
nationale Sicherheit aushöhlen". "Es ist skandalös und durch keine
Fakten gerechtfertigt, Rohingya nur aufgrund ihres muslimischen
Glaubens als Unterstützer des internationalen Terrorismus zu
brandmarken", sagte Delius. Die Menschenrechtler warfen dem indischen
Politiker vor, die Rohingya-Frage zu instrumentalisieren, um
Wählerstimmen zu mobilisieren. Doch es sei absurd, vermeintliche
Verbindungen zwischen pakistanischen Terrorgruppen und
Rohingya-Frauen und Kindern zu konstruieren, die vor schwersten
Menschenrechtsverletzungen seien und Schutz bräuchten.

Rund 40.000 Rohingya-Flüchtlinge leben in Indien. Nur 16.500 dieser
Geflüchteten sind offiziell vom UN-Hochkommissariat für Flüchtlinge
registriert. Doch auch diese Registrierungen und provisorischen
Ausweisdokumente werden von Indiens Behörden nicht anerkannt.
Erschwert wird die Lage der Rohingya durch die Entscheidung von
Indiens Behörden, rund 7.000 dieser Geflüchteten im Bundesstaat Jammu
& Kaschmir an der zwischen Indien und Pakistan umstrittenen
Staatsgrenze anzusiedeln. "So werden die Rohingya von
Hindu-Nationalisten als vermeintliche Agenten des verfeindeten
Nachbarlandes Pakistan diffamiert, nur weil sie Muslime sind", sagte
Delius.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Oktober 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen
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MELDUNG/951: Kampagne fordert mit Aktion das Ende des Bundeswehrmandats für Syrien (Kampagne "Macht Frieden.")


Pressemitteilung der Kampagne

"MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" vom 9.10.2018

Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" fordert mit Aktion
das Ende des Bundeswehrmandats für Syrien



Anlässlich der bevorstehenden Bundestagsabstimmung zum "Einsatz bewaffneter
deutscher Streitkräfte zur nachhaltigen Bekämpfung des IS-Terrors und zur
umfassenden Stabilisierung Iraks im Oktober 2018" haben Mitglieder der
Kampagne "Macht Frieden. Zivile Lösungen für Syrien" gestern vor dem
Brandenburger Tor protestiert. Im Anschluss zogen sie mit einem Banner vor
den Bundestag. Ihre Forderung an die Abgeordneten: "Beenden Sie den Einsatz
der Bundeswehr in Syrien und dem Irak noch in diesem Monat und setzen Sie
sich stattdessen für zivile Maßnahmen ein, die die Lebensbedingungen der
Menschen vor Ort verbessern, eine Stabilisierung der Länder fördern und dem
Terrorismus seinen Nährboden entziehen."

Berthold Keunecke, Sprecher der Kampagne, erklärt: "Offiziell wird das
Mandat immer noch mit dem Kampf gegen den IS begründet - aber da sind gar
keine Gebiete mehr, aus denen der IS vertrieben werden könnte."

"Militärische Interventionen im Eigeninteresse und mit dem Ziel der
Herstellung genehmer Staatsformen und Repräsentationen in den Ländern
dieser Welt können weder den Terrorismus ausrotten noch den Menschen
Frieden und Entwicklung bringen", so Jens-Peter Steffen,
friedenspolitischer Sprecher der IPPNW.



Die Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" wird getragen von
25 Organisationen und Gruppen der deutschen Friedensbewegung, darunter die
IPPNW, die DFG-VK, das Netzwerk Friedenskooperative, der Versöhnungsbund
und pax christi. Mehr Informationen über die Kampagne und die beteiligten
Trägerorganisationen: 

www.macht-frieden.de

 * 

Quelle:

MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien

c/o Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228 / 692904

E-Mail: info@macht-frieden.de

Internet: www.macht-frieden.de
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MELDUNG/160: Digitalisierung löst das Hungerproblem nicht


Fian - Pressemitteilung vom 09.10.2018

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Welternährungstag am 16. Oktober

Digitalisierung löst das Hungerproblem nicht

Brot für die Welt und FIAN legen Bericht zum Recht auf Nahrung vor



Berlin, Köln, 9. Oktober 2018. Politik und Agrarindustrie versprechen, dass
neue Technologien wie die Digitalisierung den Hunger besiegen können. Das
evangelische Hilfswerk Brot für die Welt und die Menschenrechtsorganisation
FIAN legen in ihrem aktuellen "Jahrbuch zum Recht auf Nahrung" dar, wie die
Digitalisierung die Auseinandersetzung um Ressourcen sogar verschärfen und
eine dezentrale Nahrungsmittel-Versorgung gefährden kann.

Die aktuelle Ausgabe des Jahrbuchs untersucht, welche Folgen es haben wird,
wenn Finanzmärkte und Agrarkonzerne mit Hilfe der Digitalisierung die
Kontrolle über Ressourcen wie Boden, Wasser und Saatgut übernehmen und die
Produktion von Nahrungsmitteln vom Menschenrecht auf Nahrung abgekoppelt
wird.

"Das nachhaltige Entwicklungsziel, den Hunger bis 2030 zu überwinden, gerät
immer weiter aus dem Blick, wenn Hungerursachen wie Diskriminierung,
Umweltzerstörung und Krieg nicht endlich wirksam angegangen werden", sagt
Bernhard Walter, Ernährungs- und Landwirtschaftsexperte von Brot für die
Welt. "Es besteht die Gefahr, dass die Digitalisierung die Umwandlung
öffentlicher Güter wie etwa die Wasserversorgung in international
handelbare Waren vorantreibt. Davon haben die Ärmsten der Armen gar nichts,
im Gegenteil, ihre Lage würde sich verschlimmern." Hinzu kommt, dass
Kleinbäuerinnen und Kleinbauern, die einen Großteil der Lebensmittel
erzeugen, seit Jahrzehnten systematisch in unfruchtbare und abgelegene
Gebiete abgedrängt werden und einem unfairen globalen Wettbewerb ausgesetzt
sind.

"Für die Mehrzahl der bäuerlichen Betriebe bietet die Digitalisierung keine
Lösungen an, sondern verschärft noch die Probleme", so Philipp Mimkes,
Geschäftsführer von FIAN Deutschland. Die Digitalisierung kann die Spaltung
zwischen armen Bauerngruppen und kapitalkräftigen Agrarunternehmen weiter
vertiefen und die Konkurrenz um Land, Wasser und Saatgut weltweit noch
verschärfen. "Wichtige Gründe für die hohen Hungerzahlen - die
Diskriminierung von Frauen und ländlicher Bevölkerung, Landgrabbing und die
erzwungene Öffnung der Agrarmärkte in Entwicklungsländern - lassen sich
nicht technisch lösen", so Mimkes. Dies zeigt sich beispielsweise in
Südamerika, wo die Hungerzahlen seit 2012 wieder steigen: In den letzten
fünf Jahren waren dort 2,2 Millionen Menschen zusätzlich von schwerem
Hunger betroffen; gleichzeitig produziert die dortige hochtechnisierte
Agrarindustrie statt den Hunger vor Ort zu bekämpfen immer gewaltigere
Mengen, die jedoch überwiegend exportiert werden - 2016 alleine 70
Millionen Tonnen Getreide und 120 Millionen Tonnen Soja.

Brot für die Welt und FIAN geben seit zehn Jahren das "Jahrbuch zum Recht
auf Nahrung" heraus. Das Recht auf Nahrung ist im UN-Sozialpakt als
Menschenrecht verankert. In den Nachhaltigen Entwicklungszielen haben die
Vereinten Nationen vereinbart, bis 2030 das Recht auf Nahrung für alle
Menschen zu verwirklichen. Im vergangenen Jahr ist die Zahl der Hungernden
zum zweiten Mal in Folge wieder gestiegen, auf nun 821 Millionen Menschen.



Das aktuelle Jahrbuch hat einen Umfang von 48 Seiten und erscheint in
englischer, französischer, portugiesischer und spanischer Sprache. Eine
gedruckte Ausgabe senden wir gerne zu.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Oktober 2018
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ATTAC/1948: Großdemonstration #unteilbar am 13.10. in Berlin


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 09. Oktober 2018

Attac ruft in
breitem Bündnis zu bundesweiter Großdemonstration #unteilbar am 13.10. in
Berlin auf

Zehntausende demonstrieren für eine solidarische, freie und offene
Gesellschaft



Nach den rassistischen Mobilisierungen des Sommers und vor dem
Hintergrund einer zunehmenden Rechtsverschiebung des politischen
Diskurses, ruft das globalisierungskritische Netzwerk Attac gemeinsam
mit hunderten zivilgesellschaftlichen Organisationen und prominenten
Einzelpersonen am kommenden Samstag in Berlin zu einer Großdemonstration
für Solidarität statt Ausgrenzung sowie für eine offene und freie
Gesellschaft auf: "Grund- und Menschenrechte sind unteilbar. Es ist an
der Zeit, dass die Zivilgesellschaft zusammenkommt und in ihrer gesamten
Breite ein deutliches Zeichen der Solidarität und gegen den Hass setzt",
sagt Judith Amler, Mitglied im bundesweiten Attac-Koordinierungskreis.

Der solidarische Herbst der Vielen geht weiter

Die Großdemonstration von "#unteilbar" soll den Höhepunkt eines
solidarischen Herbsts bilden: Nach den großen Demonstrationen von "We'll
Come United" in Hamburg und "Jetzt gilt's: Gegen die Politik der Angst"
in München werden in Berlin mehrere zehntausend Menschen erwartet: "Ob
in der breiten Solidaritätsbewegung mit Geflüchteten oder in den
Protesten gegen eine zunehmend autoritäre Polizeigesetzgebung: Dass in
diesem Jahr immer wieder Zehntausende auf die Straßen gehen und Zeichen
für eine offene und freie Gesellschaft setzen, muss als deutliches
Signal verstanden werden", sagt Sabine Lassauer vom bundesweiten
Attac-Koordinierungskreis. "Es ist an der Zeit, dass sich Politik wieder
an den Forderungen der Vielen orientiert, anstatt immer wieder einer
Minderheit von Rechtsradikalen und Rassisten das Wort zu reden und Angst
zu verbreiten."

Her mit der Demokratie!

Im Demonstrationszug wird sich Attac mit einem großen und bunten Block
einreihen: Unter dem Motto "Her mit der Demokratie" lädt das
globalisierungskritische Netzwerk ein, sich anzuschließen und gemeinsam
für Grund- und Menschenrechte einzustehen. Vor dem Hintergrund der
Besetzung der Frankfurter Paulskirche durch Attac-Aktive im vergangenen
September, erklärt Judith Amler vom Koordinierungskreis von Attac: "Die
Menschenwürde ist ein Grundpfeiler des demokratischen Rechtsstaats.
Dieser ist allerdings in Gefahr, wenn mit Beteiligung der deutschen
Regierung an den Grenzen Europas Fluchtrouten abgeriegelt und Menschen
wissentlich dem Tod preisgegeben werden." Die Verschiebung des
migrationspolitischen Diskurses nach rechts erzeuge darüber hinaus einen
gesellschaftlichen Rahmen, in dem Menschen aufgrund ihrer vermeintlichen
Herkunft pogromartig gejagt werden und um Leib und Leben fürchten müssen.

Attac strebt grundlegende Veränderungen an

Aus Sicht von Attac gilt es, Menschen, die aufgrund der Folgen der
Wirtschaftsweise des globalen Nordens und vor Kriegen flüchten müssen,
willkommen zu heißen und entschlossen an den notwendigen
Rahmenbedingungen für ein soziales sowie gleichberechtigtes Miteinander
aller Menschen zu arbeiten. "Ein gutes Leben für alle und eine andere
Welt sind möglich", sagt Judith Amler vom Attac-Koordinierungskreis.
"Dafür müssen wir die Logik von Konkurrenz und Ausgrenzung überwinden.
Lasst uns Solidarität und Nachhaltigkeit zu den obersten Prinzipien
allen Handelns erklären!" Gleichzeitig sei eine wirksame Bekämpfung von
Fluchtursachen nötig. Zu den Forderungen des globalisierungskritischen
Netzwerks zählen ein sofortiger Einstieg in den sozial-ökologischen
Umbau der Wirtschaft, die Beendigung von unfairen Handelsabkommen mit
den Ländern des globalen Südens und ein Stopp von Rüstungsexporten.


Weitere Informationen:

Zur Großdemonstration:

www.unteilbar.org

Paulskirchenbesetzung und -erklärung von Attac Deutschland:

www.attac.de/startseite/detailansicht/news/her-mit-der-demokratie-attac-aktivisten-besetzen-frankfurter-paulskirche/

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle
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Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





AUFRUF/055: Wir stehen auf! #Aufstehen Bremen für soziale Gerechtigkeit und Frieden (Aufstehen Bremen)


Aufstehen Bremen - Pressemitteilung vom 2. Oktober 2018

Wir stehen auf!

#Aufstehen Bremen für soziale Gerechtigkeit und Frieden



Am 29. September 2018 hat sich der Initiatorenkreis zur Unterstützung
von #Aufstehen Bremen konstituiert. Wir wollen mit diesem Schritt dazu
beitragen, die von Sahra Wagenknecht und anderen auf der
Bundespressekonferenz am 4.9. vorgestellte parteiübergreifende
Sammlungsbewegung auch in Bremen zu etablieren. So haben sich von den
bundesweit über 150.000 Unterstützer*innnen
von #Aufstehen bereits 800 Bremerinnen und Bremer der Bewegung
angeschlossen.

Wir möchten den Menschen Mut machen, sich in der
Sammlungsbewegung #Aufstehen zu engagieren und ihre Interessen und
Forderungen auf die Straße zu tragen, um damit ein sichtbares Zeichen zu
setzen gegen die herrschende Politik des Neoliberalismus und gegen die
Rechtsentwicklung in Staat und Gesellschaft.

Eine Auftaktveranstaltung "#Aufstehen für soziale Gerechtigkeit und
Frieden" ist für Mitte Oktober geplant. Anbei die auf der Sitzung
verabschiedete Erklärung.


Wir stehen auf #Aufstehen für soziale Gerechtigkeit und Frieden
in Bremen

Es geht ungerecht zu: In Bremen, in unserem Land, in Europa und auch auf
der großen Bühne der Weltpolitik. Profit triumphiert über Gemeinwohl,
Gewalt über Völkerrecht, Geld über Demokratie, Verschleiß über
umweltbewusstes Wirtschaften. Die Spaltung der Gesellschaft in Arm und
Reich nimmt dramatische Auswüchse an. Wo nur noch Werte zählen, die sich an
der Börse handeln lassen, bleibt die Menschlichkeit auf der Strecke.
Dagegen stehen wir auf: für Gerechtigkeit und sozialen Zusammenhalt, für
Frieden und Abrüstung, für die Wahrung unserer natürlichen
Lebensgrundlagen. Wir wollen eine kapitalismuskritische Gegenmacht zum
herrschenden Neoliberalismus bilden und der wachsenden Rechtsentwicklung in
Staat und Gesellschaft entgegenwirken.

Es gibt in der Bevölkerung Mehrheiten für eine neue Politik: für Abrüstung
und Frieden, für höhere Löhne, bessere Renten, gerechtere Steuern und mehr
Sicherheit. Für höhere öffentliche Investitionen in Bildung und
Infrastruktur. Aber es gibt keine mehrheitsfähige Parteienkoalition, die
für eine solche Politik steht.

Der Initiatorenkreis der Unterzeichner*innen unterstützt den
Gründungsaufruf der linken Sammlungsbewegung #Aufstehen. Auch wir sind von
der Notwendigkeit eines gesellschaftlichen Aufbruchs überzeugt. Den
Sprachlosen muss eine Stimme und den Unsichtbaren eine Bühne gegeben
werden. Wenn die Vielen sich sammeln und nicht mehr vereinzelt bleiben,
dann haben sie mehr Macht als die wenigen Privilegierten. Dann können sie
ihre Interessen durchsetzen und die Politik in unserem Land verändern. Dann
können Sie Menschlichkeit, Frieden, Sicherheit und sozialen Zusammenhalt
ganz oben auf die Tagesordnung setzen.

Gemeinsam für ein gerechtes Land in einem gerechten Europa! Miteinander für
eine bessere Welt! Dafür lasst uns aufstehen!

Wir unterstützen die Bremer Auftaktveranstaltung von "#Aufstehen für
soziale Gerechtigkeit und Frieden" und rufen zur Teilnahme auf.

Unterstützer*innen und Initiatorenkreis von #Aufstehen Bremen

 * 

Quelle:

Aufstehen Bremen

E-Mail: bremen@aufstehen.de

https://www.aufstehen.de/
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AUSSICHTEN/8422: Und morgen, den 10. Oktober 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 10.10.2018 bis zum 11.10.2018 +++






[image: Jean-Luc 8422 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Sonnenschein und Morgendunst,

früh erwacht und hoch gehüpft,

für Frosch Jean-Luc keine Kunst,

wenn der Sommer nochmal schlüpft.
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FILM/104: KiKA - Määähr von Shauns Herde, ab 11.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Määähr von Shauns Herde
Ab Oktober 2018 ist "Zeit für Timmy" / Premiere für Jung-Schaf in
"elefantastisch!"

ab Donnerstag, 11. Oktober 2018, jeweils um 18:35 Uhr bei KiKA



Die jüngsten Fans von "Shaun das Schaf" bekommen jetzt ihre eigene
Serie: Jung-Schaf Timmy steht im Mittelpunkt der Vorschulserie "Zeit
für Timmy". Der WDR hat sich die Rechte an der 78-teiligen britischen
Reihe gesichert. Zu sehen sind die ersten 60 Folgen aus Timmys
Tier-Kindergarten ab Donnerstag, 11. Oktober 2018, jeweils um 18:35
Uhr bei KiKA in der Sendung "elefantastisch!" - dem zehnminütigen
Ableger der "Sendung mit dem Elefanten".

Aardman Animations, die Erfinder von "Shaun das Schaf", "Wallace &
Gromit" und vielen weiteren Kinderformaten, arbeiten seit 2007 eng mit
dem WDR zusammen. Seitdem hat auch "Shaun das Schaf" seinen festen
Platz in der "Sendung mit der Maus". "Timmy Time" - so der
Original-Titel von "Zeit für Timmy" - war bereits 2010 im deutschen
Privatfernsehen zu sehen. Der WDR hat nun alle Folgen speziell für das
deutsche Publikum neu überarbeitet und mit einem Kinderkommentar
versehen.

"Zeit für Timmy" spielt im Tier-Kindergarten, wo der Tag fast genauso
abläuft, wie bei den Menschen. Die Tier-Kinder haben Zeit fürs
Basteln, Zeit für Sport, die Mittagsruhe und für vieles mehr. Timmy
und seine Freunde sind ein eingespieltes Team - im wahrsten Sinne des
Wortes. Am liebsten würden sie den ganzen Tag spielen. Das gilt ganz
besonders für Timmy, der die anderen auch mal wachhält, wenn
eigentlich Zeit ist, zu schlafen ...

Redaktion: Heike Sistig (WDR)

 * 

Quelle:

Programmtip vom 9. Oktober 2018
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THEATER/1371: Hannover - "Das Sams", Familienstück von Paul Maar, Premiere 10.11.2018


Schauspiel Hannover

DAS SAMS

FAMILIENSTÜCK VON PAUL MAAR

PREMIERE SA, 10.11.18, 16:00 UHR, SCHAUSPIELHAUS, AB 6



»Am Sonntag schien den ganzen Tag die Sonne. Am Montag kam Herr Mon zu
Besuch. Am Dienstag hatte Herr Taschenbier Dienst. Am Mittwoch war
Mitte der Woche. Am Donnerstag hatte es den ganzen Tag gedonnert und
am Freitag bekam er frei. Und am Samstag ...«, - da trifft Herr
Taschenbier auf das Sams. Und weil es für Herrn Taschenbier so leicht
zu erraten ist, wie das heißt, was da singend auf dem Markt sitzt,
folgt das Sams ihm von nun an auf Schritt und Tritt. Anfänglich ist
Herr Taschenbier genervt von seiner neuen Begleitung: Das Sams ist
frech und laut, liebt Reime, frisst Stuhlbeine und alles, was ihm
unter den Rüssel kommt und trägt einen Taucheranzug. Bis er etwas am
Sams entdeckt: Es besitzt Wunschpunkte. Doch Vorsicht: Man muss genau
und exakt wünschen! Und so erlebt Taschenbier die kuriosesten Dinge:
Ein Eisbär ist plötzlich in seinem Zimmer, er hat auf einmal sehr viel
Geld, bekommt ein schickes Auto, landet auf einer einsamen Insel...
und verliebt sich in seine neue Kollegin Frau März. Das passt dem Sams
allerdings gar nicht und auch die Wunschpunkte werden immer weniger...

Regisseur Tom Kühnel verknüpft in seiner Sams-Fassung die ersten drei
Teile der beliebten Bücher von Paul Maar - und schickt das Sams und
seinen Papa Taschenbier auf eine turbulente Wunsch-Reise.

REGIE Tom Kühnel

BÜHNE Maria-Alice Bahra

KOSTÜME Daniela Selig

MUSIKALISCHE LEITUNG Christian Decker

DRAMATURGIE Anna-Katharina Müller

DAS SAMS Christoph Müller 

HERR TASCHENBIER Mathias Max Herrmann 

FRAU ROTKOHL Catherine Stoyan 

HERR MON Andreas Schlager 

HERR OBERSTEIN Janko Kahle 

FRAU MÄRZ Antonia Eleonore Hölzel 

LIVE-MUSIK Christian Decker, LarsEhrhardt, Christoph Keding

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse November 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980
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AUSSTELLUNG/9569: Frankfurt - "From Russia with Love", Grattagen von Kirill Gorodetskiy, 20.10. bis Dezember


From Russia with Love - Die Höchster Porzellan Manufaktur präsentiert über 20 Grattagen von Kirill Gorodetskiy

Vom 20. Oktober bis Dezember 2018

Frankfurt am Main/Höchst



Frankfurt am Main, September 2018. Der russische Künstler Kirill
Gorodetskiy, der in seiner russischen Heimatstadt Sankt Petersburg als
"Meister der Grattage" gefeiert wird, schätzt Deutschland. Umso mehr
freut er sich, seine Grattagen in der Höchster Porzellan Manufaktur in
Frankfurt am Main/Höchst zu präsentieren. Das Ausstellungsmotto "From
Russia with Love" verdeutlicht dies und ist zugleich eine Referenz an
den besonderen Ausstellungsort.

"Genau so präzise und aufwendig wie die Gestaltung und Herstellung von
Porzellan ist auch die Herstellung meiner Grattagen", so Kirill
Gorodetskiy. "Für die Höchster Porzellan Manufaktur nimmt Kunst einen
hohen Stellenwert ein und ist Ausdruck des modernen Lifestyle", betont
Mario Effenberger, Vertriebschef und Künstlerischer Leiter der
Höchster Porzellan Manufaktur. "Wir freuen uns, Werke von Kirill
Gorodetskiy auszustellen und einem deutschen Publikum nahezubringen."

Anspruchsvolle Technik

Die seltene Technik der Grattage, die weltweit von nur wenigen
Künstlern beherrscht wird, erfordert viel Geschick und Erfahrung.
Kirill Gorodetskiy ritzt zunächst mit einem Messer Linien in ein
Spezialpapier und trägt anschließend sorgsam in einem mehrwöchigen
Prozess Farbschichten übereinander auf, die dann wieder vorsichtig
abgekratzt werden. Bei dieser Millimeterarbeit führt bereits die
kleinste Ungenauigkeit zum Scheitern. Erst kurz vor dem Abschluss
steht das Gelingen der Arbeit fest. Findet die Grattage die Zustimmung
des Künstlers, erhält sie noch ein besonderes "Finishing". Eine
Wachsschicht sorgt für eine räumliche und glänzende Wirkung.

Die Botschaften

Kirill Gorodetskiy ist ein aufmerksamer und empathischer Beobachter
seiner Umgebung. Seine Grattagen zeichnen sich neben der brillanten
Technik und ihrer figurativen Finesse durch einen feinen Humor aus.
Sie gleichen Kurzgeschichten und verweisen auf einen komplexen Kosmos.
Er thematisiert schicksalshafte Begegnungen von Frau und Mann.
"Begegnungen, Momente, die sich scheinbar zufällig ergeben und das
Leben für immer prägen werden", so der Künstler. Oft skizziert er
Frauen, weibliche Gewohnheiten und Charakterzüge. "Er greift dies
alles in seinen ausdrucksvollen Gestalten auf, die japanischen
Schriftzeichen ähneln. Hier stimmen Wesen und Form überein. Fabeln mit
Geheimnissen?, erläuterte der russische Kunstkritiker Nikolai Suyorow.

Unikat und Handarbeit

Jede Grattage ist ein kostbares Unikat und Handarbeit. Selbst wenn die
Nachfrage nach einem Motiv hoch ist, fertigt der Künstler nicht mehr
als maximal fünf Blätter pro Motiv an.

Kirill Gorodetskiy lebt und arbeitet in Sankt Petersburg. Die berühmte
Kunsthalle Eremitage widmete ihm im vergangenen Jahr eine
Einzelausstellung. Zudem unterrichtete er Meisterschüler der Sankt
Petersburger Kunstakademie in der Kunst der Grattage.

Die Ausstellung ist vom 20. Oktober bis Dezember 2018 geöffnet.
Täglich von 9.30 bis 18 Uhr. (Jeweils von Montag bis Freitag)
Vernissage am Samstag, den 20. Oktober 2018, 12 Uhr, in Anwesenheit
des Künstlers.

Höchster Porzellan-Manufaktur GmbH, Palleskestrasse 32, 65929
Frankfurt

Weitere Informationen unter

www.grattage-by-kirill.de

www.hoechster-porzellan.de

www.arts21.de
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Wem schaden die Sanktionen?

von Hubert Thielicke



Ende August drohte Donald Trump mit dem Ausstieg aus der
Welthandelsorganisation (WTO). Er ist offensichtlich bereit, den
Handelskrieg zu verschärfen. Im Mittelpunkt stehen die Zollstreitigkeiten
zwischen den USA und China, das auf dem Wege zur führenden Wirtschaftsmacht
der Welt ist. Angesichts des großen deutschen Leistungsbilanzüberschusses
scheint man in Washington auch über Strafzölle gegen Berlin nachzudenken.
Aber der von der Trump-Regierung initiierte Wirtschaftsstreit ist nur eine
Seite der Medaille, die andere ist der Einsatz von Sanktionen als
politische Waffe, was an die schlimmsten Zeiten des Kalten Krieges
erinnert. Hauptadressat der von den USA verhängten und teilweise von
Verbündeten mitgetragenen Strafmaßnahmen ist Russland. Sanktionen richten
sich jedoch auch gegen die Türkei, Kuba oder Venezuela. Besonders
gefährlich sind der Ausstieg der USA aus dem Atomabkommen mit Iran und die
Verhängung schärferer Sanktionen gegen das Land.

Erste Sanktionen gegen Russland erließ bereits die Regierung Barack Obamas
im Dezember 2012 - den sogenannten Magnitzky Act. Sergej Magnitzky,
Mitarbeiter des Fonds Hermitage Capital, hatte Korruptionsvorwürfe gegen
russische Beamte erhoben. Selbst wegen Steuervergehen verhaftet, starb er
2009 in Untersuchungshaft. Sein Chef Bill Browder, Geschäftsführer des
Investmentfonds, der in Russland in Abwesenheit wegen Steuerhinterziehung
verurteilt wurde, erwirkte in den USA die
Sanktionen gegen russische Beamte.

Ganz andere Ausmaße nahm diese Politik jedoch im Zusammenhang mit der
Ukraine-Krise 2014 an. Angesichts der Übernahme der Halbinsel Krim durch
Russland und der Abspaltung der Südostukraine beschlossen die USA und die
EU Sanktionen gegen Moskau: Einreiseverbote und Kontensperren gegenüber
bestimmten Personengruppen, Waffenembargo, Finanzmarktrestriktionen, Verbot
der Lieferung spezieller Waren und Technologien. Russland reagierte mit
Gegenmaßnahmen, insbesondere Verbote des Imports von Lebensmitteln aus
Staaten, die antirussische Sanktionen verhängt hatten.

Die Folge ist ein beträchtlicher Rückgang des Handels zwischen den
Betroffenen. Der Ostausschuss - Osteuropaverein der Deutschen Wirtschaft
(OAOEV) schätzt, dass sich der Handel der EU mit Russland zwischen 2013 und
2017 um über 40 Prozent verringert hat, beeinflusst allerdings auch durch
andere Faktoren wie den gesunkenen Ölpreis und den schwachen Rubelkurs. Die
Kosten für Russland und den Westen hätten seit 2014 einen dreistelligen
Milliarden-Euro-Betrag erreicht.

Immer öfter fragt man sich in Westeuropa, was die Sanktionen seit 2014
gebracht haben. Fortschritte bei der Erfüllung der Minsker Vereinbarungen
sind jedenfalls nicht zu verzeichnen. Trotz Kritik aus der Wirtschaft und
Zweifeln in den Regierungen Griechenlands, Italiens, Österreichs,
Bulgariens, der Slowakei oder Ungarns werden die EU-Sanktionen bisher
jedoch fast automatisch im Halbjahresrhythmus verlängert.

Eine neue Welle haben inzwischen die USA ausgelöst. Noch im Dezember 2016
erließ Barack Obama Strafmaßnahmen, die mit angeblichen Cyberangriffen
Russlands im Wahlkampf begründet wurden - eine Argumentation, die bis heute
für ständig neue Sanktionen herhalten muss. Unter Donald Trump geht die
Initiative zu neuen Strafaktionen vor allem vom Kongress aus. Exemplarisch
ist das 2017 verabschiedete "Gesetz zur Abwehr von Amerikas Gegnern durch
Sanktionen" (CAATSA), das neben Iran und Nordkorea auch Russland betrifft
und den außenpolitischen Spielraum des Präsidenten erheblich einengt, denn
er darf die Maßnahmen ohne Zustimmung des Kongresses nicht aufheben. Zu
beobachten ist eine gewisse Divergenz zwischen Trump, der an einer
Normalisierung der Beziehungen zu Russland interessiert sein mag, und der
harten Linie des Establishments in Gestalt des Kongresses.

Der Nachrichtenagentur Bloomberg zufolge sind fast 700 russische Bürger und
Firmen von den Sanktionen betroffen. Dass es im Grunde um eine weit
reichende Schädigung der russischen Wirtschaft geht, zeigen die im April
vom Finanzministerium der USA verkündeten Strafmaßnahmen gegen russische
Konzernchefs, Unternehmen und Beamte. Im Zentrum steht der Oligarch Oleg
Deripaska, Chef des Aluminiumkonzerns Rusal, weltweit die Nummer 2 am
Aluminiummarkt. Während allgemein von Strafen für "Russlands bösartige
Aktivitäten" die Rede war, ist die Botschaft an die internationale
Wirtschaft klar: Haltet euch bei Geschäften mit Russland zurück!

Nach den im August von den USA verhängten neuen Sanktionen, für die der
"Fall Skripal" herhalten musste, werden im Kongress nun Maßnahmen erörtert,
die alles Bisherige in den Schatten stellen und insbesondere gegen den
russischen Banken-, Finanz- und Energiesektor gerichtet sein sollen. Das
Handelsblatt schrieb am 6. September von einem "regelrechten
Sanktionswettlauf". Die geplanten Gesetze würden Freund und Feind treffen.
Nie zuvor hätten die USA ihre Wirtschaftsmacht so offensiv und eigensinnig
eingesetzt. In Anhörungen des Senats ließ der ehemalige Botschafter in
Russland, Michael McFaul, keinen Zweifel an der Zielrichtung: Es gehe um
eine "vielseitige Strategie der Eindämmung", die ein "neues und
verbessertes Sanktionsregime" enthalten müsse.

Im Visier befindet sich auch das europäisch-russische Pipelineprojekt Nord
Stream 2, das die USA als Hindernis für den Export ihres flüssigen Erdgases
nach Europa betrachten.

Solche Sanktionen seien gefährlich, weil sie sich auch gegen europäische
Partner russischer Firmen richten könnten, warnte der OAOEV-Vorsitzende
Wolfgang Büchele. "Wir halten dies für völkerrechtswidrig und hoffen, dass
die EU und die Bundesregierung hier schlimmeres verhindern können." Selbst
in Regierungskreisen scheint diese Erkenntnis inzwischen angekommen zu
sein. Auch im Verhältnis zu Russland würden extraterritoriale US-Sanktionen
den Handel mit der EU bedrohen, stellte Bundesaußenminister Heiko Maas im
August auf der Botschafterkonferenz im Auswärtigen Amt fest. "Es ist
letztlich schlicht unakzeptabel, mit Sanktionen Einfluss auf die
europäische Energiepolitik nehmen zu wollen." Fragt sich, wie weit diese
Erkenntnis trägt. Immerhin sprach sich Maas dafür aus, "die Autonomie und
Souveränität Europas in der Handels-, Wirtschafts- und Finanzpolitik" zu
stärken. An Vorschlägen, um Zahlungskanäle und Bankenverkehrssysteme wie
SWIFT unabhängiger zu gestalten, werde gearbeitet. Was Russland angehe,
müsse sich Deutschland aus dem Schlepptau Washingtons lösen, forderte
jedenfalls der sicherheitspolitische Experte Theo Sommer auf ZEIT
online. Die primär vom Kongress bestimmte Russlandpolitik der USA
entbehre jeglicher Rationalität.

Abgesehen von den bisherigen Reaktionen sind Russlands wirtschaftliche
Möglichkeiten für weitere offensive Schritte gegen den von Washington
erklärten "Wirtschaftskrieg" (Ministerpräsident Dmitri Medwedjew)
beschränkt. Im Kern geht es derzeit um zwei Richtungen: Modernisierung der
eigenen Wirtschaft und Ausweitung der Außenwirtschaftsbeziehungen,
insbesondere zu China. Im vergangenen Jahr wurde ein Programm zur
Steigerung von Effizienz und Produktivität der russischen Industrie in
Angriff genommen. Gegen die westliche Sanktionspolitik richtet sich auch
die Politik der Lokalisierung und der Importsubstitution. Westliche
Industriegüter sollen durch eigene Produkte oder Importe, vorwiegend aus
asiatischen Ländern, ersetzt werden. Das Anfang September in Wladiwostok
abgehaltene Eastern Economic Forum, an dem erstmals auch der chinesische
Präsident Xi Jinping teilnahm, verdeutlichte das Ausmaß der strategischen
Partnerschaft mit China, die von Energieprojekten bis zur militärischen
Kooperation reicht. Wladimir Putin und Xi Jinping betonten, man wolle sich
gemeinsam gegen unilaterale Aktionen und Handelsprotektionismus wenden. Die
Rolle des US-Dollars im bilateralen Handel solle reduziert werden,
stattdessen wolle man die eigenen Währungen nutzen. Der gegenseitige Handel
könnte 2018 die Rekordmarke von 100 Milliarden US-Dollar erreichen. Geplant
sind 73 gemeinsame Projekte in Industrie, Infrastruktur, Bergbau und
weiteren Bereichen. Beispiel ist die etwa 3000 Kilometer lange Pipeline
"Kraft Sibiriens", die ab Dezember 2019 Erdgas aus Jakutien nach China
leiten soll.
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US-Senat bestätigt Brett Kavanaugh als Obersten Richter

Von Patrick Martin

9. Oktober 2018



Am Samstag bestätigte der amerikanische Senat Brett Kavanaughs Ernennung
zum Richter am Supreme Court mit 50 zu 48 Stimmen. Die Abstimmung folgte
fast vollständig den Parteilinien. Nur wenige Stunden später wurde
Kavanaugh vom Obersten Richter John Roberts in einer privaten Zeremonie
unter Ausschluss der Presse vereidigt.

Kavanaugh, der seinen Platz schon am Montag einnahm, wird den Obersten
Gerichtshof noch weiter nach rechts rücken. Mit ihm zusammen bilden fünf
rechtsextreme Richter in dem neunköpfigen Gremium einen soliden Block, dem
außer ihm John Roberts, Clarence Thomas, Samuel Alito und Neil Gorsuch
angehören. Alle fünf wurden von republikanischen Präsidenten nominiert,
Gorsuch war der erste Richter, den Präsident Donald Trump nominiert hatte.

Die Minderheit der übrigen vier Richter, die gemäßigt liberal bis
konservativ sind, besteht aus Ruth Bader Ginsburg, Stephen Breyer, Sonia
Sotomayor und Elena Kagan. Alle vier sind von demokratischen Präsidenten
ernannt worden. Erstmalig in der jüngeren Geschichte der USA wird es keinen
"Wechsel"-Richter geben, der zwischen den beiden Hauptfraktionen schwankt.

Kavanaugh sitzt jetzt auf dem Richterstuhl, den von 1971 bis 1987 der
konservative und wirtschaftsfreundliche Jurist Lewis Powell einnahm. Powell
hatte beim Urteil Roe vs. Wade [das den Schwangerschaftsabbruch
bedingt legalisierte] mit der Mehrheit gestimmt. Von 1989 bis 2018 saß dort
Anthony Kennedy, ebenfalls ein wirtschaftsfreundlicher Konservativer, der
mehrere wichtige Urteile über die Rechte von Homosexuellen verfasste und
das Recht auf Abtreibung unterstützte. In Fragen der Wirtschaftsinteressen
und der Polizeibefugnisse ist Kavanaugh genauso rechts wie diese, aber zu
Fragen wie Abtreibung und Homosexuellenrechte nimmt der ultrakonservative
Katholik die Position der Kirche ein.

Kavanaugh hat schon erklärt, er sei bereit, als fünfte und entscheidende
Stimme zur Aufhebung des Urteils im Fall Roe vs. Wade beizutragen.
Er will auch sicherstellen, dass das Obergefell-Urteil zur
gleichgeschlechtlichen Ehe gekippt wird. Daneben hat er sich schon als
Berufungsrichter einen Ruf für rechtsextreme Ansichten erworben, so bei
Themen wie Polizeigewalt, staatliche Überwachung der Bevölkerung und
Vorrangigkeit der Exekutive vor der Legislative und Judikative. Auch in den
Fragen demokratischer Grundrechte vertritt er äußerst rechte Positionen.

Bekannt und berüchtigt wurde Kavanaugh, als er letztes Jahr den Versuch der
Trump-Regierung unterstützte, einer jungen Immigrantin, die vergewaltigt
worden war, das Recht auf Abtreibung abzusprechen. Die Frau konnte
schließlich die Schwangerschaft abbrechen, da Kavanaugh als einer von drei
Berufungsrichtern in der Minderheit war, und da sie den Abbruch
durchführte, ehe der Oberste Gerichtshof das Urteil wieder kippen konnte.

Schon seit dem Impeachment gegen Präsident Bill Clinton ist Kavanaugh als
strammer Republikaner bekannt. Er war oberster Staatsanwalt in Kenneth
Starrs Untersuchungsausschuss und an vorderster Front an der Hexenjagd
gegen Clinton beteiligt. Diesem wurde eine einvernehmliche sexuelle
Beziehung vorgeworfen, doch während das Republikanisch dominierte
Repräsentantenhaus ein Amtsenthebungsverfahren gegen ihn durchsetzte, wurde
Clinton später durch ein Senatsverfahren freigesprochen.

Der frischgebackene Richter am Obersten Gerichtshof beteiligte sich noch an
einer weiteren rechtsextremen Kampagne, die mehr Erfolg hatte: Im Jahr 2000
war er nach der Präsidentschaftswahl in Florida Teil des Anwaltsteams, das
durch einen Appell an den Obersten Gerichtshof die Stimmenauszählung in
Florida stoppen konnte. Die Folge war, dass die Wahlmännerstimmen von
Florida George W. Bush zugesprochen wurden und er Präsident der Vereinigten
Staaten wurde, obwohl sein Gegenkandidat mehr Stimmen hatte als er.

Als Belohnung dafür erhielt Kavanaugh einen hohen Posten in der
Bush-Regierung. Dort war er am Gesetzesentwurf beteiligt, der die CIA zu
Folter von Gefangenen in ausländischen Geheimgefängnissen wie Guantanamo
Bay berechtigte. Später nominierte Bush Kavanaugh als Richter am
US-Berufungsgericht für den District of Columbia, das zweithöchste
Bundesgericht der USA.

Das Wahlergebnis für Kavanaughs zum Obersten Gerichtshof mit 50 zu 48
Stimmen ist die knappste Mehrheit seit 137 Jahren. Vier der jetzigen fünf
rechten Mitglieder haben extrem schlechte Resultate erzielt und sind vom
Senat mit den knappsten vier Resultaten der modernen Geschichte bestätigt
worden: Kavanaugh mit dem Minimum von 50 Stimmen, Thomas mit 52, Gorsuch
mit 54 und Alito mit 58 Stimmen.

Bis zur Probeabstimmung am letzten Freitag war die Stimmenverteilung
unentschieden: 48 stimmten für seine Nominierung und 48 dagegen, während
vier Senatoren offiziell noch unentschlossen waren. Die Unentschlossenen
waren: der Demokrat Joe Manchin aus West Virginia, sowie die Republikaner
Susan Collins (Maine), Jeff Flake (Arizona) und Lisa Murkowski (Alaska).

Bei der Probeabstimmung teilten sie sich im Verhältnis von drei zu eins
auf, um Debatten über die Nominierung zu begrenzen, die mit 51 zu 49
Stimmen bestätigt wurde. Bei der endgültigen Abstimmung am Samstag hätte
das gleiche Verhältnis vorherrschen sollen. Allerdings enthielt sich Lisa
Murkowski, Kavanaughs einzige Gegnerin unter den Republikanern, um das
Fehlen des republikanischen Kavanaugh-Befürworters Steve Daines
auszugleichen. Auf diese Weise kam das Ergebnis von 50 zu 48 Stimmen
zustande.

Manchin gab seine Absicht bis zur Probeabstimmung nicht öffentlich bekannt.
Allerdings hatte er laut einem Bericht von Politico noch am
Donnerstag gegenüber der Senatsführung und dem Weißen Haus seine
Entscheidung für Kavanaugh angedeutet. Damit hatte der Demokrat Manchin
schon vor der Abstimmung sichergestellt, dass Kavanaugh zumindest die
notwendigen 50 Stimmen erhalten würde. Falls es zu einem Untentschieden mit
50 zu 50 Stimmen gekommen wäre, hätte der Vizepräsident Mike Pence mit
seiner Stimme die Ernennung Kavanaughs sichern können, doch dies erwies
sich als unnötig.

Die letzte Debatte im Senat hat bestätigt, dass der so genannte Widerstand,
den die Demokratische Partei Kavanaugh entgegenbrachte, in seinem Wesen
völlig rechts war. Ein Senator nach dem anderen lehnte die Nominierung nur
wegen der unbewiesenen sexuellen Missbrauchsvorwürfe gegen Kavanaugh ab,
doch über seine ultrarechte Vergangenheit als Politiker und Jurist verloren
sie kein Wort. Der Tiefpunkt war wohl am Samstagmorgen um vier Uhr
erreicht, als der Demokrat Jeff Merkley (Oregon) zwei Stunden lang die
Aussagen von mehr als 30 Opfern von Vergewaltigung und sexuellen
Übergriffen verlas, unter denen kein einziges Opfer Kavanaughs war.

Da sich die Demokraten ausschließlich auf die unbewiesenen
Missbrauchsvorwürfe beschränkten, konnten sich die Republikaner als
Verteidiger demokratischer Prinzipien wie der Unschuldsvermutung
aufspielen, obwohl sie selbst regelmäßig auf solchen Rechten herumtrampeln,
wenn es um Immigranten, Flüchtlinge, Opfer von Polizeigewalt oder den
Opfern des "Kriegs gegen den Terror" geht.

Mehrheitsführer Mitch McConnell schwang während seiner Rede im Senat große
Worte über die Unschuldsvermutung und rief zur Bestätigung von Kavanaugh
auf. Gleichzeitig prahlte er mit Trumps neuen Richter-Ernennungen, durch
welche rechtsgerichtete Richter sich auf Jahrzehnte hinaus über die
öffentliche Meinung hinwegsetzen können. Er bezeichnete die beiden Obersten
Richter und die 26 Berufungsrichter, die Trump nominiert und die Senatoren
bestätigt haben, als "unseren wichtigsten Beitrag zum Land, der am längsten
Bestand haben wird".

Die New York Times, die wichtigste Zeitung im Umfeld der Demokraten,
deutete in ihrem Leitartikel an, sie hätte bereitwillig einen ebenso
rechten Kandidaten wie Kavanaugh unterstützt, wenn nur die
Missbrauchsvorwürfe nicht gewesen wären. Sie erklärte mit Bedauern: "Trump
hätte aus vielen qualifizierten, höchst konservativen Anwälte wählen
können, aber er besteht auf Kavanaugh."

Weiter beklagte die Times, der Konflikt um Kavanaugh habe den
Obersten Gerichtshof als Institution geschwächt. Die Redakteure warnten:
"Natürlich wurde seit fast einem halben Jahrhundert die Mehrheit der
Richter am Obersten Gericht von Republikanern ernannt, doch seine
Glaubwürdigkeit war ungebrochen trotz kontroverser Entscheidungen wie
Bush vs. Gore, als ein Republikaner zum Präsidenten gemacht wurde.
Die Ernennung von Richter Kavanaugh stellt etwas Neuartiges dar."

Diese Sorge teilen beide kapitalistischen Parteien. Der ehemalige
Bildungsminister unter Reagan William Bennett, ein ultrarechter
Republikaner, hat die Spaltung in den USA mit derjenigen in der Zeit vor
dem Bürgerkrieg verglichen und in der Washington Post erklärt: "Wir
leben in der am zweitmeisten gespaltenen Zeit unserer Geschichte, und ich
mache mir Sorgen um die Legitimität des Gerichts."

Das Oberste Gericht ist eine der Säulen der amerikanischen
Klassenherrschaft. Seit langem ist es als Bastion zur Verteidigung von
Privateigentum, Reichtum und Macht des Militär- und Geheimdienstapparats
gegen die Bevölkerung bekannt. Die verschiedenen Flügel der herrschenden
Klasse sind beunruhigt, weil der Supreme Court - genau wie alle anderen
Institutionen der bürgerlichen Herrschaft - zutiefst diskreditiert ist,
nicht nur wegen der aktuellen Schlammschlacht um Kavanaugh, sondern wegen
so reaktionärer und undemokratischer Entscheidungen wie dem berüchtigten
Urteil im Fall Bush vs. Gore im Jahr 2000.

Sie befürchten, dass die Arbeiterklasse nicht nur den Supreme Court,
sondern ebenso den Kongress, das Weiße Haus, die Wall Street und die
Konzerne als illegitim, undemokratisch und als Teil eines Systems
betrachtet, das nur den Interessen der Superreichen dient.
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graswurzelrevolution 431, September 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Klassen. Gegen Grundbuchämter und Porträts

Stichworte zum Postanarchismus 6

von Oskar Lubin



Als wir in den späten 1980er Jahren zum Anarchismus fanden, war das
im Wesentlichen schon ein Neoanarchismus. Also einer, in dem die
Klassenfrage eigentlich keine Rolle mehr spielte.


Irgendwann um die "1968er Jahre" herum hatten sich die neu
aufgekommenen anarchistischen Strömungen an die Kritische Theorie
angelehnt und die Arbeiter*innenklasse als "integriert" betrachtet.
Ihre Farbfernseher, Ford Fiestas und die Rente waren ihnen wichtiger
als der Klassenkampf. Wir hatten zwar einen Heidenrespekt vor den noch
lebendigen Kämpferinnen und Kämpfern aus der Spanischen Revolution,
die sich nach wie vor bruchlos positiv aufs Proletariat bezogen, aus
dem sie kamen. Aber mit der Realität der Arbeiter*innen, die wir
kannten, hatte das nichts zu tun. Mit ihren Schnauzbärten und
Vorgärten, beide gepflegt, gehörten sie zum System wie das
Herrengedeck zur Eckkneipe. Wir skandierten auf Demos "Die totale
Härte: Oberlippenbärte" und meinten letztlich nicht nur die Bullen,
die uns begleiteten.

Neben der analytischen Anlehnung an Adorno und vor allem an Herbert
Marcuse sahen wir unsere Ignoranz gegenüber den stattfindenden
Klassenkämpfen auch politisch gerechtfertigt. Uns Anarchisten, lasen
wir bei Gustav Landauer, "ist jeder, welcher Gesellschaftsklasse er
auch angehören mag, als Genosse recht",(1) er (und sie) muss nur die
Haltungen teilen und nicht die Position im Produktionsverhältnis.
Warum also allein aufs Proletariat setzen? Sich nach wie vor
hauptsächlich auf die Arbeiter*innen zu beziehen und politische
Hoffnungen in sie zu setzen, schien uns so unzeitgemäß wie das Layout
von Broschüren der DKP.

Dass die soziale Ungleichheit wuchs, nahmen wir zwar zur Kenntnis.
Aber anstatt die SPD nach links zu drängen, stimmten die
Arbeiter*innen 1993 mehrheitlich für die massive Einschränkung des
Asylrechts und Helmut Kohl wurde ständig wiedergewählt. Von heute aus
betrachtet, muss die Selbstkritik unserer früheren Haltungen gegenüber
aber dennoch ambivalent ausfallen.

Mit beidem, der analytischen Integrationsthese und der politischen
Diversitätsthese ("uns ist als Genoss*in jede/r recht"), lagen wir
einerseits richtig.

Die entscheidenden emanzipatorischen Kämpfe fanden auf dem Terrain der
Ökologie (Anti-Atom) und in Bezug auf Frauenrechte statt, sie wurden
vor Migrationshintergrund um Bleiberecht und Staatsbürgerschaft
geführt. Auch wenn um höhere Löhne und weniger Arbeit gekämpft wurde,
in der zentralen Arena fand das nicht statt, weder im Hinblick auf
weitreichende Emanzipationsvorstellungen noch in Bezug auf soziale
Veränderungen insgesamt. Je differenzierter eine Gesellschaft, desto
vielfältiger auch die Positionen, von denen aus gekämpft werden kann
und wird. Von einer "working class", die eine "dezentralisierte Form
popularer Macht"(2) entwickelt, wie sie der Anarchist Michael Schmidt
noch (oder wieder) 2013 sieht, kann überhaupt keine Rede sein. Gegen
solche, im Anarchismus wie der Linken insgesamt verbreitete,
arbeitertümelnde Positionen sind Neo- und Postanarchismus gute
Korrektive.

Andererseits lagen wir mit beidem aber auch kolossal daneben. Die
Annahme, die Arbeiter*innen hätten sich selbst integriert, erwies sich
als viel zu verallgemeinernd. Wenn auch das Gros der
Fabrikarbeiter*innen nicht ständig auf Demos auftaucht, so sind doch
durchaus andere Formen denkbar und angewandt worden, in denen
Widerstand oder zumindest ein Nichteinverstandensein zum Ausdruck
kommt. Verallgemeinernd aber auch im Denken darüber, wer und was die
Arbeiter*innen sind. Wir dachten da bloß in
Industriegesellschaftskategorien. Die migrantische Putzhilfe, den Call
Center-Angestellten, all die Inhaber*innen kurzzeitiger und prekärer
Jobs hatten wir nicht im Blick. Auch sie werden über ihre Arbeit
ausgebeutet. Und nicht nur das.

Sie werden auch diskriminiert. Mit der Unsichtbarkeit von Klassen
gingen wir auch - fälschlicherweise - davon aus, Klasse spiele in den
Herrschaftsverhältnissen kaum eine Rolle mehr. Nur weil man sie nicht
mehr sieht und sie auch objektiv nicht mehr so einheitlich existieren,
heißt das nicht, dass die Klassen nicht da sind und wirken. Erst
Pierre Bourdieu und die Klassizismus-Debatte machten uns darauf
aufmerksam: Klassenherrschaft existiert nicht nur über die
Wertschöpfung. Sie reproduziert sich im Konsum und in Gesten, im
Geschmack.

Der spanische Schriftsteller Rafael Chirbes lässt in seinem 2003 auf
Spanisch erschienen Roman "Alte Freunde" einen, der Protagonisten über
die "zähe Resistenz der Klassenschranken" sinnieren. "Uns Anarchisten
und Kommunisten war klar: Wollte man Gleichheit wenigstens für einen
Augenblick erreichen, musste man zuerst die Grundbuchämter, die
Archive verbrennen. Wollte ich noch einmal eine egalitäre Welt
schaffen, ich würde außerdem noch die Porträts verbieten, nicht nur
weil die Kleidung auf den Bildern die Klasse verrät, sondern auch,
weil sich in Haltung, Gebärden sowie im Blick eine besondere
Geschmeidigkeit ausdrückt, die nur eine über Generationen wiederholte
Klassengymnastik hervorbringt."(3)

Klassenherkunft ist langlebig. Sie hat sich in die Körper
eingeschrieben und in ihnen abgelagert. Die Lebenserwartung von Armen
ist wesentlich niedriger als die von Reichen. Diese Ablagerungen
werden unter der neoliberalen Hegemonie wieder sichtbarer: Die
Schnäuzer sind zwar weg, aber darunter treten die schlechten Zähne und
die grobporige Haut als Verräterinnen des Herkunftsmilieus hervor.
Dass Menschen deswegen benachteiligt werden, ist so offensichtlich wie
skandalös. Jede anti-herrschaftliche Positionierung muss auch daran
ansetzen. Der Kampf gegen die Diskriminierung schließt den Kampf gegen
die Ausbeutung keinesfalls aus, er ergänzt ihn.


Anmerkungen:

1) Gustav Landauer: "Der Anarchismus in Deutschland" [1893]. In:
Ders.: Auch die Vergangenheit ist Zukunft. Essays zum Anarchismus.
Frankfurt am Main: Sammlung Luchterhand 1989, S. 45-54, hier. S. 52

2) Michael Schmidt: Cartography of Revolutionary Anarchism.
Oakland/Edinburgh/Baltimore: AK Press 2013, S. 131 (Übers. O.L.).

3) Rafael Chirbes: Alte Freunde, München: Heyne Verlag 2006, S. 138f.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2297: Staatschefs auf Afrika-Tour


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 10 · Oktober 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Staatschefs auf Afrika-Tour

Der ärmste Kontinent soll den reichen Ländern mal wieder zu Hilfe
eilen

von Bernard Schmid



Der afrikanische Kontinent
wird derzeit von einigen Großmachtvertretern heftig umworben.


Am 3. und 4. September des Jahres etwa fand in Peking die siebte
Ausgabe des China-Afrika-Forums statt, umgerechnet rund eineinhalb
Milliarden Euro Kreditzusagen wurden dort getätigt - der
Rohstoffhunger Chinas als "verlängerte Werkbank der (kapitalistischen)
Welt" treibt das Land seit der zweiten Hälfte des vorigen Jahrzehnts
zur immer intensiveren Zusammenarbeit mit einer Reihe afrikanischer
Staatsführungen.

Vom 28. bis zum 30. August besuchte die britische Premierministerin
Theresa May mehrere englischsprachige Staaten Afrikas, wie Nigeria,
Südafrika und Kenya. Ihr Staatsbesuch stand ganz im Zeichen des
Bemühens, im Vorgriff auf den für März 2019 programmierten - und mit
vielen Unsicherheiten verknüpften - EU-Austritt Großbritanniens
intensivierte Wirtschaftsbeziehungen auf anderen Kontinenten zu
knüpfen.

Schließlich bereiste auch die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel
vom 29. bis 31. August, also fast zeitgleich zur Tour Theresa Mays,
den Westen Afrikas. Auch hier ging es u.a. um Wirtschaftsbeziehungen,
um Absatzmärkte für die deutsche Industrie - Werkzeugmaschinen und
Fahrzeuge made in Germany bleiben auch hier gefragte Produkte - und um
neue, erweiterte Freihandelsabkommen. Nach den Handelsabkommen der
ersten Generation im Rahmen des Lomé-Rahmenabkommens mit der EWG 1975
werden derzeit Freihandelsvereinbarungen der neuen Generation
ausgehandelt.

Die deutsche Bundesregierung ist dabei seit Jahrzehnten innerhalb der
EWG/EG/EU führend und unterhält eine eigene Kommission für dieses
Verhandlungsgebiet, obwohl die Kompetenz dafür fachlich eigentlich bei
der EU-Kommission in Brüssel angesiedelt ist.


Fluchtursache Freihandel

Freihandelsabkommen "öffnen die Märkte", wie es im bürgerlichen Jargon
heißt. Sie erleichtern die Überflutung der Binnenmärkte in Ländern mit
schwächeren Ökonomien und geringerem Produktivitätsniveau mit
Agrar- und Industrieprodukten, etwa aus der EU - angefangen bei den
Tonnen von Hühnchenfleisch, dessen Produktion auf EU-Territorium
hochgradig subventioniert wird und das in Westafrika dazu beiträgt,
manche Landwirtschaftsbetriebe zu ruinieren.

Insofern stellen Freihandelsregeln astreine "Fluchtursachen" dar, wie
man die Motive und Gründe für internationale Migration heute im
Politikbetrieb allgemein bezeichnet. Allerdings berührten die
Gespräche Angela Merkels mit den Staatsführungen im Senegal, im
Anschluss dann in Ghana und in Nigeria, nicht diesen Punkt, als es um
die "Bekämpfung von Fluchtursachen" ging. Vielmehr wurde das Thema der
gewollten Verhinderung "illegaler", d.h. von den Ländern des Nordens
unerwünschter, Migration nahezu ausschließlich unter dem Aspekt
behandelt, dass Symptome und Folgen abzustellen seien.

In der senegalesischen Hauptstadt Dakar bspw. versicherte der 2012 ins
Amt gekommene liberale Staatspräsident Macky Sall - er muss sich
demnächst einer Wiederwahl stellen - der deutschen Kanzlerin seine
Kooperation auf diesem Gebiet. Ein dpa-Bericht fasste es lapidar wie
folgt zusammen: "Der senegalesische Präsident Macky Sall hat Kanzlerin
Angela Merkel (CDU) seine Zusammenarbeit im Kampf gegen illegale
Migration und Schleuser zugesagt. Der Kampf gegen die Schleuser sei
eine Frage der Würde Afrikas, sagte Sall ... nach einem Gespräch mit
Merkel in der senegalesischen Hauptstadt Dakar. Afrikanische
Regierungen dürften sich nicht zu Komplizen von Schleppern und
Schleusern machen. Der afrikanischen Jugend müssten Chancen auf dem
eigenen Kontinent geboten werden. Merkel sagte, es sei wichtig,
Schlepper und Schleuser zu bekämpfen..."

Allerdings sei der Vollständigkeit halber erwähnt, dass Kanzlerin
Merkel sich an derselben Stelle durchaus auch dafür aussprach, "legale
Möglichkeiten des Zugangs zu Europa" zu schaffen. Dabei geht es in
Wirklichkeit vor allem um die Visavergabe an eine Minderheit von
Hochqualifizierten sowie um die Ausbildung von Studierenden, die auch
im Interesse der künftigen bilateralen Wirtschaftsbeziehungen sowie
der Beziehungen auf Verwaltungsebene ist.

In Nigeria wurden ähnliche Themen angesprochen, dort ging es
allerdings eher um die Schwerfälligkeit der nigerianischen Bürokratie
in den Botschaften und Konsulaten im nördlichen Ausland, was die
Ausstellung von Passierscheinen für Abschiebeflüge betrifft. Solche
Passierscheine sind notwendig, um ausländische Staatsangehörige, die
keinen Reisepass mit sich führen, abschieben zu können, wenn sie von
der Polizei des Aufnahmelands angehalten werden.


Der Schlepper - ein janusköpfiges Wesen

Der "Kampf gegen Schlepper und Schleuser" ist eine alte Leier in der
Rhetorik aller europäischen Staatsführungen, wenn es um die Bekämpfung
unerwünschter internationaler Migration geht. Dabei wird eine Folge
zur Ursache erklärt: Die Politik der (weitgehenden) Grenzschließung
für Menschen, die anders als Waren- und Kapital keine Freizügigkeit
eingeräumt bekommen, hat u.a. zur Folge, dass ein Markt für teilweise
mafiöse Gruppen entsteht.

Diverse Akteure handeln teilweise aus kriminellen Motiven und
Bereicherungstrieb, z.T. sind es aber auch ehemalige Migranten, die
mitunter ihren Landsleuten oder Leidensgenossen auf relativ selbstlose
Weise beim Grenzübertritt helfen. Sie treten als Vermittler oder
Unterstützer beim Überwinden nationaler oder europäischer Grenzen auf.

Der "Schlepper" hat dabei immer ein Doppelgesicht: Er ist einerseits
derjenige, der die Möglichkeit zur Überwindung der Grenzsperren
schafft und deswegen von den Migrationswilligen herbeigesehnt wird,
oftmals aber auch derjenige, der dafür einen hohen Preis in Form von
Geldzahlungen, Dienstleistungen oder sexueller Ausbeutung verlangt.
Deswegen wird ihm mit oft berechtigtem grundsätzlichem Misstrauen
begegnet. Politiker, die in Wirklichkeit in erster Linie die
(unerwünschten) Migranten und Flüchtlinge und nicht ihre Verfolger
oder Ausbeuter bekämpfen, berufen sich auf die zweite Facette, um in
moralisch wohlklingenden Tönen in Wirklichkeit die erstgenannte
Facette zu verteufeln.

Dabei sind nicht alle "Schleuser" moralische Monster, obwohl sich auch
tatsächliche Sklavenhalter im "Schleppergewerbe" betätigen. An der
nordfranzösischen Ärmelkanalküste im Raum Calais, von wo aus viele
Migranten verzweifelt die Überfahrt auf die britischen Inseln
versuchen, agieren etwa als sog. Schleuser oft Kurden und andere
Iraker, deren Tun darin besteht, den Einwanderungskandidaten die Tür
zum Lkw zu öffnen, in dem sie die Überfahrt auf britisches Territorium
versuchen. Die finanzielle Komponente ist dabei in vielen Fällen
unbedeutend, auch wenn manche Akteure sich diese bescheidene
Hilfestellung teuer bezahlen lassen.

Im Falle eines Landes wie dem Senegal kommt hinzu, dass die
europäische Außenwirtschaftspolitik an führender Stelle dazu
beigetragen hat, dass überhaupt Menschen zu haupt- oder
nebenberuflichen "Schleppern" wurden. Viele der Personen an der
senegalesischen Atlantikküste, die "außergesetzliche" Reisen in
Richtung Europa vermitteln - früher per Boot auf die Kanarischen
Inseln und damit spanisches Territorium, heute, infolge der starken
Zunahme der Kontrollen auf dem Atlantik, über Land bis nach Libyen
- waren früher als Fischer tätig. Die Präsenz von Fischfangflotten aus
der EU (mitunter auch aus Ostasien), die das Meer vor den Küsten
buchstäblich leerräumen, hat viele dieser kleinen, unabhängigen
Fischer ruiniert. Einige von ihnen orientierten daraufhin auf den
Transport von Auswanderungswilligen. Ihr Tun zu verurteilen, ohne
zugleich die Gründe ihres Handelns wie auch die Motive der Migranten
zu berücksichtigen, ist nichts als scheinheilig.
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DOKUMENTATION/1549: WDR - Harvey Weinstein. Chronik eines Skandals, 11.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Harvey Weinstein: Chronik eines Skandals

Ein Dokumentarfilm von Jordan Hill,

11.10.2018, 22.40 - 00.10 Uhr, WDR Fernsehen



In dem investigativen Dokumentarfilm "Harvey Weinstein: Chronik eines
Skandals" zeichnet US-Regisseur Jordan Hill die Geschichte vom
Aufstieg und Fall des Hollywoodmoguls Harvey Weinstein nach - und
fördert dabei Dramatisches und Überraschendes zutage.

Jahrzehntelang galt er als der Hollywood-Produzent schlechthin: Harvey
Weinstein. Zusammen mit seinem Bruder Bob produzierte er Kultfilme wie
"Good Will Hunting", "Pulp Fiction" oder "Shakespeare In Love". Sein
Markenzeichen: erfolgreiche Filme mit Anspruch und hervorragenden
Schauspielern. Die Filme seiner Firma Miramax (später The Weinstein
Company) galten lange als Oscar-Garanten. Die gesamte
Hollywood-Prominenz riss sich förmlich um ein Treffen mit "Onkel
Harvey", wie Schauspielerin Gwyneth Paltrow ihn einmal nannte.

Doch diese Treffen endeten oft mit sexuellem Missbrauch. Lange gab es
innerhalb der Szene Gerüchte zu Harveys Übergriffigkeit, aber
öffentlich gemacht wurde nichts davon. Erst im Oktober 2017
veröffentlichte die New York Times schließlich einen Artikel mit
persönlichen Aussagen von Frauen, die von Weinstein belästigt,
missbraucht und sogar vergewaltigt worden waren. Damit begann der
tiefe Fall des Hollywood-Produzenten. Die gesamte Weltöffentlichkeit
war geschockt von den Ausmaßen seines Fehlverhaltens. Doch nicht nur
das: eine Bewegung entstand, die das Geschlechterverhältnis - nicht
nur in der internationalen Filmbranche - nachhaltig verändern
sollte: #MeToo. US-Schauspielerin Alyssa Milano veröffentlichte unter
dem Eindruck des Weinstein-Skandals den Hashtag auf ihrer
Twitter-Seite und verband ihn mit dem Aufruf an alle Frauen, die schon
einmal sexuellen Missbrauch erfahren mussten, ihn zu posten. Tausende
weltweit folgten ihrem Beispiel.

Mittlerweile beschuldigen über 100 Frauen Harvey Weinstein des
sexuellen Missbrauchs und sind damit an die Öffentlichkeit gegangen.
Weinstein wurde im Mai 2018 von einem Gericht in New York angeklagt
und muss vermutlich für viele Jahre ins Gefängnis. Im Film "Harvey
Weinstein: Chronik eines Skandals" kommen neben Society-Reportern und
Psychologen auch zahlreiche prominente SchauspielerInnen zu Wort -
darunter Meryl Streep und ihr Kollege Tom Hanks. Doch im Mittelpunkt
des Films stehen jene Menschen, die am meisten unter Harvey Weinsteins
Verhalten zu leiden hatten: die Frauen, die er missbraucht hat.

"Harvey Weinstein: Chronik eines Skandals" ist eine Produktion von
Entertain Me Productions LTD 2018.

Redaktion: Jutta Krug
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REPORTAGE/528: WDR - Der Fall des Elor Azaria, 10.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Der Fall des Elor Azaria

Ein Film von Korbinian Kalleder

aus der Reihe "Die Story"

10.10.2018, 22.10 - 22.55 Uhr, WDR Fernsehen



Hebron, Westjordanland: Ein 21 Jahre alter Palästinenser und sein
Freund greifen mit Messern israelische Soldaten an. Ein Attentäter
wird erschossen, der andere bleibt nach Schüssen verletzt, aber
bewegungsunfähig am Boden - minutenlag. In wenigen Metern Entfernung
heben Sanitäter einen Soldaten, den einer der Attentäter mit einem
Messer verletzt hat, in einen Rettungswagen. Auch ein Sanitäter der
Streitkräfte namens Elor Azaria hilft, seinen Kameraden zu versorgen.

Plötzlich hebt Azaria sein Gewehr und schießt dem verletzten
Palästinenser in den Kopf. Ein Menschenrechtler dreht den Vorfall
verdeckt. Weil der damals 18 Jahre alte Azaria den Attentäter mit
einem Kopfschuss tötet, obwohl dieser offenbar keine Bedrohung mehr
darstellt, wird er vor einem Militärgericht wegen Totschlags
verurteilt. Inzwischen, nach neun Monaten Haft, ist er wieder frei.
Autor Korbinian Kalleder zeigt, wie die Tat eine Gesellschaft
gespalten hat: Für die einen ist Azaria ein Mörder - für die meisten
Israelis aber ein Held. Der Film von Korbinian Kalleder ist in der
Kategorie Hochschule offiziell für die Hauptjury zum Deutschen
Menschenrechts-Filmpreis 2018 nominiert. Die endgültigen Preisträger
werden am 25. Oktober 2018 bekanntgegeben.

Redaktion: Norbert Hahn
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SERIE/932: BR - Österreichische Kultserie "Braunschlag" erstmals im BR Fernsehen, 11.10.-29.11.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 26. September 2018

Österreichische Kultserie "Braunschlag" erstmals im BR
Fernsehen

Ab 11. Oktober 2018 an acht aufeinander folgenden Donnerstagen um
22.45 Uhr, BR Fernsehen



Die achtteilige Serie "Braunschlag" von David Schalko, in der
Bürgermeister Gerri Tschach seine Marktgemeinde Braunschlag vor der
Pleite zu retten versucht, wurde 2012 beim Internationalen Film- und
Fernsehfestival Cologne Conference als eine der "zehn weltweit
wichtigsten Arbeiten" ausgewählt. Ab 11. Oktober 2018 läuft die
satirische Fernsehserie mit viel schwarzem Humor an acht aufeinander
folgenden Donnerstagen um 22.45 Uhr im BR Fernsehen.


Zum Inhalt

Bürgermeister Tschach (Robert Palfrader) hat kein leichtes Leben.
Nicht nur, dass seine Gemeinde Braunschlag pleite ist - auch seine Ehe
ist völlig am Ende und seine Tochter (Sabrina Reiter) will mit ihrem
zwielichtigen Freund Ronnie (Christopher Schärf) an sein Geld. Er
verbringt die Nächte ausschließlich in der maroden Diskothek seines
Freundes Richard Pfeisinger (Nicholas Ofczarek). Die beiden Spezln
sind sich einig: Helfen kann nur mehr ein Wunder. So brüten sie
schließlich die Schnapsidee aus, eine Marienerscheinung zu fingieren,
um Braunschlag zu einer Pilgerstätte zu machen...


Infos zur Serie

Österreich 2012

Regie und Drehbuch: David Schalko

Darsteller: Robert Palfrader (Gerri Tschach), Nicholas Ofczarek
(Richard Pfeisinger), Maria Hofstätter (Herta Tschach), Nina Proll
(Elfi Pfeisinger) u.a.
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HÖRSPIEL/1818: Deutschlandfunk Kultur - "Kneift Karadings vorm Krieg?", 10.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Kneift Karadings vorm Krieg?

Hörspiel nach der Erzählung 'Was für ein kleines Moped mit verchromter
Lenkstange steht dort im Hof?'

Von Georges Perec

Regie: Stefan Dutt

DKultur 2006/45'55

Hörspiel

Mittwoch, 10. Oktober 2018, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Das Moped mit verchromter Lenkstange, das dort im Hof steht, gehört
Unteroffizier Henri Pollak. Und weil sein Freund, dieser Soldat mit
dem seltsamen Namen, weil also dieser Karadings nicht in Algerien
krepieren, sondern in Paris bei seiner Liebsten bleiben will, muss ihm
mit einem Trick geholfen werden. Wunderbar witzig spiegelt Perec den
Irrsinn des Krieges und die trotzige Hoffnung der kleinen Leute auf
einen schnellen Frieden.

 * 
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MELDUNG/1766: Deutschlandfunk und Deutschlandfunk Kultur auf der Frankfurter Buchmesse, 10.-14.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 8.10.2018

Deutschlandfunk und Deutschlandfunk Kultur auf der Frankfurter
Buchmesse

Umfangreiches Live- und Bühnenprogramm vom 10. bis 14. Oktober



Mit zahlreichen Livesendungen, Diskussionen, Lesungen, Autoren- und
Kritikergesprächen begleiten Deutschlandfunk und Deutschlandfunk
Kultur die diesjährige Frankfurter Buchmesse.

Die Bühne der beiden Programme (Halle 3.1, J37) bietet vom 10. bis 14.
Oktober Raum für Debatten und Kontroversen über die großen Themen in
Gesellschaft und Politik - und über deren Abbildung im gedruckten
Wort. Auch 2018 ist Deutschlandfunk Kultur wieder Partner des Blauen
Sofas, auf dem Literaturexperten mit Autorinnen und Autoren über ihre
neuesten Bücher diskutieren.

Das Deutschlandfunk Kultur-Literaturmagazin Lesart sendet vom 10. bis
14. Oktober live von der Buchmesse (Mo-Fr, 10.05-11.00 Uhr;
Sa 11.05-12.00 Uhr). Zu Gast sind unter anderem Heinz Strunk, Helene
Hegemann und Juli Zeh. In der Samstagssendung diskutieren unter dem
Titel "Deutschlands Zerreißprobe" Sachsens Integrationsministerin
Petra Köpping ("Integriert doch erst mal uns! Streitschrift für den
Osten") mit dem jüdischen Autor Max Czollek ("Desintegriert euch!")
und dem deutsch-israelischen Psychologen Ahmad Mansour ("Klartext zur
Integration. Gegen falsche Toleranz und Panikmache").

Auch die Sendung Büchermarkt im Deutschlandfunk sendet live von der
Messe, hinzu kommen zahlreiche Aufzeichnungen von Diskussionen auf der
Deutschlandfunk-Bühne. Am 10. Oktober (16.10-16.30 Uhr) spricht
Deutschlandfunk-Literaturexperte Hubert Winkels mit Iris Radisch und
Felix Stephan darüber, wie sich das Leseverhalten aktuell verändert.
Die Büchermarkt-Nachmittagssendung am Folgetag widmet sich mit den
Autorinnen Angela Steidele und Nana Ekvtimishvili dem Messe-Gastland
Georgien aus einer weiblichen Perspektive.

Einen Schwerpunkt im Deutschlandradio-Programm bildet auch 2018 der
Bücherherbst. Am 13. Oktober sendet Deutschlandfunk Kultur drei
Stunden live von der Messebühne Gespräche und Lesungen mit neun
Autorinnen und Autoren. Dorothea Westphal, Kolja Mensing und Jörg
Plath befragen Nino Haratischwili, Timur Vermes, Jan Wagner und viele
andere zu ihren neuen Büchern.

Auf dem "Blauen Sofa" (Halle 3.1, K25 und L25), dem Autorenforum von
Bertelsmann, ZDF, Deutschlandfunk Kultur und 3sat, nehmen an den fünf
Messetagen insgesamt 89 Autorinnen und Autoren Platz. Das
Deutschlandfunk-Kultur-Team moderiert Gespräche mit Annette
Ramelsberger und Tanjev Schultz ("Der NSU Prozess. Das Protokoll"),
Frank Schätzing ("Die Tyrannei des Schmetterlings"), Margarete
Stokowski ("Die letzten Tage des Patriarchats"), Armin Mueller-Stahl
("Der wien Vogel fliegen kann"), Winfried Kretschmann ("Worauf wir uns
verlassen wollen. Für eine neue Idee des Konservativen") und vielen
anderen mehr. Alle Gespräche sind im Deutschlandfunk-Kultur-Podcast
"Das blaue Sofa" nachzuhören. Neben der Sofa-Bühne finden
Interessierte an einem Deutschlandfunk-Kultur-Stand Informationen zum
Programm und zu aktuellen Veranstaltungen.

Das vollständige Bühnen- und Radioprogramm von Deutschlandfunk und
Deutschlandfunk Kultur finden Sie in der Übersicht im Anhang. Mehr
Literaturthemen und Neuigkeiten rund um die Buchmesse unter
deutschlandfunk.de/literatur und deutschlandfunkkultur.de/literatur
und in der Dlf Audiothek.

Hier finden Sie das Programm zum "Blauen Sofa".

http://www.das-blaue-sofa.de/

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MUSIK/2721: Deutschlandfunk - Schuberts Streichquartett "Der Tod und das Mädchen", 10.10.18 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wortspiel - Das Musik-Gespräch

Das Aris Quartett erkundet Schuberts Streichquartett "Der Tod und
das Mädchen"

Spielweisen

Mittwoch, 10. Oktober 2018, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Anfang und Ende, Jugend und Alter, Leben und Tod - Franz Schuberts
Streichquartett "Der Tod und das Mädchen" lotet die Extreme
menschlicher Existenz aus. Und Schubert zeigt sich zugleich selbst als
einen jungen Mann, der das Ende seines Lebens als qualvolles Schicksal
und zugleich als erlösende Sehnsucht empfindet. Welche emotionalen und
klanglichen Welten er in seinem d-Moll-Quartett auslotet, das zeigen
die vier Musiker des Aris Quartetts im Gespräch und mit zahlreichen
Musikbeispielen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160
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TALK/1605: Deutschlandfunk - Plastik im Alltag (vermeiden), 11.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Günstig, praktisch, schädlich

Plastik im Alltag (vermeiden)

Hörertel.: 0 08 00-44 64 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 11. Oktober 2018, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Das Gemüse im Supermarkt ist in Plastik eingepackt. Den Käse nehmen
wir eingeschweißt aus dem Kühlregal. Und auch im Alltag sind wir von
zahlreichen Kunststoffen umgeben. Kunststoffe wiegen weniger als Holz,
Glas oder Metall, sie sind praktisch, preiswert und langlebig. Und das
ist das Problem. Denn was unser Leben leichter macht, ist für andere
schädlich. Plastik zersetzt sich in der Natur nur extrem langsam. Mit
dramatischen Folgen für die Umwelt. Viele Gründe, den
Kunststoffverbrauch zu reduzieren. Doch wie soll das gehen? Unsere und
Ihre Fragen zu Plastik im Alltag diskutiert Britta Mersch mit
Expertinnen und Experten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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KURSUS/1835: Mönchengladbach - "Zeichenroboter programmieren" vom 16.-19.10.


ZEICHENROBOTER



Was haben Kabel, Batterien, Computer und Software mit Kunst zu tun?
Wie überträgt man Kreativität auf eine Maschine? Im Museum Abteiberg
können sich Jugendliche im Alter von 10 bis 14 Jahren in den
Herbstferien als Ingenieure der Robotik erproben. Gemeinsam bauen sie
im Kurs vom 16. bis 19. Oktober, jeweils 14 bis 18 Uhr,
Zeichenroboter, nutze7n Software und erlernen spielerisch erste
Grundlagen der Programmierung. Mit Hilfe selbstgeschriebener Codes
werden den Robotern Beine gemacht und ihre Zeichenbewegungen über das
Papier dirigiert. Wer es nicht ganz so technisch mag, kann auch mit
Hilfe des Zufalls Bilder gestalten. Ein Workshop im Rahmen der
aktuellen Ausstellung "Die Zukunft der Zeichnung: Algorithmus". Durch
eine Förderung des Kulturrucksacks NRW ist dieser Kurs kostenlos.

Teilnehmerzahl: max. 12


Leitung: David Denker, Felicitas Fritsche-Reyrink

Anmeldungen für alle Kurse sind über die Homepage des Museums im Menü
"praktische Kurse" möglich.

www.museum-abteiberg.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. September 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/1834: Mönchengladbach - "Esc@p3 - Spiel das Museum!" für junge Leute, 16.-18.10.2018


Esc@p3 - Spiel das Museum!



Einen Live Escape Room in den Hinterzimmern des Museums bauen, dafür
ein Virtual Reality Rätsel entwickeln, mit der Drohne eine neue
Perspektive auf MG einnehmen und den Escape Room mit Hilfe einer Handy
App vertonen, geht in Esc@p3 bis 18. Oktober im Museum Abteiberg, bei
der VHS und in der Stadtbibliothek. Am Ende werden alle 
Workshop-Bausteine zu einem VR-Game, das dann auf der Abschlussparty
präsentiert und mit Freunden gezockt werden kann. In der
Zentralbibliothek im Carl-Brandts-Haus wird die Musik dazu mit Hilfe
einer Handy App unter Anleitung eines Profis komponiert und
produziert. Ein Projekt des Kulturbüros für alle zwischen 15 und 21
Jahren. Die Teilnahme ist kostenlos.

Dienstag, 16.10. bis Do 18.10.2018 jeweils von 10 - 16 Uhr in der
Zentralbibliothek, Carl-Brandts-Haus, Blücherstraße 6, 41061
Mönchengladbach.

Anmeldungen unter kulturrucksack@moenchengladbach.de.

Anmelden unter info@mgconnect.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99
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KURSUS/1833: Mönchengladbach - "Mach dein (digitales) Ding" für junge Leute vom 16. bis 19.10.


Mach dein (digitales) Ding



In diesem Workshop sind alle richtig, die schon immer ihren eigenen
Roboter, Lügendetektor oder ein anderes digitales Projekt bauen und
programmieren wollten und in die 8., 9. oder 10. Klasse gehen. Egal,
ob Begriffe wie Arduino, Raspberry-Pi, Linux, Design Thinking oder
Rapid Prototyping einem noch nichts sagen oder man schon ein Wissender
ist: Jede und jeder ist willkommen.

Mit Unterstützung des Coding-Experten Patrick Kathöfer erwecken die
Teilnehmer ihr individuelles Projekt zum Leben. Und Spaß bei der
Arbeit in einer coolen Gruppe gibt's noch oben drauf.

Ein Kooperationsprojekt mit dem MGconnect-Team der
Wirtschaftsförderung Mönchengladbach und dem zdi-Zentrum
Mönchengladbach. Die Teilnahme ist kostenlos.

Dienstag, 16. bis Freitag, 19. Oktober 2018, 10 - 16 Uhr in der
Zentralbibliothek, Carl-Brandts-Haus, Blücherstraße 6, 41061
Mönchengladbach.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach
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GESCHICHTE/627: Kassenärztliche Organisation im Nationalsozialismus (idw)


Technische Universität Berlin - 05.10.2018

TU Berlin: Kassenärztliche Organisation im Nationalsozialismus

Pilotprojekt am Zentrum für Antisemitismusforschung (ZfA) der TU Berlin
erforscht die Geschichte der Kassenärztlichen Vereinigung Deutschlands
(KVD) im Nationalsozialismus



Unter der Projektleitung von Prof. Dr. Samuel Salzborn wird in den
kommenden zwei Jahren am Zentrum für Antisemitismusforschung der
Technischen Universität Berlin die Geschichte der Kassenärztlichen
Vereinigung Deutschlands (KVD) zwischen 1933 und 1945 untersucht und
bisher unveröffentlichtes Quellenmaterial gesichtet und ausgewertet:

"Wir rechnen damit, auf Basis bisher unzugänglicher Quellen in erheblichem
Maße neue Erkenntnisse über die Rolle der Ärzteschaft im
Nationalsozialismus zu erlangen, etwa was die Formulierung von
rassistischen und antisemitischen Kategorien auf pseudowissenschaftlicher
Grundlage angeht - oder die Rolle der Kassenärztlichen Vereinigung beim
Berufsausschluss jüdischer Kolleginnen und Kollegen", so Prof. Salzborn.

Die KVD war ein Zusammenschluss der 1932 vom Verband der Ärzte
Deutschlands (Hartmannbund) gebildeten regionalen Kassenärztlichen
Vereinigungen, welche die Sicherstellung der ambulanten Versorgung
gewährten und die medizinischen Leistungen zwischen Kassenärzten und
Krankenkassen abrechneten. Nach der Regierungsübernahme der
Nationalsozialisten 1933 stand die KVD unter der Aufsicht des
Reichsarbeitsministers, führte das Reichsarztregister und regelte die
Kassenzulassungen, wodurch es möglich war, sowohl politisch
oppositionellen als auch jüdischen Kassenärzten die Zulassung zu
entziehen. Mit der Entrechtung der größtenteils hoch qualifizierten
Mediziner*innen verstieß die KVD nicht nur gegen das ethische Gebot der
Kollegialität, sondern gefährdete damit auch die Gewährleistung einer
ausreichenden ärztlichen Versorgung der Versicherten.

Aufklärung der Vergangenheit

Finanziert wird das Forschungsprojekt von der Kassenärztlichen
Bundesvereinigung (KBV), welche die Rechtsnachfolgerin der KVD ist. Neben
der Finanzierung des Projektes ermöglicht die KBV auch erstmals
Wissenschaftler*innen einen Zugang zum Aktenbestand der KVD, der sich
heute im Besitz der Kassenärztlichen Bundesvereinigung befindet. Mit dem
Projekt erhofft sich die Standesvertretung der niedergelassenen Ärzte und
Psychotherapeuten Aufklärung der eigenen Vergangenheit und Impulse für
ethische Fragen. Der Vorstandsvorsitzende der KBV, Dr. Andreas Gassen,
sagt dazu: "Mit dem Projekt 'KBV übernimmt Verantwortung' wollen wir die
Vergangenheit unserer Vorgängerorganisation mit wissenschaftlicher
Expertise systematisch aufarbeiten. Denn genau darum geht es: Sich der
historischen Verantwortung zu stellen, die bis heute und für alle Zeit aus
den Verbrechen des nationalsozialistischen Regimes erwächst. Jüdische
Ärztinnen und Ärzte waren damals die Opfer, aber Ärzte waren auch Täter,
die sich gegenüber ihren Kolleginnen und Kollegen sowie anderen Menschen
schuldig gemacht haben. Das ist nicht nur ein 'Teil' unserer Geschichte,
sondern es ist eine Wunde, die niemals heilt. Und wer die Vergangenheit
kennt, wird Sorge dafür tragen, dass sie sich nicht wiederholt."


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin - 05.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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POLITIK/1923: Kritische Fragen an Jens Spahn zur Digitalisierung des Gesundheitswesens (Patienterechte und Datenschutz)


Patientenrechte und Datenschutz e.V. - 6. Oktober 2018

Kritische Fragen an Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) zur Digitalisierung des Gesundheitswesens



Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) hat in kurzer Folge zwei
Gesetzentwürfe auf den Weg gebracht, mit denen die Digitalisierung des
Gesundheitswesens weiter beschleunigt werden soll,

- den Entwurf des Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG) und

- den Entwurf eines Gesetzes zur Ausstattung der elektronischen Gesundheitskarte 
mit kontaktloser Schnittstelle.

Letzteres sieht vor, den Wortlaut des § 291 Absatz 2a SGB V zu
ergänzen um den Satz "Elektronische Gesundheitskarten ... müssen mit
einer kontaktlosen Schnittstelle ausgestattet sein ..." In der
Gesetzesbegründung wird dazu lediglich vermerkt: "... kann eine
elektronische Gesundheitskarte mit kontaktloser Schnittstelle den
Versicherten die Authentifizierung gegenüber der
Telematikinfrastruktur und damit den Zugriff auf ihre Daten dadurch
erleichtern, dass hierfür kein zusätzliches Kartenlesegerät
erforderlich ist. Eine solche kontaktlose Schnittstelle kann dabei
perspektivisch auch für den Zugriff der Leistungserbringer auf Daten
der elektronischen Gesundheitskarte eingesetzt werden."

Dr. Bernhard Scheffold, Physiker und Vorsitzender des Vereins
Patientenrechte und Datenschutz e. V. hat dazu am 06.10.2018 eine
Anfrage an das Bundesgesundheitsministerium zur Sicherheit bei der
Übertragung von sensiblen Behandlungs- und Gesundheitsdaten mittels
dieser Technologie gestellt.

- Wurde das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI)
bereits um eine Stellungnahme gebeten, welche Auswirkungen die
beabsichtigte Maßnahme auf die Sicherheit der Telematikinfrastruktur
gem. § 291a ff SGB V haben kann? Wenn Ja, bitte ich um Zusendung
dieser Stellungnahme. Wenn Nein: Warum wurde eine solche Stellungnahme
nicht angefordert?

- Wurde ggf. eine andere Stelle (Universität, Unternehmen etc.) um
eine entsprechende Stellungnahme gebeten? Wenn Ja, welche? Wenn Ja,
bitte ich um Zusendung dieser Stellungnahme.

- Welche Daten sollen durch die "elektronische Gesundheitskarte mit
kontaktloser Schnittstelle" verschlüsselt übertragen werden?

- In welchem Zeitraum soll auch der "Zugriff der Leistungserbringer
auf Daten der elektronischen Gesundheitskarte" mittels der
NFC-Schnittstelle realisiert werden?

- Sind neben den kontaktlos von der elektronischen Gesundheitskarte
übertragenen Daten zur Authentifizierung gegenüber der TI weitere
Authentifizierungsfaktoren (z.B. PIN-Eingabe) vorgesehen?

- Wie soll ausgeschlossen werden, dass Authentifizierungsvorgänge
"belauscht" werden können (z.B. über Funkwanzen in Arztpraxen oder
Trojaner auf dem Smartphone), um die gestohlenen
Authentifizierungsdaten zum Zugriff auf die Gesundheitsdaten der
Betroffenen in der TI benutzt werden?

- Wie soll sichergestellt werden, dass auf den Geräten keine Apps
installiert sind, die Authentifizierungsdaten oder Gesundheitsdaten
des Nutzers unbemerkt auslesen und weiterleiten?

- Müssen die mobilen Endgeräte, über die Zugriffe auf die
Telematikinfrastruktur ermöglicht werden sollen, bestimmte
Anforderungen erfüllen? Müssen sie vom BSI zertifiziert sein?

Zum Hintergrund der vorstehenden Fragen: Für viele mobile Geräte gibt
es ständig neue Nachfolgemodelle, mit der Folge, dass für "veraltete"
Versionen meist schon zwei Jahre nach dem Kauf keine
Sicherheitsupdates mehr erhältlich sind. Daher die weitere Frage:

- Wie soll vermieden werden, dass Hacker dadurch entstehende Sicherheitslücken ausnutzen?

Dr. Scheffold erklärt: "Wir hoffen sehr, dass das BMG für diese
kritischen Punkte durchdachte Lösungen hat. Und wenn man sich vom
bequemen Zugriff per Smartphone und Funkchip auch noch so viel
zusätzliche Nutzer verspricht - bei so sensiblen Daten wie
Patientenakten sind Datenschutz und Datensicherheit aus unserer Sicht
nicht verhandelbar."

Zwei ergänzende Hinweise:

1. Patientenrechte und Datenschutz e.V. ist ein Zusammenschluss von
Mitgliedern gesetzlicher Krankenkassen, die die elektronische
Gesundheitskarte und die geplante Vernetzung im Gesundheitswesen, die
sog. "Telematikinfrastruktur", aus Datenschutzgründen kritisieren


(https://patientenrechte-datenschutz.de/patientenrechte-und-datenschutz/ueber-uns/)

2. Zum Entwurf des Terminservice- und Versorgungsgesetzes (TSVG) hat Patientenrechte und Datenschutz e.V. bereits im August 2018 gemeinsam mit anderen Organisationen eine Stellungnahme abgegeben.
Sie ist hier 

(https://patientenrechte-datenschutz.de/2018/08/20/das-ist-spahnsinn-datenschuetzer-kritisieren-die-plaene-von-gesundheitsminister-spahn-zur-elektronischen-uebertragung-von-krankheitsdaten/)


im Wortlaut nachlesbar.

Der Verein Patienterechte und Datenschutz e.V. ist Partner der Aktion
"Stoppt-die-e-Card".

 * 

Quelle:

Patienterechte und Datenschutz e.V.

Pressemitteilung vom 6. Oktober 2018

Breisacherstraße 37, 79106 Freiburg

E-Mail: kontakt@patientenrechte-datenschutz.de

Internet: www.patientenrechte-datenschutz.de
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HERZ/1102: Schlag für Schlag - vor 60 Jahren wurde der erste Herzschrittmacher implantiert (idw)


Deutsche Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie e.V. - 04.10.2018

Schlag für Schlag - vor 60 Jahren wurde der erste Herzschrittmacher implantiert

Mit der ersten Herzschrittmacher-Implantation begann eine der größten
Erfolgsgeschichten der modernen Herzmedizin.



Die kleinen künstlichen Taktgeber des Herzens haben die Herzmedizin
revolutioniert: Vor 60 Jahren implantierte der schwedischen Herzchirurg
Åke Senning den ersten Herzschrittmacher (HSM) zur Behandlung eines jungen
Patienten, der aufgrund einer zu langsamen Herzschlagfolge mehrmals täglich
ohnmächtig wurde. Heute sind die Aggregate der Herzschrittmachersysteme
etwa so groß wie eine Armbanduhr, wiegen ca. 25 Gramm und kosten, in
Abhängigkeit von der benötigten Funktion und systembezogenen
Eigenschaften, 500 bis 3000 Euro. "Die Implantation eines
Herzschrittmachersystems ist seit geraumer Zeit ein Routineeingriff, der
in einer 30 bis 60minütigen Operation, fast immer in lokaler Betäubung,
erfolgt", erklärt Prof. Dr. Andreas Markewitz, Sekretär der Deutschen
Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie. "In Deutschland wurden
im Jahr 2017 nahezu 80.000 Herzschrittmacherssyteme eingesetzt und knapp
19.000 Aggregate ausgetauscht."

Ein Schrittmachersystem besteht aus einem Impulsgeber (Aggregat), und
mindestens einer Elektrode (Sonde), die den Impuls des Aggregats an das
Herz weiterleitet oder herzeigene Signale - sofern vorhanden - dem
Impulsgeber zurückmeldet. Dadurch wird die Koordination zwischen dem
Herzschrittmachersystem und dem Herzen des Patienten ermöglicht, d.h. der
Herzschrittmacher arbeitet nur, wenn der Herzschlag des Patienten zu
langsam ist. In Abhängigkeit von der Beanspruchung des Herzschrittmachers
muss im Durchschnitt alle neun Jahre das Aggregat in einem erneuten
Eingriff ausgetauscht werden.

Der Herzschlag in Ruhe wird mit einer Frequenz von 60 bis 80mal pro Minute
durch den natürlichen Taktgeber, den sogenannten Sinusknoten, vorgegeben.
Der entstandene Impuls wandert zunächst vom Sinusknoten über
Leitungsbahnen in den Vorhöfen zum sog. AV-Knoten, der am Übergang von den
Herzvorhöfen zu den Herzkammern liegt. Von dort wird der Impuls über
weitere Leitungsbahnen bis hin zu den Herzmuskelzellen der beiden
Herzkammern übertragen. Dadurch wird ein koordinierter Ablauf der
Herzmuskelaktivität und damit eine ausreichende Sauerstoffversorgung des
Körpers durch den Blutkreislauf gewährleistet. Ist das Herz in seinem
Rhythmus gestört, ist auch die Sauerstoffversorgung des Körpers nicht mehr
gewährleistet.

"Schlägt das Herz wegen einer Störung des Impulsgebers oder einer Blockade
der Leitungsbahnen zu langsam, wird dies medizinisch als Bradykardie
bezeichnet", erläutert Herzchirurg Prof. Markewitz.

Symptome wie Atemnot, Schwindel, Erschöpfung bis hin zur Bewusstlosigkeit
können auftreten. Durch die Einpflanzung eines Herzschrittmachers wird die
zu langsame Herzschlagfolge korrigiert, der Herzrhythmus kontinuierlich
überwacht und, falls nötig, durch den Herzschrittmacher unterstützt. Etwa
40 Prozent aller Bradykardien sind auf Probleme mit dem Impulsgeber, dem
sog. Sinusknoten, zurückzuführen. Weitere 40 Prozent bradykarder
Herzrhythmusstörungen sind auf Störungen der Reizleitung zurückzuführen
und rund 20 Prozent der Herzschrittmacher werden wegen Vorhofflimmerns mit
langsamem Herzkammerersatzrhythmus, der sogenannten Bradyarrhythmia
absoluta, implantiert.

"Durch die Herzschrittmacherimplantation hat sich die Lebensqualität der
betroffenen Patienten erheblich verbessert und die Gefahr, aufgrund einer
zu langsamen Herzschlagfolge zu sterben, ist gebannt", so Prof. Markewitz.
"Patienten mit Herzschrittmachern führen üblicherweise ein völlig normales
Leben, können nahezu allen Berufen nachgehen, die allermeisten Sportarten
betreiben und auch reisen. Einen gut implantierten und eingestellten
Herzschrittmacher wird der Patient im Alltag nicht bemerken. Es ist
ratsam, den Herzschrittmacher einmal pro Jahr überprüfen zu lassen, und
die Patienten sollten stets einen Herzschrittmacher-Ausweis bei sich
tragen."


Weitere Informationen unter

www.dgthg.de


Die Deutsche Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie e.V.
(DGTHG) mit Sitz in Berlin ist eine gemeinnützige, wissenschaftliche,
medizinische Fachgesellschaft, deren Ziele u.a. der Förderung der
Wissenschaft und Weiterentwicklung von Therapien auf dem Gebiet der
Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie sind. Zu den weiteren Hauptaufgaben
zählen die Durchführung von Weiter- und Fortbildungsprogrammen, Erstellung
medizinischer Leitlinien, Förderung von Nachwuchskräften und die
Ausrichtung medizinischer Fachtagungen. Als Vertretung der über 1.000 in
Deutschland tätigen und in der DGTHG organisierten Thorax-, Herz- und
Kardiovaskularchirurgen stehen die Verantwortlichen der Fachgesellschaft
für einen Dialog mit der Öffentlichkeit, Politik und Wirtschaft zur
Verfügung.

Weitere Informationen finden Sie unter

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66813

Pressemitteilung DGTHG_Herzschrittmacher

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1610

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie e.V. - 04.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HERZ/1101: Grippeschutzimpfung für Herzpatienten besonders wichtig (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 04.10.2018

Grippeschutzimpfung für Herzpatienten besonders wichtig

Deutsche Herzstiftung rät: Am besten schon im Herbst impfen lassen



Die echte Grippe ist keine harmlose Erkältung, sondern kann für
Herzpatienten schwerwiegende Folgen haben. Menschen mit Vorerkrankungen
haben ein erhöhtes Risiko, schwer zu erkranken oder Folgeinfektionen zu
erleiden - im schlimmsten Fall kann das tödlich enden. "Patienten mit
chronischen Herz-Kreislauf-Erkrankungen gelten bei Grippe als gefährdet,
insbesondere Menschen mit Herzschwäche", sagt Prof. Dr. med. Thomas
Meinertz, Herzspezialist der Deutschen Herzstiftung (www.herzstiftung.de).
Nach der ungewöhnlich schweren Grippewelle im vergangenen Winter rät die
Herzstiftung Herzkranken deshalb, die Möglichkeit der Grippeimpfung zu
nutzen. Mehr Informationen zum Thema Grippeschutzimpfung bietet der
Beitrag "Grippeschutzimpfung für Herzkranke: Muss das sein?" in der
aktuellen Ausgabe der Herzstiftungs-Zeitschrift HERZ HEUTE, die kostenfrei
per Tel. unter 069 955128400 oder E-Mail unter
bestellung@herzstiftung.de (Stichwort: "Grippeschutzimpfung")
angefordert werden kann. Der leicht verständliche Artikel geht auf häufige
Fragen ein wie: Welchen Personen wird empfohlen, sich impfen zu lassen?
Was macht Grippeviren so gefährlich? Warum soll in der kommenden Saison
der Vierfach-Impfstoff verwendet werden? Kann es trotz Grippeschutzimpfung
zu einer Erkrankung kommen?

Wer sich impfen lassen sollte

Grundsätzlich kann jeder die Möglichkeit der Grippeschutzimpfung nutzen.

Empfohlen wird die Impfung vor allem folgenden Personengruppen:


	Älteren Menschen ab dem 60. Lebensjahr

	Menschen mit einer erhöhten gesundheitlichen Gefährdung infolge einer Grunderkrankung, beispielsweise chronischen Atemwegserkrankungen oder Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Leber- oder Nierenkrankheiten, Diabetes

	Schwangeren

	Medizinischem Personal und Betreuer von Risikopatienten

	Beschäftigten in Einrichtungen mit hohem Publikumsverkehr.



Da sich Grippeviren ständig verändern, muss der Impfstoff in jedem Jahr
neu angepasst werden. Die oben genannten Gruppen sollten sich daher
jährlich vor Beginn der Grippesaison impfen lassen. Der beste Zeitpunkt
dafür ist der Oktober oder November. Wer die Impfung im Herbst versäumt,
kann dies aber auch noch nach Beginn der Grippewelle im Dezember oder
Januar nachholen.

Kein hundertprozentiger Schutz

Einen hundertprozentigen Schutz kann keine Impfung bieten. Der aktuell
erhältliche Vierfach-Impfstoff schützt gegen die am häufigsten
vorkommenden Virenstämme. Dennoch kann es trotz Grippeimpfung zu einer
Erkrankung kommen, beispielsweise wenn der Impfschutz noch nicht voll
ausgebildet ist oder sich Viren verändern. Wer Symptome wie hohes Fieber,
Schüttelfrost oder Kopf- und Gliederschmerzen entwickelt, sollte daher
frühzeitig zum Arzt gehen und sich behandeln lassen.

In der Regel ist die saisonale Grippeimpfung gut verträglich. Gelegentlich
kommt es zu Müdigkeit, leichten Kopf- oder Gliederschmerzen oder zu einer
Rötung der Einstichstelle. Im Vergleich zu den möglichen Folgen einer
Erkrankung sind diese Symptome aber harmlos.

Ab 60 Jahren auch gegen Pneumokokken impfen lassen

Bei einer Grippe kann es zusätzlich zu einer Infektion mit Pneumokokken
kommen. Die Bakterien können unter anderem Mittelohr- und
Hirnhautentzündungen oder Blutvergiftungen auslösen. Älteren Menschen ab
60 Jahren wird daher zusätzlich zur Impfung gegen Pneumokokken geraten.

Die aktuelle Ausgabe von HERZ HEUTE 4/2018 mit dem Beitrag
"Grippeschutzimpfung für Herzkranke: Muss das sein?" (4 Seiten) ist
kostenfrei erhältlich unter Tel. 069 955128400 oder per E-Mail unter

bestellung@herzstiftung.de (Stichwort: Grippeschutzimpfung).

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66814

Grippeschutzimpfung für Herzpatienten besonders wichtig

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 04.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFEKTION/1771: Forschung - Ebola, Nipah und ??? - 'Plug and Play' für schnelle Gewinnung schützender Antikörper (idw)


Paul-Ehrlich-Institut - Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 05.10.2018

Ebola, Nipah und ???: 'Plug and Play' für schnelle Gewinnung schützender Antikörper



Epidemien mit gefährlichen Viren wie dem Ebolavirus können jederzeit
auftreten. Ein Ansatz, um Menschen zu retten und die Zahl der Opfer so
gering wie möglich zu halten, ist die Gabe schützender Antikörper gegen
den Erreger. Wie können sie schnell in großer Menge produziert werden?
Forscher des Paul-Ehrlich-Instituts haben mit Wissenschaftlern im DZIF
(Deutsches Zentrum für Infektionsforschung) gezeigt, dass adjuvantierte
virusartige Partikel (VLPs) als Plug-and-Play-System genutzt werden
könnten, um schnell funktionale Antikörper im Tier zu erzeugen, die für
eine Behandlung infizierter Personen nutzbar wären. Darüber berichtet npj
Vaccines in seiner Online-Ausgabe vom 05.10.2018.




[image: Quelle: PEI]

Schnelle Immunität durch passiven Antikörpertransfer als erste Verteidigungslinie in Ausbruchszenarien viraler Infektionen

Quelle: PEI



Immer wieder kommt es zu überraschenden Infektionsausbrüchen, einige
erreichen epidemische Ausmaße, so wie der große Ausbruch des Ebolavirus
(EBOV) in Westafrika im Jahr 2014, der zu mehr als 28.500 Erkrankten mit
über 11.000 Todesfällen geführt hat. Derzeit wird ein neuer Ebola-Ausbruch
im Kongo bekämpft. Nipah- und Hendraviren sind Beispiele für weitere
gefährliche Erreger, die bisher nur für kleinere Ausbrüche sorgten.
Aktuell gibt es auch wieder einen Nipah-Ausbruch in Indien.

Bis zur Entwicklung von wirksamen Impfstoffen vergehen bisher viele Jahre.
Bei einem Ausbruch mit lebensbedrohlichen Erregern werden aber
Therapeutika benötigt, die bei Bedarf sehr schnell für viele Menschen
produziert werden und eine Therapieoption bieten sollen. Eine Möglichkeit
zur Behandlung von Erkrankten besteht in der passiven Immunisierung - der
Gabe von Rekonvaleszenten-Plasma, das spezifische funktionale Antikörper
enthält. Hier macht man sich zunutze, dass es bei einer Erkrankung zur
Ausbildung von Antikörpern durch das Immunsystem kommt, die im Blutplasma
zirkulieren und bei den Rekonvaleszenten zur Heilung der Infektion führen.
Das Blutplasma der Rekonvaleszenten, das ausreichende Mengen
neutralisierender Antikörper gegen den spezifischen Erreger enthält, kann
neu Erkrankten verabreicht werden, um sie vor der Krankheit zu schützen
oder vor einem schweren Krankheitsverlauf zu bewahren. Das Problem
hierbei: Die Gewinnung von Rekonvaleszentenplasma ist quantitativ sehr
begrenzt, denn nur Personen, die die Erkrankung überstanden haben, können
als Spender dienen. Eine Alternative wäre die Gewinnung von Immunseren aus
Tieren. Forscher des Paul-Ehrlich-Instituts um Prof. Veronika von
Messling, Leiterin der Abteilung Veterinärmedizin des
Paul-Ehrlich-Instituts, haben gemeinsam mit Forschern der Universitäten Marburg und
München innerhalb des Deutschen Zentrums für Infektionsforschung (DZIF) am
Beispiel des Ebola- und Nipahvirus untersucht, wie sich möglichst effektiv
die Bildung funktioneller Antikörper bei Kaninchen induzieren lässt.

Die Forscher fanden heraus, dass adjuvantierte virusartige Partikel
(virus-like particles, VLPs) sehr effizient die Bildung hoher Titer
funktionaler Antikörper in den Tieren anregten. Auf VLP basierende
Impfstoffe sind besonders deshalb interessant, weil das Immunsystem auf
Viruspartikel im Rahmen der normalen Infektionsabwehr direkt anspringt,
sich die VLPs aber nicht in den Zielzellen vermehren. Die hohen
Antikörpertiter weisen daher darauf hin, dass für die Bildung funktionaler
Antikörper weniger die De-novo-Antigenexpression als die Präsentation des
Antigens in seiner natürlichen Form wichtig ist. Mit einem optimierten
Aufreinigungsprozess ließen sich so konzentrierte und in vivo stabile
funktionale polyklonale Antikörper gewinnen. Die Herstellung solcher
polyklonaler Antikörperkonzentrate ist insofern von Vorteil, als sie sich
gegen unterschiedliche Stellen (Epitope) der Antigene des Erregers
richten, wodurch das Risiko des Funktionsverlust durch Mutationen des
Virus geringer ist als bei Verwendung von monoklonalen Antikörpern, die
nur auf ein Epitop ausgerichtet ist. Auch gegen Nipah ließ sich so eine
starke Antikörperbildung induzieren. VLPs lassen sich innerhalb von ein
bis zwei Wochen in ausreichender Menge für die Immunisierung von Tieren
herstellen und Antigene leicht austauschen, sodass sie möglicherweise als
bequemes Plug-and-Play-System für die Antikörpergewinnung genutzt werden
könnten. "Die Herstellung polyklonaler Antikörper mit Hilfe
Erreger-angepasster adjuvantierter VLPs ist aus unserer Sicht ein
erfolgversprechender Ansatz zur schnellen Bereitstellung schützender
Immunseren bei Ausbrüchen mit neuen gefährlichen Viren", erläutert Prof.
Veronika von Messling die Forschungsergebnisse.


Originalpublikation:

Schmidt R, Beltzig LC, Sawatsky B, Dolnik O, Dietzel E,
Krähling V, Volz A, Sutter G, Becker S, von Messling V (2018): 

Generation of therapeutic antisera for emerging viral infections. 

NPJ Vaccines. 2018 Okt

NPJ Vaccines 3, Article number: 42 (2018)

https://doi.org/10.1038/s41541-018-0082-4

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.pei.de/DE/infos/presse/pressemitteilungen/2018/21-ebola-nipah-plug-and-play-fuer-schnelle-gewinnung-schuetzender-antikoerper.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution430

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Paul-Ehrlich-Institut - Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 05.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/4990: Warner Music Klassik News - 8. Oktober 2018 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 8. Oktober 2018



Fulminantes Raritäten-Debüt: Jakub Józef Orliński mit 8
Weltersteinspielungen

Der Countertenor Jakub Józef Orliński fasziniert mit einem
Charisma, das sich aus den verschiedensten Quellen speist:
Orliński ist ebenso begeisterter Breakdancer wie Sänger. Er
selbst bezeichnet sich als "Lebensreisender", dem das Unterwegssein
in der Welt immer neue Energie verleiht - eine Energie, die auch in
seinem Debütalbum in jeder Sekunde mit vibrierender Kraft zu spüren
ist. Das Programm von Anima Sacra, mit dem der Countertenor nun seine
Erato-Diskografie eröffnet, ist wiederum deutlich mehr, als man bei
so einem ersten Paukenschlag erwarten würde: Orliński wartet
nicht mit bekannten Kastraten-Nummern auf, sondern schreibt auch noch
Schallplattengeschichte: Begleitet vom italienischen Barockorchester
Il pomo d'oro unter Maxim Emelyanychev sang er nicht weniger als acht
Weltersteinspielungen ein!

VÖ: 26. Oktober 2018 - CD 0190295633745

Video Feo: Juste Judex ultionis (Weltersteinspielung) [1]
Zu den Konzerten [2]


Massenets Opernrarität La Navarraise in Neueinspielung

Mit Werther und Manon aus Jules Massenets Feder hat der Tenor Roberto
Alagna Marksteine seiner Karriere gesetzt. Nun überrascht der
Bühnenweltstar mit einer Massenet-Entdeckung: La Navarraise. Schon
2010 hat Alagna mit diesem Musikdrama voller Action und Dramatik
konzertant in der Carnegie Hall Triumphe gefeiert, 2012 sang er die
Partie des Araquil im Salle Pleyel in Paris. Jetzt folgt die
Einspielung in Top-Besetzung mit der polnischen Sopranistin
Aleksandra Kurzak (Alagnas Ehefrau) an seiner Seite - begleitet vom
Opera Orchestra of New York unter der Leitung von dessen
Chefdirigenten Alberto Veronesi.

VÖ: 19. Oktober 2018 - CD 0190295605704


Die Kollektion zum Jubiläum: 125 Jahre Münchner
Philharmoniker 

Dieses Wochenende feiern die Münchner Philharmoniker ihr 125-jähriges
Bestehen. In ihrer Jubiläumsbox präsentieren sie einige bisher
unveröffentlichte Aufnahmen, neben großartigen Höhepunkten der
letzten 125 Jahre: Gustav Mahler dirigierte die Uraufführung seiner
Vierten und Achten Symphonie in München, Bruno Walter hob hier
posthum Mahlers Lied von der Erde aus der Taufe; die einzigartige
Aufführungstradition der Symphonien Anton Bruckners sowie die
unverwechselbare Klangkultur führten zum internationalen Ruhm des
Orchesters, dessen faszinierende Erfolgsgeschichte zahlreiche
CD-Produktionen und Archivdokumente belegen. Vertreten sind
herausragende Dirigentenpersönlichkeiten wie Hans Knappertsbusch,
Fritz Rieger, Eugen Jochum, Rudolf Kempe, Sergiu Celibidache, Zubin
Mehta, Lorin Maazel, Günter Wand, Horst Stein, James Levine,
Christian Thielemann und Valery Gergiev, die das musikalische Erbe
des Orchesters prägen.

VÖ: 12. Oktober 2018 - 17 CD deluxe Box Set 0793052112844


Rossini-Raritäten: Die große Edition zum 150. Todestag am
13. November

"Da ging es in der Tat voll und toll genug zu; als ob die ganze
Versammlung von der Tarantel gestochen wäre, glich die ganze
Vorstellung einer Vergötterung; das Lärmen, Jubeln, Jauchzen,
Viva-Brüllen nahm gar kein Ende." Was hier ein Opernbesucher im Wien
des Jahres 1822 berichtet, war in dieser Zeit kein Einzelfall: Wo
immer ein Theater stand, bejubelte man damals einen Mann - Gioachino
Rossini, mitreißender Schöpfer einer einzigartigen musikalischen
"Italianità", der erfolg- (und auch geld-!)reichste Tonsetzer seiner
Zeit. Am 13. November jährt sich der Todestag des Meisters zum 150.
Mal.

Die 50 CDs umfassende Rossini-Edition präsentiert nicht nur eine
Fülle von Gesamtaufnahmen seiner Opern, sondern auch eine ganze Reihe
von Raritäten - so zum Beispiel Kammer-, Klavier- und Sakralwerke.

VÖ: 26. Oktober 2018 - 50 CDs 0190295611156


Zusatzinformationen

[1] http://click.email.artistarena.com/?qs=2d06ada212e25e9940364dece99db3def8e00999b0adcf5790b29723c5d666e0dc7ad8b0d17bee4c7f7c01979d168580

[2] http://click.email.artistarena.com/?qs=2d06ada212e25e99e836e7e03b8d8f2dfd2ca9f2bc585de90f2bf84dbca0bb64474af81ee4285747e82cf3cd348e2fc8

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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AKTION/2713: Magdeburg - "Crossonii"-Konzert im Farnhaus am 13. Oktober 2018


"Crossonii"-Konzert im Farnhaus 

Die Gruson-Gewächshäuser laden am 13. Oktober ein



Nach der erfolgreichen Premiere im August 2017 laden die
Gruson-Gewächshäuser am 13. Oktober um 20.00 Uhr zu dem zweiten
"Crossonii"-Konzert im Farnhaus ein. Die junge Familienband spielt
einen Mix aus eigenen Improvisationen, arrangierten Hits und neuen
Werken, unter anderem von den "Piano Guys".

"Crossonii" ist ein Kunstwort, das eigens für dieses Konzert aus
"Crossover", der Überschneidung verschiedener Musik-Genres, und
"Grusonii", dem Kaktus-Maskottchen der Gruson-Gewächshäuser,
geschaffen wurde. Sanfte Klänge, bekannte Melodien aus Rock und Pop,
kräftige Beats und starke Akkorde auf klassischen Instrumenten
erzeugen im bunt erleuchteten Dschungel eine einzigartige Stimmung.

Der Erlös des Benefizkonzerts kommt dem Förderverein und somit den
vielfältigen Projekten der Gruson-Gewächshäuser zugute. Es werden
Jonas Musil auf dem Klavier, Jakob Musil am Cello, Ernest Musil an der
Posaune und Johannes Musil auf dem Schlagzeug spielen.

Die Karten kosten 10 Euro und können unter der Rufnummer 0391/ 4042
910 oder an der Gewächshauskasse vorbestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Oktober 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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AKTION/2712: Hannover - Ebony Bones, »Nephilim«, Cumberland 16.11.2018


Schauspiel Hannover

CUMBERLAMPE IV: EBONY BONES - »NEPHILIM«

DIE AVANTGARDE-KÜNSTLERIN ZWISCHEN ORCHESTERKLÄNGEN UND DYSTOPIENPOP

KONZERTREIHE FR, 16.11.18, 20:00 UHR, CUMBERLAND



Eine erlesene und einzigartige Sammlung orchestraler, elektronischer,
punkinspirierter und zutiefst politischer Kunstwerke hat die englische
Visionärin mit ihrem Album Nephilim erschaffen. Der futuristische
Sound dieser genresprengen Stücke entstand in enger Zusammenarbeit mit
dem Beijing Philharmonic Orchestra. Musikalisch denkt die extravagante
Schöpferin Avantgarde-Electronica und experimentellen Jazz ebenso
zusammen wie sie auf große Sinfonie-Arrangements und auf
afrofuturistische Anklänge setzt. Inhaltlich ist Nephilim eine harte
Analyse der diktatorischen, rassistischen und nationalistischen
Verhältnisse der Gegenwart.

In Kooperation mit Feinkost Lampe

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse November 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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AUSLAND/8849: Aus aller Welt - 09.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Warmer Empfang für Präsident Erdogan in Ungarn

Bei einem Besuch des türkischen Staatschefs Recep Tayyip Erdogan in
Budapest hat sich der ungarische Regierungschef Viktor Orban für eine
enge Zusammenarbeit der EU mit der Türkei ausgesprochen. Eine
innenpolitisch stabile Türkei sei die Garantie für die Sicherheit
Ungarns, sagte Orban mit Blick auf die Rolle Ankaras bei der
Bewältigung der Flüchtlingskrise. Erdogan betonte zum Abschluß seiner
zweitägigen Ungarn-Reise die Bedeutung der Entwicklung der
Wirtschaftsbeziehungen.

9. Oktober 2018
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JUSTIZ/8849: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mann durch Messerstiche schwer verletzt

Im Stadtteil Humboldt-Gremberg im Osten von Köln ist am
Dienstagnachmittag ein 28 Jahre alter Mann aus Marokko durch
Messerstiche schwer verletzt worden. Als Tatverdächtiger wurde ein
30jähriger Syrer ermittelt. Er befindet sich derzeit in
Polizeigewahrsam. Die beiden Männer waren nach bisherigem
Kenntnisstand aus noch unbekannten Gründen in Streit geraten. In
dessen Verlauf soll der 30jährige sein Gegenüber mit einem Messer
verletzt haben. Eine Mordkommission übernahm die weiteren
Ermittlungen.

9. Oktober 2018
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MILITÄR/8846: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



NATO-Manöver: USA entsenden Flugzeugträger nach Norwegen

Die diesjährige NATO-Übung "Trident Juncture" in Norwegen wird
nochmals ausgeweitet. Mit rund 50.000 Soldaten will die Allianz im
Herbst Möglichkeiten zur Eindämmung Rußlands demonstrieren. Wie
US-Admiral James Foggo im NAZO-Hauptquartier in Brüssel mitteilte,
wird auch der US-Flugzeugträger "Harry S. Truman" an der größten
Übung der Militärallianz seit dem Kalten Krieg teilnehmen. Bisher
hatte das Bündnis von rund 45.000 teilnehmenden Soldaten gesprochen.
Die Bundeswehr wird sich nach eigenen Angaben mit etwa 9.000 Soldaten
und 4.000 Fahrzeugen an dem Großmanöver vom 25. Oktober bis zum 7.
November beteiligen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8848: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Baerbock: Regierung tritt beim Klimaschutz auf die Bremse

Einen Tag vor den Beratungen der EU-Umweltminister über eine
Verringerung des CO2-Ausstoßes bei Verbrennungsfahrzeugen fordern die
Grünen von der Bundesregierung deutlich mehr Anstrengungen beim
Klimaschutz. Immer wenn die EU vorangehen wolle, trete Deutschland
mit voller Kraft auf die Bremse, kritisierte Parteichefin Annalena
Baerbock in einem Gespräch mit der Rhein-Neckar-Zeitung die
Klimapolitik der Bundesregierung.

Nach Ansicht des Weltklimarats IPPC lassen sich die Risiken der
Erderwärmung durch die angestrebte Begrenzung auf 1,5 Grad
einigermaßen einschränken. Allerdings seien erhebliche zusätzliche
Anstrengungen notwendig, um dieses Ziel zu erreichen, heißt es in
einem am Montag veröffentlichten Sonderbericht des IPPC.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8847: Tragisches und Kurioses - 09.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kanadas größte Ölraffinerie brennt

Bei einer Explosion in der Irving Oil Raffinerie in der Stadt Saint
John in der ostkanadischen Seeprovinz New Brunswick sind am
Montagmorgen vier Menschen leicht verletzt worden. Über der
brennenden Industrieanlage stieg dichter schwarzer Rauch auf.
Anrainer wurden gebeten, Türen und Fenster geschlossen zu halten und
sich nicht ins Freie zu begeben. Wie das Unternehmen am Nachmittag
mitteilte, gelang es der Feuerwehr, den Brand unter Kontrolle zu
bekommen. Im Moment sei die Lage stabil, bestätigte der Bezirksleiter
der Feuerwehr, Mike Carr. Die Explosion ereignete sich während
Wartungsarbeiten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7932: Aus Forschung und Technik - 09.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



NASA versetzt Weltraumteleskop Hubble in den Sicherheitsmodus

Nach dem Ausfall eines weiteren Gyroskops, das für die Ausrichtung
des Weltraumoberservatoriums Hubble notwendig ist, hat die
US-Raumfahrtbehörde NASA das Teleskop am Freitag in den
Sicherheitsmodus geschaltet. Seitdem versucht die Bodenkontrolle das
Problem zu beheben. Hubble verfügt eigentlich über sechs
Kreiselinstrumente zur Lageregelung im All, von denen zuletzt noch
drei aktiv waren und nun nur noch zwei funktionieren. Nach Angaben
der stellvertretenden Missionsleiterin Rachel Osten könnte das
Teleskop auch mit zwei oder einem Kreiselstabilisator betrieben
werden. Hubble umkreist seit 1990 die Erde. Es sollte bereits 2007
durch das James-Webb-Weltraumteleskop ersetzt werden. Wegen
schlechter Planung und technischer Probleme verzögerte sich das
Projekt mehrfach. Nach Einschätzung der NASA wird das neue Teleskop
frühestens im März 2021 starten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7945: Aus aller Welt - 09.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Erneut detoniert Munitionslager in der Ukraine

In der Ukraine ist im sechsten Munitionslager binnen drei Jahren ein
Brand ausgebrochen. Die Explosionen begannen am Dienstagmorgen. Rund
12.000 Menschen mußten das Gebiet verlassen. Über dem Areal rund 170
Kilometer nördlich von Kiew wurde ein Flugverbot verhängt. Außerdem
wurde der Auto- und Zugverkehr eingestellt. In dem Depot lagert die
ukrainische Armee mehr als 88.000 Tonnen Munition. Als Brandursache
kommen unter anderem Sabotage und menschliches Versagen in Frage.
Auch hatte ein parlamentarischer Verteidigungsausschuß in dem
Munitionsdepot erhebliche Mängel festgestellt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7904: Medizin und Gesundheitswesen - 09.10.2018 (SB)




VOM TAGE



7,1 Millionen Bundesbürger ließen sich 2017 operieren

Die Chirurgen können sich nicht über einen Mangel an Arbeit
beschweren. Sie führten nach den Daten des Statistischen Bundesamtes
in Wiesbaden letztes Jahr an rund 7,1 Millionen Patienten Operationen
durch. Gut die Hälfte der operierten Patienten war über 60 Jahre alt.
In dieser Altersgruppe sind Darm-OPs am häufigsten, bei denen zum
Beispiel Verwachsungen gelöst oder Darmabschnitte aufgedehnt wurden.
Danach folgten Galleneingriffe und künstliche Hüftgelenke. Auch die
45- bis 59jährigen unterzogen sich am häufigsten Operationen am
Darm. Bei den Frauen folgten Eingriffe am Mittelfußknochen oder den
Zehen, bei den Männern Operationen an der Lendenwirbelsäule sowie an
Kreuz- und Steißbein. Bei Frauen von 15 bis 44 Jahre waren Eingriffe
im Zusammenhang mit der Entbindung am häufigsten. Bei den Männern
wurde am häufigsten die Nasenmuschel korrigiert, um die Atmung zu
verbessern. Die häufigsten Eingriffe bei Kindern waren wiederum
Einschnitte des Trommelfells sowie Mandelentfernungen.

9. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7933: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Amnestie für syrische Deserteure und Kriegsdienstverweigerer

Syriens Präsident Assad hat per Dekret eine Generalamnestie für
Deserteure und Kriegsdienstverweigerer erlassen. Sie gilt für Syrer
im In- und Ausland, jedoch nicht, wenn sie zu gegnerischen
Milizentruppen übergelaufen sind. Die Amnestie können Menschen, die
im Land geblieben sind, innerhalb von vier Monaten in Anspruch
nehmen. Für Auslandsflüchtlinge gilt eine Frist von sechs Monaten.
Von dem Erlaß können Zehntausende profitieren. Ansonsten kann
Fahnenflucht in Syrien mit mehrjähriger Haft bestraft werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7856: Sprache, Kunst und Medium - 09.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutscher Lesepreis geht an Comedian Bülent Ceylan

Der Deutsche Lesepreis geht in diesem Jahr an den aus dem Fernsehen
und von der Bühne bekannten Comedian Bülent Ceylan. Wie die Jury
erklärte, werbe der 42jährige Mannheimer seit vielen Jahren für das
Lesen. Die Ehrung ist als Dank für dessen herausragendes Engagement
gedacht, teilten die Initiatoren Stiftung Lesen und
Commerzbank-Stiftung mit.

Nach einem Bericht des Deutschlandfunks werden seit 2013 alljährlich
Leseinitiativen oder Ideen zum Thema ausgezeichnet, die das Lesen vor
allem bei Kindern und Jugendlichen in besonderer Weise unterstützen,
sichtbar machen, erhalten und fördern. Der Lesepreis ist mit insgesamt
25.000 Euro dotiert; davon fließen jeweils zehn Prozent in einen
Sonderpreis. Ceylan wird die Auszeichnung im Rahmen einer Gala am 21.
November in Berlin entgegennehmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7923: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.10.2018 (SB)




VOM TAGE



USA schicken Trägerverband zu NATO-Großmanöver

Zum NATO-Großmanöver Trident Juncture zwischen dem 25. Oktober und
dem 7. November in Nordeuropa wird der USS-Flugzeugträgerverband
Harry S. Truman hinzustoßen. Dieser war bislang im Mittelmeer am
Syrienkrieg beteiligt. Die überraschende Manöverausweitung gab
US-Admiral Foggo am Dienstag im NATO-Hauptquartier in Brüssel
bekannt. Der norwegische Manöverkommandeur General Jakobsen
begründete seine Versicherung, die Übung richte sich nicht gegen
Rußland, damit, daß ihr Kerngebiet rund 1000 Kilometer von der
russischen Grenze entfernt liegt.

Die Zahl der beteiligten Soldaten steigt durch den Trägerverband auf
rund 50.000. Die Bundeswehr kommandiert etwa 10.000 ab. Deutschland
bereitet sich damit auf die Führung der schnellen Eingreiftruppe der
NATO (Very High Readiness Joint Task Force - VJTF) ab Anfang 2019
vor. Die VJTF wurde im Rahmen der NATO Response Force (NRF) gebildet,
um einen Angriff Rußlands auf kleinere Staaten an der Ostflanke des
Bündnisse zu stoppen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7937: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Hamburger Senat will Fernwärmenetz von Vattenfall übernehmen

Der Senat in Hamburg hat beschlossen, die beim Energiekonzern
Vattenfall liegenden Anteile am Fernwärmenetz der Hansestadt
vollständig zu übernehmen. Damit kommt der Senat einem Volksentscheid
von 2013 nach. Bürgermeister Peter Tschentscher und Finanzsenator
Andreas Dressel gaben den Beschluß am Dienstag auf der
Landespressekonferenz bekannt. Die Übernahme zum 1. Januar 2019 wird
jetzt im einzelnen vorbereitet. Damit wird laut Tschentscher eine
Fernwärmeversorgung von rund 200.000 am Netz angeschlossenen
Hamburgern ohne Kohle sichergestellt. Eine Nutzung der Abwärme des
umstrittenen Kohlekraftwerks Moorburg ist damit vom Tisch. Die Stadt
hatte vor vier Jahren Vattenfall einen Übernahmepreis für das
Fernwärmenetz in Höhe von 950 Millionen Euro garantiert. Unter
Einbeziehung aller möglichen Aspekte ist das Netz einem aktuellen
Gutachten zufolge über 645 Millionen Euro wert. Die vertraglich
vereinbarte Option für die Übernahme läuft Ende November aus. Der
Stadt ist bereits mit 25 Prozent an der Betreibergesellschaft des
Netzes beteiligt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7906: Tragisches und Kurioses - 09.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Neue Düsseldorfer Stadtbahnwaggons eine Spur zu breit

Das war ein böses Erwachen bei der Düsseldorfer Rheinbahn, als während
einer Probefahrt mit einem der neuen Triebwagen dieser bei der
Einfahrt in eine Duisburger Haltestelle am Bahnsteig entlangschrammte.

Laut Kölner Express fuhr die Bahn später vorsichtig rückwärts aus dem
Tunnel. Wie sich herausstellte, waren Teile der bei der Firma
Bombardier entwickelten Karosserie unterhalb der Bahnsteigkante zu
breit.

Offenbar hatte bei der Bestellung vor rund vier Jahren niemand daran
gedacht, daß die Abstände der Bahnsteige in Duisburg geringfügig von
denen im sonstigen Netz abweichen. Nun ist guter Rat nicht nur
sprichwörtlich teuer.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7934: Arbeit, Soziales und Familie - 09.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Dem UNHCR fehlen 4,5 Milliarden US-Dollar für das laufende Jahr

Ende 2017 waren weltweit rund 68,5 Millionen Menschen auf der Flucht.
Das Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen (UNHCR) benötigt nach
eigenen Angaben für ihre Versorgung im laufenden Jahr rund 8,2
Milliarden US-Dollar. Davon wurden dem UNHCR bis jetzt etwa 39
Prozent überwiesen. 4,5 Milliarden US-Dollar fehlen dem Hilfswerk.
Ohne das Geld können die Flüchtlinge nicht ausreichend ernährt
werden. Ihre medizinische Versorgung, ihre Unterkünfte und die
Schulbildung der Kinder bleibt mangelhaft. Größter Geber des UNHCR
sind die USA mit umgerechnet 1,129 Milliarden Euro. Deutschland
stellte für dieses Jahr 116,5 Millionen Euro und die Europäische
Union 388 Millionen Euro bereit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7915: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Hurrikan Michael nimmt Kurs auf Florida

Florida rüstet sich für den nächsten schweren Hurrikan. Wenige Wochen
nach Tropensturm "Florence", der die Südostküste der USA schwer
getroffen hatte, folgt laut dpa das nächste große Unwetter. Hurrikan
Michael gewinnt im Moment immer mehr an Kraft und wurde bereits von
einem Tropensturm zu einem Hurrikan der Stärke 1 hochgestuft. Nach
Angaben des Nationalen Hurrikan-Zentrums mit Sitz in Miami (Florida)
soll er bereits Windgeschwindigkeiten von 130 Kilometern pro Stunde
entwickelt haben. Das liegt oberhalb der Schwelle, ab der ein Sturm
als Hurrikan gilt. Die Experten vom Hurrikan-Zentrum gehen davon aus,
daß sich Michael kurz vor Eintreffen an der Küste Floridas zum 
Hurrikan der Kategorie 3 steigern wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7922: Märkte und Finanzen - 09.10.2018 (SB)




VOM TAGE



IWF sagt Venezuela Hyperinflation auch im nächsten Jahr voraus

Im Weltwirtschaftsbericht des Internationalen Währungsfonds (IWF)
wird für dieses Jahr eine Teuerungsrate von 1,37 Millionen für
Venezuela vorhergesagt. Für kommendes Jahr erwartet der IWF eine
Hyperinflation von 10 Millionen Prozent. Das sozialistische
Venezuelas verfügt über die größten Ölreserven der Welt. Unter
anderem konterrevolutionäre Kräfte im In- und Ausland sowie ein
Rückgang der Ölpreise haben vor drei Jahren eine Rezession
eingeleitet. Die Regierung von Präsident Maduro versucht mit
verschiedenen Maßnahmen gegenzuhalten. Dazu gehören Anhebungen des
Mindestlohns, teilweise Freigaben von Wechselkursen, Verteuerung von
Benzin sowie die Streichung von fünf Nullen der Landeswährung Bolívar
fuerte und deren Kopplung an die mit Öl gedeckte Kryptowährung Petro.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7938: Aus Forschung und Technik - 09.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Google+ wird eingestellt

Google zieht die Reißleine und hat das soziale Netzwerk Google+
geschlossen. Damit reagierte das Unternehmen laut tagesschau.de auf
eine Sicherheitslücke des Netzwerks, durch die externe App-Entwickler
bis zu 500.000 Nutzerkonten einsehen konnten. Durch die Lücke hatten
die Entwickler Zugriff auf Namen, E-Mail-Adresse sowie Informationen
über Beschäftigung, Geschlecht und Alter von Nutzern gehabt. Google
meinte zwar, keine Hinweise auf Datenmißbrauch zu haben, doch kann
das Unternehmen ihn auch nicht vollständig auszuschließen. Da Google+
von Verbrauchern kaum genutzt wird, wird die Einstellung des sozialen
Netzwerkes wohl keine hohen Wellen schlagen. Allerdings wird es
Änderungen beim Mobil-Betriebssystem Android geben, das auf Geräten
von Hunderten Millionen Menschen läuft. Google kündigte nämlich an,
daß Nutzer künftig präziser bestimmen können werden, welche Daten sie
mit einer App teilen wollen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





STERN/381: Eine Reise zum Anbeginn der Zeit (idw)


Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam - 08.10.2018

Eine Reise zum Anbeginn der Zeit



Im Rahmen des "Pristine Survey" sucht und erforscht ein internationales
Team die ältesten Sterne unseres Universums. Ziel ist es, mehr über das
junge Universum direkt nach dem Urknall zu erfahren. In einer aktuellen
Publikation berichten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler nun von
der Entdeckung eines besonders metallarmen Sterns: ein Bote aus längst
vergangenen Zeiten.




[image: Credits: N. Martin, DECALS survey, and Aladin]

Der metallarme Stern "Pristine_221.8781+9.7844" und seine Umgebung.

Credits: N. Martin, DECALS survey, and Aladin



Für die Erforschung des frühen Universums stehen Astronominnen und
Astronomen verschiedene Methoden zur Verfügung: Eine besteht darin, in die
Tiefen des Universums und damit in der Zeit zurück zu blicken, um die
Entstehung der ersten Sterne und Galaxien zu beobachten. Eine andere
Option ist die Untersuchung der ältesten überlebenden Sterne unserer
Heimatgalaxie, der Milchstraße, nach Informationen aus dem frühen
Universum. Die internationale Kooperation "Pristine Survey" unter der
Leitung von Dr. Else Starkenburg vom Leibniz-Institut für Astrophysik
Potsdam (AIP) und Nicolas Martin von der Universität Straßburg sucht genau
diese alten Sterne.

Das Team verwendet dazu einen speziellen Farbfilter am
Kanada-Frankreich-Hawaii-Teleskop, um diese alten und damit metallarmen
Sternen zu identifizieren. In ihrer jüngsten Veröffentlichung haben sie
diese Technik genutzt, um einen der metallärmsten Sterne zu entdecken.
Detaillierte Folgestudien mit Spektrographen der Isaac Newton Group in
Spanien und der Europäischen Südsternwarte in Chile zeigten, dass der
Stern in seiner Atmosphäre in der Tat sehr wenige schwere Elemente
aufweist - und damit sehr alt sein muss. "Der Stern enthält weniger als
ein Zehntausendstel des Metallgehalts der Sonne. Darüber hinaus sticht das
detaillierte Muster der verschiedenen Elemente hervor, wie etwa eine
geringe Menge Kalzium. Im Gegensatz zu den meisten metallarmen Sternen
weist er einen relativ geringen Kohlenstoffgehalt auf. Damit ist der Stern
der zweite bekannte seiner Art und ein wichtiger Botschafter des frühen
Universums", sagt Else Starkenburg.

Diese ältesten Vertreter unter der überwältigenden Population jüngerer
Sterne zu finden, ist keine leichte Aufgabe. Kurz nach dem Urknall war das
Universum mit Wasserstoff und Helium und etwas Lithium gefüllt. Es gab
keine schwereren Elemente, da diese nur im heißen Inneren von Sternen
erzeugt werden - welche noch nicht existierten. Unsere Sonne zeigt
ungefähr zwei Prozent der schwereren Elemente in ihrer Atmosphäre, wie man
am Spektrum ihres Lichts ablesen kann. Das lässt den Schluss zu, dass die
Sonne als Teil einer späteren Generation von Sternen entstanden ist und in
ihrer Atmosphäre die Produkte von Sternen "recycelt" hat, die lange vor
ihr lebten und bereits ausgestorben sind.




[image: Credit: AIP/E. Starkenburg]

Die Hauptmerkmale im Spektrum von Pristine 221.8781+9,7844 sind
Wasserstofflinien. Nur sehr wenige andere Elemente sind in dieses
Spektrum eingeprägt. Das Sonnenspektrum enthält dagegen viele Linien.

Credit: AIP/E. Starkenburg



Auf der Suche nach den ältesten Sternen fahnden Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler nach Sternen mit einer ursprünglicheren Atmosphäre als die
unserer Sonne. Je metallärmer die Atmosphäre, desto früher die Generation,
in der dieser Stern geboren wurde. Das Studium von Sternen verschiedener
Generationen erlaubt es, die Geschichte der Galaxis zu verstehen - ein
Forschungsgebiet, das deshalb auch Galaktische Archäologie genannt wird.
Die Existenz einer Klasse metallarmer Sterne mit geringem
Kohlenstoffgehalt legt nahe, dass es im frühen Universum mehrere
Mechanismen gab, die zur Bildung langlebiger massearmer Sterne führten.


Weitere Informationen unter:

http://bit.ly/Metallarmer_Stern

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution164
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BIOCHEMIE/239: Dem Ursprung des Lebens auf der Spur (idw)


Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und Genetik - 08.10.2018

Dem Ursprung des Lebens auf der Spur

Membranfreie Mikrotröpfchen als idealer Ort für die Anreicherung und
Aktivität von RNA, um Leben zu ermöglichen



Wie das Leben aus unbelebten Stoffen vor mehr als 3,5 Milliarden Jahren
auf der Erde entstand, ist eine der grundlegendsten und noch
unbeantworteten wissenschaftlichen Fragen. Eine der existierenden
Hypothesen, die RNA-Welt-Hypothese, geht davon aus, dass RNA-Biomoleküle
zu der Zeit als das Leben begann eine Schlüsselrolle gespielt haben, da
sie genetische Informationen enthalten und als Enzyme wirken. Eine
Voraussetzung für die RNA-Aktivität ist jedoch, dass sich eine bestimmte
Anzahl von Molekülen in unmittelbarer Nähe zueinander befindet. Die nötige
RNA Anreicherung könnte in abgegrenzten Räumen (Kompartimente)
stattgefunden haben. Membranfreie Mikrotröpfchen, sogenannte Koazervate,
bieten ideale Bedingungen dafür, da Biomoleküle wie RNA barrierefrei
aufgenommen werden können. Jedoch fehlte bislang der experimentelle
Nachweis für die enzymatische Aktivität von RNA in solchen Mikrotröpfchen.
Forscher des Max-Planck-Instituts für molekulare Zellbiologie und Genetik
(MPI-CBG) in Dresden und des Max-Planck-Instituts für Biochemie (MPIB) in
Martinsried haben erstmals gezeigt, dass einfache RNA in membranfreien
Mikrotröpfchen aktiv ist und diese damit eine geeignete Umgebung für den
Ursprung des Lebens sind. Die Forscher veröffentlichten ihre Ergebnisse in
der Fachzeitschrift Nature Communications.

Die RNA-Welt-Hypothese geht davon aus, dass das Leben aus sich selbst
reproduzierenden RNA-Molekülen entsteht, einem Biomolekül, das vor der
Evolution von DNA und Proteinen existierte. Dieser Hypothese folgend,
gehen die Forscher davon aus, dass auf der frühen Erde die Konzentration
von RNA und ihren Bausteinen möglicherweise zu gering war, als dass eine
Reaktion stattfinden könnte. Die verstreuten RNA-Moleküle mussten also
einen Weg zueinander finden, um miteinander reagieren zu können und damit
Leben zu erzeugen. Geeignete Orte für die Anreicherung von RNA könnten
Kompartimente sein. Diese existieren entweder mit einer Membran, wie bei
einer Zelle, oder ohne Membran. Membranfreie Kompartimente können durch
Phasentrennung von entgegengesetzt geladenen Molekülen gebildet werden,
ein Prozess, der der Trennung von Öltropfen in Wasser ähnlich ist.

In ihrer Studie zeigten die Forscher erstmals, dass RNA in membranfreien
Mikrotröpfchen aktiv ist, was die bisherige Hypothese unterstützt, dass
solche Koazervate eine Art Protozelle darstellen und somit ein Vorläufer
der heutigen Zellen sein könnten. Die Fähigkeit von Koazervaten, RNA
anzureichern, könnte auch das Verdünnungsproblem von Biomolekülen gelöst
haben. Darüber hinaus ermöglichen diese membranfreien Tröpfchen den
barrierefreien Austausch von RNA. Dr. Björn Drobot, der Erstautor dieser
Studie, erklärt: "Eines der wirklich spannenden Ergebnisse ist, dass
Koazervate wie ein kontrolliertes genetisches Transfersystem wirken, in
dem kürzere RNA-Stücke zwischen Tröpfchen pendeln können, während längere
RNA-Moleküle in ihren Mikrotröpfchen eingeschlossen sind. Auf diese Weise
haben diese Protozellen die Fähigkeit, genetische Informationen
auszutauschen, was ein wichtiges Kriterium für den Beginn des Lebens ist."

Diese Ergebnisse zeigen, dass membranfreie Mikrotröpfchen für eine
gezielte Anreicherung von RNA förderlich sind. Dr. Dora Tang, die das
Projekt leitete, weist darauf hin: "In den 1920er Jahren wurde von dem
russischen Wissenschaftler Oparin angenommen, dass Koazervate die ersten
Kompartimente auf der Erde gewesen sein könnten und bereits existierten,
bevor sich Zellen mit einer Membran herausbildeten. Sie bieten
Biomolekülen die Möglichkeit, sich anzureichern und so Leben auf der Erde
zu schaffen. Unsere Studie ergänzt eine Reihe von Arbeiten aus meinem und
anderen Laboren, die immer mehr Belege dafür liefern, dass Koazervate
potentielle Kandidaten für die Kompartimentbildung während der Entstehung
des Lebens sein könnten. Zusätzlich sind Sie interessante Reaktionsräume
für die moderne und synthetische Biologie."


Originalpublikation:

Björn Drobot, Juan M. Iglesias-Artola, Kristian Le Vay, Viktoria Mayr,
Mrityunjoy Kar, Moritz Kreysing, Hannes Mutschler & T-Y Dora Tang

Compartmentalised RNA catalysis in membrane-free coacervate protocells

Nature Communications, September 7, 2018.
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MELDUNG/548: Deutsche Forschungsgemeinschaft legt Standortbestimmung zur Synthetischen Biologie vor (idw)


Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) - 08.10.2018

DFG legt Standortbestimmung zur Synthetischen Biologie vor

• Unterscheidung zwischen Konzept der Synthetischen Biologie und
zugrunde liegenden Methoden angemahnt

• Analyse zeigt kein neuartiges Gefährdungspotenzial der
aktuellen Forschungsarbeiten



Die wissenschaftlichen Entwicklungen im Bereich der Synthetischen
Biologie haben wiederholt öffentliche Diskussionen über einen möglichen
neuen Regulierungsbedarf ausgelöst. Die Ständige Senatskommission für
Grundsatzfragen der Genforschung der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(DFG) hat dies zum Anlass genommen, in der jetzt veröffentlichten
Standortbestimmung zur Synthetischen Biologie die wesentlichen
wissenschaftlichen Fortschritte auf dem Gebiet zu beschreiben und mit
Blick auf derzeitige gesellschaftliche Diskussionen einzuordnen. Die
Analyse zeigt, dass die aktuellen wissenschaftlichen Fortschritte kein
neues Gefährdungspotenzial erkennen lassen und somit durch bestehende
gesetzliche Regelungen, insbesondere das Gentechnikgesetz, abgedeckt sind.
Ebenso erwachsen aus den neuen Entwicklungen keine neuen ethischen Fragen,
sie sind vielmehr bereits im Kontext der Debatten zur Gentechnologie und
der Stammzellforschung erfasst. Mit der Standortbestimmung möchte die
Senatskommission einen Beitrag zu einer sachlichen Diskussion der Chancen
und Risiken der Synthetischen Biologie leisten und damit den
satzungsgemäßen Auftrag der DFG zur wissenschaftlichen Politikberatung
wahrnehmen.

"Wir beobachten mit Sorge, wie in gesellschaftlichen und politischen
Diskussionen - aktuell etwa im Rahmen der Verhandlungen über die
Biodiversitätskonvention (Convention on Biological Diversity) - oftmals
Begrifflichkeiten vermischt und darauf basierend Forderungen zur
Regulierung der Synthetischen Biologie gestellt werden", sagt Prof. Dr.
Katja Becker, Vorsitzende der Senatskommission und Vizepräsidentin der
DFG. "Aus wissenschaftlicher Sicht ist die reine Anwendung methodischer
Ansätze keinesfalls mit Synthetischer Biologie gleichzusetzen.
Diskussionen zur Bewertung und eventuellen Regulierung von
synthetisch-biologisch hergestellten Organismen sollten sich deshalb
grundsätzlich auf deren potenzielle neue Eigenschaften konzentrieren", so
Becker.

In der Standortbestimmung zur Synthetischen Biologie mahnt die
DFG-Senatskommission eine klare begriffliche Trennung des Konzepts der
Synthetischen Biologie und der ihr zugrunde liegenden Methoden und
Techniken an. Sie betont zudem das hohe Innovationspotenzial, das die
Weiterentwicklung der Prinzipien und Ansätze der Synthetischen Biologie
für die Zukunft birgt. Dieses gelte es mit möglichen Risiken für die
biologische Sicherheit (Biosafety), den möglichen Missbrauch (Biosecurity
und Dual Use) sowie hinsichtlich ethischer Fragen abzuwägen. Da sich unter
dem Begriff der Synthetischen Biologie eine Vielzahl sehr
unterschiedlicher Forschungsarbeiten versammelt, könne diese Abwägung
jedoch nicht in pauschaler Form erfolgen, vielmehr sei dafür eine
Einzelfallbetrachtung geplanter Arbeiten notwendig.

Die zum jetzigen Zeitpunkt bekannten Arbeiten, so die Senatskommission,
ließen mit Blick auf die biologische Sicherheit kein neues
Gefährdungspotenzial erkennen. Die ethischen Fragen, die sich aus den
Forschungsansätzen der Synthetischen Biologie ergeben, könne man zudem in
das bisherige Spektrum ethischer Fragen im Bereich der Gentechnologie und
der Stammzellforschung einordnen. Trotzdem sei eine proaktive ethische
Begleitung der wissenschaftlichen Fortschritte notwendig. Auch solle
weiterhin ein enges Monitoring der Entwicklungen durch die Zentrale
Kommission für Biologische Sicherheit (ZKBS) erfolgen. Hier seien
insbesondere die Ideen zur Entwicklung autonom replizierender Systeme, die
ohne eine natürliche Blaupause erzeugt werden ("artificial life"), zu
verfolgen, selbst wenn diese derzeit noch weit von einer Realisierung
entfernt seien.

Die vorliegende Standortbestimmung baut auf der Veröffentlichung
"Synthetische Biologie - Standpunkte" der DFG, acatech - Deutsche Akademie
der Technikwissenschaften und der Leopoldina - Nationale Akademie der
Wissenschaften aus dem Jahr 2009 auf, in der die Chancen und
Herausforderungen des Forschungsfelds umfassend beleuchtet wurden.


Weiterführende Informationen

Standortbestimmung zur Synthetischen Biologie unter:

www.dfg.de/download/pdf/dfg_im_profil/reden_stellungnahmen/2018/181008_synthetische_biologie_standortbestimmung.pdf

Mehr zur Ständigen Senatskommission für Grundsatzfragen der Genforschung
unter:

www.dfg.de/dfg_profil/gremien/senat/grundsatzfragen_genforschung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution306
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THEORIE/077: Stringtheorie - Ist Dunkle Energie überhaupt erlaubt? (idw)


Technische Universität Wien - 08.10.2018

Stringtheorie: Ist Dunkle Energie überhaupt erlaubt?



Eine neue Vermutung scheint die Stringtheorie aus den Angeln zu heben.
Timm Wrase von der TU Wien veröffentlichte dazu nun vieldiskutierte
Ergebnisse.

In der Stringtheorie könnte ein Umbruch bevorstehen. Im Juni
veröffentlichte ein Team von Stringtheoretikern aus Harvard und Caltech
eine revolutionär klingende Vermutung: Die Stringtheorie soll mit der
Existenz von "Dunkler Energie" wie sie bisher verstanden wurde
grundsätzlich unvereinbar sein - doch nur mit "Dunkler Energie" kann man
heute die beschleunigte Expansion des Universums erklären.

Timm Wrase von der TU Wien erkannte rasch, dass an dieser Vermutung etwas
nicht stimmen kann: Es dürfte sonst nämlich auch kein Higgs-Teilchen
geben. Seine Berechnungen, die er zusammen mit Theoretikern von der
Columbia University in New York und der Universität Heidelberg
durchführte, wurden nun in "Physical Review" publiziert. Die plötzlich
entfachte Diskussion über Strings und Dunkle Energie soll nun der
Forschung einen neuen Ruck verleihen, hofft Wrase.

Die Theorie für alles?

In die Stringtheorie werden große Hoffnungen gesetzt: Sie soll erklären,
wie Gravitation mit Quantenphysik zusammenhängt, und wie die Naturgesetze
zu verstehen sind, mit denen man die gesamte physikalische Welt
beschreiben kann, von den kleinsten Teilchen bis zur größten Struktur des
Kosmos.

Oft wird des Stringtheorie vorgeworfen, bloß mathematisch-abstrakte
Ergebnisse zu liefern und zu wenige Vorhersagen zu treffen, die sich im
Experiment tatsächlich untersuchen lassen. Nun allerdings diskutiert die
Stringtheorie-Community auf der ganzen Welt eine heiße Frage, die mit
kosmischen Experimenten eng zusammenhängt: Es geht dabei um nichts
Geringeres als die Expansion des Universums. 2011 wurde der
Physik-Nobelpreis für die Entdeckung vergeben, dass das Universum nicht nur
ständig größer wird, sondern dass sich diese Expansion auch noch ständig
beschleunigt.

Dieses Phänomen lässt sich nur erklären, wenn man eine zusätzliche, bisher
unbekannte "Dunkle Energie" annimmt. Diese Idee stammt ursprünglich von
Albert Einstein, der sie in seiner Allgemeinen Relativitätstheorie als
"kosmologische Konstante" zu seinen Gleichungen hinzufügte. Einstein
wollte damit eigentlich ein nichtexpandierendes Universum konstruieren.
Als Hubble 1929 dann feststellte, dass sich das Universum ausdehnt,
bezeichnete Einstein diese Modifikation seiner Gleichungen als "größte
Eselei" seines Lebens. Doch mit der Entdeckung, dass sich die Expansion
beschleunigt, wurde die kosmologische Konstante als Dunkle Energie wieder
in das gegenwärtige Standardmodell der Kosmologie aufgenommen.

Wie ein Apfel in der Obstschüssel

"Man dachte lange, dass sich eine solche Dunkle Energie gut in das Konzept
der Stringtheorie einbauen lässt", sagt Timm Wrase vom Institut für
Theoretische Physik der TU Wien. Die Stringtheorie geht davon aus, dass es
zusätzliche, bisher unbekannte Teilchensorten gibt, die sich in Form von
Feldern beschreiben lassen.

Diese Felder haben einen Zustand minimaler Energie - ähnlich wie ein
Apfel, der in einer Schüssel liegt. Er wird immer ganz unten, am tiefsten
Punkt der Schüssel liegen. Überall sonst wäre seine Energie höher, man
muss Energie aufwenden, um ihn vom tiefsten Punkt zu entfernen. Das heißt
aber nicht, dass der Apfel am tiefsten Punkt gar keine Energie hat: Man
kann die Schüssel mit dem Apfel auf den Boden stellen, oder oben auf den
Tisch - dort hat der Apfel zwar mehr Energie, kann sich aber trotzdem
nicht bewegen, weil er sich in seiner Schüssel immer noch lokal im Zustand
minimaler Energie befindet.

"So ähnlich lassen sich in der Stringtheorie auch Felder beschreiben, mit
denen sich die dunkle Energie erklären ließe - sie befinden sich in einem
lokalen Energie-Minimum, aber die Energie hat trotzdem einen Wert, der
größer als null ist", erklärt Timm Wrase. "So würden diese Felder die
sogenannte dunkle Energie liefern, mit der man die beschleunigte Expansion
des Universums erklären kann."

Doch Cumrun Vafa von der Harvard University, einer der renommiertesten
Stringtheoretiker der Welt, veröffentlichte am 25. Juni einen Artikel mit
großer Sprengkraft: Er stellte darin die Vermutung auf, dass solche
"schüsselförmigen" Felder mit positiver Energie in der Stringtheorie gar
nicht möglich sind.

Das Higgs-Feld - ein Widerspruch

Timm Wrase von der TU Wien erkannte rasch die Tragweite dieser Behauptung:
"Wenn das stimmt, kann es die beschleunigte Expansion, wie wir sie uns
bisher vorgestellt haben nicht geben", sagt er. "Es müsste dann ein Feld
mit ganz anderen Eigenschaften geben, vergleichbar mit einer leicht
abschüssigen Ebene, auf der eine Kugel nach unten rollt und dabei
potenzielle Energie verliert." Dann würde sich der Betrag der "dunklen
Energie" im Lauf der Zeit ändern und die beschleunigte Expansion des
Universums käme möglicherweise eines Tages zum Stillstand. Die Gravitation
könnte dann die gesamte Materie wieder zusammenziehen und an einem Punkt
versammeln, ähnlich wie zum Zeitpunkt des Urknalls.

Doch Timm Wrase, der sich schon in seiner Doktorarbeit mit ähnlichen
Fragen beschäftigt hatte, stellte fest, dass dieser Einwand auch nicht der
Weisheit letzter Schluss sein kann. "Die Vermutung von Cumrun Vafa, die
bestimmte Arten von Feldern verbietet, würde nämlich auch Dinge verbieten,
von denen wir wissen, dass es sie gibt", erklärt er.

Wrase konnte zeigen, dass auch das Higgs-Feld Eigenschaften hat, die durch
Vafas Vermutung eigentlich verboten sein sollten - und das Higgs-Feld gilt
als experimentell gesicherte Tatsache, für seinen Nachweis wurde 2013 der
Physik-Nobelpreis vergeben. Wrase stellte seine Ergebnisse auf der
Online-Plattform Arxiv zur Verfügung, seither wird in der
Stringtheorie-Community heftig darüber diskutiert. Nun wurde die Arbeit
geprüft und im Journal "Physical Review" publiziert.

"Diese Kontroverse ist eine gute Sache für die Stringtheorie", ist Timm
Wrase überzeugt. "Plötzlich haben viele Leute ganz neue Ideen, über die
bisher einfach noch niemand nachgedacht hatte." Wrase untersucht nun mit
seinem Team, welche Felder die Stringtheorie zulässt und an welchen
Punkten sie gegen Vafas Vermutung verstoßen. "Vielleicht führt uns das zu
spannenden neuen Erkenntnissen über die Natur der dunklen Energie - das
wäre ein großer Erfolg", hofft Wrase.

Die Hypothesen, die dabei entstehen werden sich (zumindest teilweise)
schon bald experimentell überprüfen lassen: Die beschleunigte Expansion
des Universums wird in den nächsten Jahren nämlich genauer untersucht als
je zuvor.


Originalpublikation:

F. Denef, A. Hebecker, T. Wrase;

de Sitter swampland conjecture and the Higgs potential, 

Phys. Rev. D 98, 086004.

https://journals.aps.org/prd/abstract/10.1103/PhysRevD.98.086004

Freie Arxiv-Version: https://arxiv.org/abs/1807.06581
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ENERGIE/1588: Batterien der nächsten Generation für E-Mobilität und stationäre Speicher (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 08.10.2018

Batterien der nächsten Generation für E-Mobilität und stationäre
Speicher



Große Speicherkapazitäten, kurze Ladezeiten und keine brennbaren
flüssigen Elektrolyte - die Festkörperbatterie soll zukünftig sichere
Elektromobilität mit großen Reichweiten ermöglichen. Im Kompetenzcluster
"FestBatt" fördert das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
die Entwicklung der nächsten Batteriegeneration mit 16 Millionen Euro.
Beteiligt sind 14 wissenschaftliche Einrichtungen, darunter das Karlsruher
Institut für Technologie (KIT). Koordiniert wird der Kompetenzcluster von
der Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU).

Große Speicherkapazitäten, kurze Ladezeiten und keine brennbaren flüssigen
Elektrolyte - die Festkörperbatterie soll zukünftig sichere
Elektromobilität mit großen Reichweiten ermöglichen. Im Kompetenzcluster
"FestBatt" fördert das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
die Entwicklung der nächsten Batteriegeneration mit 16 Millionen Euro.
Beteiligt sind 14 wissenschaftliche Einrichtungen, darunter das Karlsruher
Institut für Technologie (KIT). Koordiniert wird der Kompetenzcluster von
der Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU).

Der Klimawandel, die Schadstoffbelastung durch Straßenverkehr und die
Endlichkeit fossiler Brennstoffe machen eine nachhaltige
Energietechnologie zu einer wichtigen Zukunftsaufgabe. Insbesondere werden
Speicher für regenerative Energien benötigt. Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler arbeiten aktuell an einem Mix aus ganz unterschiedlichen
Batterien, die auf den Gebrauch in Elektrofahrzeugen oder Speichern in
industriellen Anwendungen und Privathaushalten zugeschnitten sind. Neben
den bereits etablierten Lithium-Ionen-Batterien mit flüssigen Elektrolyten
im Innern der Batterie, geraten dabei zunehmend auch Batterien in den
Fokus der Forschung, die auf Elektrolyten aus festen Materialien basieren.
"Solche Festkörperbatterien sind feuersicher und könnten zukünftig größere
Speicherkapazitäten und schnellere Ladevorgänge ermöglichen", sagt
Professor Helmut Ehrenberg vom Institut für Angewandte Materialien (IAM)
des KIT. Dieser Batterietyp habe deshalb das Potenzial, sowohl sichere
Elektromobilität mit großen Reichweiten zu ermöglichen als auch stationär
eingesetzt zu werden. Beispielsweise könnte man Festkörperbatterien auch
als effektive Speicher für Strom aus privaten Photovoltaikanlagen nutzen.
Um diese Ziele zu erreichen, bestehe bei der Festkörperbatterie aber noch
erheblicher Forschungsbedarf.

Hier setzt der neue Kompetenzcluster für Festkörperbatterien "FestBatt"
an. Er wird von Professor Jürgen Janek (JLU) koordiniert und umfasst alle
für das Thema Festelektrolyte und Festkörperbatterien relevanten
Forschungseinrichtungen in Deutschland - darunter Universitäten und
Forschungszentren aus der Helmholtz-Gemeinschaft sowie der
Fraunhofer-Gesellschaft. Das KIT ist mit mehreren Instituten beteiligt und
erhält in der ersten Projektphase über drei Jahre Fördermittel des BMBF in
Höhe von 3,95 Millionen Euro. Ziel von "FestBatt" ist es, grundlegendes
Wissen für Festkörperbatterien zu erarbeiten sowie deren Funktionsweise im
Detail zu verstehen, wissenschaftlich zu beschreiben und funktionsfähige
Prototypen zu entwickeln. Mit dem Kompetenzcluster wird aber auch der
Grundstein für den Aufbau und die nachhaltige Weiterentwicklung einer
international führenden, wettbewerbsfähigen Batteriezellproduktion in
Deutschland gelegt.

KIT koordiniert Methodenplattform Charakterisierung

"FestBatt" besteht insgesamt aus fünf Verbundprojekten: drei Material- und
zwei Methodenplattformen. In der ersten Projektphase steht die
reproduzierbare Herstellung geeigneter Festelektrolyte im Fokus. "Die
Auswahl kompatibler Materialien ist essenziell für das spätere Zelldesign.
Die bei uns durchgeführte elektrochemische Charakterisierung liefert die
wichtigsten materialspezifischen Parameter und ermöglicht so die Auswahl
leistungsfähiger Materialkombinationen", sagt Professorin Ellen
Ivers-Tiffée, die gemeinsam mit Ehrenberg in der vom KIT koordinierten
Methodenplattform zur Charakterisierung für "FestBatt" arbeitet, in der
wiederum Partner aus Jülich, Gießen und Marburg eingebunden sind. Auch in
allen anderen Plattformen des Kompetenzclusters ist das KIT vertreten. So
arbeiten Professorin Britta Nestler (IAM), Dr. Michael Selzer (IAM) und
Professor Arnulf Latz vom Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)
und dem Helmholtz-Institut Ulm (HIU, einem vom KIT mit der Universität Ulm
gegründeten Helmholtz-Institut) in einer weiteren Methodenplattform, die
sich mit Theorien und Daten rund um die Festkörperbatterie beschäftigt.
Professor Michael Hoffmann (IAM) wiederum forscht in einer
Materialplattform, die unterschiedliche Oxide untersucht. In einer
weiteren Materialplattform entwickeln Professor Patrick Théato vom
Institut für Technische Chemie und Polymerchemie (ITCP) sowie Professor
Stefano Passerini und Dr. Dominic Bresser (HIU) neue polymerbasierte
Festkörperelektrolytsysteme und untersuchen diese hinsichtlich ihrer
Eignung für Festkörperbatterien - inklusive der anschließenden
Hochskalierung der vielversprechendsten Systeme und der Fertigung von
Lithiumpolymerbatterien.

Neuer Kompetenzcluster ergänzt Batterieforschung am KIT

Der neue Kompetenzcluster ergänzt die bereits vielfältigen Aktivitäten des
KIT im Bereich der elektrochemischen Energiespeicherforschung. Beginnend
bei der Entwicklung neuartiger Elektrodenmaterialien für Lithium- und
Post-Lithium-Technologien, bis hin zur effektiven Herstellung
großformatiger Zellen im Industriemaßstab sowie deren Zusammenschluss und
Regelung in Batteriepacks sind alle relevanten Aspekte der
Batterieentwicklung innerhalb des "KIT Batterietechnikums" abgebildet. In
dem in diesem Jahr gegründeten "Center for Electrochemical Energy Storage
Ulm & Karlsruhe" (CELEST), an dem das KIT maßgeblich beteiligt ist, liegt
der Schwerpunkt der Forschung neben der Entwicklung von Lithium- und 
Post-Lithium-Technologien auch auf feuersicheren und ressourcenschonenden
Alternativen wie der Redox-Flow Zelle, auf Brennstoffzellen als
Energiewandler und insbesondere auch auf der Ausbildung des
wissenschaftlichen Nachwuchses.


Details zum KIT-Zentrum Energie:

http://www.energie.kit.edu

Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 500 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173
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VERFAHRENSTECHNIK/303: Inhomogene Erwärmung soll den Schmiedeprozess verkürzen (idw)


IPH - Institut für Integrierte Produktion Hannover gGmbH - 08.10.2018

Inhomogene Erwärmung soll den Schmiedeprozess verkürzen



Durch ein neues Verfahren sollen komplexe Vorformoperationen in Zukunft
deutlich vereinfacht werden oder sogar ganz wegfallen. Mithilfe von
inhomogener Erwärmung wollen Wissenschaftler am Institut für Integrierte
Produktion Hannover (IPH) gGmbH den Schmiedeprozess verkürzen sowie
ressourcen- und energieeffizienter gestalten.




[image: Bild: © Ralf Büchler/IPH]

Vorformoperationen bringen die Masse dorthin, wo sie später gebraucht
wird. In Zukunft soll das auch durch inhomogene Erwärmung ermöglicht
werden.

Bild: © Ralf Büchler/IPH



Vorformoperationen dienen dazu, die Massenverteilung eines Rohteils dem
gewünschten Schmiedeteil anzunähern, um den Gratanteil sowie den
Gesenkverschleiß zu reduzieren. Ein geringerer Gratanteil bedeutet
geringere Material- und auch Energiekosten. Ein geringerer
Gesenkverschleiß führt zu einer Reduzierung der Produktionskosten bei
gleichzeitiger Erhöhung der Prozessstabilität. Mit einem neuen Verfahren,
das am Institut für Integrierte Produktion Hannover (IPH) gGmbH aktuell
erforscht wird, sollen solche Vorformoperationen verkürzt oder gänzlich
eingespart werden.

Bislang waren vergleichbare Ergebnisse auch durch das Vorformen im Gesenk
oder durch Querkeilwalzen zu erzielen. Das Gesenkschmieden kann unter
Umständen zwar günstiger sein, setzt aber beim Vorformen im geschlossenen
Gesenk eine aufwendige Auslegung voraus oder verursacht beim Vorformen im
offenen Gesenk einen hohen Gratanteil. Querkeilwalzen hingegen verursacht
weniger Grat, ist jedoch sehr viel teurer und lohnt sich deshalb erst ab
einer großen Stückzahl, was es vor allem für kleine und mittlere
Unternehmen (KMU) unattraktiv macht.

Am IPH wird nun ein dritter Weg untersucht: Indem das Rohteil durch
Induktion inhomogen erwärmt und anschließend gestaucht wird, soll die
Massenverteilung dem Bauteil angenähert werden. Die Wissenschaftler wollen
ermitteln, welchen Effekt die inhomogene Erwärmung von Rohteilen auf die
nachfolgenden Schritte der Schmiedeprozesskette hat. "Die Vorversuche
zeigen in eine vielversprechende Richtung", sagt Arne Jagodzinski,
Projektingenieur am IPH. "In ein paar Jahren wird daraus eine
industriereife Fertigungsmethode." Wenn es so weit ist, soll die
inhomogene Erwärmung den Schmiedeprozess verkürzen und energieeffizienter
ausgestalten.

Induktion wird bereits seit langem im Schmiedeprozess eingesetzt - doch
bislang nur zur homogenen oder auch zur partiellen Erwärmung von
Bauteilen. Bei der partiellen Erwärmung werden einzelne Bereiche eines
Rohteils auf eine gewünschte Temperatur erwärmt, während andere Bereiche
kalt bleiben. Die Besonderheit an dem neuen Verfahren, das am IPH
entwickelt wird, ist die Verwendung von inhomogener Erwärmung. Das heißt,
dass das Rohteil insgesamt erwärmt wird - manche Bereiche allerdings auf
beispielsweise 900, andere wiederum auf 1.250 Grad Celsius. Beim Stauchen
kann so in dem wärmeren Bereich mehr Masse kumuliert werden als in den
kälteren Bereichen. Besonders interessant für die Wissenschaftler am IPH
ist dabei zunächst der Übergangsbereich zwischen den warmen und den
weniger warmen Zonen. Wie groß und wie stabil ist dieser - und wie lässt
er sich einstellen?

Dazu identifizieren die Wissenschaftler in Vorversuchen Kennzahlen, die
den Übergangsbereich charakterisieren. Sie ermitteln auf diese Weise
Parameter, die es ihnen später in der Praxis erlauben, den
Übergangsbereich möglichst genau einzustellen. Idealerweise ist dieser
stabil, klein und weist einen großen Temperatursprung auf. Ein Problem
kann aber beispielsweise sein, dass sich die unterschiedlich warmen
Bereiche zu schnell einander annähern und keine klare Trennung zwischen
den Zonen aufrechterhalten werden kann. Anhand eines Common-Rails - ein
Bauteil aus der Kraftstoffeinspritzung eines Verbrennungsmotors - wollen
die Wissenschaftler untersuchen, wie sich ein inhomogen erwärmtes Gefüge
beim Schmieden verhält. Später könnte die entwickelte Methode auch auf
andere Bauteile zum Beispiel aus der Automobilindustrie angewendet werden,
wie bei Pleuel oder sogar bei Kurbelwellen.

Um den Nutzen der neuen Methode feststellen zu können, vergleichen die
Wissenschaftler am IPH die Verwendung von inhomogener Erwärmung in
verschiedenen Prozessketten mit dem Querkeilwalzen. Projektingenieur Arne
Jagodzinski geht davon aus, dass die verschiedenen Prozesse Abweichungen
bei den Temperaturfeldern oder beim Schmiedeprozess aufweisen werden. Es
wird unter anderem auch betrachtet, ob das freie Stauchen als
Zwischenschritt ausgelassen werden und das inhomogen erwärmte Rohteil
direkt fertiggeschmiedet werden kann. Sollte diese Variante gelingen, böte
die neue Methode des IPH eine erhebliche Erleichterung für die Industrie,
die ihre Bauteile so sehr viel schneller, energie- und
ressourcenschonender produzieren könnte.

Schlussendlich soll ein Modell entwickelt werden, das Vorhersagen darüber
zulässt, wie sich inhomogene Erwärmung auf den Schmiedeprozess auswirkt
und wie dieser Prozess ausgelegt werden kann. Dazu sollen die gewonnen
Ergebnisse extrapoliert und die daraus ermittelten Werte stichprobenartig
überprüft werden. Nachdem die Simulation und die Werkzeugkonstruktion
abgeschlossen und das Parameterfeld identifiziert ist, werden die
Wissenschaftler vom IPH zur Verifizierung ihrer Ergebnisse experimentelle
Untersuchungen vornehmen. Anschließend werden die Anlagen eines
Industriepartners umgerüstet und das neue Verfahren unter realen
Bedingungen erprobt.


Weitere Informationen unter:

http://www.inhomogen.iph-hannover.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution421
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EUROPA/1737: Wahlen in Bosnien - Es braucht Aussöhnung und Reformen statt Hetze und Blockade




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. Oktober 2018

Wahlen in Bosnien: Es braucht Aussöhnung und Reformen statt Hetze und Blockade

 
Zum Ausgang der Wahlen in Bosnien und Herzegowina erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:
 
Mit Hetzkampagnen und Abspaltungsrhetorik ist kein Staat zu machen. Anstatt auf plumpen Nationalismus zu setzen, muss dringend ein Reformkurs eingeschlagen werden, der das Leben der Menschen verbessert. Die hohe Jugendarbeitslosigkeit, massenhafte Abwanderung und die niedrige Wahlbeteiligung sollten der bosnischen Politik Warnschuss genug sein. Bislang geschieht jedoch das Gegenteil: Ausgrenzung und Blockade statt Aussöhnung und politische Verantwortung. Schon der Wahlkampf war aufgrund von Hassrhetorik und Unregelmäßigkeiten kein gutes Beispiel für einen politisch-verantwortungsvollen Wettbewerb.
 
Unser Respekt gilt den Kandidatinnen und Kandidaten, die sich aller Einschüchterungsversuche zum Trotz für ein demokratischeres und multiethnisches Bosnien und Herzegowina einsetzen. Unsere Solidarität gilt denjenigen, die seit Monaten in Banja Luka für Rechtstaatlichkeit auf die Straße gehen und sich wehren, wenn ein brutaler Mord vertuscht werden soll.
 
Die Bundesregierung und alle europäischen Akteure sollten viel stärker als bisher die politischen Kräfte unterstützen, die sich für mehr Demokratie und Reformen einsetzen. Im EU-Beitrittsprozess dürfen berechtigte Kriterien nicht länger aufgeweicht werden. Diejenigen, die einen Gebietstausch zwischen Serbien und Kosovo nicht ausschließen, folgen der Logik von Nationalisten und ethnisch "homogenen" Staaten. In Bosnien und Herzegowina ist diese Idee ein Schlag ins Gesicht derer, die sich für Aussöhnung und ein multiethnisches Bosnien einsetzen und ein Geschenk für solche, die die Kriegsziele der 90er Jahre wiederbeleben möchten.
 
Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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INNEN/3127: Anhörung zur "Gemeinsamen Erklärung 2018" im Petitionsausschuss - Chance zum Dialog ausgeschlagen




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. Oktober 2018

Anhörung zur "Gemeinsamen Erklärung 2018" im Petitionsausschuss - Chance zum Dialog ausgeschlagen

 
Anlässlich der öffentlichen Anhörung zur "Gemeinsamen Erklärung 2018" im Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages erklärt Dr. Manuela Rottmann, Berichterstatterin der Grünen Bundestagsfraktion:
 
Die heutige Anhörung der Petentin Vera Lengsfeld und ihres Beistands Hendryk M. Broder hat deutlich gemacht, dass von Petentenseite grundlegende Voraussetzungen für den eingeforderten "offenen und sachlichen Dialog" nicht erfüllt werden. Schon im Text der Petition wurden unwahre Behauptungen aufgestellt. Die Verwendung von Begriffen wie "Asylindustrie" oder die Unterstellung von "euphorisch-hysterische Ankündigungen der Politik, der Medien, vieler Manager, der Kirchenleitungen, der Kulturelite und anderer Verantwortungsträger" widerlegt das von den Petenten behauptete Interesse an der Erhaltung des inneren Friedens von selbst. In der Anhörung darauf angesprochen, wie unter diesen Bedingungen ein sachlicher Dialog ermöglicht werden soll, blieben Antworten aus. Auch Fragen nach eigenen Vorschlägen der Petenten, nach ihrer Idee von einer in der Petition geforderten "wirklich humanitären Hilfspraxis" blieben unbeantwortet. Die Chance, im Rahmen einer öffentlichen Anhörung sowohl in Form als auch Inhalt konstruktiv gemeinsam an politischen Verbesserungen für Deutschland zu arbeiten, wurde von den Petenten nicht genutzt. Es bleibt der Eindruck, dass dies von Anfang an auch nicht das Ziel war.
 
Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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MEDIEN/448: Datenleck bei Google Plus - Und täglich grüßt das Murmeltier


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Oktober 2018 

Datenleck bei Google Plus: Und täglich grüßt das Murmeltier



Zum bekanntgewordenen Datenleck bei Google Plus erklärt Tabea Rößner, Sprecherin für Netzpolitik und Verbraucherschutz:

Die Datenpanne bei Google Plus wirkt wie eine Neuauflage des Cambridge Analytica-Skandals von Facebook, so sehr gleichen sich die Fälle. Auch bei Google Plus gab es über Jahre hinweg ein selbstverschuldetes Datenleck und man hat es selbst nach dessen Entdeckung über ein halbes Jahr lang vertuscht. Es ist skandalös, dass Google es nicht für nötig hält, die Nutzerinnen und Nutzer zu informieren, deren personenbezogene Daten möglicherweise missbräuchlich verwendet wurden. Wieder besteht das Datenleck über Apps von Drittanbietern. Wir erwarten jetzt schnellstmöglich umfassende Aufklärung von Google und Information der betroffenen Nutzerinnen und Nutzern im Speziellen wie auch der Öffentlichkeit im Allgemeinen. Die Erklärnöte des Internetkonzerns bei der Frage, welche Nutzerkonten genau betroffen sind und ob und in welchem Ausmaß ein Datenmissbrauch stattgefunden hat, verdeutlichen einmal mehr, wie wenig Priorität der Nutzerdatenschutz bei den großen Plattformen hat. Das ist der eigentliche Skandal. In Zeiten von Manipulationsversuchen von demokratischen Wahlen auf Onlineplattformen und Diskussionen über den Schutz von personenbezogenen Daten im Zuge der Datenschutzgrundverordnung müssen Verstöße mit aller Härte verfolgt werden. Die Bundesregierung muss dafür Sorge tragen, dass Unternehmen wie Google oder Facebook nicht länger mit ihrem fahrlässigen Umgang mit personenbezogenen Daten davonkommen. Mit weiteren runden Tischen mit den Unternehmen, wie den neuen Runden des Justizministerium zu "Corporate Digital Responsibility" wird den Verbraucherinnen und Verbrauchern jedenfalls nicht geholfen. Denn hier hilft offenbar nur Lernen durch Schmerz - und das heißt in diesem Fall: Durch saftige Bußgelder.

Leider ist der Bundesregierung der Schutz personenbezogener Nutzerdaten kein echtes Anliegen. Sonst würde sie sich zum Beispiel auch bei den laufenden Verhandlungen zur E-Privacy-Verordnung stärker dafür einsetzen, dass die Möglichkeiten von Unternehmen zur Datenweiterverarbeitung stärker eingeschränkt werden und auf eine Verabschiedung der Verordnung noch vor der Europa-Wahl drängen. Stattdessen scheint die Bundesregierung ganz wie die österreichische Ratspräsidentschaft zu hoffen, dass sich das Thema E-Privacy-Verordnung durch Verschleppung und Verzögerung von selbst erledigt. Verschweigen, verschleppen, vernachlässigen: Die Bundesregierung ist wahrlich nicht die große Verteidigerin der Nutzerdaten, als die sie sich so oft inszeniert.
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UMWELT/1785: Grüne beantragen Aktuelle Stunde nach IPCC-Bericht und Gerichtsentscheidung zum Hambacher Wald 


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Oktober 2018 

Grüne beantragen Aktuelle Stunde "Nach IPCC-Bericht und Gerichtsentscheidung zum Hambacher Wald - Notwendige Klimaschutzmaßnahmen zur Einhaltung des 1,5-Grad-Klimaziels"



Die Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen beantragt eine Aktuelle Stunde mit dem Titel "Nach IPCC-Bericht und Gerichtsentscheidung zum Hambacher Wald - Notwendige Klimaschutzmaßnahmen zur Einhaltung des 1,5-Grad-Klimaziels". Dazu erklärt Britta Haßelmann, Erste Parlamentarische Geschäftsführerin:

Hitzesommer, Extremwetter, Ernteausfälle - alle Alarmzeichen stehen auf Rot. Aber kein einziges europäisches Land ist auf Kurs für die Einhaltung der Pariser Klimaziele - auch Deutschland nicht. Die Bundesregierung muss endlich handeln. Wenn die Bundesregierung schnell aus der Kohleverbrennung aussteigt und radikal Emissionen reduziert, ließe sich die dringend notwendige Kehrtwende noch erreichen. Wir wollen von der Bundesregierung wissen, wie sie die sich abzeichnende Katastrophe für unsere Lebensgrundlagen aufhalten will. Wer angesichts der Alarmmeldungen so weiter macht wie bisher, ist realitätsfern und macht sich mitschuldig an den zu erwarteten Schäden.

Das betrifft auch den Hambacher Wald. Das Urteil des zuständigen Oberverwaltungsgerichts, dass RWE den Hambacher Wald nicht roden darf, bis über eine BUND-Klage entschieden ist, muss ein Weckruf sein. RWE, die NRW-Landesregierung und auch die Bundesregierung müssen das Urteil zum Anlass nehmen, ihren Irrweg zu beenden. Es kann nicht sein, dass weiterhin Wälder zerstört, Dörfer ausgelöscht und Menschen umgesiedelt werden, wenn sich immer deutlicher abzeichnet, dass Braunkohle gar nicht mehr benötigt wird. Die Großdemo unter dem Motto "Wald retten! Kohle stoppen!" am Hambacher Wald hat ein starkes Zeichen für Klimaschutz und für einen schnellen Kohleausstieg gesetzt. Die Braunkohle ist noch immer Klimakiller Nummer 1, wenn wir die Klimaziele von Paris noch erreichen wollen, müssen wir raus aus der Kohle. Und zwar jetzt!

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Oktober 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1784: Statement von Katrin Göring-Eckardt zur Klimapolitik 


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Oktober 2018 

Statement von Katrin Göring-Eckardt zur Klimapolitik



Zur Klimapolitik der Bundesregierung und dem angekündigten Deutschlandtakt erklärt Katrin Göring-Eckardt, Fraktionsvorsitzende:

"In dieser Woche erleben wir, wie unter einem Brennglas, was notwendig wäre, um das Weltklima zu schützen, und wie die Bundesregierung gleichzeitig Klimaschutz sabotiert.

Die Umweltministerin reist heute als traurige Gestalt der Bundesregierung nach Brüssel. Sie muss dort etwas vertreten, was sie selbst für falsch hält: viel zu lasche CO2-Grenzwerte für Autos, mit denen die Klimaziele glatt verfehlt werden. Diese Bundesregierung steht nicht an der Seite des Klimaschutzes und der Bürger, sondern allein an der Seite der großen Autokonzerne.

Mich hinterlässt es fassungslos, dass noch nicht einmal der Weltklimabericht zu einem klaren Handlungsauftrag für diese Bundesregierung wird. Die Bundesregierung tut exakt das Gegenteil von dem, wozu sie sich vor Augen der Weltgemeinschaft vor drei Jahren in Paris verpflichtet hatte.

Die Regierung muss sich endlich von der Autolobby lossagen. Das gilt auch für das Recht der Bürger auf saubere Luft in den Städten und die Vermeidung von Fahrverboten. Die Hersteller müssen zur verbindlichen Nachrüstung dreckiger Diesel verpflichtet werden, auf eigene Kosten. Das ist das Mindeste, was betrogene Autokäufer erwarten können."

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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VERKEHR/790: Statement von Katrin Göring-Eckardt zum Deutschlandtakt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Oktober 2018

Statement von Katrin Göring-Eckardt zum Deutschlandtakt



"Der Bundesverkehrsminister hat jetzt den Deutschland-Takt für 2030 angekündigt. Ein funktionierender Deutschland-Takt für den Öffentlichen Verkehr ist überfällig. Jetzt müssen dafür aber auch die Voraussetzungen geschaffen werden. Was nutzt ein schöner Fahrplan für das ganze Land, wenn jeder dritte Zug zu spät kommt und unzählige Brücken auf ihre Sanierung warten? Dazu braucht es einen Paradigmenwechsel in der Verkehrspolitik in Deutschland: statt immer nur Neues zu bauen und viele Milliarden in wenige Großprojekte zu stecken, muss die bestehende Infrastruktur gut funktionieren. Straße und Schiene müssen aufeinander abgestimmt sein. Mir fehlt der Glaube daran, dass ausgerechnet ein CSU-Verkehrsminister diese Voraussetzungen schaffen kann."

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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UMWELT/783: IPCC-Bericht zeigt - Pariser Klimaschutzabkommen konsequent umsetzen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Oktober 2018

IPCC-Bericht zeigt: Staatengemeinschaft muss Pariser Klimaschutzabkommen
konsequent umsetzen

Klimaschutz gelingt nur, wenn wir die Menschen mitnehmen



Der Weltklimarat hat am heutigen Montag, 8. Oktober 2018, einen
Sonderbericht über die Folgen einer globalen Erwärmung um 1,5 Grad
Celsius vorgelegt. Dazu erklärt die Beauftragte der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion für Klimaschutz, Anja Weisgerber:

"Der Sonderbericht des Weltklimaberichts zeigt, dass wir den Weg der
Treibhausgasreduktion konsequent weitergehen müssen - national wie
international. Deshalb ist es wichtig, dass die Staatengemeinschaft
bei der anstehenden Weltklimakonferenz in Kattowitz weiter intensiv
an der Umsetzung des Pariser Klimaabkommens arbeitet. Wir müssen mit
gutem Bespiel vorangehen, aber wir brauchen auch die anderen Staaten
der Welt.

Auch auf nationaler Ebene werden wir weiterhin intensiv an der
Erreichung unserer Klimaziele arbeiten. Dabei müssen alle Sektoren -
Energie, Industrie, Verkehr, Gebäude und Landwirtschaft - ihren
Beitrag leisten, um die im Klimaschutzplan 2050 festgelegten Ziele
für ihren Sektor zu erreichen. Auf der Basis von Maßnahmenplänen der
einzelnen Ressorts wird der Gesetzgeber dann im Laufe des nächsten
Jahres ein Gesetz zur Erreichung der Klimaziele erarbeiten. Dabei
setzen wir verstärkt auf Anreizsysteme in allen Bereichen anstatt auf
Verbote, denn Klimaschutz gelingt nur, wenn wir die Menschen
mitnehmen.

Es besteht kein Zweifel, dass die Kohle zur Erreichung unserer
nationalen Klimaziele einen nennenswerten Beitrag leisten muss. Aber
wir müssen dabei den Menschen in den betroffenen Gebieten neue
Perspektiven aufzeigen. In der Industrienation Deutschland muss es
gelingen, dass wir durch die Entwicklung von Umweltinnovationen
weitere Arbeitsplätze schaffen und damit Ökonomie und Ökologie in
Einklang bringen. Die im Sommer eingesetzte Strukturwandelkommission
wird in den nächsten Monaten einen Plan zur schrittweisen Reduzierung
der Kohleverstromung inklusive eines Abschlussdatums erarbeiten.
Dabei steht es für uns im Vordergrund, den Strukturwandel zu
gestalten und die betroffenen Regionen dabei zu unterstützen."

Hintergrund:

Die Staatengemeinschaft hatte sich 2015 auf der Weltklimakonferenz in
Paris auf ein völkerrechtlich verbindliches Klimaabkommen geeinigt,
das das Ziel hat, die Erderwärmung auf 2 Grad Celsius, wenn möglich
auf 1,5 Grad Celsius im Vergleich zum vorindustriellen Zeitalter zu
begrenzen. In diesem Zusammenhang wurde der Weltklimarat (IPCC)
aufgefordert, einen Sonderbericht über die Folgen einer globalen
Erwärmung um 1,5 Grad Celsius gegenüber vorindustriellem Niveau und
die damit verbundenen globalen Treibhausgaspfade vorzulegen. Der
Bericht legt dar, dass die Risiken auf unser Ökosystem, die Nahrungs-
und Wasserversorgung oder die menschliche Gesundheit bei einer
Erwärmung um 1,5 Grad Celsius zwar bereits vorhanden sind, bei einer
Erderwärmung um zwei Grad Celsius jedoch viel weitreichender sind.

 * 
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AUSSEN/1792: UN-Bericht bestätigt, Abschiebungen nach Afghanistan sind unverantwortlich


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Oktober 2018

UN-Bericht bestätigt: Abschiebungen nach Afghanistan sind unverantwortlich



"Der Bericht der UN-Mission in Afghanistan beweist ein weiteres Mal, wie unverantwortlich es ist, Flüchtlinge in dieses Land abzuschieben", kommentiert die innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke, die jüngste Bilanz der UNAMA-Mission in Kabul. Ihr zufolge ist die Zahl ziviler Anschlagsopfer im Vergleich zum Vorjahr um 21 Prozent angestiegen. Jelpke weiter:

"Während die Vereinten Nationen ein ,extremes Niveau' von Anschlägen verzeichnen, behandelt die Bundesregierung Afghanistan wie ein sicheres Herkunftsland und lässt Abschiebungen durchführen. Das ist realitätsfremd und menschenfeindlich.

Der UN-Bericht räumt ausdrücklich mit der Legende des früheren Bundesinnenministers Thomas de Maizière auf, Zivilisten seien nicht Ziele, sondern ,nur' Opfer von Taliban und Islamischem Staat: Mehrfach bekräftigt die UN-Mission, dass die Anschläge gezielt und direkt auf zivile Einrichtungen und zivile Personen verübt werden.

Ein normales Leben in Afghanistan ist nicht ansatzweise möglich, weil jederzeit die Gefahr besteht, Opfer eines Sprengsatzes oder eines Selbstmordattentäters zu werden. Die Konsequenz aus der weiter verschärften Lage muss sein, Abschiebungen an den Hindukusch sofort zu stoppen. Denn Abschiebungen töten - das ist im Fall Afghanistan bittere Realität."

 * 
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AUSSEN/1791: Chancen des Dialogs mit Russland endlich nutzen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Oktober 2018

Chancen des Dialogs mit Russland endlich nutzen



"Die Bundesregierung in Person von Peter Altmaier hat beim Petersburger Dialog die Chance verpasst, signifikant zur Entspannung der Beziehungen zu Russland beizutragen. Erfolgreiche bilaterale Diplomatie bedeutet, beiderseits an den bestehenden Problemen zu arbeiten, da hat auch Berlin zu wenig angeboten", so Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Die Außenpolitikerin weiter:

"Die Aufrüstung der Nato an ihrer Ostflanke und die zunehmende Nato-Truppenpräsenz im Baltikum sind ebenso Teil der Herausforderungen wie der im Westen oft erwähnte Anschluss der Krim an Russland und der schwelende Konflikt in der Ostukraine. Allerdings hat der Sieg der prorussischen Oppositionspartei Harmonie in Lettland just an diesem Wochenende belegt, dass die von der Nato oft angestrengte Angst vor Moskau im Baltikum nicht allzu stark sein kann.

Der Petersburger Dialog sollte von der Bundesregierung endlich als Forum zum bilateralen Dialog ernstgenommen werden. Damit würde sie auch der Meinung der Bevölkerung in Deutschland Rechnung tragen, die sich mit 58 Prozent zuletzt mehrheitlich für ein gutes Verhältnis mit Russland ausgesprochen hat."

 * 
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FINANZEN/1520: Öffentliche Investitionen gegen neue Finanzkrise


DIE LINKE - Presseerklärung vom 9. Oktober 2018

Öffentliche Investitionen gegen neue Finanzkrise



"Der Exportjunkie Deutschland ist durch eine Finanzkrise extrem verwundbar", kommentiert Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, die aktuelle Prognose des Internationalen Währungsfonds (IWF) für die Entwicklung der Weltwirtschaft. De Masi weiter:

"Die extreme Exportabhängigkeit Deutschlands ist töricht, der Handelskrieg ist der Bumerang. US-Strafzölle könnten sich nach China auch schnell auf deutsche Autos ausweiten. Die Kürzungspolitik bei Löhnen, Renten und öffentlichen Investitionen hat zudem die Geldpolitik kastriert. Das billige Geld landet auf Finanzmärkten statt in der realen Wirtschaft.

Die Krise in den Schwellenländern wie der Türkei verstärkt die Risiken für den Export. Die Währungen von Schwellenländern geraten unter Druck, da nach der Zinswende der FED die Währungsspekulanten, die in diesen Ländern investiert hatten, ihr Geld zurück in die USA bringen. Auch auf einen drohenden harten Brexit ist die Bundesregierung unzureichend vorbereitet.

Deutschland und die EU müssen endlich unabhängiger vom Export und den USA werden. Die Sanktionen gegen Russland müssen weg. Deutschland ist die viertgrößte Volkswirtschaft der Erde und muss auch auf eigenen Füßen stehen. Daher müssen Löhne, Renten und öffentliche Investitionen rauf, um die Kaufkraft und die Binnenwirtschaft zu stärken."

 * 

Quelle:
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Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





GESUNDHEIT/1049: Spahns bisherige Pläne schließen Personallücke in der Pflege nicht


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Oktober 2018

Spahns bisherige Pläne schließen Personallücke in der Pflege nicht



"Die Gesetze aus dem Hause Spahn sind nicht zu Ende gedacht. Das zeigt auch diese Studie", erklärt Pia Zimmermann, Sprecherin der Fraktion DIE LINKE für Pflegepolitik, angesichts einer Analyse der Hans-Böckler-Stiftung zu den Reformplänen des Gesundheitsministeriums, der zufolge die aktuellen Gesetzesvorschläge die Personallücke in der Pflege nicht schließen können. Zimmermann weiter:

"DIE LINKE hat bereits deutlich gemacht, was zusätzlich zum Pflegepersonalstärkungsgesetz notwendig ist, um die Situation der Pflege wirklich zu verbessern. So fordern wir beispielsweise die sofortige Einführung verbindlicher Personalschlüssel in der Altenpflege und die Umwandlung des Pflegevorsorgefonds in einen Pflegepersonalfonds. Spahn hat vor ein paar Tagen selbst angekündigt, das Gesetz ergänzen zu wollen, so dass auch Angestellte in ambulanten Pflegediensten einen Anspruch auf tarifliche Bezahlung haben. Bislang warten wir noch auf die Umsetzung dieser Ankündigung. Unser Antrag, die tarifliche Bezahlung der ambulanten Pflegekräfte sicherzustellen, liegt bereits vor. DIE LINKE begrüßt es außerordentlich, wenn die Regierung sich unseren Forderungen anschließt."

 * 
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UMWELT/646: Klima-Sonderbericht ist Warnschuss für Bundesregierung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Oktober 2018

Klima-Sonderbericht ist Warnschuss für Bundesregierung



"Der jüngste Bericht des Weltklimarates ist ein krachender Warnschuss für die Bundesregierung. Sie muss jetzt endlich aus ihrem Klimakoma aufwachen. Bei der Klimapolitik die Hände weiter in den Schoß zu legen wird nicht gut gehen. Schon eine Erderwärmung von 1,5 Grad Celsius über dem vorindustriellen Niveau hat auch für uns in Deutschland laut Klimaforschung schnelle, weitreichende und beispiellose Änderungen in allen gesellschaftlichen Bereichen zur Folge", kommentiert Lorenz Gösta Beutin, energie- und klimapolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE den aktuellen Sonderbericht des Weltklimarats IPCC. Beutin weiter:

"Der IPCC-Bericht mahnt noch mehr Klimaschutz an. Jedes Zehntelgrad mehr auf dem Thermometer verursacht Kosten für Mensch und Natur, wie die Zunahme von Extremwetterereignissen mit Milliardenschäden für Bürger und Versicherer, bis hin zu Toten und Verletzten. Dürren, Starkregen, Ernteausfällen, steigende Meeresspiegel, Überschwemmungen und aussterbende Arten. Flucht und Vertreibung sind Klimawandelfolgen, mit denen wir zu rechnen haben, wenn die Erderwärmung nicht aufgehalten wird.

Es ist keine Panikmache, sondern physikalische Erkenntnis: Bis Mitte des Jahrhunderts muss der weltweite CO2-Ausstoß auf Null sinken. Um katastrophale Klimawandelfolgen abzuwenden muss das Verbrennen von Kohle, Öl und Gas ein Ende haben. Wer wie die AfD den Klimawandel leugnet, macht sich eines Menschheitsverbrechens schuldig. Die Bundesregierung muss schleunigst den Kohleausstieg per Gesetz einleiten, den Klimaschutz in die Verfassung aufnehmen, den Ausbau der Erneuerbaren Energien beschleunigen sowie Sofortmaßnahmen für eine Klimawende in Verkehr, Landwirtschaft und Gebäudesektor auf den Weg bringen."

 * 
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WIRTSCHAFT/2096: Steigende Mietpreise für Studierende sind Ergebnis einer fehlerhaften Wohnungspolitik


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Oktober 2018

Steigende Mietpreise für Studierende sind Ergebnis einer fehlerhaften Wohnungspolitik



"Mit den anhaltend hohen Studierendenzahlen steigt auch der Bedarf an bezahlbarem Wohnraum für Studierende. Die chronische Unterfinanzierung und die Hochschulpolitik des Bundes, die die Länder weitgehend im Stich lässt, sorgen jedoch dafür, dass immer mehr Studierende immer höhere Mietpreise zahlen müssen", erklärt die hochschul- und wissenschaftspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Nicole Gohlke, mit Blick auf den aktuellen Studentenwohnpreisindex des Instituts der deutschen Wirtschaft (IW). Gohlke weiter:

"Überall in Deutschland explodieren die Mietpreise - mit dramatischen Auswirkungen auch für Studierende. Während man sich landauf, landab über steigende Studierendenzahlen freut, hinkt der Ausbau der notwendigen studentischen Infrastruktur weit hinterher. Vor allem bei der Frage nach bezahlbaren Wohnraum wird diese Diskrepanz deutlich. Während die Zahl der Studierenden seit 2008 um etwa 42 Prozent gestiegen ist, stieg die Zahl der Wohnheimplätze in der gleichen Zeit gerade einmal um etwa fünf Prozent an.

Was nützt das ganze Werben um die klügsten Köpfe, wenn diese Köpfe kein vernünftiges Dach über dem Kopf haben? Eine Wende beim bezahlbaren Wohnraum ist notwendig, damit studentisches Wohnen nicht zu einem Luxusgut wird.

Neben bezahlbarem Wohnraum und einer wirksamen Mietpreisbremse brauchen wir ein Bund-Länder-Programm, das die flächendeckende Schaffung speziell von Wohnraum für Studierende vorantreibt. Zwar ist die Lage in Städten wie München, Berlin und Hamburg besonders prekär, doch ist mangelnder studentischer Wohnraum auch an vielen Hochschulstandorten im Osten kein unbekanntes Phänomen mehr. In Jena, Magdeburg, Dresden oder auch Leipzig konnten 2017 bei weitem nicht mehr alle Bewerberinnen und Bewerber auf einen Wohnheimplatz entsprechend versorgt werden. Der Bund muss sich endlich seiner Verantwortung stellen und darf das Problem nicht auf die Länder abwälzen."

 * 
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BUNDESTAG/7589: Heute im Bundestag Nr. 741 - 09.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 741

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 9. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 15.27 Uhr

1. Bilanz der IS-Bekämpfung im Irak

2. Abbiegehilfen für Lkw der Ministerien

3. Verkehrsinfrastruktur in Hessen erfragt

4. Grüne fragen nach Ausbau von Radwegen

5. Zukunft der Personenbeförderung

6. Vergütungsvereinbarung mit Toll Collect



1. Bilanz der IS-Bekämpfung im Irak

Auswärtiges/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Zwei Drittel der Binnenvertriebenen im Irak - etwa
vier Millionen Menschen - sind nach der Befreiung ihrer Heimat vom
"Islamischen Staat" nach Hause zurückkehrt. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrem "Bericht zur Lage in Irak und zum deutschen
Irak-Engagement" (19/4070), der am Donnerstag auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht. "Dank des entschlossenen Einsatzes der
irakischen Streitkräfte und eines zwischen Irak und der
internationalen Gemeinschaft eng abgestimmten und umfassend angelegten
Vorgehens konnte die territoriale Herrschaft von IS in Irak im
Dezember 2017 überwunden werden." Einen Beitrag dazu habe das
militärische Engagement der Bundesregierung durch die Befähigung der
Sicherheitskräfte der Region Kurdistan-Irak (RKI) mit
Ausbildungsmaßnahmen und Waffen- und Materiallieferungen geleistet,
sowie Aufklärung, Luftbetankung und Stabspersonal im Rahmen der
Operation "Inherent Resolve" der Anti-IS Koalition und die Beteiligung
mit Personal an der Luftraumüberwachung mit AWACS-Flugzeugen.

Die Bundesregierung stimmt nach eigenem Bekunden ihr Handeln eng mit
ihren multilateralen Partnern ab, sei es in der EU, der NATO, den
Vereinten Nationen oder der Anti-IS Koalition. "Gerade die 2014
gegründete internationale Anti-IS Koalition spielt hierbei eine
wichtige Rolle. Sie hat den Rahmen geschaffen, in dem die zivilen und
militärischen Beiträge der internationalen Gemeinschaft zur Bekämpfung
von IS eng verzahnt wirken können und in dem sich die internationale
Gemeinschaft und die irakische Regierung zuverlässig und erfolgreich
abstimmen."

 * 

2. Abbiegehilfen für Lkw der Ministerien

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Nachrüstung von Lkw der Bundesministerien und
der nachgeordneten Behörden mit Abbiegeassistenzsystemen thematisiert
die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/4515). Darin heißt
es, das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur
(BMVI) habe im August 2018 eine "Aktion Abbiegeassistent" verkündet.
Dabei solle für einen freiwilligen Einbau von Abbiegeassistenzsystemen
in LKW ab 3,5 Tonnen geworben werden. Zudem habe das BMVI verkündet,
dass die eigene LKW-Flotte bis 2019 mit Abbiegeassistenzsystemen
ausgerüstet werden soll.

Die Linksfraktion begrüße diese Aktion und die Vorreiterrolle des
Ministeriums bei der Nachrüstung, heißt es in der Vorlage.
Wünschenswert sei, dass die anderen Bundesministerien und deren
nachgeordneten Behörden sich an der "Aktion Abbiegeassistent"
beteiligen und nicht nur das Verkehrsministerium mit seinen 651 Lkw.
Der Bund verfüge - laut schriftlicher Auskunft vom 21. Juni 2018 -
insgesamt über 22.615 Lkw ab 3,5 Tonnen, schreiben die Abgeordneten.
"Kein einziger dieser Lkw verfügt über ein Abbiegeassistenzsystem",
heißt es in der Vorlage.

Die Bundesregierung wird nun gefragt, wie viele Lkw ab 3,5 Tonnen des
BMVI und der nachgeordneten Behörden bis Ende 2019 mit
Abbiegeassistenzsystemen nachgerüstet werden und in welcher Höhe dafür
finanzielle Mittel durch das BMVI eingeplant sind. Wissen will die
Linksfraktion auch, ob es Zusagen anderer Bundesministerien gibt, sich
an der "Aktion Abbiegeassistent" zu beteiligen.

 * 

3. Verkehrsinfrastruktur in Hessen erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Verkehrsinfrastruktur und die Verkehrspolitik in
Hessen stellt die Fraktion der FDP in den Mittelpunkt einer Kleinen
Anfrage (19/4588). Die Bundesregierung wird darin gefragt, wie viele
Kilometer Bundesstraßen und Autobahnen in Hessen seit 2014 neu geplant
wurden. Wissen wollen die Abgeordneten auch, wie viel die Deutsche
Bahn AG seit dem Jahr 2014 jährlich in Hessen in das Schienennetz
investiert hat.

Thematisiert wird zudem das Standortkonzept der
Infrastrukturgesellschaft für Autobahnen und andere Bundesfernstraßen
(IGA). Die FDP-Fraktion fragt, warum darin keine Niederlassung in
Hessen vorgesehen ist und ob das Land Hessen diesem Standortkonzept
zugestimmt hat.

 * 

4. Grüne fragen nach Ausbau von Radwegen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den Ausbau der Radverkehrsinfrastruktur thematisiert
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/4476).
Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen,
ob sie das Ziel, insbesondere in Städten den Anteil an Rad- und
Fußverkehr deutlich zu erhöhen, unterstützt. Gefragt wird auch, welche
Aufstockungen von Mitteln für den Radverkehr die Bundesregierung
bisher umgesetzt hat und wie die Planungen dazu in der laufenden 19.
Wahlperiode aussehen.

 * 

5. Zukunft der Personenbeförderung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Zukunft der Personenbeförderung" betitelt die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen eine Kleine Anfrage (19/4477). Darin
schreiben die Abgeordneten, um die Personenbeförderung in Zukunft
ökologisch, wirtschaftlich und sozial nachhaltig zu gestalten, reiche
es nicht aus, den öffentlichen Raum "willkürlich mit neuen
Mobilitätsangeboten zu fluten". Die Personenbeförderung sei Teil der
öffentlichen Daseinsvorsorge und müsse verschiedenen sozialen,
ökologischen und wirtschaftlichen Anforderungen gerecht werden, heißt
es in der Vorlage. "Es kommt also darauf an, eine intelligente
Steuerung, Vernetzung und Ergänzung zu bestehenden Mobilitätsangeboten
zu entwickeln", schreiben die Grünen.

Die Bundesregierung wird vor diesem Hintergrund gefragt, wie der
konkrete Zeitplan für die Reform des Personenbeförderungsgesetzes
(PBefG) aussieht und ob die Bundesregierung eine Umsetzung noch in
dieser Legislaturperiode plant. Wissen wollen die Abgeordneten auch,
welchen Reformbedarf die Bundesregierung aufgrund der aktuellen
Qualität des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) in den deutschen
Städten und im ländlichen Raum - in Bezug auf die Luftverschmutzung
und die Lebensqualität - für das PBefG identifiziert hat.

 * 

6. Vergütungsvereinbarung mit Toll Collect

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für einzelne Regelungen zu vertraglichen
Vereinbarungen, die nach Aussage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
zusätzlich zum Mautbetreibervertrag von 2002 zwischen dem Bund und der
Toll Collect GmbH geschlossen wurden, interessieren sich die
Abgeordneten in einer Kleinen Anfrage (19/4483). Darin wird die
Bundesregierung unter anderem gefragt, ob es zutrifft, dass durch eine
Vergütungsvereinbarung über Zusatzleistungen, der Betreiber für diese
Zusatzleistung eine höhere Vergütung als die durch die Zusatzleistung
tatsächlich bedingten Zusatzkosten erhält.

 * 
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BUNDESTAG/7588: Heute im Bundestag Nr. 740 - 09.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 740

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 9. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 14.31 Uhr

1. Linke: Überwindung sozialer Ungleichheit

2. Kritik an Kooperation mit Allianz-Konzern

3. Kinderarbeit in der Kakaoproduktion

4. Zusammenarbeit mit Marokko

5. Elektronische Beweismittel in Strafsachen

6. AfD will Ehe für alle aufheben



1. Linke: Überwindung sozialer Ungleichheit

Menschenrechte/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke fordert die Bundesregierung
auf, soziale Ungleichheit zu überwinden und soziale Menschenrechte zu
garantieren. "Mit der Unterzeichnung des UN-Sozialpakts hat sich die
Bundesrepublik Deutschland verpflichtet, allen Menschen
diskriminierungsfrei alle sozialen Rechte zu garantieren", schreiben
die Abgeordneten in einem Antrag (1974561), der am Donnerstag auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Dazu gehörten das Recht auf
Arbeit und gerechte Arbeitsbedingungen, Gewerkschaftsfreiheit,
Streikrecht, Schutz von Kindern und Jugendlichen, Rechte auf soziale
Sicherheit und angemessenen Lebensstandard wie Ernährung, Kleidung,
angemessenen Wohnraum, ein Höchstmaß an Gesundheit, Wasser- und
Sanitärversorgung und der Schutz der Familie, Mutterschutz, das Recht
auf Bildung und die Teilnahme am kulturellen Leben und
wissenschaftlichen Fortschritt.

Die Bundesregierung stehe in der Pflicht, die wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Menschenrechte in ihrer Sozial-,
Gesundheits-, Pflege-, Bildungs-, Wohnungs-, Flüchtlings- und
Arbeitsmarktpolitik zu achten, zu schützen und zu gewährleisten.
Außerdem sollten die sozialen Grundrechte nach dem Willen der Linken
ins Grundgesetz aufgenommen werden und "die soziale und
wirtschaftliche Ungleichheit und zunehmende Armut in Deutschland durch
konkrete und umfassende Maßnahmen" bekämpft werden. Die Abgeordneten
fordern dazu unter anderem die Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns
auf zwölf Euro pro Stunde, die Abschaffung des Hartz-IV-Systems und
Einführung einer Mindestsicherung, die regelmäßig anhand der
Armutsrisikogrenze angepasst wird. Weitere Forderungen zielen auf die
Erhöhung des Kindergelds auf 328 Euro pro Monat, die Anhebung des
Rentenniveaus auf 53 Prozent und die Einführung einer Vermögenssteuer
oberhalb einer Million Euro Privatvermögen.

 * 

2. Kritik an Kooperation mit Allianz-Konzern

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Kooperation der Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit (GIZ) und der Allianz SE/Allianz Climate Solutions im
Rahmen des develoPPP.de-Programms beschäftigt die Fraktion Die Linke
in einer Kleinen Anfrage (19/4604). Beide arbeiten seit Januar 2018
zusammen, um ein Risikomanagementsystem für Klima- und
Gesundheitsrisiken in Marokko, Ghana und Indien zu entwickeln.

Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, warum der
Versicherungskonzern im Rahmen der Entwicklungspartnerschaft mit 1,7
Millionen Euro gefördert wird, "obwohl dieser transnationale Konzern
im Jahr 2017 einen Umsatz von 126,1 Milliarden Euro und einen
Nettogewinn von 7,2 Milliarden Euro erwirtschaftet" habe. Außerdem
fragt die Linksfraktion nach dem aktuellen Stand bei der Entwicklung
des Risikomanagementsystems und den damit verbundenen Erwartungen.

Mit dem develoPPP.de-Programm unterstützt das Bundesministerium für
wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit (BMZ) seit dem Jahr
1999 im Rahmen von so genannten Entwicklungspartnerschaften deutsche
Unternehmen im Ausland.

 * 

3. Kinderarbeit in der Kakaoproduktion

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Nach der Entwicklung von Zwangs- und Kinderarbeit in
der Kakao-, Kaffee- und Teeproduktion erkundigt die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/4704). Außerdem wollen die Abgeordneten
wissen, welche Zertifizierungsorganisationen die Bundesregierung den
vergangenen zehn Jahren unterstützt hat und wie sie die Wirksamkeit
der geförderten Programme und den ordnungsgemäßen Mitteleinsatz
überwacht.

 * 

4. Zusammenarbeit mit Marokko

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Entwicklungszusammenarbeit mit dem Königreich
Marokko beschäftigt die AfD-Fraktion in einer Nachfrage (19/4708) auf
eine Antwort (19/4045) der Bundesregierung. Da die Fragen "nicht in
der erwünschten Tiefe" beantwortet worden seien, erkundigen sich die
Abgeordneten erneut nach konkreten Maßnahmen, Schwerpunkten,
Entwicklungsleistungen und Ergebnissen.

 * 

5. Elektronische Beweismittel in Strafsachen

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Was die Bundesregierung von dem Vorschlag der
EU-Kommission für eine Verordnung des Europäischen Parlamentes und des
Rates über Europäische Herausgabeanordnungen und Sicherungsanordnungen
für elektronische Beweismittel in Strafsachen hält, will die
FDP-Fraktion erfahren. In einer Kleinen Anfrage (19/4736) beziehen
sich die Abgeordneten darauf, dass der Vorschlag (COM (2018) 225 final
// 2018/0108 (COD)) zwei neue Instrumente zur EU-weiten Beschaffung
und Sicherung von elektronischen Beweismitteln vorsieht, die nach
ihrer Ansicht eine Reihe rechtlicher Probleme aufwerfen. Weiter fragen
die Abgeordneten unter anderem, ob es die Bundesregierung für
rechtlich problematisch hält, dass die zuständigen Anordnungsbehörden
eines EU-Mitgliedstaates direkt Daten bei Diensteanbietern in jedem
anderen EU-Mitgliedsstaat abfordern können, ohne dass eine Justiz-
oder Ermittlungsbehörde des Landes beteiligt ist, in dem der
Diensteanbieter seinen Sitz oder seine Niederlassung hat.

 * 

6. AfD will Ehe für alle aufheben

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die AfD-Fraktion hat den Entwurf eines Gesetzes
(19/4810) vorgelegt, mit dem das Gesetz zur Einführung des Rechts auf
Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts aufgehoben werden
soll. Im Entwurf heißt es, mit dem Gesetz zur Einführung des Rechts
auf Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts vom 20. Juli 2017
(BGBl. I S. 2787) sei das Rechtsinstitut der Ehe in einer Form
erweitert worden, die gegen das Grundgesetz verstoße. Darin sei klar
die Absicht des Verfassungsgesetzgebers zu erkennen, die Ehe an die
Geschlechterverschiedenheit der Ehepartner zu binden. Vor diesem
Hintergrund sei die Begründung, mit der die Ehe für
gleichgeschlechtliche Personen eingeführt wurde, weder nachvollziehbar
noch grundgesetzkonform. Auch die Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts stehe dem entgegen. Die erste Beratung des
Gesetzentwurfs steht am 11. Oktober 2018 auf der Tagesordnung des
Bundestages.

 * 
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BUNDESTAG/7587: Heute im Bundestag Nr. 739 - 09.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 739

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 9. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 12.56 Uhr

1. Anti-IS-Einsatz im Irak

2. Chemnitzer Verfolgungsvideo thematisiert

3. Linke thematisiert EU-Innenministertreffen

4. Kampagne für den Rechtsstaat

5. Drogenkonsum im Strafvollzug

6. Grüne fordern Schutz für Whistleblower



1. Anti-IS-Einsatz im Irak

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Bundeswehr soll sich weiterhin an der
"nachhaltigen Bekämpfung des IS-Terrors und zur umfassenden
Stabilisierung des Iraks" beteiligen. Das geht aus einem Antrag
(19/4719) der Bundesregierung hervor, der am Donnerstag auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht.

In Syrien und Irak seien zwar große Erfolge im Kampf gegen die
Terrororganisation "Islamischer Staat" (IS) zu verzeichnen. Die
Organisation verlagere ihre Aktivitäten aber zunehmend in den
Untergrund, baue dort Netzwerke und Strukturen neu auf, schreibt die
Bundesregierung. Der IS habe zahlreiche Anschläge in Syrien und Irak,
aber auch in Europa und weltweit verübt und sei hierzu auch weiterhin
in der Lage. "IS stellt weiterhin eine Bedrohung für den Weltfrieden
und die internationale Sicherheit sowie für die Stabilität in der
Region dar", heißt es im Antrag. "Von IS geht weiterhin ein
bewaffneter Angriff aus, gegen den das Recht zur kollektiven
Selbstverteidigung gegeben ist."

Die Bundeswehrsoldaten sollen unter anderem Aufgaben zur
Einsatzunterstützung wie unter anderem die Luftbetankung und die See-
und Luftraumüberwachung etwa durch Beteiligung an AWACS-Flügen der
Nato übernehmen, deren Daten an die internationale Koalition gegen den
"Islamischen Staat" (IS) weitergegeben werden sollen. Im Mittelpunkt
soll zudem weiterhin der Fähigkeitsaufbau der regulären irakischen
Streit- und Sicherheitskräfte stehen mit dem Schwerpunkt "Ausbildung
der Ausbilder". Diese Ausbildung könne im gesamten irakischen
Staatsgebiet "in einer angemessenen Balance zwischen der irakischen
Zentralregierung und - in Absprache mit dieser - der Regierung der
Region Kurdistan-Irak erfolgen. Dabei stehen Maßnahmen zum
Fähigkeitsaufbau in Zentralirak eindeutig im Vordergrund", heißt es im
Antragstext weiter.

Das Mandat ist befristet bis Ende Oktober 2019 und die
Personalobergrenze soll unverändert bei bis zu 800 Soldaten liegen.
Die einsatzbedingten Zusatzausgaben werden auf knapp 108 Millionen
Euro beziffert.

Die Bundesregierung beruft sich bei diesem Einsatz auf das Recht auf
kollektive Selbstverteidigung gemäß Artikel 51 der Charta der
Vereinten Nationen in Verbindungen mit den
UN-Sicherheitsratsresolutionen 2170 (2014), 2199 (2015) sowie 2249
(2015). Mit letzterer habe der UN-Sicherheitsrat "die Mitgliedstaaten,
die dazu in der Lage sind, aufgefordert, unter Einhaltung des
Völkerrechts, insbesondere der Charta der Vereinten Nationen sowie der
internationalen Menschenrechtsnormen, des Flüchtlingsvölkerrechts und
des humanitären Völkerrechts, in dem unter der Kontrolle von IS
stehenden Gebiet in Syrien und Irak alle notwendigen Maßnahmen zu
ergreifen, ihre Anstrengungen zu verstärken und zu koordinieren, um
terroristische Handlungen zu verhüten und zu unterbinden, die
insbesondere von IS und anderen terroristischen Gruppen begangen
werden". Der Einsatz erfolge zudem "auf Bitten und im Einvernehmen mit
der irakischen Regierung".

 * 

2. Chemnitzer Verfolgungsvideo thematisiert

Berlin: (hib/STO) "Aussagewert des umstrittenen Chemnitzer
Verfolgungsvideos" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/4703). Darin schreibt die Fraktion, dass in der
Öffentlichkeit "die Ereignisse in Chemnitz Ende August und Anfang
September weiter sehr kontrovers diskutiert" würden. Zentraler
Diskussionspunkt sei "ein angeblich am 26. August 2018 während einer
rechten Demonstration aufgenommenes Video, das auf dem Twitteraccount
eines Nutzers namens ,Antifa Zeckenbiss' unter der Überschrift
,Menschenjagd in Chemnitz' veröffentlicht wurde" und in einer kurzen
Sequenz Verfolgungsszenen zeige, "über deren Ursprung und Zusammenhang
bis heute keine endgültigen Bewertungen" bekannt seien.

Wissen wollen die Abgeordneten, auf welchen genauen Zeitpunkt die
Bundesregierung das Entstehen dieses Videos festlegt und welche
Anknüpfungspunkte sie zu ihrem Ergebnis führen. Auch erkundigen sie
sich unter anderem danach, was der Bundesregierung über die hinter dem
Twitter-Nutzer "Antifa Zeckenbiss" stehende natürliche Person bekannt
ist.

 * 

3. Linke thematisiert EU-Innenministertreffen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Ein Treffen der EU-Innenminister Mitte September in
Wien thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/4716). Darin erkundigen sich die Abgeordneten danach, welche
Themen auf der Tagesordnung des Treffens am 14. September standen und
welche Fragen unter dem Thema "Migration" behandelt wurden. Auch
möchten sie wissen, was der Bundesregierung zu den Prioritäten der
österreichischen EU-Ratspräsidentschaft hinsichtlich Migration und
Schutz der EU-Außengrenzen bekannt ist. Ferner fragt die Fraktion
unter anderem, was aus Sicht der Bundesregierung "die wichtigsten
Elemente der von der EU-Kommission vorgeschlagenen Änderung der
Frontex-Verordnung" sind.

 * 

4. Kampagne für den Rechtsstaat

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Informationen über das weitere Vorgehen der
Bundesregierung bei der von der Koalition ausgerufenen "Kampagne für
den Rechtsstaat" will die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit einer
Kleinen Anfrage (19/4603) erhalten. Nach Auffassung der Fraktion gibt
es massive Warnzeichen für Gefährdungen des Rechtsstaats, von der
Kampagne sei "allerdings nichts zu hören und zu sehen". Dies treffe
auch auf das von der Koalition ebenfalls vereinbarte "Forum Recht" zu.
Die Abgeordneten fragen die Bundesregierung unter anderem nach
Einzelheiten des Konzepts der Kampagne, konkreten Maßnahmen sowie
dafür veranschlagte Haushaltsmittel. Ferner wollen sie wissen, ob das
von verschiedenen Akteuren entwickelte "Forum Recht" das einzige
konkrete Vorhaben der Kampagne ist, ob sich die Bundesregierung dieses
zu Eigen gemacht hat und wie das Konzept für das Forum aussieht. Mit
dem "Forum Recht" soll den Bürgerinnen und Bürgern der Rechtsstaat im
Sinne einer gewachsenen Rechtskultur als unverzichtbarer Teil des
Zusammenlebens nähergebracht werden.

 * 

5. Drogenkonsum im Strafvollzug

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Die medizinische Versorgung von Drogenkonsumenten im
Strafvollzug ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/4712) der Fraktion
Die Linke. Unter der Überschrift "Schadensmindernde Maßnahmen beim
intravenösen Drogenkonsum im Strafvollzug" schreiben die Abgeordneten,
in den deutschen Haftanstalten würden Maßnahmen wie Nadel- und
Spritzenaustauschprogramme und Drogensubstitutionstherapien nicht
umgesetzt. Sie wollen unter anderem wissen, wie hoch nach Kenntnis der
Bundesregierung die Anzahl der suchtmittelabhängigen Inhaftierten
beziehungsweise Verwahrten ist, wie viele sich in Substitution
befinden und wie viele Drogentote jährlich in Justizvollzugsanstalten
zu verzeichnen sind. Weitere Fragen betreffen Einzelheiten zu
Substitutionstherapien und das Ziel des Strafvollzugs. Schließlich
wollen die Fragesteller wissen, ob die Bundesregierung drogenfreie
Haftanstalten für erreichbar hält.

 * 

6. Grüne fordern Schutz für Whistleblower

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Bündnis 90/Die Grünen wollen die rechtliche Position
von Menschen stärken, die sich dafür einsetzen, Informationen der
Öffentlichkeit zugänglich zu machen, die dem öffentlichen Interesse
und dem Allgemeinwohl dienen. Sie müssten dabei unterstützt und vor
Strafverfolgung und dienst- oder arbeitsrechtlichen Konsequenzen wie
Kündigung geschützt werden, schreibt die Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/4713) unter der Überschrift "Whistleblowing als Beitrag
zur Rechtsdurchsetzung". Der Hinweisgeberschutz bedürfe einer
wirksamen gesetzlichen Regulierung. Vor dem Hintergrund eines
Richtlinienvorschlags der Europäischen Kommission zum Schutze von
Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht melden (COM(2018)218
final; Ratsdok. 8713/18), fragen die Abgeordneten die Bundesregierung,
ob sie diesen begrüßt und die Kommission dabei unterstützen wird, das
Gesetzgebungsverfahren noch innerhalb dieser Legislaturperiode des
Europäischen Parlaments abzuschließen. Weiter wollen sie unter anderem
wissen, ob die Bundesregierung ein allgemeines Gesetz zum
Hinweisgeberschutz für erforderlich hält und warum sie sich in ihrem
Gesetzentwurf zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen dazu entschieden
hat, Whistleblowing herabzustufen.

 * 
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BUNDESTAG/7586: Heute im Bundestag Nr. 738 - 09.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 738

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 9. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 11.33 Uhr

1. Europäisches Datenschutzrecht

2. Schutz von Geschäftsgeheimnissen

3. Bericht zur Wohnungsüberwachung

4. Änderungen am Pflegeprogramm gefordert



1. Europäisches Datenschutzrecht

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Vor dem Hintergrund grundlegender Änderungen des
europäischen Datenschutzrechts hat die Bundesregierung den Entwurf
eines Gesetzes vorgelegt, mit dem die Richtlinie (EU) 2016/680
umgesetzt und das bereichsspezifische Datenschutzrecht an die
Datenschutzgrundverordnung angepasst werden soll (19/4671). Der
Entwurf sieht unter anderem Änderungen in der Strafprozessordnung, im
Einführungsgesetz zur Strafprozessordnung und im Gesetz über die
internationale Rechtshilfe in Strafsachen vor. Redaktionelle
beziehungsweise bereichsspezifische Anpassungen sind in 21 Gesetzen
und Verordnungen vorgesehen.

 * 

2. Schutz von Geschäftsgeheimnissen

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes
zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/943 zum Schutz von
Geschäftsgeheimnissen vor rechtswidrigem Erwerb sowie rechtswidriger
Nutzung und Offenlegung vorgelegt (19/4724). Durch ein neues
Stammgesetz soll ein in sich stimmiger Schutz vor rechtswidriger
Erlangung, rechtswidriger Nutzung und rechtswidriger Offenlegung von
Geschäftsgeheimnissen erreicht werden, heißt es in dem Entwurf. Die
Richtlinie verpflichte die Mitgliedstaaten zum zivilrechtlichen Schutz
von Geschäftsgeheimnissen. Der Schutz von Geschäftsgeheimnissen werde
im deutschen Recht bislang über die Strafvorschriften der Paragrafen
17 bis 19 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) sowie
über die Paragrafen 823 und 826 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB)
gegebenenfalls in Verbindung mit Paragraf 1004 BGB analog
gewährleistet. Dies sei für eine Umsetzung der Vorgaben der Richtlinie
(EU) 2016/943 nicht ausreichend. Dem Entwurf beigefügt sind die
Stellungnahmen des Normenkontrollrates und des Bundesrates sowie die
Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates.

 * 

3. Bericht zur Wohnungsüberwachung

Recht und Verbraucherschutz/Unterrichtung

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung hat den Bericht über den Einsatz
technischer Mittel zur Überwachung von Wohnungen für das Jahr 2017
vorgelegt (19/4762). Wie es darin heißt, sind laut der beigefügten,
vom Bundesamt für Justiz auf der Basis statistischer Mitteilungen aus
den Ländern und vom Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof
erstellten, Tabelle im repressiven Bereich nach Artikel 13 Absatz 3
des Grundgesetzes in sieben Ländern und beim Generalbundesanwalt beim
Bundesgerichtshof in zwölf Verfahren insgesamt zwölf Maßnahmen der
akustischen Wohnraumüberwachung angeordnet und in neun Verfahren
hiervon auch vollzogen worden. Weitere Maßnahmen seien nicht ergriffen
worden. Gemäß Artikel 13 Absatz 6 Satz 1 des Grundgesetzes
unterrichtet die Bundesregierung den Bundestag jährlich über
Wohnraumüberwachungsmaßnahmen, die im Rahmen der Strafverfolgung, der
Gefahrenabwehr oder zur Eigensicherung vorgenommen wurden und
richterlich überprüfungsbedürftig sind.

 * 

4. Änderungen am Pflegeprogramm gefordert

Gesundheit/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Der Bundesrat fordert zahlreiche Änderungen am
Entwurf der Bundesregierung für ein Pflegepersonal-Stärkungsgesetz
(19/4453). Die meisten Vorschläge werden abgelehnt, in einigen Fällen
wird eine Prüfung zugesagt, wie aus der Unterrichtung (19/4729) der
Bundesregierung hervorgeht.

Der Bundesrat will unter anderem, dass an dem Pflegezuschlag für
Krankenhäuser in Höhe von 500 Millionen Euro pro Jahr festgehalten
wird. Derzeit ist vorgesehen, den Zuschlag ab 2020 zu streichen. Die
Länderkammer befürchtet, in der Folge könnten ungewollte
Finanzierungslücken entstehen, die in anderen Bereichen der
Krankenhäuser die Personallage beeinträchtigen.

Die Bundesregierung will nun prüfen, ob neben der Einführung des
Pflegebudgets auf den gänzlichen Wegfall des Pflegezuschlags
verzichtet werden kann.

Es soll auch geprüft werden, inwieweit Maßnahmen zur Verbesserung der
Hebammenbetreuung bei Geburten im Krankenhaus gefördert werden können.
Zudem wird geprüft, ob weitere Maßnahmen zur Verbesserung der
Situation der Pflegekräfte in Rehabilitationseinrichtungen sowie der
Einrichtungen selbst erforderlich sind.

Bei weiteren zu prüfenden Änderungen geht es unter anderem um
Regelungen im Zusammenhang mit dem fortgeführten
Krankenhausstrukturfonds, die Kontrolle intensiv-pflegerischer
Leistungen, die bessere Vergütung ambulanter Pflegedienste sowie
bestehende pflegeentlastende Maßnahmen, die im Pflegebudget erhöhend
berücksichtigt werden sollen.

Der Gesetzentwurf ist im Bundesrat nicht zustimmungspflichtig.

 * 
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BUNDESTAG/7585: Heute im Bundestag Nr. 737 - 09.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 737

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 9. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 10.48 Uhr

1. Experten fordern mehr Wolfsmanagement

2. Anhörung zum Online-Handel

3. Risiken der Altersversorgung

4. Änderung des Personenstandsgesetzes



1. Experten fordern mehr Wolfsmanagement

Ernährung und Landwirtschaft/Ausschuss

Berlin: (hib/STE) Es muss ein "Miteinander von Wolf und Weidetier"
möglich sein, sagte Alois Gerig (CDU), Vorsitzender des Ausschusses
für Ernährung und Landwirtschaft, zum Auftakt eines Fachgesprächs mit
dem Thema "Wolf und Herdenschutz - Suche nach konstruktiven
Lösungsansätzen" am Montag. Die Rückkehr des Wolfes sorgt in vielen
Regionen Deutschlands zunehmend für Beeinträchtigungen in der
Weidetierhaltung. Fünf Sachverständige waren deshalb eingeladen, dem
Gremium ihre Erfahrungen und Lösungsvorschläge zu präsentieren, um im
"Spannungsfeld der Wolfsbefürworter und -gegner" zu zukunftsfähigen
Ergebnissen zu kommen.

Aus brandenburgischer Sicht, erläuterte Gregor Beyer, Geschäftsführer
des Forums Brandenburg e.V., sei der Wolf nie weg gewesen. Zur
DDR-Zeit sei er zwar bejagt worden, er habe sich aber schnell wieder
reproduziert. Der heutige Bestand lasse sich mit etwa 300 Tieren in
Brandenburg angeben, was einem Zuwachs von 30 Prozent entspreche. In
gleicher Höhe lasse sich außerdem auch der Zuwachs der zu Schaden
gekommenen Tiere abschätzen. Beyer betonte, dass die im
Koalitionsvertrag vereinbarte Herbeiführung einer Bestandsreduktion
der Wölfe in den Verbänden des "Forum Natur" Freude hervorrief. Nun
sei es an der Zeit, zu einem funktionierenden Wolfsmanagement zu
kommen und jagdrechtlich in Bezug auf den Wolf für Klarheit zu sorgen.

Michael Böer, Facharzt für Wildtiere und Zoodirektor des Zoos
Osnabrück, sprach sich für eine stärker regional konzentrierte
Forschung aus. Das Wolfsmanagement sei vor allem dann zu optimieren,
wenn konkrete Beobachtungen vor Ort vorgenommen und bearbeitet werden
würden. Dabei sei beispielsweise auch die Berücksichtigung des
Verhaltens einzelner Wolfsfamilien entscheidend. Maßnahmen zum Schutz
von Weidetieren müssten deshalb auch immer jeweils gesondert und mit
Blick auf lokale Faktoren angesetzt werden. Die gezielte
Berücksichtigung und Verwertung regional gewonnener Informationen und
Forschungsergebnisse, so der Tiermediziner, würde die Arbeit des DBBW,
die Dokumentations- und Beratungsstelle des Bundes zum Thema Wolf, und
anderer Bundesbehörden effektiver gestalten.

Am höchsten sei der Wolfsdruck in Sachsen und Brandenburg, betonte
Knut Kucznik, der 1. Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft
Herdenschutzhunde e.V. Neben dem Zaunbau, der Grundvoraussetzung für
den Herdenschutz, müssten zudem Herdenschutzhunde eingesetzt werden.
Der Umgang und die Haltung dieser speziell trainierten Hunde sei
allerdings anspruchsvoll und mit entsprechender Schulung verbunden -
das gelte es im Blick zu behalten. Außerdem, so Kucznik, müsse der
Herdenschutzhund rechtlich verankert werden. Darüber hinaus sollten
Herdenschutzmaßnahmen zu 100 Prozent aus öffentlicher Hand finanziert
und Wölfe, die die Schutzbarrieren überwinden, augenblicklich
entnommen werden.

Der Wolf werde sich in Deutschland weiter ausbreiten, prognostizierte
Ilka Reinhardt vom LUPUS Institut für Wolfsmonitoring und -forschung
in Deutschland. Die Bedingungen, die das Tier im Land vorfindet, seien
gut, so werde es etwa zukünftig auch immer mehr Nahrung finden. Ein
zukunftssicheres Wolfsmanagement und eine flächendeckende
Herdenschutzgestaltung seien deshalb von absoluter Wichtigkeit.
Oberste Priorität, so Reinhardt, müsse der Herdenschutz von besonders
wehrlosen Tieren wie Schafe und Ziegen haben. Aus Sicht der Forscherin
ist es zudem unabdinglich, Betroffene stärker zu unterstützen und von
landwirtschaftsbehördlicher Seite besser zu beraten. Außerdem müsse
der Fokus klar auf Schutzmaßnahmen und deutlich weniger auf Jagdfragen
gelegt werden.

"Wir haben bisher noch nie über die Rettung der Weidetierhaltung aus
der finanziellen Krise gesprochen", mahnte Andreas Schenk vom
Bundesverband Berufsschäfer e.V. und forderte einen Rettungsring für
betroffene Landwirte. Die Politik müsse zeitnah Lösungen finden und
einen artenschutzrechtlichen Rahmen für die Länder schaffen. Die
doppelte Normalität von Wolfsschutz und Wolfsentnahme führen zu
Komplikationen, die dringend abgebaut werden müssen. Wünschenswärt
wäre aus Sicht Schenks die Einrichtung eines Kompetenzzentrums auf
Bundesebene. Auf dem Spiel stehe schließlich nicht nur die
Herdenwirtschaft und -kultur, sondern auch deren Weiterentwicklung und
Zukunftsfähigkeit.

 * 

2. Anhörung zum Online-Handel

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss befasst sich in einer
öffentlichen Anhörung am Montag, den 15. Oktober, von 12.00 bis 14.15
Uhr mit dem Online-Handel. Grundlage der Anhörung im Sitzungssaal
4.900 (Europasaal) des Paul-Löbe-Hauses ist der von der
Bundesregierung eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur Vermeidung von
Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im Internet und zur
Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften (19/4455). Damit soll die
im Internet relativ einfache Möglichkeit zum Umsatzsteuerbetrug
unterbunden werden. Mit dem Gesetz werden zudem die Fahrer elektrisch
angetriebenen Dienstwagen und von Hybridfahrzeugen bei der
Privatnutzung dieser Fahrzeuge steuerlich entlastet.

Als Sachverständige sind geladen: Professor Hannes Brachat (Hochschule
für Wirtschaft und Umwelt Nürtingen-Geislingen), Bund der Steuerzahler
Deutschland, Bundesverband E-Commerce und Versandhandel Deutschland
(bevh), Bundesverband Lohnsteuerhilfevereine, Thomas Eigenthaler
(Deutsche Steuer-Gewerkschaft), eBay GmbH, Professor Guido Förster
(Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf), Forum Ökologisch-Soziale
Marktwirtschaft (FÖS), Gesamtverband der Deutschen
Versicherungswirtschaft (GDV), Handelsverband Deutschland (HDE),
Professor Frank Hechtner (Technische Universität Kaiserslautern),
Stefan Ronnecker (Vertreter der kommunalen Spitzenverbände) und
Verband kommunaler Unternehmen (VKU).

Im umsatzsteuerlichen Teil des Gesetzentwurfs ist vorgesehen, für die
Betreiber eines elektronischen Marktplatzes eine Haftung einzuführen,
wenn Händler für die über den Marktplatz bestellten Waren keine
Umsatzsteuer abgeführt haben. "Seit geraumer Zeit liegen vermehrt
Anhaltspunkte dafür vor, dass es beim Handel mit Waren über das
Internet zu Umsatzsteuerhinterziehungen kommt, insbesondere beim
Handel mit Waren aus Drittländern", heißt es in dem Entwurf. Betreiber
dieser Marktplätze müssen die Daten von Unternehmen, für deren Umsätze
in Deutschland eine Steuerpflicht besteht, vorhalten. Die Unternehmen
müssen zudem gegenüber dem Betreiber des Marktplatzes nachweisen, dass
sie steuerlich registriert sind. Liegen die Nachweise über die
steuerliche Registrierung nicht vor, wird der Betreiber des
Marktplatzes in Haftung genommen.

Geändert werden soll auch das Einkommensteuergesetz. Bisher muss die
private Nutzung eines Dienstwagens mit einem Prozent des inländischen
Listenpreises für jeden Kalendermonat versteuert werden. Für E-Autos,
die nach dem 31. Dezember 2018 und vor dem 1. Januar 2022 angeschafft
werden, sinkt dieser Wert auf 0,5 Prozent. Die Neuregelung gilt für
alle Elektrofahrzeuge und auch für extern aufladbare
Hybridelektrofahrzeuge. Die steuerlichen Mindereinnahmen sollen im
Jahr 2019 275 Millionen Euro betragen und bis 2022 auf 635 Millionen
Euro steigen.

 * 

3. Risiken der Altersversorgung

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes
zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/2341 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2016 über die Tätigkeiten
und die Beaufsichtigung von Einrichtungen der betrieblichen
Altersversorgung (19/4673) eingebracht. Mit dem Gesetz soll unter
anderem ein besserer Schutz von Versorgungsanwärtern und
Versorgungsempfängern durchgesetzt werden. Versorgungsanwärter und
Versorgungsempfänger sollen besser informiert werden. Außerdem wird
der Ausbau des Risikomanagements der Pensionskassen und Pensionsfonds
geregelt. Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung müssen sich
in Zukunft auch intensiver mit den Risiken auseinandersetzen, denen
sie ausgesetzt sind oder sein können und mit der Frage, wie mit diesen
Risiken umzugehen ist. "Die Richtlinie gibt damit wichtige Impulse für
die Bewältigung von Herausforderungen wie zum Beispiel dem
Niedrigzinsumfeld oder dem demographischen Wandel", erläutert die
Bundesregierung.

 * 

4. Änderung des Personenstandsgesetzes

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Bei der Beurkundung der Geburt eines Neugeborenen
soll nach dem Willen der Bundesregierung künftig neben den Angaben
"weiblich" und "männlich" oder der "Eintragung des Personenstandsfalls
ohne eine solche Angabe", auch die Bezeichnung "divers" gewählt werden
können, wenn das Kind weder dem weiblichen noch dem männlichen
Geschlecht zugeordnet werden kann. Dies geht aus einem Gesetzentwurf
der Bundesregierung (19/4669) zur Änderung des Personenstandsgesetzes
hervor, der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht.

Zugleich soll danach Betroffenen in Fällen, in denen auch die weitere
Geschlechtsentwicklung nicht zu einer Zuordnung zum weiblichen oder
männlichen Geschlecht führt oder in denen die Zuordnung nach der
Geburt unrichtig erfolgte, ermöglicht werden, durch Erklärung
gegenüber dem Standesamt die Zuordnung im Geburtseintrag ändern zu
lassen und - soweit gewollt - neue Vornamen zu wählen. Dass eine
"Variante der Geschlechtsentwicklung" vorliegt, ist dem Gesetzentwurf
zufolge durch Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung nachzuweisen.

Wie die Bundesregierung in der Begründung ausführt, hat das
Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung vom 10. Oktober 2017
(1 BvR 2019/16) festgestellt, dass das allgemeine Persönlichkeitsrecht
die geschlechtliche Identität schützt. Es schütze auch die
geschlechtliche Identität derjenigen, die sich dauerhaft weder dem
männlichen noch dem weiblichen Geschlecht zuordnen lassen. Dieser
Personenkreis sei auch vor Diskriminierungen wegen des Geschlechts
geschützt und werde in beiden Grundrechten verletzt, "wenn das
Personenstandsrecht dazu zwingt, das Geschlecht zu registrieren, aber
keinen anderen positiven Geschlechtseintrag als ,weiblich' oder
,männlich' zulässt".

Der Gesetzentwurf soll daher "die vom Bundesverfassungsgericht für das
Personenstandsrecht geforderte Möglichkeit für Personen mit Varianten
der Geschlechtsentwicklung" schaffen, einen anderen positiven
Geschlechtseintrag zu wählen, Die Wahl des Begriffs "divers"
entspricht laut Bundesregierung "dem Wunsch der Betroffenen, der in
der Länder- und Verbändebeteiligung zum Ausdruck gekommen ist". Unter
"Varianten der Geschlechtsentwicklung" werden der Vorlage zufolge nach
der aktuellen medizinischen Terminologie "Diagnosen zusammengefasst,
bei denen die Geschlechtschromosomen, das Genitale oder die Gonaden
inkongruent sind".

 * 
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BUNDESTAG/7584: Heute im Bundestag Nr. 736 - 08.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 736

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 8. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 16.33 Uhr

1. Grundgesetzänderungen in der Kritik

2. Regierung sieht keinen Rechtsbruch



1. Grundgesetzänderungen in der Kritik

Haushalt/Anhörung

Berlin: (hib/SCR) Die von der Bundesregierung geplanten Änderungen im
Grundgesetz, um etwa Finanzhilfen des Bundes im Bereich der
Bildungsinfrastrukturen sowie beim sozialen Wohnungsbau zu
ermöglichen, sind am Montagmittag während einer öffentlichen Anhörung
im Haushaltsausschuss auf ein geteiltes, teils sehr kritisches Echo
gestoßen. Außer zum Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/3440) nahmen
die geladenen Experten und Verbandsvertreter zu Anträgen der AfD
(19/4543) und Linken (19/13) sowie einem gemeinsamen Antrag der
Fraktionen FDP und Bündnis 90/Die Grünen (19/4556) Stellung. Die
Anträge beziehen sich auf die Zusammenarbeit von Bund und Ländern im
Bildungsbereich.

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht unter anderem vor, dass
durch eine Änderung des Artikels 104c Grundgesetz der Bund künftig den
Ländern Mittel für "für gesamtstaatlich bedeutsame Investitionen" von
Kommunen und Ländern "im Bereich der kommunalen Bildungsinfrastruktur"
gewähren können soll. Die Bundesregierung will damit die
Voraussetzungen schaffen, den sogenannten Digitalpakt Schule
umzusetzen. Diese Finanzhilfen sollen befristet und degressiv
ausgestaltet werden. Diese Einschränkung ist für den von der
Bundesregierung vorgeschlagenen neuen Artikel 104d nicht vorgesehen.
Diese Norm soll dem Bund ermöglichen, Kommunen beim sozialen
Wohnungsbau finanziell unter die Arme zu greifen. Gegenstand des
Gesetzentwurfes sind zudem die Förderung des öffentlichen
Personennahverkehrs in den Kommunen sowie eine Änderung mit Bezug zur
Neuordnung der Zuständigkeiten bei den Bundesautobahnen.

Zustimmend äußerte sich in der Anhörung Verena Göppert vom Deutschen
Städtetag. Die Bildung sei eine gesamtstaatliche Aufgabe, es sei daher
richtig, dass der Bund über Finanzhilfen unterstützen kann. "Wir sehen
den Bund mit in der Pflicht", sagte Göppert. Der Vorschlag der
Bundesregierung sei gut und richtig. Hans-Günter Henneke vom Deutschen
Landkreistag sprach sich hingegen gegen die Vorschläge der
Bundesregierung aus. Finanzhilfen seien nicht der richtig Weg,
vielmehr müssten die Kommunen finanziell grundsätzlich besser
ausgestattet werden.

Ähnlich argumentierte Thomas Lenk (Universität Leipzig). Tatsächlich
sei die Primärverteilung der Staatseinnahmen reformbedürftig. Lenk
schlug vor, die Umsatzsteuerverteilung vertikal und horizontal
anzugehen. Letzteres sei nötig, da nach dem aktuellen Modus der
horizontalen Verteilung wirtschaftsstarke Kommunen bevorteilt würden.

Der Bundesrechnungshof schlug vor, im Artikel 104b Absatz 2
Grundgesetz, die Zusätzlichkeit der Bundesmittel festzuschreiben.
Damit solle verhindert werden, dass der Bund durch die Finanzhilfen
Ersatzinvestition leiste und die Länder keine eigenen Mittel
aufbringen müssten. Auch der Rechnungshof betonte, dass die Verteilung
der Steuereinnahmen gegebenenfalls ein gangbarer Weg sei, um die
Länder für die Erfüllung ihrer Aufgaben entsprechend auszustatten.

Ulrich Vosgerau (Universität zu Köln) bezweifelte in der Anhörung, ob
die vom Bundesrechnungshof geforderte Vorgabe umgesetzt werden könne.
Grundsätzlich warnte Vosgerau vor "verfassungswidrigem
Verfassungsrecht". Zwar möge die von der Bundesregierung
vorgeschlagene Reform "gerade noch" verfassungsgemäß sein. Aber der
eingeschlagene Weg, dem Bund bei einer eigentlich den Ländern
obliegenden Aufgabe zunehmende Mitspracherechte einzuräumen, könne
laut Vosgerau auf längere Sicht gegen die in Artikel 79 Absatz 3
Grundgesetz normiere Ewigkeitsgarantie verstoßen.

Christian Seiler (Eberhard Karls Universität Tübingen) sah hingegen
nicht, dass die vorgeschlagenen Änderungen Gefahr laufen würden,
verfassungswidrig zu sein. Es müssten aber die Auswirkungen der
Änderungen im Blick behalten werden. Seiler warnte mit Verweis auf das
Bundesstaatsprinzip darauf, dass Mischfinanzierungen "demokratisch
bedenklich" seien. Eine Verflechtung von Zuständigkeiten laufe demnach
der klaren Zuweisung von Verantwortung zuwider. Seiler verwies
ebenfalls auf die Möglichkeiten, im Sinne der Artikel 106 und 107
Grundgesetz an der Steuerverteilung zu arbeiten. Eine
Gemeinschaftsaufgabe - statt der von der Bundesregierung
vorgeschlagenen Finanzhilfen - im Bildungsbereich sei allerdings die
"schlechteste Lösung", da die Verantwortungszuweisung dann unklar sei,
sagte Seiler.

Ulrich Häde (Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder)) betonte
ebenfalls, dass Finanzhilfen des Bundes eigentlich Ausnahmen bleiben
sollten. Eine degressive und befristete Ausgestaltung sei sinnvoll.
Dies berühre aber nicht die Verfassungsmäßigkeit der vorgeschlagenen
Änderungen. Hier sei noch "viel Spielraum", sagte Häde.

Johannes Hellermann (Universität Bielefeld) sagte, Kurzfristigkeit sei
bei Investitionshilfen des Bundes nicht erforderlich. Die unbefristete
Ausgestaltung, die die Bundesregierung im neuen Artikel 104d
Grundgesetz vorschlägt, sei daher in Ordnung. Mit Blick auf die Frage,
ob der Bund mit den vorgeschlagenen Änderungen zu viele Kompetenzen im
Bildungsbereich erlange, sagte Hellermann, dass die Änderung im 104c
Grundgesetz zwar einen größeren Einfluss für den Bund bedeuten würde.
Allerdings wäre eine Änderung im Artikel 91b Grundgesetz, der die
Zusammenarbeit von Bund und Ländern "in Fällen überregionaler
Bedeutung bei der Förderung von Wissenschaft, Forschung und Lehre"
regelt, ein größerer Eingriff in den Aufgabenbereich der Länder.

Für eine stärke Rolle des Bundes im Bildungsbereich sprach sich
Berthold Wigger (Karlsruher Institut für Technologie) aus. Die von der
Bundesregierung vorgeschlagenen Änderungen gingen nicht weit genug.
Der Bund müsse sich dauerhaft und über die Infrastruktur hinaus
finanziell in den Bereich einbringen. Mit nationalen Bildungsstandards
könne zudem ein "wohlfahrtsfördernder Wettbewerb zwischen den
Bildungsanbietern" erreicht werden, schrieb Wigger in seiner
Stellungnahme.

Kai Maaz (Deutsches Institut für Internationale Pädagogische
Forschung) sprach sich für ein "partizipatives Steuerungsmodell" im
Bildungsbereich aus. Die Verantwortung solle zwar letztlich bei den
Ländern verbleiben, Bund und Länder müssten aber gemeinsam die
Rahmenbedingungen schaffen. Zeitlich befristete Hilfen seien dabei
nicht zielführend. Für die Herausforderungen, die sich aus
Digitalisierung, Inklusion und Disparitäten im Bildungsbereich ergeben
würden, brauche es neue Konzepte, da sie aktuell in "Form eines
Fleckenteppichs" bearbeitet würden, forderte Maaz.

Katja Rietzler (Institut für Makroökonomie der Hans-Böckler-Stiftung)
verwies auf den milliardenschweren Investitionsstau in den Kommunen.
Um diesen zu überwinden, brauche es eine dauerhafte und sichere
Finanzierung. In ihrer Stellungnahme schlug Rietzler unter anderem
vor, dass der Bund einen Teil der Kassenkredite hochverschuldeter
Kommunen übernehmen könne. Um Länder und Kommunen finanziell besser
auszustatten, sei zudem eine näherungsweise Integration des
Solidaritätszuschlags in die Einkommenssteuer denkbar, statt ihn
abzuschaffen, heißt es in der Stellungnahme.

 * 

2. Regierung sieht keinen Rechtsbruch

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Auch in der Zeit vor dem September 2015 gab es
illegale Grenzübertritte nach Deutschland. Das machte Günter Krings
(CDU), Parlamentarischer Staatssekretär im Bundesministerium für
Inneres, Bau und Heimat, am Montag vor dem Petitionsausschuss
deutlich, als eine von der ehemaligen Bundestagsabgeordneten Vera
Lengsfeld eingebrachte Petition mit der Forderung, "die Rechtmäßigkeit
an den deutschen Grenzen wieder herzustellen", in öffentlicher Sitzung
beraten wurde. Deutschland befinde sich innerhalb des Schengen-Raums,
in dem die Binnengrenzen offen seien, sagte der Staatssekretär.
Insofern komme es auch immer wieder zu illegalen Grenzübertritten. Es
könne also weder von einem Rechtsbruch die Rede sein, noch davon, dass
im September 2015 "Grenzen geöffnet wurden".

Die Petentin hatte zuvor den sofortigen Stopp der illegalen Migration
nach Deutschland gefordert. Seit dem 5. September 2015 herrsche in
Deutschland ein Ausnahmezustand. Die Entscheidung von Bundeskanzlerin
Merkel, die Grenze "für ein paar tausend Flüchtlinge" zu öffnen, habe
einen regelrechten Migrantenstrom ausgelöst. "Bis heute kann jeder die
deutsche Grenze ohne Papiere passieren, der in der Lage ist, das Wort
Asyl auszusprechen", kritisierte Lengsfeld. Auch der amtierende
Innenminister Horst Seehofer (CSU) habe diese Anweisung seines
Amtsvorgängers Thomas de Maizière (CDU) nicht rückgängig gemacht.
Folge davon sei, das seit 2015 mehr als eine Million Migranten
eingewandert seien - "überwiegend junge Männer, darunter auch
zahlreiche Kriminelle und Terroristen", sagte die Petentin. Deren
Identitäten seien vielfach ungeklärt, da sie überwiegend keine oder
gefälschte Papiere bei sich gehabt hätten.

Niemand rede die entstandenen Probleme klein, sagte Staatssekretär
Krings. "Es ist völlig klar, dass das von der Quantität eine nicht
akzeptable Größenordnung an illegaler Migration war." Als wesentliche
Elemente, mit denen illegale Grenzübertritte deutlich reduziert werden
könnten, benannte Krings die Schleierfahndung oder die in 
Nordrhein-Westfalen geplanten "strategischen Fahndungen". An drei stationären
Übergangsstellen würden derzeit zudem Grenzkontrollen stattfinden.
Dort komme es auch zu Zurückweisungen. Über eine Fortführung dieser
Kontrollen über Mitte November hinaus habe Innenminister Seehofer noch
nicht entschieden. "Ich gehe davon aus, dass eine Fortführung
stattfindet", sagte der CDU-Politiker.

Wie sie sich konkret eine Grenzsicherung vorstelle, fragten in der
Sitzung mehrere Abgeordnete die Petentin. "Man muss die Bundespolizei
einfach ihren Job machen lassen", antwortete Lengsfeld. Dazu müsse die
vom ehemaligen Innenminister de Maizière erteilte Anweisung
zurückgenommen werden, forderte sie. Nach dieser "Ministeranordnung"
befragt, entgegnete Innen-Staatssekretär Krings, dazu könne er nichts
sagen.

 * 
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BUNDESTAG/7583: Heute im Bundestag Nr. 735 - 08.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 735

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 8. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 15.57 Uhr

1. Streit um EU-Tierschutzrichtlinie

2. Versicherungspflicht für Selbstständige

3. Expertenauswahl im Digitalrat

4. Fragen zum Verkauf der Patientenberatung



1. Streit um EU-Tierschutzrichtlinie

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Nach Aussage des Parlamentarischen Staatssekretärs
im Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft, Hans-Joachim
Fuchtel (CDU), ist die 2010 in Kraft getretene
EU-Tierversuchsrichtlinie in Deutschland "eins zu eins" umgesetzt
worden. Die EU habe die Umsetzung durch die Bundesregierung
vollständig akzeptiert, sagte Fuchtel während einer öffentlichen
Sitzung des Petitionsausschusses am Montag.

Dem widersprach Corina Gericke, stellvertretende Vorsitzende des
Vereins Ärzte gegen Tierversuche, die die in der Ausschusssitzung
diskutierte Petition mit der Forderung des Verbots von Tierversuchen
mit dem Schweregrad "schwer" und der Kritik, das deutsche
Tierschutzrecht verstoße gegen die EU-Tierversuchsrichtlinie,
vorgelegt hat. Die EU-Richtlinie sehe unter anderem "eine Obergrenze
für Schmerzen, Leiden und Ängste vor, die in Tierversuchen nicht
überschritten werden darf". Dies stelle ein Verbot der sogenannten
"schwerstbelastenden Tierversuche" dar, sagte die Petentin.
Gleichzeitig habe die EU eine Ausnahmeregelung eingefügt. Danach
könnten Mitgliedsstaaten "in Ausnahmefällen" eine vorläufige Maßnahme
zur Genehmigung beschließen. Deutschland, so Gericke, habe von dieser
Ausnahmeregelung Gebrauch gemacht, diese aber "falsch ungesetzt und
falsch formuliert". Im deutschen Recht reiche statt des "Beleges eines
besonderen Ausnahmefalles" die "wissenschaftlich begründete
Darlegung", die ohnehin für alle Tierversuche gefordert werde. "Das
Ziel der Richtlinie, dass schwerstbelastende Tierversuche nicht mehr
regelmäßig sondern nur in Ausnahmefällen stattfinden sollen, bleibt
unberücksichtigt", kritisierte die Petentin.

"Ein generelles Verbot von Versuchsvorhaben, die der
Belastungskategorie ,schwer' zuzuordnen sind, ist nach der
EU-Tierversuchsrichtlinie nicht möglich", sagte hingegen
Staatssekretär Fuchtel. Dies gelte es zur Kenntnis zu nehmen. Im
Übrigen sei die richtlinienkonforme Umsetzung aus Sicht der
Bundesregierung durch das Tierschutzgesetz in Deutschland erfolgt.
Erst im März diesen Jahres sei im Rahmen der jährlichen Gespräche
unter Fachleuten auch seitens der EU dieser Standpunkt unterstrichen
worden.

Was den Verweis auf Rechtsgutachten angeht, die von der Petentin
angeführt worden waren und die die deutsche Regelung als
verfassungswidrig bezeichnen würden, sagte Fuchtel, es sei nicht
ungewöhnlich, dass es in der Gesellschaft verschiedene Meinungen gebe.
Die Frage sei, welche die herrschende ist.

Dieser Argumentation vermochten die Petentin und die sie begleitende
Juristin Davina Bruhn nicht zu folgen. Die Richtlinie sei "definitiv
nicht eins zu eins umgesetzt worden", sagte Bruhn. Als Beispiel führte
sie unter anderem auf, dass in der Richtlinie von "langanhaltenden
Belastungen und Schmerzen" die Rede sei. Das sei in Deutschland "zu
Lasten des Tierschutzes" als "längerandauernd" umgesetzt worden. Auch
sei als Folge der gesetzlichen Umsetzung in Deutschland keine
Abgrenzung zwischen schweren und schwerstbelastenden Versuchen
vorhanden. "Für ein Verbot schwerstbelastenden Tierversuche hat die
EU-Richtlinie einen Handlungsspielraum erlassen, den der Gesetzgeber
nicht aufgegriffen hat", sagte Bruhn.

 * 

2. Versicherungspflicht für Selbstständige

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Eine Versicherungspflicht für Selbstständige in der
Kranken- und Rentenversicherung wird von einer Mehrheit von
Sachverständigen begrüßt, auch wenn Details zu der Ausgestaltung einer
solchen Pflicht derzeit noch nicht ausdiskutiert sind. So lautete der
Tenor in einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Arbeit und
Soziales am 8. Oktober 2018. Zur Debatte stand ein Antrag (19/1034)
der Fraktion Die Linke für eine bessere soziale Absicherung von
Solo-Selbstständigen. Eher skeptisch bewerteten die geladenen Experten
dagegen den Vorschlag nach Mindesthonoraren für Selbstständige,
angelehnt an den Mindestlohn für angestellte Beschäftigte. Auch die
Unterscheidung zwischen Solo-Selbstständigen und Selbstständigen wurde
von der Mehrheit als unpraktikabel bezeichnet.

Die Linke verlangt unter anderem, alle bisher nicht abgesicherten
Selbstständigen in die Versicherungspflicht der gesetzlichen Rente
einzubeziehen, die Mindestbeitragsbemessung in der gesetzlichen
Krankenversicherung zu senken und die Arbeitslosenversicherung für
alle Selbstständigen zu öffnen. Die Renten-Beiträge der
Selbstständigen sollen sich dabei nach deren tatsächlichem Einkommen
(Gewinn vor Steuern) richten. Zur Vermeidung von Altersarmut verlangen
die Abgeordneten die Fortführung der Rente nach Mindestentgeltpunkten,
also eine Erhöhung der Entgeltpunkte unter bestimmten Bedingungen, und
die Einführung der Solidarischen Mindestrente.

Solo-Selbstständige hätten einen hohen Schutzbedarf, führte Markus
Hofmann vom Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) aus. Es mache darüber
hinaus grundsätzlich Sinn, alle Erwerbstätigen in die sozialen
Sicherungssysteme mit einzubeziehen. Alles andere sei nur Stückwerk,
sagte Hofmann. Die Notwendigkeit einer Versicherungspflicht gibt es
auch aus Sicht der Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände (BDA).
Deren Vertreter Gerald Friedrich merkte jedoch an, dass es den
Selbstständigen freigestellt sein solle, ob sie eine private oder
gesetzliche Kranken- und Rentenversicherung wählen. Der Wirtschafts-
und Sozialwissenschaftler Eckart Bomsdorf votierte ebenfalls für eine
Versicherungspflicht, allerdings müsse noch geklärt werden, wie die
Einstiegsbedingungen dafür aussehen könnten. Im Übrigen dürfe man
nicht so tun, als sei Selbstständigkeit automatisch eine prekäre
Angelegenheit. Im Gegenteil, habe diese auch viele Vorteile, so
Bomsdorf. Reinhold Thiede von der Deutschen Rentenversicherung Bund
betonte, der Anteil von Selbstständigen, die später Grundsicherung im
Alter bekämen, sei überproportional hoch. Deshalb sei eine
Versicherungspflicht sinnvoll. Die Unterscheidung in
Solo-Selbstständige und Selbstständige bezeichnete er jedoch als nicht
praktikabel, da es für die Rentenversicherung einen ungeheuren Aufwand
bedeute, regelmäßig zu prüfen, ob jemand solo-selbstständig oder selbs
tständig sei, so Thiede.

 * 

3. Expertenauswahl im Digitalrat

Ausschuss Digitale Agenda/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Bei der Berufung von Experten in den Digitalrat habe
"eine interdisziplinäre Mischung von Personen, die das gesamte
Spektrum der Digitalisierung breit abdecken" stattgefunden. Das geht
aus der Antwort (19/4642) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/4260) der AfD-Fraktion hervor. Bei den ausgewählten Experten
handele sich ausdrücklich nicht um Verbandsvertreter, sondern um
Einzelpersonen, die aufgrund ihrer Persönlichkeiten und individuellen
Netzwerke ausgewählt wurden. Über die Höhe der Aufwandsentschädigungen
für die zehn Mitglieder des Digitalrats sei noch nicht abschließend
entschieden, heißt es in der Antwort weiter. Die unabhängigen Experten
aus Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft sollen die Bundesregierung
mit ihrer Fachexpertise beim Querschnittsthema Digitalisierung
unterstützen. Bereits im Koalitionsvertrag hatten sich die
Regierungsparteien auf die Einsetzung des Gremiums verständigt. Am 22.
August 2018 wurden die Fachleute in das Beratungsgremium berufen.

 * 

4. Fragen zum Verkauf der Patientenberatung

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit dem Verkauf der Unabhängigen Patientenberatung
Deutschland (UPD) an die Careforce-Gruppe befasst sich die Fraktion
Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/4709). Die Privatisierung der
UPD vor zwei Jahren habe große Bedenken hinsichtlich der künftigen
Qualität und Patientenorientierung ausgelöst. Nun sei das bisherige
Trägerunternehmen der UPD, Sanvartis, von privaten Investoren gekauft
worden.

Angesichts des Verkaufs müsse überprüft werden, ob die Bedingungen zur
Gewährung der Fördergelder für die Patientenberatung noch eingehalten
werden. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun Details
über die neue Eigentümerstruktur erfahren. Zudem sollen die möglichen
Rechtsfolgen des Verkaufs eingeschätzt werden.

Seit Januar 2016 hatte die Callcenter-Firma Sanvartis die UPD
betrieben. Zuvor wurde der Auftrag von einer Bietergemeinschaft aus
Sozialverband VdK, Verbraucherzentrale Bundesverband und Verbund
unabhängige Patientenberatung (VuP) wahrgenommen.

Der GKV-Spitzenverband hatte sich 2015 im Einvernehmen mit dem
Patientenbeauftragten der Bundesregierung für die Neuvergabe
entschieden. Zugleich wurde die Förderphase von fünf auf sieben Jahre
verlängert. Die Fördermittel wurden von 5,2 auf neun Millionen Euro
jährlich erhöht.

 * 

Quelle:
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 734

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 8. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 15.04 Uhr

1. Debatte über Marrakesch-Richtlinie

2. Regierung will das Fleischgesetz ändern

3. Strafverordnung für Rindfleisch

4. Verstöße gegen die Lebensmittelsicherheit

5. Kindergeld steigt 2019 um zehn Euro

6. Beratung über Betriebsrenten erzwungen



1. Debatte über Marrakesch-Richtlinie

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/mwo) Ein Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Umsetzung
eines verbesserten Zugangs zu urheberrechtlich geschützten Werken für
Menschen mit einer Seh- oder Lesebehinderung (19/3071) war Thema einer
öffentlichen Anhörung im Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz am
Montag. Begrüßt durch den Ausschussvorsitzenden Stephan Brandner
(AfD), beurteilten acht Experten und der Beauftragte der
Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen, Jürgen
Dusel, den Gesetzentwurf, mit dem die sogenannte Marrakesch-Richtlinie
umgesetzt werden soll. Kritik gab es vor allem an den im Entwurf
vorgesehenen Vergütungs- und Verwaltungsregelungen, die die
finanziellen und personellen Möglichkeiten von Blindenbibliotheken
sprengen würden. Darauf bezogen sich auch die Fragen der Abgeordneten
aller Fraktionen.

Mit dem Gesetz sollen blinde, sehbehinderte oder anderweitig
lesebehinderte Menschen ohne Erlaubnis des Urhebers barrierefreie
Kopien von Werken zum eigenen Gebrauch herstellen oder von einer
Hilfsperson herstellen lassen dürfen. Außerdem sollen
Blindenbibliotheken und andere befugte Stellen barrierefreie Kopien
herstellen dürfen und sie Blinden, Sehbehinderten oder anderweitig
Lesebehinderten zur Verfügung stellen oder mit anderen befugten
Stellen austauschen dürfen. Nutzungen seien angemessen zu vergüten.
Der Vertrag von Marrakesch regelt die entsprechenden Voraussetzungen
auf internationaler Ebene.

Mit dem Entwurf werde die Marrakesch-Richtlinie "nur unzureichend"
umgesetzt, sagte der Behindertenbeauftragte Dusel. Im Ergebnis gebe es
keine deutliche Verbesserung der bisherigen Situation, sondern eine
stärkere finanzielle und administrative Belastung der
Blindenbibliotheken. Er werbe dafür, den Entwurf im parlamentarischen
Verfahren noch einmal kritisch zu überprüfen, die Vergütungspflicht zu
streichen und die Bibliotheken finanziell besser auszustatten. Dies
forderten auch die Sachverständigen der Blinden- und
Sehbehindertengremien. Der vorgelegte Entwurf werde dem Anliegen des
Vertrags von Marrakesch, den Mangel an barrierefreier Literatur für
blinde, seh- und lesebehinderte Menschen weltweit zu beseitigen, nicht
gerecht, hieß es übereinstimmend.

Thomas Kalisch, Direktor der Deutschen Zentralbücherei für Blinde
(DZB) und Mitglied des Präsidiums des Deutschen Blinden- und
Sehbehinderten-Verbandes (DBSV), erklärte, der Gesetzgeber müsse durch
Regelungen im Urheberrecht als auch durch die Bereitstellung der
notwendigen finanziellen Ressourcen sicherstellen, dass die
umsetzenden Einrichtungen in die Lage versetzt werden, das Angebot an
barrierefreien Werken massiv auszubauen. Christiane Möller,
Rechtsreferentin des Deutschen Blinden- und Sehbehindertenverbands,
wies darauf hin, dass Blinden, sehbehinderten und anderweitig
lesebehinderten Menschen bislang nur fünf Prozent aller
veröffentlichten Werke in einem barrierefrei zugänglichen Format zur
Verfügung stehen. Daher bestehe dringender Handlungsbedarf.

Andrea Katemann von der Deutschen Blindenstudienanstalt (blista),
Leiterin der Deutschen Blinden-Bibliothek, kritisierte, dass die
schwierige finanzielle und personelle Situation der befugten Stellen
in dem Entwurf keine Berücksichtigung finde. Zudem müsse die
Literaturversorgung blinder, seh- und lesebehinderter Menschen
gesetzlich und nicht in einer Verordnung geregelt werden, sagte sie
unter Bezug auf den Entwurf einer Verordnung über befugte Stellen nach
dem Urheberrechtsgesetz, der ebenfalls zur Debatte stand. Diese
Verordnung sollte gestrichen werden. Lea Beckmann von der
Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention des Deutschen
Instituts für Menschenrechte bemängelte, dass die Bundesregierung
trotz massiver öffentlicher Kritik in ihrem Gesetzentwurf an der
Vergütungspflicht festhalte. Es bestehe das Risiko, dass die Vergütung
sowie der mit ihr einhergehende Verwaltungsaufwand den befugten
Stellen die kostenaufwändige Übertragung von Werken in zugängliche
Formate weiter erschwert.

Professor Gerhard Pfennig, Sprecher der Initiative Urheberrecht,
erklärte, die Initiative und die von ihren Organisationen vertretenen
Urheber und Künstler unterstützten das Anliegen des Entwurfes, den sie
für gelungen und damit zweckdienlich hielten. Dies dürfe aber nicht
dazu führen, dass die Behinderten selbst für die Vergütung aufkommen
müssen, sondern dass den befugten Stellen die erforderlichen Mittel
für aus den öffentlichen Haushalten zur Verfügung gestellt werden. Die
durch die Marrakesch-Vereinbarung und ihre Umsetzungsinstrumente
entstehenden Ausfälle an Nutzungsentgelten durch Verzicht auf
Vergütung dürften nicht von kreativen Menschen getragen werden, die
sich selbst in einer schlechten wirtschaftlichen Situation befänden.
Robert Staats, geschäftsführendes Vorstandsmitglied der
?urheberrechtlichen Verwertungsgesellschaft VG Wort, sprach sich
ebenfalls für die unveränderte Beibehaltung des beabsichtigten
Vergütungsanspruchs aus, der "sachgerecht" sei, und sieht die
öffentliche Hand in der Pflicht. Die erforderlichen Summen seien
"überschaubar".

Susanne Barwick, stellvertretende Justiziarin des Börsenvereins des
Deutschen Buchhandels, sagte, aus Sicht der Verlage sei es wichtig,
dass die bisherige vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen
Blinden- und Sehbehindertenorganisationen und Verlagen fortgesetzt
werden kann. Allerdings gehe der Entwurf teilweise über die Vorgaben
hinaus. Kritikpunkte beträfen unter anderem die kommerzielle
Verfügbarkeit, die angemessene Vergütung, fehlende Sorgfalts- und
Informationspflichten der befugten Stellen sowie die Anzeigepflicht
und Aufsicht. So müsse klargestellt sein, dass separate Vereinbarungen
zwischen Rechteinhabern und Nutzern den Vergütungsanspruch der
Verwertungsgesellschaften nicht berühren. Professor Christian Berger,
Lehrstuhlinhaber und Urheberrechtsexperte von der Universität Leipzig,
betonte, dass die Herstellung barrierefreier Formate durch Menschen
mit einer Seh- oder Lesebehinderung vergütungsfrei möglich sei. Die
Herstellung und Nutzung barrierefreier Formate durch befugte Stellen
sei hingegen vergütungspflichtig. Der besondere soziale Zweck der
Herstellung und Nutzung barrierefreier Formate müsse allerdings bei
der Höhe der Vergütung berücksichtigt werden.

 * 

2. Regierung will das Fleischgesetz ändern

Ernährung und Landwirtschaft/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/EIS) Die fleischhandelsrechtlichen Vorschriften sollen an
EU-Vorgaben angepasst werden. Dazu legt die Bundesregierung einen
Gesetzentwurf (19/4721) vor, der die Kontrollpraxis anpassen soll. Die
Reform soll neuregeln, welche Personen mittels welcher
Klassifizierungsmethoden die Einstufung von Schlachtkörpern von
Rindern, Schweinen und Schafen durchführen dürfen. Grundlage der
Neuregelung ist die Delegierte Verordnung (EU) 2017 / 1182 der
Kommission vom 20. April 2017 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr.
1308 / 2013 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die
Handelsklassenschemata der Union für Schlachtkörper von Rindern,
Schweinen und Schafen und zur Meldung der Marktpreise für bestimmte
Kategorien von Schlachtkörpern und lebenden Tieren.

 * 

3. Strafverordnung für Rindfleisch

Ernährung und Landwirtschaft/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/EIS) Die Rindfleischetikettierungs-Strafverordnung soll
aufgehoben werden. Die Bundesregierung legt dazu einen Gesetzentwurf
(19/4728) vor, der Verstöße gegen die Etikettierungsvorschriften für
Rindfleisch nicht mehr mit Strafnormen ahnden soll. Das
Bundesverfassungsgericht hatte mit Beschluss vom 21. September 2016
die entsprechenden Bestimmungen für verfassungswidrig erklärt. Dafür
sollen die Straftatbestände zu Ordnungswidrigkeitstatbeständen
abgestuft und stattdessen der bisher geltende Bußgeldrahmen angehoben
werden. Als Begründung wurde zudem angegeben, dass in diesem
Zusammenhang in der Vergangenheit Geld- oder Freiheitsstrafen
praktisch nicht verhängt worden seien. Darüber hinaus soll aus den
gleichen Gründen das Milch- und Margarinegesetz geändert werden.

 * 

4. Verstöße gegen die Lebensmittelsicherheit

Ernährung und Landwirtschaft/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/EIS) Künftig sollen die Behörden die Verbraucher sechs
Monate lang über festgestellte Verstöße gegen die
Lebensmittelsicherheit informieren. Das geht aus einem Gesetzentwurf
der Bundesregierung zur Änderung des Lebensmittel- und
Futtermittelgesetzbuches (19/4726) hervor. Der Entwurf soll eine
rechtssichere Veröffentlichung von festgestellten Verstößen gegen die
Lebensmittelsicherheit ermöglichen und eine für alle Bundesländer
einheitlich anwendbare Regelung festschreiben. Eine frühere Regelung
zur Information der Öffentlichkeit über lebensmittelrechtliche
Verstöße sei seit dem Jahr 2013 von den Ländern nicht mehr vollzogen
worden, weil mehrere Verwaltungsgerichte verfassungsrechtliche
Bedenken gegen diese Vorschrift erhoben und deren Vollzug vorläufig
untersagt hatten.

 * 

5. Kindergeld steigt 2019 um zehn Euro

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Familien sollen in den nächsten Jahren steuerlich
stark entlastet werden. Dies plant die Bundesregierung mit dem von ihr
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Entlastung der
Familien sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen
(19/4723). Damit sinkt die Steuerbelastung in den Jahren 2019 und 2020
um rund 9,8 Milliarden Euro (volle Jahreswirkung).

Zu den einzelnen Maßnahmen gehört eine Erhöhung des Kindergeldes um
zehn Euro monatlich ab 1. Juli 2019. Allein dies führe zu Mehrausgaben
von rund 3,3 Milliarden Euro, erwartet die Bundesregierung, die die
Bedeutung der familienpolitischen Maßnahmen betont: "Familien halten
unsere Gesellschaft zusammen. Familien zu stärken und zu entlasten,
ist deshalb ein wichtiges Ziel." Die Erhöhung des Kindergeldes führt
im Gegenzug allerdings zu einer Anrechnung bei den Leistungen zur
Grundsicherung für Arbeitssuchende, so dass der Staat dort 2019 rund
130 Millionen Euro und ab 2020 rund 260 Millionen Euro spart.

Außerdem werden die steuerlichen Kinderfreibeträge ab 1. Januar 2019
von derzeit 7.428 um 192 auf 7.620 Euro angehoben. Zum 1. Januar 2020
steigt der Kinderfreibetrag weiter um 192 Euro auf dann 7.812 Euro.

Zur Sicherstellung der Freistellung des steuerlichen Existenzminiums
wird der Grundfreibetrag (derzeit 9.000 Euro) erhöht. 2019 erfolgt
eine Erhöhung um 168 Euro, 2020 um 240 Euro. diese beiden Erhöhungen
führen zu Steuermindereinnahmen von über drei Milliarden Euro (volle
Jahreswirkung). Um den Effekt der "kalten Progression" auszugleichen,
werden außerdem die Eckwerte des Einkommenstarifs verschoben, wodurch
es zu einer Entlastung der Steuerzahler kommt, was 2019 zu
Mindereinnahmen in Höhe von 2,2 Milliarden Euro und 2020 in Höhe von
2,1 Milliarden Euro führen soll (jeweils volle Jahreswirkung).

Der Bundesrat begrüßt in seiner Stellungnahme die Erhöhung des
Kindergeldes. Zugleich wird die Regierung aber aufgefordert, dass sich
Bund dauerhaft an den Kosten des Gesetzes zur Weiterentwicklung der
Qualität und zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung von jährlich
mindestens zwei Milliarden Euro beteiligt. In ihrer Gegenäußerung
stellt die Bundesregierung fest, sie sehe derzeit keinen Grund für
eine Verbindung des Familienentlastungsgesetzes mit dem Gesetz zur
Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe in der
Kindertagesbetreuung.

 * 

6. Beratung über Betriebsrenten erzwungen

Gesundheit/Bericht

Berlin: (hib/PK) Die Linksfraktion erzwingt eine Beratung über einen
länger zurückliegenden Antrag (19/242) der Abgeordneten zur
sogenannten Doppelverbeitragung von Betriebsrenten. Das geht aus einem
Bericht (19/4718) des Gesundheitsausschusses gemäß Paragraf 62 Absatz
2 der Geschäftsordnung des Bundestages hervor.

Der Geschäftsordnung zufolge können eine Fraktion oder fünf Prozent
der Mitglieder des Bundestages zehn Sitzungswochen nach Überweisung
einer Vorlage verlangen, "dass der Ausschuss durch den Vorsitzenden
oder Berichterstatter dem Bundestag einen Bericht über den Stand der
Beratungen erstattet. Wenn sie es verlangen, ist der Bericht auf die
Tagesordnung des Bundestages zu setzen." Der Antrag der Fraktion Die
Linke wird nun am kommenden Donnerstag im Plenum beraten.

In dem Antrag fordert die Fraktion, die doppelte Beitragszahlung auf
Direktversicherungen und Betriebsrenten in der Anspar- und
Auszahlungsphase abzuschaffen.

Eine abschließende Behandlung der Vorlage im Gesundheitsausschuss ist
dem Bericht zufolge zuletzt am Einspruch der Fraktionen von Union und
SPD gescheitert, "da diese weiteren Beratungsbedarf sehen".

 * 
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INNEN/4688: Bundesweite Antisemitismus-Meldestelle dringend notwendig


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Oktober 2018

RUPPERT: Bundesweite Antisemitismus-Meldestelle dringend
notwendig



Zur bundesweiten Meldestelle für Antisemitismus erklärt der
religionspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Stefan Ruppert:

"Zahlreiche judenfeindliche Vorfälle in jüngster Zeit zeigen klar:
Die bundesweite Meldestelle für Antisemitismus ist dringend
notwendig, um Fälle besser zu erfassen und Antisemitismus
koordinierter bekämpfen zu können. Die Fraktion der Freien Demokraten
begrüßt den Start, denn vergleichbare Projekte auf Länderebene
konnten bereits Erfolge erzielen. Wie wichtig der Kampf gegen
Antisemitismus ist, hat die jüngste Debatte um Äußerungen des Bremer
Innensenators Mäurer gezeigt: Wenn selbst ein prominentes Mitglied
einer Stadtregierung irrsinnige antijüdische Verschwörungstheorien
verbreitet, ist noch viel zu tun. Solche Aussagen belegen, dass
Wachsamkeit wichtig ist, damit judenfeindliche Ausfälle möglichst
unmittelbar politisch und gesellschaftlich geahndet werden können.
Sie dürfen nicht folgenlos bleiben, wenn der Kampf gegen den
Antisemitismus als gesamtgesellschaftliche Aufgabe gelingen soll."

 * 
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INNEN/4687: Flüchtlingsfinanzierung ist Bankrotterklärung der Integrationspolitik der Großen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Oktober 2018

TEUTEBERG: Flüchtlingsfinanzierung ist Bankrotterklärung der
Integrationspolitik der Großen Koalition



Zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Flüchtlingsfinanzierung
erklärt die migrationspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Linda
Teuteberg:

"Dieser Gesetzentwurf ist eine integrationspolitische
Bankrotterklärung der Großen Koalition. Seit Jahren diskutieren wir
darüber, wie wir das Zusammenleben in einer Einwanderungsgesellschaft
gestalten können. Statt klare Ziele zu formulieren und mit den
Ländern eine gemeinsame Politik zu entwickeln, wird jetzt mit der
Gießkanne das Geld ausgeschüttet und gleichzeitig jede Kontrolle über
die Mittelverwendung aufgegeben. Das ist das Gegenteil
lösungsorientierter Politik. Die FDP-Fraktion fordert stattdessen
Union und SPD auf, endlich einen Integrationsgipfel von Bund, Ländern
und Kommunen einzuberufen, um verbindliche Integrationsziele und
-maßnahmen zu vereinbaren. Nur auf dieser Grundlage kann dann über
die Finanzierung entschieden werden."

 * 
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MEDIEN/229: Bundesregierung und EU-Kommission müssen Pressefreiheit vehement verteidigen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 8. Oktober 2018

JENSEN: Bundesregierung und EU-Kommission müssen Pressefreiheit
vehement verteidigen



Zum Mord an der bulgarischen Journalistin Marinowa erklärt die
menschenrechtspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion und Vorsitzende
des Menschenrechtsausschusses Gyde Jensen:

"Der Mord an der bulgarischen Journalistin Viktoria Marinowa ist nur
das letzte Verbrechen an Journalisten in jüngster Zeit. Auch wenn die
Umstände noch ungeklärt sind, ist das eine besorgniserregende
Entwicklung. Die FDP-Fraktion fordert von Bundesregierung und
EU-Kommission, sich für eine rasche Aufklärung und konsequente
Strafverfolgung einzusetzen und die Pressefreiheit vehement zu
verteidigen. Es kann nicht sein, dass Journalisten eingeschüchtert
werden oder in Angst leben müssen, wenn sie ihrer Arbeit nachgehen.
Denn wenn solche Verbrechen nicht aufgeklärt, die Täter und
Hintermänner nicht gefasst und verurteilt werden, ist die
Pressefreiheit im Kern bedroht - und damit auch die Demokratie."

 * 
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WIRTSCHAFT/2988: Große Koalition muss beim Freihandel endlich in die Offensive gehen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Oktober 2018

HOUBEN: Große Koalition muss beim Freihandel endlich in die
Offensive gehen



Zum Weltwirtschaftsbericht des IWF erklärt der wirtschaftspolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Reinhard Houben:

"Die Weltwirtschaft verliert zunehmend an Fahrt. Die internationalen
Handelskonflikte belasten das Wachstum und Deutschland ist als
Exportnation besonders davon betroffen. Deswegen ist es höchste Zeit,
dass die Große Koalition beim Thema Freihandel endlich in die
Offensive geht, denn Protektionismus schadet allen. Dabei fordert die
FDP-Fraktion in einem ersten Schritt das Freihandelsabkommen CETA
umgehend zu ratifizieren. Außerdem brauchen wir eine langfristig
tragfähige Lösung im Handelsstreit mit den Vereinigten Staaten und
müssen die Handelsabkommen mit weiteren Staaten, etwa Japan,
Australien, Singapur und Neuseeland, zügig zum Abschluss bringen.
Darüber hinaus müssen Union und SPD zur Stärkung des
Wirtschaftsstandorts Deutschland endlich bessere Rahmenbedingungen
für Innovation und Forschung schaffen sowie die Investitionen in
Infrastruktur ausweiten."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1034: NSU-Untersuchungsausschuss auf der Zielgeraden (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 106/2018

Beweisaufnahme ist abgeschlossen

NSU-Untersuchungsausschuss auf der Zielgeraden



Stuttgart. Der Untersuchungsausschuss "Rechtsterrorismus/NSU BW II"
hat seine Beweisaufnahme abgeschlossen. Einen dahin gehenden Beschluss
fasste das Gremium in seiner Beratungssitzung am 8. Oktober 2018, wie
dessen Vorsitzender, der SPD-Abgeordnete Wolfgang Drexler, im
Anschluss daran mitteilte. "Die kommenden Wochen sind mit der
Erstellung des Abschlussberichtes ausgefüllt, der bis Jahresende dem
Landtag vorliegen soll", so der Vorsitzende weiter.

Ebenfalls in der Beratungssitzung vom 8. Oktober 2018 befasste sich
der Untersuchungsausschuss abschließend mit behördlichen Auskünften,
die bei verschiedenen Stellen über eine von der Zeugin R. L. benannte
Kontaktperson eingeholt wurden (vgl. PM 65/2018 vom 4. Juni 2018).
"Nach dem Ergebnis dieser Erhebungen müssen wir davon ausgehen, dass
diese Person mutmaßlich vor dem 16. März 2013 bei Kampfhandlungen in
Damaskus/Syrien getötet wurde; klarstellend hat der Ausschuss eine
entsprechende Feststellung getroffen", teilte Drexler mit. Eine
Vernehmung des Mannes als Zeuge kommt somit nicht mehr in Betracht.

Vor dem Hintergrund des Schlusses der Beweisaufnahme wird auch der
Zeuge S. W. H. - von 1988 bis 2010 Kopf und Sänger der Rechtsrockband
"Noie Werte"- nicht mehr geladen. Nachdem der Zeuge in der
öffentlichen Beweisaufnahme am 14. Mai 2018 die von den
Ausschussmitgliedern gestellten Fragen nicht beantwortet hatte,
stellte das Gremium beim Amtsgericht Stuttgart den Antrag, ein
Ordnungsgeld in Höhe von 1.000 Euro oder für den Fall, dass dieses
nicht beigetrieben werden kann, Ordnungshaft von 20 Tagen festzusetzen
(vgl. PM 57/2018 vom 15. Mai 2018). Mit Beschluss vom 13. August 2018
entsprach das Amtsgericht diesem Begehren umfassend. Indes legte der
Zeuge hiergegen Beschwerde ein, die Anfang Oktober an das zuständige
Landgericht Stuttgart weitergeleitet wurde. Bis wann eine
abschließende gerichtliche Entscheidung vorliegt, erscheint derzeit
nicht absehbar. "Insofern hätte ein weiteres Zuwarten von Seiten des
Untersuchungsausschusses dazu geführt, dass unser Zeitplan nicht
einzuhalten gewesen wäre", so Drexler. Ergänzend betonte er, dass sich
das Ordnungsmittelverfahren durch die Beendigung der Beweisaufnahme
nicht erledigt.

 * 
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BAYERN/4965: Verbissgutachten - Hält Forstministerin Informationen zurück? (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 9. Oktober 2018

Verbissgutachten: Hält Forstministerin Informationen zurück?



SPD-Waldexperte Horst Arnold: Ministerium sollte über Schäden in den bayerischen Wäldern noch vor der Wahl Auskunft geben

Der forstpolitische Sprecher der BayernSPD-Landtagsfraktion Horst Arnold kritisiert scharf, dass Forstministerin Kaniber ein Gutachten zu den Verbissschäden in den bayerischen Wäldern erst nach der Wahl vorstellen will. "Frau Kaniber beteuert, dass das Gutachten noch nicht fertig sei - aber Berichte unter anderem von Forstmitarbeitern lassen vermuten, dass der Schaden durch Wildverbisse gerade an Jungpflanzen heuer dramatisch hoch sein könnte." Das verhindere, dass die Wälder in klimafreundlichere Mischwälder umgewandelt werden könnten.

"Ein forstliches Gutachten zur Situation der Waldverjüngung wird regelmäßig vom Ministerium erstellt - beim letzten Bericht 2015 wurde festgestellt, dass rund die Hälfte der bayerischen Wälder durch eine zu hohe Wilddichte und damit Verbissschäden keine oder eine viel zu geringe Verjüngung aufweisen. Statt dass die Ministerin hier endlich nachbessert, hält sie womöglich einen Bericht unter Verschluss, der das Versagen der Staatsregierung dokumentieren würde", bemängelt der stellvertretende SPD-Fraktionsvorsitzende Arnold.

 * 
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HAMBURG/4514: Die Krise des Netzrückkaufs ist in Wirklichkeit eine Krise der SPD (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 8. Oktober 2018

Die Krise des Netzrückkaufs ist in Wirklichkeit eine Krise der SPD



Der Krisengipfel im Rathaus zum Rückkauf des Fernwärmenetzes ist beendet, Ergebnisse wurden nicht veröffentlicht. "Das deutet darauf hin, dass sich die Regierungsfraktionen erneut nicht auf die Umsetzung des Volksentscheids einigen konnten", erklärt dazu der umweltpolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Stephan Jersch. "Deutlicher als je zuvor ist, dass die einzige Krise in der Frage des Fernwärmerückkaufs die der Sozialdemokratie ist. Jetzt rächt sich die jahrzehntelange unkritische Nähe zu Vattenfall. Wenn die SPD aus ihrer Krise kommen will, muss sie sich endlich emanzipieren und ein klares Bekenntnis zur Umsetzung des Volksentscheids abgeben."

 * 
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AUSSEN/1588: Belarus verhängt als einziges europäisches Land noch immer die Todesstrafe


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Belarus verhängt als einziges europäisches Land noch immer die 
Todesstrafe



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher:

Anlässlich des Europäischen Tages gegen die Todesstrafe fordert die SPD-Bundestagsfraktion die Republik Belarus zur sofortigen Abschaffung der Todesstrafe auf.

"Noch immer vollstreckt Belarus als letzter Staat in Europa die Todesstrafe. Amnesty International schätzt, dass seit der Unabhängigkeit im Jahr 1991 rund 400 Menschen in Belarus zum Tode verurteilt und hingerichtet wurden.

Weltweit ist im vergangenen Jahr die Zahl der gemeldeten Hinrichtungen nach Angaben von Amnesty International auf 933 in 23 Ländern zurückgegangen. Die chinesische Regierung veröffentlicht keine offiziellen Angaben. Laut Schätzungen wurden in China tausende Hinrichtungen vollstreckt. Neben China werden die meisten Hinrichtungen im Iran, in Saudi-Arabien, im Irak und in Pakistan vollstreckt. Weltweit lebten Ende vergangenen Jahres rund 22.000 Menschen in Todestrakten und damit 16 Prozent mehr als ein Jahr zuvor.

Europarat und Europäische Union bekräftigten 2017 in einer gemeinsamen Erklärung, dass sie die Todesstrafe unter allen Umständen und in jedem Fall entschieden und uneingeschränkt ablehnen. Denn die Todesstrafe ist unvereinbar mit der Menschenwürde und stellt eine unmenschliche und erniedrigende Strafe ohne nachweislich abschreckende Wirkung dar. Sie hat bei Rechtsirrtümern unumkehrbare und irreparable Folgen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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EUROPA/1617: Aktivist aus Tschetschenien wird mit Václav-Havel-Menschenrechtspreis des Europarats ausgezeichnet


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Aktivist aus Tschetschenien wird mit Václav-Havel-Menschenrechtspreis des Europarats ausgezeichnet



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher:

Zur Verleihung des Václav-Havel-Menschenrechtspreises des Europarates gratuliert die SPD-Bundestagsfraktion dem Preisträger und weist auf die schwierige Menschenrechtssituation in Tschetschenien hin.

"Oyub Titiev, Vorsitzender des Memorial Human Rights Center in Tschetschenien, wurde heute der Václav-Havel-Menschenrechtspreis des Europarates verliehen. Der Europarat würdigt den unermüdlichen Einsatz für den Erhalt der Menschenechte in Tschetschenien.

Oyub Titiev hatte die Leitung des Memorial-Büros in Grosny nach der Ermordung der Menschenrechtsverteidigerin und Mitarbeiterin der Organisation Natalia Estemirova im Jahr 2009 übernommen. Im Januar dieses Jahres wurde er aufgrund von angeblichem Drogenbesitz willkürlich inhaftiert.

Die Menschenrechtslage in Tschetschenien ist seit Jahren unverändert. Im letzten Jahr hatten Berichte über Verfolgung, Folter und Exorzismen von Homosexuellen intensive Debatten hervorgerufen. Die Verleihung des Preises ehrt nicht nur einen außergewöhnlichen Menschenrechtler, sondern sendet auch eine klare politische Botschaft: Russland muss seinen Verpflichtungen unter der Europäischen Menschenrechtskonvention uneingeschränkt nachkommen und dafür sorgen, dass diese auch in der Tschetschenischen Republik als Teil der Russischen Föderation eingehalten werden. Die Meinungsfreiheit, Freiheit der sexuellen Orientierung und politischen Überzeugung muss hier unbedingt gewährleistet und darf keinesfalls mit Inhaftierungen beantwortet werden."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1818: Brasilien - Rechtsextremist Jair Bolsonaro greift nach der Macht (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

Jair Bolsonaro: Rechtsextremist greift nach der Macht

Von Andreas Behn






[image: Portrait - Foto: Agência Brasil]

Jair Bolsonaro, bekannt für seinen homophoben und aggressiven
Diskurs

Foto: Agência Brasil



(Rio de Janeiro, 9. Oktober, taz) - Jair Bolsonaro steht kurz vor
seinem großen Ziel. Als klarer Favorit geht er in die Stichwahl um die
Präsidentschaft Brasiliens. Mit großen Vorsprung und 46 Prozent der
Stimmen gewann er am Sonntag den ersten Durchgang. Im ohnehin tief
gespaltenen Land bringt er die Gemüter noch mehr gegeneinander auf:
Für seine Anhänger ist er der Hoffnungsträger, der angesichts von
Wirtschaftskrise und Korruptionsskandalen mit harter Hand aufräumen
wird. Seine Gegner werfen dem Rechtsextremisten vor, mit seinem Faible
für Waffen und der Diffamierung von Andersdenkenden ein Klima der
Gewalt zu schaffen.

Bolsonaros Markenzeichen sind markige Sprüche und Tabubrüche. Er lobt
die Militärdiktatur (1964-1985), plädiert für Folter und
Massenerschießungen von Kriminellen, Homosexuellen droht er Prügel an.
Während der Abstimmung über die Amtsenthebung der ehemaligen
Präsidenten Dilma Rousseff widmete er seine Stimme ihrem Folterer.
Seine Hetze hat subtile Überzeugungskraft, Selbstzweifel plagen den
63-jährigen nicht.


Der "Erneuerer" ist seit 25 Jahren in der Politik und
versteht nichts von Wirtschaft

Im Gegensatz zu seinem Image als politischer Erneuerer ist Bolsonaro
schon seit über 25 Jahren Bundesabgeordneter. Wie viele seiner
Kollegen wechselt auch er ständig die Partei. Seiner sozialliberalen
PSL trat er erst dieses Jahr bei, davor war er bereits Mitglied von
acht zumeist konservativen Parteien. Mit knapp einer halben Million
Stimmen war er 2014 der meist gewählte Abgeordnete von Rio de Janeiro.

Freimütig gibt Bolsonaro zu, nichts von Wirtschaft zu verstehen.
Dennoch unterstützen ihn Unternehmer und liberale Ökonomen
enthusiastisch. Sie bauen darauf, dass er seine Ankündigungen wahr
macht: Schnelle Privatisierung von Staatsbetrieben, keine
Steuererhöhungen, kein Spielraum für Gewerkschaften. Brasiliens
riesige Agrarindustrie braucht unter einer Regierung Bolsonaro
keinerlei Regulierung von Gentechnik oder Pestizideinsatz zu fürchten.
Auch die Landfrage will er auf seine Weise lösen. Er kündigte
resolutes Vorgehen gegen Landbesetzer an. Und Indigenen werde er
keinen einzigen Hektar Land mehr zuweisen.


"Alle Brasilianer sollen bewaffnet sein, dann gibt es keine
Probleme mehr."

Karriere machte Bolsonaro beim Militär. Er brachte es bis zum
Hauptmann und diente als Fallschirmjäger. Schon damals fiel er seinen
Vorgesetzten durch aggressives und autoritäres Verhalten gegenüber
Kameraden auf. Wegen Ungehorsams kam er Mitte der 80-er Jahre für zwei
Wochen in Militärhaft, nachdem er öffentlich höheren Sold einforderte.
Heute steht ein Großteil des Militärs und der Polizei hinter ihm.
Gebürtig aus dem Bundesstaat São Paulo, lebt Jair Messias
Bolsonaro heute in Rio de Janeiro. Seine Vorfahren stammen aus Italien
und Deutschland. Der Katholik war dreimal verheiratet und hat fünf
Kinder. Drei seiner Söhne sind ebenfalls in der Politik und errangen
bei diesen Wahlen Rekordergebnisse für Parlaments- oder Senatssitze.

Wenn Bolsonaro von seiner Mission spricht, spielt er gerne auf seinen
Zweitnamen Messias an. Gott weise ihm den richtigen Weg. Statt eines
konkreten politischen Programms plädiert er für die Schaffung einer
starken Nation. Moralische Richtschnur sind dabei die traditionellen
Familienwerte. Dass ein offenbar verwirrter Attentäter ihn Anfang
September mit einem Messerstich verletze, steigerte seine Popularität
noch. Seine Losung: Alle Brasilianer sollen bewaffnet sein, dann gebe
es keine Probleme mehr.
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Kommentar: Brasilien blickt in eine ultra-rechte Zukunft

Von Andreas Behn



(Rio de Janeiro, 8. Oktober 2018, taz) - Noch besteht etwas Hoffnung
in Brasilien. Nicht ausgeschlossen, dass der Ex-Militär Jair Bolsonaro
doch noch gestoppt wird. Dass sein rechtsextremer Diskurs die Menschen
stutzig macht und verhindert, dass er weitere vier Prozent Stimmen
hinzugewinnt und auch den zweiten Durchgang der Präsidentschaftswahl
gewinnt. Doch es ist unwahrscheinlich. Zu befürchten ist, dass das
fünftgrößte Land der Welt sich demnächst in die Staatengruppe
einreiht, deren Regierungen den Rechtsstaat in Frage stellen und
bestimmte Menschengruppen für die Alltagsprobleme verantwortlich
machen. Dabei ist Bolsonaros Diskurs noch ungeschminkter als bei
anderen Vertretern des ultrarechten Lagers. Er werde dafür sorgen,
dass alle Verbrecher erschossen werden, sagte er im Wahlkampf. Und
auch die Petistas, also die Anhänger seines Gegners in der Stichwahl.
Dazu die Pose mit angelegter Waffe. Später ließ er mitteilen, er habe
nur gescherzt.

Seine Wähler schreckt nichts ab. Sie wählen ihn, weil er einen
Aufbruch nach der langen Krise verspricht. Weil er der Korruption den
Garaus machen will, obwohl er selbst fragwürdige Geldbeträge von
Unternehmen bekam. Weil die Pastoren in unzähligen evangelikalen
Kirchen predigten, er sei die richtige Option. Seine Fans misstrauen
der ganzen Politikerkaste und vergessen, dass Bolsonaro seit über 20
Jahren Jahren Bundesabgeordneter ist. Einige sagen, er vergreift sich
nur im Ton, wenn er sagt, eine Kollegin sei zu hässlich, um
vergewaltigt zu werden. Er übertreibe nur, wenn er Schwarze als faul
bezeichnet. Andere stimmen schlicht zu, da sie selbst rassistische und
sexistische Einstellungen haben.


Seine Klientel ist die weiße Mittelschicht

Bolsonaro, der bis vor kurzem auch in Brasilien nicht sonderlich
bekannt war, ist kein Außenseiter, dessen Popularität überrascht. Er
ist Teil des Establishment, und wurde zu einer politischen Option, als
sich abzeichnete, dass kein anderer konservativer Kandidat in den
Wahlumfragen anstieg. Die Massenmedien, Unternehmer und zahlreiche
Parteien setzten ohne jede Scham auf den Ex-Militär, weil dieser gegen
links wetterte und ein liberales Wirtschaftsprogramm in Aussicht
stellte.

Anders als klassische Rechtspopulisten spricht er kaum zu denjenigen,
die am meisten unter Krise und Armut leiden. Seine Klientel ist die
weiße Mittelschicht, die Angst vor jeder Veränderung hat. Ihr bietet
sich Bolsonaro als Garant von Familienwerten an, ebenso wie der Elite
als Bollwerk gegen links - das heißt im heutigen Brasilien gegen die
Erfahrung von 14 Jahren sozialdemokratischer Reformpolitik der
Arbeiterpartei. Ein Präsident Bolsonaro ginge schlussendlich auf das
Konto derjenigen, die seit 2014 alles daran setzten, die
Arbeiterpartei aus der Regierung zu drängen und ihre althergebrachte
Macht wiederzuerlangen.
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Brasilien: Ultrarechter Präsidentschaftskandidat fährt satten 
Wahlsieg ein

Von Andreas Behn
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Die Stichwahl zwischen Haddad und Bolsonaro findet am 28. Oktober
2018 statt

Foto: José Cruz / Agência Brasil



(Rio de Janeiro, 8. Oktober 2018, taz) - Der erwartete Rechtsruck ist
eingetreten: Fast 50 Millionen Brasilianer stimmten bei der
Präsidentschaftswahl am Sonntag für den rechtsextremen Ex-Militär Jair
Bolsonaro. Mit 46 Prozent liegt er deutlich vor Fernando Haddad von
der Arbeiterpartei PT, der auf gut 29 Prozent kam. Nur knapp verfehlte
Bolsonaro sein erklärtes Ziel, bereits im ersten Durchgang zu
gewinnen. "Schuld waren die elektronischen Wahlurnen", wusste
Bolsonaro bereits kurz nach Bekanntgabe des Ergebnisses.

Seine Popularität war in den letzten Tagen vor der Wahl noch erheblich
angestiegen. Bolsonaro gibt sich als Retter der Nation, der mit harter
Hand für Ordnung sorgen wird. In die Stichwahl Ende Oktober geht er
als Favorit. Umfragen sagten bisher ein Kopf-an-Kopf-Rennen voraus, da
er zugleich die höchsten Ablehnungswerte hat. Doch der 63-Jährige
findet immer neue Bündnispartner, die an der Macht teilhaben wollen
und sich an seinen frauenfeindlichen und rassistischen Sprüchen nicht
stören: Allen voran große evangelikale Kirchen, aber auch die
Parlamentsfraktion der Agrarier und zahlreiche Unternehmervertreter.


Der zweite Wahldurchgang ist die letzte Chance

"Das Land steht am Rand des Chaos, wir dürfen den Linken keinen Raum
mehr bieten", erklärte Bolsonaro in einer Videobotschaft. Die Kampagne
für den zweiten Wahlgang werde ein weiterer Schritt hin zu einer
"großen Nation" sein. Bei einer Messerattacke eines offenbar
verwirrten Einzeltäters wurde er Anfang September verletzt und ist
seitdem nicht mehr öffentlich aufgetreten. Es kommt ihm gelegen, sich
nicht einer direkten Auseinandersetzung zu stellen. Statt dessen setzt
er auf Fakenews und zeigte ein Video einer Wahlurne, die beim Wählen
automatisch auf die Nummer der Arbeiterpartei spring. Lokale Medien
stellten in Kürze fest, dass es sich um eine Fälschung handelte.

Die Gegner Bolsonaros sind froh, dass es einen zweiten Durchgang geben
wird. Viele von ihnen sind keine Freunde der Arbeiterpartei, werden
aber für Haddad stimmen, um eine Regierung Bolsonaro zu verhindert.
Der ehemalige Bürgermeister von São Paulo setzt auf eine breite
Allianz und kündigte an, er werde "die Demokraten des Landes vereinen,
um soziale Gerechtigkeit und ein Brasilien für alle" zu ermöglichen.
"Unsere einzige Waffe werden Argumente sein", sagte Haddad mit Blick
auf die Ankündigung Bolsonaros, allen Brasilianern den Zugang zu
Waffen zu ermöglichen. Ciro Gomes, der mit 12,5 Prozent
Drittplatzierter wurde, dürfte Teil dieser Allianz sein. Der
Mitte-links-Politiker wollte sich am Wahlabend nicht festlegen,
betonte aber "seinen steten Einsatz zur Verteidigung der Demokratie
und gegen den Faschismus".


Konservative unterstützen im zweiten Wahldurchgang
Bolsonaro

Für die traditionellen konservativen Parteien war der Wahlausgang eine
herbe Niederlage. Kein einziger Kandidat der Parteien, die den
konservativen Übergangspräsidenten Michel Temer unterstützen,
erreichte die Fünf-Prozent-Marke. Temer selbst trat nicht an. Er war
2016 nach der Amtsenthebung von Dilma Rousseff von der Arbeiterpartei
ins höchste Staatsamt aufgerückt und hat kaum Rückhalt in der
Bevölkerung. Allerdings haben viele Politiker aus diesem Spektrum
bereits in Vorfeld ihre Sympathie für Bolsonaro kundgetan, was auch
nahe legt, dass der populistische Rechtsaußen keine Alternative zum
bisherigen politischen Status Quo sein wird, sondern sich vielmehr
darauf stützen wird.

Auch im zukünftigen Parlament sowie im Senat, der zu zwei Dritteln
erneuert wurde, zeichnete sich ein Zuwachs des rechten Lager ab.
Mehrere Abgeordneten-Kandidaten von Bolsonaros Sozialliberaler Partei
(PSL) erreichten Rekordergebnisse, darunter sein Sohn Eduardo. Nur im
verarmten Nordosten des Landes dominiert die Linke. In den meisten
Bundesstaaten dort gewannen die Gouverneurskandidaten der PT oder von
verbündeten Parteien bereits im ersten Wahlgang


Tiefe Spaltung in zwei entgegengesetzte politische
Lager

Das Wahlergebnis vertieft die Spaltung Brasiliens in zwei
entgegengesetzte politische Lager. Bolsonaro vertritt nicht nur
konservative Werte und eine liberale Wirtschaftspolitik. Mehrfach
lobte er die Zeit der Militärdiktatur (1964-1985) und die Anwendung
von Folter. Der Mitte-links-Politiker Haddad will die Sozialpolitik
der Arbeiterpartei fortsetzen, die in 14 Regierungsjahren (2003-2016)
Millionen Bürger aus der Armut holte. Der ehemalige Bürgermeister von
São Paulo trat anstelle des inhaftierten Ex-Präsidenten Luis
Inácio Lula da Silva an, der aufgrund einer Verurteilung wegen
Korruption nicht kandidieren durfte.
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HOCHSCHULE/2237: Die Studierenden im Ruhrgebiet (idw)


RuhrFutur gGmbH - 08.10.2018

Die Studierenden im Ruhrgebiet

RuhrFutur-Hochschulen präsentieren neue Ergebnisse ihrer gemeinsamen
Studierendenbefragungen.



Um besser und gezielter Maßnahmen zur Unterstützung gelingender
Studienverläufe planen zu können, haben die sieben RuhrFutur-Hochschulen
eine bundesweit einzigartige Kooperation an den Start gebracht. Sie
stimmen ihre Studierendenbefragungen aufeinander ab und werten diese
gemeinsam aus. Seit dem Wintersemester 2016/17 sind über 70.000
Studierende zu den Befragungen eingeladen worden, knapp 20.000 haben sich
beteiligt, eine Gesamtrücklaufquote von 28 %.

Erste Ergebnisse wurden im Frühjahr 2018 veröffentlicht. Der Bericht
"Studieren im Ruhrgebiet heute" analysiert die Studiensituation in der
Region, die Herkunft der Studierenden und die Rolle der Hochschulen. Der
jetzt publizierte zweite Bericht "Die Studierenden im Ruhrgebiet" der
Hochschule Bochum, Ruhr-Universität Bochum, Fachhochschule Dortmund,
Technischen Universität Dortmund, Universität Duisburg-Essen, Hochschule
Ruhr West und Westfälischen Hochschule nimmt die Studierenden selbst in
den verschiedenen Phasen ihres Studiums in den Blick - beim
Studieneinstieg, im Studienverlauf und nach dem Abschluss.

Es zeigen sich folgende wesentliche Befunde:

Die Studienanfängerinnen und -anfänger haben sich überwiegend aus eigenem
Antrieb heraus entschieden zu studieren. Diese grundsätzliche Entscheidung
ist den jungen Menschen in der Regel leicht gefallen. Doch die konkrete
Wahl eines Studienfachs verläuft nicht zwangsläufig problemlos, denn
vielen der Studierenden fällt es schwer, die eigenen Fähigkeiten und
Kompetenzen einzuschätzen oder hilfreiche Informationen und Beratungen zur
Studienfachwahl einzuholen.

Der erste Bericht hatte gezeigt, dass in der Metropole Ruhr weniger Frauen
studieren als Männer, obwohl mehr Frauen über eine
Hochschulzulassungsberechtigung verfügen. Die aktuellen Analysen belegen,
dass weder das Wanderungsverhalten der Studienanfängerinnen noch die
Fächerstruktur diesen Sachverhalt erklären können. Vielmehr stellt sich
heraus, dass das Studienangebot in den MINT-Fächern Studentinnen ins
Ruhrgebiet zieht und das zahlenmäßige Verhältnis von Frauen zu Männern in
diesen Fächern besser ausfällt, als dies im Land und Bund der Fall ist.

Im Studienverlauf werden eine Reihe von Herausforderungen sichtbar, die
die Auswirkungen der größeren Diversität der Studierenden an den
Ruhrgebietshochschulen und die stark wachsenden Studierendenzahlen in den
letzten Jahren spiegeln. Eigenschaften wie Prüfungsangst, eine geringe
Selbstwirksamkeit, fehlende akademische Integration oder die
Studienorganisation bereiten im fünften Fachsemester Schwierigkeiten, die
zu einer längeren Studiendauer, einer erhöhten Abbruchneigung oder
Gedanken über einen Studienfachwechsel führen können. Auch wenn diese
Schwierigkeiten nicht notwendigerweise den Studienerfolg gefährden, sind
sie ernst zu nehmende Hemmnisse

Die Auswertungen der Absolventenbefragungen zeigen, dass die Beschäftigung
nach dem Studium den erworbenen fachlichen Kompetenzen und dem Grad der
Ausbildung angemessen ist. Die generelle Einschätzung der Absolventinnen
und Absolventen der RuhrFutur-Hochschulen unterscheidet sich dabei nicht
nach der Bildungsherkunft und bewegt sich insgesamt auf dem Niveau von
Bund und Land. In dieser Hinsicht unterscheiden sich im Ruhrgebiet
ausgebildete Studierende nicht von Absolventen aus anderen Regionen.

Die von den Hochschulen gemeinsam ausgewerteten Studierendenbefragung
geben wertvolle Hinweise darauf, in welchen Abschnitten des Studiums
passgenauere Angebote für die vielfältigen Bedarfe notwendig sind, um alle
Studierenden bestmöglich zu unterstützen und ihnen gelingende
Studienverläufe zu ermöglichen.

Diese und weitere Ergebnisse können nachgelesen werden. Die Publikation
"Die Studierenden im Ruhrgebiet" kann über die RuhrFutur-Website
heruntergeladen werden.


Weitere Informationen unter:

http://www.ruhrfutur.de/publikationen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2226

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

RuhrFutur gGmbH, 08.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DISKURS/133: Integration - Einsichten und Fallstricke (NG/FH)


Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 9/2018

Integration - Einsichten und Fallstricke

Von Thomas Meyer



Die bisherige Debatte über Integration präsentiert sich als Wechselbad
von Fortschritten und Rückschritten, vor allem bedingt durch die
überpolitisierten Zugänge. Die jüngsten Belege dafür sind die im
Ergebnis genau entgegengesetzten Studien zweier Sozialwissenschaftler
mit spezieller arabisch-islamischer Expertise, die eine informative
Verbindung von Innen- und Außensicht erwarten lassen. Tatsächlich aber
scheinen ihre konträren Schlussfolgerungen verschiedenen Real- und
Denkwelten zu entspringen. Aladin El-Mafaalanis Fazit in seinem Buch
Das Integrationsparadox lautet, Integration in Deutschland
gelinge immer besser, wir hätten nur noch den falschen Blick darauf.
Der Politikwissenschaftler und Soziologe arbeitet mittels einer
verkürzten Konflikttheorie auf eine tief greifende
Wahrnehmungsänderung der Gesellschaft hin, in deren Licht sich fast
alles, was heutzutage als Problem unbewältigter Integration erscheint,
in lauter Fortschritt verwandelt. Je mehr nämlich soziale Konflikte
durch Zuwanderung entstehen, umso besser gelungen sei sie in Wahrheit.
Die Vermehrung der Konflikte zeige doch vor allem, dass die
Hinzugekommenen in den gesellschaftlichen Verteilungs- und
Anerkennungskämpfen jetzt voll mitmischten - und folglich dazugehören
wollten. Nun fehle nur noch, dass die Gesellschaft diese Sicht des
Zustands der Integration konsequent übernimmt, damit alle sehen:
Deutschland ist eine Einwanderungsgesellschaft, "in der Integration
immer besser gelingt".

Diese "paradoxe" Wendung ergibt sich seiner Ansicht nach nicht aus der
Erfahrung von Integrationsfortschritten anhand geklärter realer
Maßstäbe, sondern bereits aus der Kombination einiger
konflikttheoretischer Grundbegriffe, vor allem "Offenheit", "Streit",
"Konflikt" und "Fortschritt". Was den soziologisch Naiven als Problem
erscheint, die Zunahme alter und neuer Konflikte, sei in Wahrheit in
einer "offenen" Gesellschaft dessen Lösung. Die "schmerzhaften
Veränderungen in der Aufnahmegesellschaft" seien zu ihrem Besten:
Dynamik und Fortschritt. Wenn immer "neue Esser am gemeinsamen Tisch
Platz nehmen", statt dem Mahl der Etablierten vom Fußboden aus
zuzuschauen, finde Integration statt. Erfreulich sei vor allem der
begleitende Kulturwandel, wie jüngst wieder demonstriert wurde, als
"die vielen Flüchtlinge, die 2015 durch Bayern gezogen sind, die
Bereitschaft zur Homo-Ehe in Deutschland entscheidend begünstigt
haben".

Eine "Leitkultur" ergebe sich daraus von allein. Der Streit selbst und
die gleiche Zulassung aller Hinzukommenden zu ihm - das sei die
einzige verbindende "Leitkultur". Offen bleibt, ob zum Streiten über
Verteilung und Anerkennung des Wohlstands noch etwas Verbindendes
hinzukommen muss, damit Einigung möglich wird, die betroffenen
Gesellschaften nicht verzweifeln und am Ende womöglich beim
autoritären Populismus um Hilfe bitten. Produktiv sind soziale
Konflikte ja nicht von Hause aus, sie werden es erst, wenn es der
Gesellschaft gelingt, sich auf gemeinsame Ausgangspunkte, Horizonte
und Verfahren für ihre Bewältigung zu verständigen. Das ist der Kern
der schmerzhaft erworbenen modernen europäischen Kultur. Und darum
geht es auch bei dem mit "Leitkultur" und Integration letztlich
Gemeinten. "Kultur" ist nicht der Konflikt selbst, sondern erst der
Umgang mit ihm. Was der Autor zur Debatte beiträgt, ist also nicht die
Lösung des Integrationsproblems, sondern nur seine verschärfte
Präsentation. Die Konflikte werden nicht abnehmen, da hat er recht.
Aber wenn sie für alle zumutbar bleiben sollen, brauchen wir eine
gemeinsame öffentliche normative Kultur zivilisierten Streitens (und
Kooperierens) im Staat, in der Zivilgesellschaft. Dazu sagt er nichts.

Ebenen der Integration

Da hilft das Vier-Ebenen-Modell der Integration des Berliner Instituts
für empirische Integrations- und Migrationsforschung weiter. Es zielt
auf umfassenden Aufschluss über die Schauplätze des Gelingens und des
Scheiterns von Integration: (1) Auf der strukturellen Ebene
geht es vor allem um die Teilhabe an Arbeit, Bildung und Gesundheit;
(2) die kulturelle Ebene beinhaltet Sprachverhalten und Fragen
wie Kopftuch oder Teilnahme am Schwimmunterricht; (3) auf der
sozialen Ebene befinden sich Freundschaften,
Vereinsmitgliedschaften, das Verhältnis zu Nachbarn, also die
öffentliche Kultur in Lebenswelt und Zivilgesellschaft; (4)
entscheidend ist dann aber - das Gelingen auf den vorhergehenden
Ebenen vorausgesetzt - die Ebene der emotionalen
Identifikation, der inneren Verbundenheit mit der "neuen Heimat". Die
renommierte Berliner Migrationsforscherin Naika Foroutan sieht mit
Blick auf dieses Tableau überall Fortschritte, allerdings mit der
entscheidenden Ausnahme auf der emotionalen Ebene. Sie versteht das
Verhältnis der vier Ebenen des Modells zueinander als einen offenen
dialektischen Prozess, in dem die Erfüllung der materiellen Ansprüche
diejenigen der emotionalen Erwartungen begünstigen, aber auch die
emotionale Zugehörigkeit die materielle Integration fördern kann. Die
Zusammenhänge zwischen den Ebenen sind also offen und nicht
deterministisch.

Auf diese höchst bedeutungsvolle Differenz vor allem bezieht sich der
Islamkenner Hamed Abdel-Samad in seinem Buch Integration. Ein
Protokoll des Scheiterns. Er legt umfassend dar, dass alles
misslingt, wenn am Ende die emotionale Identifikation ausbleibt. Sein
dramatisierender Befund lautet, dass genau dies hierzulande schon
jetzt der Fall sei mit der deutlichen Tendenz zur weiteren
Verschärfung des Problems. Es sind aber im Grunde nur die muslimischen
Migrant/innen, ganz im Gegensatz zu den vielen aus Russland, Osteuropa
oder dem Fernen Osten, die in der Regel hartnäckig die
emotional-kulturelle Identifikation mit dem Gastland verweigern, auch
dann wenn sie in materieller Hinsicht und sprachlich eigentlich längst
gut "integriert" sind. Darüber täuschen viele der quantitativen
Studien, voran diejenigen aus dem Hause Bertelsmann, mit unbeirrbarer
Voreingenommenheit hinweg. Abdel-Samad vertraut lieber den
qualitativen Methoden, Interviews, langen Gesprächen mit Betroffenen
und der Beobachtung auffälliger Quartiere und Lebenswelten. Auf diesem
Weg gelangt er zu der Erkenntnis, dass die Integration hierzulande
weithin gescheitert sei.

Das Problem seiner Darstellung ergibt sich daraus, dass er seine
selektive Sicht, nämlich bezogen auf die in Ballungsräumen lebenden
türkischen und arabischen Muslime, verallgemeinert und mit der
irreführenden These auflädt, Islam und Islamismus seien untrennbar
verwoben. Zutreffend stellt er fest, dass sich eine sehr große Zahl
der türkisch-muslimischen und der arabischen Zuwanderer in wenigen
Zentren ballt, sodass sie im Einflussbereich von Kollektiven
verbleiben, in denen die Mentalitäten ihrer Herkunftskultur durch
dichte Netzwerke und Machtstrukturen der sozialen Kontrolle hartnäckig
konserviert werden. Es ist häufig gerade die Betonung und Zementierung
des unbedingten Abstands von den identitätsbestimmenden kulturellen
Werten und Gepflogenheiten der Aufnahmegesellschaft selbst, die der
Druck dieser Kollektive auf Dauer stellt. Die dort eingebetteten
Migrant/innen hätten keine Chance, als Individuen einen eigenen Weg zu
gehen, zum Beispiel den der selbstbestimmten Annäherung an die Kultur
der neuen Heimat. Im Mittelpunkt dieser forcierten Konservierung
mitgebrachter Identitäten stehen der Zwang zur patriarchalischen
Familie, die Ungleichheit der Geschlechter und ihre Symbole, die
Kontrolle der weiblichen Sexualität, eine eigene
"Schiedsgerichtsbarkeit" und zunehmend sogar die Abgrenzung zur
Aufnahmegesellschaft als solche zum Zwecke der Identitätsbestätigung
des eigenen Kollektivs. In einer Reihe von bekannten
Großstadtquartieren beobachtet der Autor die Herrschaft eines
aggressiven Verbunds von türkischem Nationalismus, islamischem
Fundamentalismus und arabischstämmigen Großfamilien.

Entfremdung trotz Integration

So entstünden zunehmend geschlossene Parallelgesellschaften. Diese
Diagnose mag überspitzt sein, trifft aber im Kern ein schwerwiegendes
Problem. Bedenklich an dieser Situation sei vor allem, dass trotz
guter Sprachkenntnisse und oft auch Teilhabe am Arbeitsmarkt der
Kollektivismus der Parallelgesellschaften die immer nur individuell
mögliche Integration auch der nachwachsenden Generationen zuverlässig
verhindere. Sie werden von der Identifikation mit ihrem Gastland
abgehalten und wenden sich, das ist die größte Gefahr, häufig im Falle
enttäuschter Erwartungen an die deutsche Gesellschaft emotional ganz
ihren Herkunftsgemeinden und -ländern zu, so wie die 66 % der
Deutschtürken die den Weg Recep Tayyip Erdogans zum Diktator
unterstützt haben. Die innere Entfremdung wächst trotz äußerer
Integration.

Was ist zu tun? Der Autor empfiehlt zwei Strategien und mit einer
drittem liebäugelt er. Zum einen: kompromisslose Eindämmung des
politischen Islam auf ganzer Linie, von der Abschaffung aller
religiösen Sonderrechte (z.B. Beschneidung, Schächtung), der Pflicht
für alle zur Teilnahme am Schwimmunterricht, bis zur Entmachtung der
islamischen Dachverbände; zweitens: Null-Toleranz-Politik bei der
Zerschlagung der Macht der "Trinität von orthodoxem Islam, türkischem
Nationalismus und arabischer Mafia"; und drittens: Entflechtung der
Parallelgesellschaften (oder wenigsten Stopp ihres Wachstums). Das
alles sind diskussionswürdige und drängende Fragen - keine davon ist
neu aber alle sind ungelöst. Das Bild des Autors vom Zustand der
Integration gerät allerdings in arge Schieflage, wenn er seine
zutreffenden Beobachtungen über bestimmte islamische Migrantengruppen
und -milieus für die Gesamtheit der Migrant/innen verallgemeinert.

Der Autor entwertet viele seiner treffenden Befunde schließlich durch
die fragwürdige These, dass "Islam und Islamismus (nur) verschiedene
Schichten ein und derselben Ideologie sind". Wenn das zuträfe, dann
wäre die Anschlussfähigkeit der muslimisch geprägten Migrant/innen an
die Kultur der offenen, demokratisch geprägten Gesellschaft
prinzipiell ausgeschlossen, es sei denn, sie würden kollektiv ihrer
Herkunftsreligion abschwören. Diese Vorstellung ist nicht nur in der
Sache abwegig. Das demonstrieren seit Jahrzehnten der Diskurs und die
Realität des liberalen Islam mit weltweiter Vernetzung, sowie die
Rolle, die islamische Teilkulturen etwa in Indonesien bei der
Demokratisierung ihrer Länder spielen. Das beweist auch die reichliche
Hälfte der türkischen Muslime hierzulande, die ohne viel Lärm eine
Variante des mit der Demokratie verträglichen Kulturislam
praktizieren, die das Essener Zentrum für Türkeistudien schon in den
90er Jahren mit empirischen Daten als "Euroislam" identifiziert hat.
Und im Übrigen widerruft der Autor damit sein an anderer Stelle
vorgetragenes Plädoyer für einen spirituellen Islam als Heilmittel
gegen den Fundamentalismus.

Die Verwischung aller Grenzen zwischen dem Islam als Religion und der
politischen Ideologie des Islamismus schüttet das Kind mit dem Bade
aus, denn sie konfrontiert die zugewanderten Muslime mit der
Vorstellung, für ihre Religion sei in den europäischen
Aufnahmegesellschaften prinzipiell kein Raum. Das widerspräche nicht
nur der europäischen politischen Kultur, für die die
integrationsbereiten muslimischen Migrant/innen ja gerade gewonnen
werden sollen, es würde ihre Integration zur absoluten Ausnahme werden
lassen. Dieses Urteil ergibt sich aus dem in den bisherigen Debatten
am besten begründeten Integrationskonzept. Es besteht aus der Trias
von gleichberechtigter Teilhabe an den gesellschaftlichen Ressourcen,
gemeinsamer demokratischer Kultur und garantierter Freiheit der
Religion im persönlichen Leben. Das wäre ein fruchtbarer Anschluss für
die weitere Diskussion im Hinblick auf die Ziele und die Befunde der
Integration - ob als Fortsetzung, zur Differenzierung oder als Kritik.


Hamed Abdel-Samad: Integration. Ein Protokoll des Scheiterns.
Droemer Knaur, München 2018, 272 S., 19,99 EUR. - Bertelsmann Stiftung
(Hg.): Vielfalt leben - Gesellschaft gestalten. Chancen und
Herausforderungen kultureller Pluralität in Deutschland. Bertelsmann,
Gütersloh 2018, 198 S., 20 EUR. - Aladin El-Mafaalani: Das
Integrationsparadox. Warum gelungene Integration zu mehr Konflikten
führt. Kiepenheuer & Witsch, Köln 2018, 240 S., 15 EUR.
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HEGEMONIE/1823: Sicherheit - Renaissance der Stärke ... (SB)




Diplomatie macht so viel mehr Spaß, wenn man ein paar Regimenter
hat.

Wolfgang Ischinger zitiert eine britische Diplomatenweisheit [1]

Wolfgang Ischinger hat ein Buch geschrieben. Was der ehemalige
Staatssekretär im Auswärtigen Amt, Botschafter in Washington und
London und seit Ende seiner diplomatischen Karriere im Jahr 2008
Leiter der Münchner Sicherheitskonferenz auf 304 Seiten zu Papier
gebracht hat, kann nicht überraschen. Unter dem Titel "Welt in Gefahr.
Deutschland und Europa in unsicheren Zeiten" [2] kolportiert er das
sattsam bekannte Krisenszenario, ohne daraus andere Schlüsse zu
ziehen, als deutsche und europäische Aufrüstung anzumahnen, um das
expansionistische Erfolgsrezept auch unter verschärften
Konkurrenzbedingungen fortzuschreiben. Eine Abkehr von aggressiver
Exportstärke, dem Führungsanspruch in Europa oder der
Bundeswehrpräsenz an diversen Kriegsschauplätzen wird man bei ihm
ebensowenig finden wie eine inhaltliche Verknüpfung dieser
wirtschaftlichen, politischen und bellizistischen Übergriffe mit dem
von ihm beklagten Zustand der globalen Verhältnisse.

Ganz im Gegenteil nimmt Ischinger die von Krisen und Konflikten
gezeichneten Zeiten, in denen es den alten Westen nicht mehr gibt und
sich eine neue Weltordnung abzeichnet, zum Anlaß, um so nachhaltiger
zu predigen, wofür er immer getrommelt hat: Deutschland muß in Europa
und auf der globalen geostrategischen Bühne mehr sicherheitspolitische
Verantwortung übernehmen. Die Bundesrepublik könne sich nicht in alle
Ewigkeit auf die amerikanischen Sicherheitsgarantien verlassen,
sondern müsse einen höheren Eigenbeitrag leisten. Sie müsse "also
jetzt mit der Tatsache umgehen, dass sie erwachsen geworden ist, dass
sie auf eigenen Beinen stehen muss, dass sie selbst für sich
verantwortlich sein muss. Und dass sie ihre Sicherheit, oder
wenigstens wesentliche Teile ihrer Sicherheit, nicht mehr verlässlich
an den großen Vetter auf der anderen Seite des Atlantiks outsourcen
kann. Das ist die Lage und damit müssen wir umgehen." [3]

Was aus seinem Munde als entwicklungspsychologisches Dilemma eines
zaudernden Sprößlings daherkommt, der pubertären
Geborgenheitssehnsüchten längst entwachsen sein sollte, verschleiert
die eigenständigen imperialistischen Ambitionen der Bundesrepublik bis
zur Unkenntlichkeit. Ischinger portraitiert sie als Unschuld, die
ihren träumenden Blick allzu lange vor der bösen Welt da draußen
verschlossen habe, mit der sie sich endlich doch konfrontieren müsse,
da sich Übles zusammenbraue. Wie er behauptet, hätten sich die
deutsche Politik und die deutsche Öffentlichkeit nach dem Ende der
Sowjetunion in Illusionen gewiegt, als gebe es ein "Ende der
Geschichte", wie der ehemalige amerikanische Diplomat Francis Fukuyama
es nannte. Der Sieg der liberalen Demokratie und der freien
Marktwirtschaft sei keineswegs irreversibel gewesen. Der Traum von
1990, daß mit dem Ende der deutschen Teilung eine Rußland
einbeziehende euro-atlantische Sicherheitsarchitektur entstehen würde,
sei zerstoben. Das heiße besonders für Deutschland, man sei ins kalte
Wasser geworfen worden.

Das ist denn doch starker Tobak. War der Triumph nach dem
proklamierten Sieg im Kampf der Systeme etwa nicht der Auftakt zum
Vormarsch der NATO bis an die russische Grenze? Schloß das Angebot der
NATO an Rußland nicht eine gleichrangige Partnerschaft im
Militärbündnis definitiv aus? Führten westliche Mächte nicht eine
Kette von Angriffskriegen unter Zerschlagung von Staaten, die auf die
Einkreisung Rußlands hinauslaufen, während Washington den Kordon um
China immer enger schnürt? Hat die freie Marktwirtschaft deutscher
Provenienz nicht in Osteuropa und Afrika reiche Beute eingefahren und
nachhaltig ruiniert, was immer dort an zarten Pflanzen aufkeimen
mochte?

Davon will Ischinger ganz gewiß nichts hören, wenn er die Entwicklung
einer strategischen Kultur anmahnt, die sowohl werte- als auch
interessengeleitet, vor allem aber realistisch sein müsse: Ohne
militärische Machtmittel bleibe Diplomatie saft- und kraftlos, so der
langjährige Berufsdiplomat. Abschreckung sei friedenserhaltend und
beziehe daraus auch ihre moralische Legitimation. Es könne nicht
dauerhaft politisch tragfähig sein, daß 500 Millionen wohlhabende
Europäer wesentliche Teile ihrer Sicherheit an den atlantischen
Partner delegierten. Europa müsse handlungsfähiger werden, mit einer
Stimme sprechen und sich zu einer Verteidigungsunion weiterentwickeln.
Die Deutschen profitierten überproportional von der europäischen
Integration und müßten sich diese auch etwas kosten lassen, um
insbesondere die Bereiche Außenpolitik, Verteidigung und Sicherung der
Außengrenzen gemeinsam voranzubringen. "Was haben wir denn von der
schwarzen Null, die eine wunderbare prinzipielle Zielvorstellung ist,
wenn uns die EU kurz-, mittel- oder langfristig um die Ohren fliegt?
Wir müssen in die europäische Zukunft investieren. Und wenn die
Bundesrepublik Deutschland da nicht als der Größte und Dickste
vielleicht gemeinsam mit Frankreich und anderen vorangeht, dann wird
daraus nichts werden."

Man könne den Griechen nicht sagen, daß man ihre Sparverpflichtungen
bis auf die dritte Stelle hinter dem Komma überprüft, und zugleich
eine eingegangene Verpflichtung, zwei Prozent der Wirtschaftsleistung
in die Verteidigung zu investieren, einfach nonchalant auf 1,5 Prozent
reduzieren. Damit sage man den kleineren Ländern, Deutschland wolle
lieber Krankenhäuser bauen, doch die kleineren Länder sollten das Geld
für Kampfjets ausgeben. Ein derart schlechtes Beispiel dürfe man
einfach nicht geben, so Ischinger. Wenn es um sein Generalthema
Aufrüstung geht, müssen notfalls sogar die Griechen herhalten, doch
nicht mit dem Tenor, sie zu verschonen, sondern um auch der deutschen
Bevölkerung noch rabiater den Geldhahn bei den Sozialleistungen
zuzudrehen, wenn der Kriegsetat massiv erhöht wird.

Im vergangenen Jahr habe Berlin erstmals seit dem Zweiten Weltkrieg
deutsche Soldaten zum Schutz eines NATO-Partners vor einem externen
Angriff nach Litauen gesandt, sieht Ischinger immerhin einen
Lichtblick. Andererseits habe Deutschland seinen Partnern im
Syrienkonflikt mitgeteilt: "Wir machen Fotos", während die Dänen
schießen sollten. "Das ist keine angemessene Arbeitsteilung", hält er
seinen Landsleuten vor, sie dürften sich auch in diesem Krieg nicht
länger halbwegs heraushalten. Deutschland müsse einen angemessenen
militärischen Beitrag dazu leisten, daß Europa künftig als
glaubwürdiger außenpolitischer Akteur auftreten könne. Denn die
Glaubwürdigkeit leide, wenn sie nicht durch militärische Abschreckung
unterfüttert werde.

Europa habe etwa so viele Soldaten unter Waffen wie die USA, aber nur
etwa zehn bis 20 Prozent der Kampfkraft, rechnet der Ex-Diplomat vor.
Das ließe sich durch eine bessere Ausrüstung mit modernstem
Militärgerät ändern. "Was wir nicht leisten können, ist die nukleare
Abschreckung", schwenkt der Transatlantiker zur Warnung um, die
Bestrebungen, Europa zu stärken, dürften sich keinesfalls gegen die
USA richten. "Wir müssen als Stimme der Vernunft auftreten, nicht ohne
Not draufsatteln. Das führt nur zur Verbiesterung auf beiden Seiten."
Wenngleich ihm die Bocksprünge des amerikanischen Präsidenten
überhaupt nicht schmecken und die exterritoriale Anwendung
amerikanischen Rechts nicht akzeptabel sei, habe sich doch Obama aus
Europa zurückgezogen, während unter Trump die Zahl der Soldaten und
des Militärgeräts wieder aufgestockt worden sei.

Den Ansatz von Bundesaußenminister Heiko Maas, die transatlantischen
Beziehungen neu zu vermessen, und auch dessen Begriff der
"balancierten Partnerschaft", hält Ischinger nicht für falsch, doch
meldet er Bedenken an, wenn sich Maas dafür ausspricht, in
Streitfragen ein Gegengewicht zu den USA zu bilden. Dessen Vorschlag,
das internationale Zahlungssystem Swift durch eine europäische
Variante zu ersetzen, hält er für unrealistisch: "Die starken
wirtschaftlichen Bande sind das wahre Rückgrat der
deutsch-amerikanischen Beziehungen." Die Abhängigkeit von den USA
lasse sich auch mittelfristig nicht ändern, und vor allem in der
Sicherheitspolitik könnten Deutschland und Europa auf absehbare Zeit
nicht auf die Garantien aus Washington verzichten: "Es ist gefährlich,
die Nabelschnur zur nuklearen Schutzmacht USA durchtrennen zu wollen."
Statt über Strafen und Gegenmaßnahmen zu sprechen, seien PR-Aktionen
und Aufklärung über den guten Partner Deutschland gefragt. Man müsse
nicht nur das alte Establishment der Küstenstädte vom bleibenden Wert
der transatlantischen Freundschaft überzeugen, sondern vor allem die
Menschen im Landesinneren erreichen. Trump liege mit seiner Kritik an
der Bundesrepublik ja nicht ganz falsch: "Wir haben uns in der
Sicherheitspolitik zu lange mit Trittbrettfahren begnügt."

Eine Entspannung im transatlantischen Grundsatzstreit über Uni- und
Multilateralismus oder gar eine Rückkehr zur Einigkeit zwischen Europa
und den USA sei zwar vorerst nicht zu erwarten, doch einer
grundlegenden Neugestaltung der sogenannten Weltordnung unter aktiver
deutscher Beteiligung erteilt Wolfgang Ischinger eine dezidierte
Absage. Rußland und China seien schlichtweg keine verläßlichen
Partner, sondern strategische Konkurrenten, mahnt er eine
uneingeschränkte Rückkehr zur etablierten Freund-Feind-Kennung an.


Fußnoten:

[1] www.handelsblatt.com/arts_und_style/literatur/buchtipp-welt-in-gefahr-wir-haben-uns-in-der-sicherheitspolitik-zu-lange-mit-trittbrettfahren-begnuegt/23000034.html

[2] Wolfgang Ischinger: "Welt in Gefahr. Deutschland und Europa in
unsicheren Zeiten", Econ Verlag 2018, 304 Seiten, 24 Euro.

[3] www.deutschlandfunk.de/wolfgang-ischinger-welt-in-gefahr.1310.de.html
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LAIRE/1331: Forschung - US-Biolaboratorien ... (SB)








[image: Querschnitt eines Insekts, das künstlich veränderte Viren in eine Pflanzenzelle einbringt, wo sie sich verbreiten und Genomediting betreiben - Grafik: Derek Caetano-Anolles]

Dual use - Insekten als Virenüberträger eignen sich als

Biowaffen und als "Verbündete" der Landwirtschaft


Grafik: Derek Caetano-Anolles



Wer Verteidigungsmaßnahmen gegen Angriffe mit biologischen Waffen
ergreift, muß selber über die entsprechende Angriffsfähigkeit
verfügen. Das bedeutet nicht zwangsläufig, daß er große Lagerbestände
an solchen Waffen aufgebaut hat, aber ohne die prinzipielle
Befähigung, eine Offensive mit biologischen Waffen simulieren, das
heißt letztlich auch führen zu können, bestände die Gefahr, aufgrund
der eigenen Zurückhaltung im Ernstfall für keinen ausreichenden
Schutz gesorgt zu haben. Wenn also ein Staat behauptet, sein
Biowaffenprogramm sei rein defensiv orientiert, läuft es auf die
Frage hinaus, ob andere Staaten ihm vertrauen oder nicht. Haben sie
auch nur den geringsten Anhaltspunkt dafür, daß er etwas vor ihnen
verberge oder falsches Spiel treibe, könnten sie aus
Selbstschutzgründen zu dem Schluß gelangen, besser auf Nummer Sicher
zu gehen und ein eigenes, offensives Biowaffenprogramm aufzulegen.

Diese knifflige politische Situation birgt ein großes Potential, eine
Eskalationsdynamik in Gang zu setzen, da keiner dem anderen über den
Weg traut. Bestenfalls könnte die Lage dadurch entspannt werden, daß
mit Einverständnis aller Staaten eine unabhängige Einrichtung
geschaffen wird, die jederzeit an jedem Ort die Einhaltung der 1975
in Kraft getretenen Biowaffenkonvention überprüfen darf, vergleichbar
dem Atomwaffensperrvertrag und der Überprüfung durch die
Internationale Atomenergieagentur (IAEA). Doch sind alle Bemühungen,
solch einen Überwachungsmechanismus auch für die Biowaffenkonvention
im Rahmen eines Zusatzprotokolls zu verabschieden, bislang
gescheitert.

Zu den Staaten, die eine Überprüfung ihrer biologischen Labore durch
eine unabhängige Instanz ablehnen, gehören die Vereinigten Staaten
von Amerika. Insofern kommt einer aktuellen Pressemitteilung der
Max-Planck-Gesellschaft und der Universität Freiburg mit dem Titel,
"Ein Schritt zur biologischen Kriegsführung mit Insekten? Ein
Forschungsprogramm der Forschungsbehörde des
US-Verteidigungsministeriums könnte leicht zur Entwicklung
biologischer Waffen missbraucht werden", eine erhebliche Brisanz zu
[1].

Während in Deutschland, der Europäischen Union und Teilen der übrigen
Welt die Forderung erhoben wird, daß jegliches Ausbringen von
genomeditierten Organismen in die Umwelt strenger Regularien
bedürfe, die bislang noch nicht erarbeitet wurden, werden in dem
Projekt "Insect Allies" (z. Dt.: Verbündete Insekten) der US-Behörde
DARPA (Defense Advanced Research Projects Agency) bereits Nägel mit
Köpfen gemacht. Die DARPA untersteht dem Verteidigungsministerium und
befaßt sich mit innovativen Technologien. Beispielsweise ist das
Internet aus dem von der DARPA entwickelten Projekt Arpanet
hervorgegangen.

Forscherinnen und Forscher des Max-Planck-Instituts für
Evolutionsbiologie in Plön sowie der Universitäten Freiburg und
Montpellier vermochten ihre Befürchtung, daß das von der DARPA in
Auftrag gegebene System leicht manipuliert und als biologische Waffe
verwendet werden könnte, sogar in Form eines Artikels im renommierten
Wissenschaftsjournal "Science" zu plazieren [2]. Die Zeitungen "Le
Monde", "New York Times", "Washington Post", "Guardian" und eine
Vielzahl weiterer Medien, die weltweit beachtet werden, berichteten
über die angesprochene Problematik.

Es geht in dem von der DARPA im November 2016 aufgelegten und mit
mehr als 27 Millionen Dollar ausgestatteten Projekt - der "Guardian"
schreibt sogar von 45 Mio. Dollar [3] - um die Entwicklung von
Insekten, die, mit Pflanzenviren ausgerüstet, freigelassen werden,
damit sie das tun, was sie normalerweise sowieso ständig tun, nämlich
Viren auf landwirtschaftliche Nutzpflanzen übertragen. Als
Trägerinsekten (Vektoren) dienen Grashüpfer, Blattläuse und Weiße
Fliegen, und als Zielpflanzen Mais und Tomaten. Die DARPA begründet
ihr Forschungsvorhaben so:

"Die nationale Sicherheit kann durch natürlich auftretende
Bedrohungen des Anbausystems, einschließlich Krankheitserreger,
Dürre, Überschwemmungen und Frost, aber vor allem durch Bedrohungen
durch staatliche oder nichtstaatliche Akteure schnell gefährdet
werden." [4]

Jene Vektoren sollen so beschaffen sein, daß sie das Erbgut der
Pflanzen durch einen Eingriff in das Genom verändern. Solche auch als
"Gen-Schere" bezeichneten Verfahren wurden vor einigen Jahren
entwickelt und werden auch CRISPR bzw. CRISPR-Cas genannt. Die
entscheidende Innovation des DARPA-Konzepts besteht darin, daß die
Genomeditierung nicht erst in der Nachfolgegeneration Früchte tragen
soll, was als vertikaler Gentransfer bezeichnet wird, sondern bereits
bei den Pflanzen während der aktuellen Saison, dem horizontalen
Gentransfer - in dem "Science"-Artikel wird dafür das Akronym HEGAAs
(horizontal environmental genetic alteration agents, z. Dt.:
horizontal umweltbedingte genetische Mittel) verwendet. Es läßt sich
leicht vorstellen, daß letzteres ein enorm beschleunigtes Verfahren
darstellen würde, sollte es den beteiligten Einrichtungen (the Boyce
Thompson Institute, Penn State University, Ohio State University und
University of Texas in Austin) gelingen, einen genetischen Eingriff
innerhalb der laufenden Wachstumsperiode der Pflanze vorzunehmen -
aber ohne daß sich die Eigenschaft vererben würde, wie der Leiter der
DARPA-Initiative "Insect Allies", Blake Bextine, gegenüber der
"Washington Post" versicherte [5].

Zu den zahlreichen ungeklärten Fragen in diesem Zusammenhang gehört
sicherlich, daß man solch einen Eingriff eigentlich nicht erst in
Reaktion auf Hitzestreß, sondern bereits bei der Pflanzenzüchtung
vornehmen könnte. Damit wäre den Landwirten, um deren Wohl die DARPA
angeblich so besorgt ist, sehr viel mehr geholfen. Geht es nicht in
der sogenannten Grünen Gentechnik genau darum, streßtolerante
Pflanzen zu züchten?

Außerdem bestehen erhebliche Bedenken, warum ausgerechnet Insekten
das genetische Material verbreiten sollen. "Es wäre vermutlich
möglich gewesen, daß das DARPA-Arbeitsprogramm die Entwicklung von
HEGAAs vorgeschlagen hätte, die mit landwirtschaftlichen Sprühgeräten
ohne Beteiligung von Insekten eingesetzt werden sollten", heißt es in
dem "Science"-Bericht. Mehr noch, durch das Versprühen der HEGAAs
wären wahrscheinlich sogar all die vermuteten Vorteile für die
Landwirtschaft in Friedenszeiten realisierbar. Warum also, so wird
gefragt, schreibt die DARPA von vornherein vor, daß die Verbreitung
der HEGAAs über Insekten geleistet werden muß?

Auf der anderen Seite macht genau dieser Umstand die Forschungen
gefährlich. Denn die Insekten können mit relativ einfachen Mitteln so
verändert werden, daß sie biowaffentauglich werden. Denkbar wäre, daß
sie Viren tragen, die bestimmte Genabschnitte der Pflanze
zerschneiden, sogar ohne anschließend neue Genabschnitte einzufügen,
damit die Pflanze keine Samen ausbildet. In dem Science-Artikel wird
zwar nicht lang und breit darüber diskutiert, inwiefern eine solche
Biowaffe nützlicher sein könnte als andere Biowaffen, beispielsweise
Heuschrecken oder Kartoffelkäfer, die ganze Ernten vernichten, oder
chemische Mittel wie Glyphosat, die alles Grüne an den Pflanzen
verdorren lassen, aber es wird durchaus die Frage aufgeworfen, ob
nicht ein mechanisches Sprühverfahren zum Ausbringen der HEGAAs viel
zielgenauer und mit potentiell weniger Risiken und Nebenwirkungen
verbunden sowie praktischer in der Umsetzung wäre, da nicht erst
Insekten mit den Viren ausgestattet werden müßten.




[image: Darstellung des Forschungsvorhabens als ein Kreis, von dem zwei Pfeile in entgegengesetzte Richtungen ausgehen. Ein Pfeil steht für militärische, der andere für landwirtschaftliche Nutzung - Grafik: © MPG/ D. Duneka]

Insect Allies - Forschungsprogramm mit dem Potenzial für einen militärischen Einsatz:
Wissenschaftler befürchten, daß das US-amerikanische Programm andere Länder dazu
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Der Artikel versteht sich auch als Anregung, damit eine Diskussion
über diese Art der Forschung losgetreten wird. Deshalb wurde sogar
eigens eine Website zu dem Artikel geschaffen, in dem weiter ins
Detail gegangen und auf verschiedene Quellen, die für die Forschung
von Belang sind, verwiesen wird [6].

Für eine völkerrechtliche Bewertung sei es entscheidend, ob ein
biologisches Forschungsprogramm nur friedlichen Zwecken dient, heißt
es in der Pressemitteilung der Max-Planck-Gesellschaft und der
Universität Freiburg. Darin erklärt Silja Vöneky, Expertin für
Internationales Recht an der Universität Freiburg: "Aufgrund dieses
weitreichenden Verbotes bedarf es für besorgniserregende biologische
Forschung grundsätzlich einer plausiblen Rechtfertigung durch
friedliche Zwecke. Das Insect Allies-Programm könnte das
Übereinkommen über das Verbot biologischer Waffen verletzen, wenn die
von DARPA geltend gemachten Ziele nicht plausibel sind. Dies gilt
besonders vor dem Hintergrund, dass es hier um eine Technologie geht,
die leicht zur biologischen Kriegsführung genutzt werden kann." [7]

In dem "Science"-Artikel wird außerdem moniert, daß in keiner der
Pressemitteilungen, die bisher von den beteiligten Einrichtungen zu
dem Projekt "Insect Allies" herausgegeben worden sind, die
Regulierung des Einsatzes von HEGAAs angesprochen wurde. "Diese
Unterlassung ist umso bemerkenswerter, als daß wahrscheinlich bei
allen derzeitigen Regulierungssystemen auf der ganzen Welt
tiefgreifende Änderungen erforderlich wären, um auch nur den
gelegentlichen Einsatz der HEGAA-Technologie zu gestatten."

Ebenfalls müsse doch zumindest diskutiert werden, wie sich die DARPA
bzw. die beteiligten Forschungseinrichtungen vorstellen, daß
landwirtschaftliche Felder gegen jene virustragenden Insekten
geschützt werden könnten oder wie sich die Anwender eine Koexistenz
zwischen behandelten und unbehandelten Feldern vorstellen. Aber
nichts davon sei bisher besprochen worden. "Um es klar zu sagen, wir
behaupten nicht, daß das Programm der Insect Allies schlecht
durchdacht ist, nur weil es sich um ein militärisch finanziertes
Programm handelt", schreiben die Autorinnen und Autoren. "Aber wir
können ebenfalls nicht die Behauptung akzeptieren, daß das Programm
allein deshalb weniger problematisch sein soll, weil es in gewisser
Weise transparent mit akademischen Einrichtungen seinen Anfang
genommen hat. Unserer Meinung nach ist das Programm in erster Linie
deshalb eine schlechte Idee, weil naheliegende Vereinfachungen des
Arbeitsplans mit bereits vorhandener Technologie absehbar sind und
schnell wirkende Waffen und deren Trägersysteme hervorbringen können,
die in der Lage sind, praktisch jede Kulturpflanzenart zu bedrohen."

Die DARPA habe nicht erklärt, warum sie es ablehnt, daß das Verfahren
an den in der Pflanzenzüchtung weit verbreiteten Modellpflanzen Tabak
und Arabidopsis erforscht wird und statt dessen bereits im ersten
Schritt die Maispflanze ausgewählt hat, die weltweit Hunderten
Millionen Menschen als wichtigste Nahrungsgrundlage dient.
Abschließend resümieren die Forscherinnen und Forscher:

"Folglich sind wir der Meinung, daß, bis die DARPA entsprechend
belastbare Erklärungen für die Notwendigkeit der Verpflichtung zur
Insektenausbreitung in landwirtschaftlichen Routine- oder
Notfallanwendungen liefert, Insect Allies Gefahr läuft, weithin als
Versuch wahrgenommen zu werden, ein Mittel zur Erzeugung von HEGAAs
für offensive Zwecke zu sein."

Angesichts dessen, daß die USA nicht nur im eigenen Land zahlreiche
Bioforschungslabore aufgebaut haben, sondern auch in vielen Ländern
rund um den Globus, unter anderem in den Nachfolgestaaten der
Sowjetunion wie Kasachstan, Georgien und Ukraine, wundert es nicht,
daß Rußland dies kritisiert und Aufklärung darüber verlangt, was die
Amerikaner in den angrenzenden Ländern betreiben. Am 5. Oktober 2018
fragte der Leiter der russischen atomaren, biologischen und
chemischen Schutztruppen, Generalmajor Igor Kirilow, die Regierungen
der USA und Georgiens, warum am Richard Lugar Public Health Research
Center bei Tiflis biologische Waffen gelagert werden [8].

Bestätigt das nicht exakt die in dem "Science"-Bericht geäußerte
Befürchtung, daß andere Staaten den Eindruck gewinnen könnten, sich
gegenüber den möglichen Ergebnissen der DARPA-Forschungen wappnen zu
müssen? Wurde die Eskalationsdynamik womöglich schon längst in Gang
gesetzt?


Fußnoten:


[1] https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2018/ein-schritt-zur-biologischen-kriegsfuehrung-mit-insekten?set_language=de

[2] http://science.sciencemag.org/content/362/6410/35.full

[3] https://www.theguardian.com/environment/2018/oct/04/us-plan-to-genetically-alter-crops-via-insects-feared-to-be-biological-war-plan

[4] https://www.darpa.mil/program/insect-allies

[5] https://www.washingtonpost.com/science/2018/10/04/pentagon-is-studying-an-insect-army-defend-crops-critics-fear-bioweapon

[6] http://web.evolbio.mpg.de/HEGAAs/

[7] https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2018/ein-schritt-zur-biologischen-kriegsfuehrung-mit-insekten?

[8] http://schattenblick.de/infopool/politik/redakt/milt-928.html
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NAHOST/1626: Istanbul - Auge um Auge ... (SB)


Istanbul - Auge um Auge ...



Das Verschwinden des prominenten saudischen Journalisten und Exilanten
Jamal Khashoggi nach einem Besuch im saudischen Konsulat in Istanbul
am 2. Oktober schlägt international hohe Wellen. Die türkische Polizei
hat öffentlich erklärt, sie gehe von einem Mord in der diplomatischen
Vertretung Riads am Bosporus aus. Präsident Recep Tayyip Erdogan
verlangt von den saudischen Behörden Aufklärung; diese wiederum
behaupten, nichts über den Verbleib Khashoggis zu wissen. Sollten sich
die Hinweise auf die Ermordung Khashoggis bestätigen, hat man es dabei
jedenfalls mit einem unerhörten Affront zu tun, den die Türken über
kurz oder lang dem Haus Saud heimzahlen werden. Seit dem Ersten
Weltkrieg und der Teilnahme der arabischen Stämme am Krieg der Briten
gegen das Osmanische Reich haben sie eine Rechnung mit den Saudis
offen. Früher oder später wird das Neo-Osmanentum dafür sorgen, daß
das von Großbritannien und den USA allein wegen seines Ölreichtums am
Leben gehaltene künstliche Gebilde Saudi-Arabien von der Landkarte
verschwindet.

Der in den USA ausgebildete 58jährige Wirtschaftswissenschaftler
Khashoggi hat während seiner beruflichen Laufbahn als Journalist viel
geleistet, darunter als Auslandskorrespondent in Afghanistan, im
Sudan, in Algerien und Kuwait gearbeitet und mehrere Interviews mit
Osama Bin Laden geführt. Er war zwischenzeitlich der Chefredakteur der
Zeitung Al Watan sowie Medienberater von Prinz Turki Al Faisal, als
dieser während der Ära George W. Bushs in den USA Botschafter
Saudi-Arabiens in Washington war. Khashoggi galt als Insider mit
Verbindung zu Reformkräften innerhalb der Königsfamilie wie dem
bereits erwähnten kosmopolitischen und hochgebildeten Prinz Turki.
Wegen Kritik am saudischen Klerus, vor allem an dessen rigider
Auslegung des Korans, geriet Khashoggi im Laufe der Jahre mehrmals in
die Schußlinie. Deshalb mußte er zum Beispiel 2010 die Leitung von Al
Watan abgeben.

Im selben Jahr nahm Khashoggi das Angebot des saudischen
Multimilliardärs Al Walid Bin Talal an, die Leitung des neuen
Fernsehnachrichtensenders Al Arab mit Sitz in Bahrain zu übernehmen.
Sehr zur Verärgerung der absolutistischen Herrscher in Riad
unterstützte Al Arab 2011 unter der Führung Khashoggis offen den
sogenannten arabischen Frühling in Tunesien, Ägypten, Bahrain, im
Jemen, im Irak, in Libyen und Syrien. Tatsächlich machte Khashoggi
keinen Hehl daraus, daß er eine gesellschaftliche Erneuerung in den
Ländern des Nahen Ostens befürwortete, selbst wenn diese von der
Moslembruderschaft angeführt werde. Seither geht ein Riß durch die
arabische Welt. Mit Hilfe Israels haben Saudi-Arabien und die
Vereinigten Arabischen Emirate 2013 den demokratischen Aufbruch in
Ägypten ausradiert, den von der Türkei und Katar protegierten
Präsidenten Mohammed Mursi von der Moslembruderschaft verhaften lassen
und General Fatah Al Sisi als Diktator eingesetzt.

In Bahrain haben im Frühjahr 2011 saudische Panzer die Reformbewegung
niedergewalzt. Seit dem Sturz Muammar Gaddhafis im Herbst desselben
Jahres liefern sich Doha und Ankara auf der Seite der gemäßigten
Islamisten in und um Tripolis mit Riad und Abu Dhabi und deren Protégé
"Feldmarschall" Khalifa Hifter mit seiner libyschen Nationalarmee
(LNA) im Osten einen blutigen Machtkampf. Nach dem Tod des saudischen
Königs Abdullah im Januar 2015 kam dessen fast 80 Jahre alter Bruder
Salman an die Macht. Zwei Monate später hat Salman seinen
dreißigjährigen Sohn zum neuen Verteidigungs- und Wirtschaftsminister
ernannt, worauf dem Emporkömmling nichts Besseres einfiel, als einen
Krieg im Nachbarland Jemen anzuzetteln, um die demokratischen Kräfte
auch dort in die Schranken zu weisen. 2017 wurde Mohammed Bin Salman,
auch MbS genannt, Thronfolger - eine umstrittene Personalie, in deren
Verlauf er den bisherigen Anwärter, den früheren Innenminister Prinz
Muhammed Bin Naif, unter Hausarrest stellte.

Khashoggi, der anfangs die ehrgeizigen Reformpläne von MbS begrüßt
hatte und sie später als Luftnummer kritisierte, setzte sich im
September 2017 rechtzeitig ab und ließ sich in der US-Hauptstadt
nieder, wo er unter anderem als Kolumnist für die einflußreiche
Washington Post sowie als Gastkommentator für die Sender BBC, Al
Jazeera und Dubai TV arbeitete. Durch die Verlegung seines Wohnorts
entging Khashoggi der großen Razzia im November desselben Jahres, als
MbS die 200 reichsten Männer Saudi-Arabiens in das Ritz Carlton in
Riad einsperrte, über Wochen foltern ließ und erst wieder in die
Freiheit entließ, als die Aristokraten dem Staat bis zu einem Drittel
ihres Vermögens überließen. Zu den mächtigen Männern, die damals wie
die Insassen des US-Sonderinternierungslager Guantánamo Bay behandelt
wurden, gehörte Khashoggis früherer Arbeitgeber, der einstige
Eigentümer von Al Arab, Al Walid Bin Talal.

Die abscheulichen Vorgänge im Ritz Carlton haben Khashoggis Kritik an
MbS' erpresserischen Herrschaftsmethoden verstärkt. Er setzte sich in
seiner Washington-Post-Kolumne sowie als Fernsehmoderator für
Oppositionelle wie Frauenrechtlerinnen, gemäßigte Islamgelehrte und
Politreformer ein, die in Saudi-Arabien einen zunehmend schweren Stand
haben. Zudem prangerte er den blutigen Krieg Riads im Jemen an, dessen
Ende noch immer nicht in Sicht ist, wie auch die diplomatische und
wirtschaftliche Blockade, die Saudi-Arabien 2017 gegen das Nachbarland
Katar verhängte. Bekanntlich drohte im Frühjahr 2017 die saudische
Armee in Katar einzumarschieren, doch wurde sie zuletzt durch die
Entscheidung von Präsident Erdogan, ein größeres Kontingent türkischer
Soldaten nach Doha zu verlegen, davon abgehalten.

Khashoggi hatte sich während seiner Zeit im Exil in die Türkin Hatice
Cengiz verliebt. Die beiden wollten heiraten, weshalb er am 28.
September das saudische Konsulat in Istanbul besuchte, um seine
Papiere in Ordnung zu bringen. Weil der Vorgang nicht auf Anhieb
verwaltungstechnisch erledigt werden konnte, gab man im Konsulat
Khashoggi einen neuen Termin am 2. Oktober um 13 Uhr. Freunde
Khashoggis rieten ihm dringend davon ab, abermals ins Konsulat zu
geben. Er entgegnete jedoch, der saudische Staat würde es niemals
wagen, auf türkischem Boden etwas gegen ihn zu unternehmen.
Nichtsdestotrotz ließ er seine Verlobte Cengiz draußen vor dem Gebäude
mit dem Auftrag auf ihn warten, sich bei Yasin Aktay, einem ehemaligen
Abgeordneten der regierenden AK-Partei in der Türkei und politischen
Weggefährten Erdogans zu melden, sollte er nicht wieder erscheinen.
Dies hat sie nach vier Stunden getan.

Inzwischen ist bekannt, daß am Vormittag des 2. Oktober 15 Männer aus
Saudi-Arabien mit zwei Privatmaschinen in Istanbul landeten und direkt
zum Konsulat fuhren. Etwa eine Stunde, nachdem Khashoggi das Gebäude
betreten hatte, verließen die mutmaßlichen Mitglieder eines
Killerkommandos das Gebäude in sechs Wagen. Sie hatten mehrere Koffer
bei sich, die als Diplomatengepäck am Flughafen vor dem Rückflug nach
Saudi-Arabien nicht kontrolliert werden konnten. Die türkische Polizei
vermutet, daß sich die Leichenteile des ermordeten Khashoggi in diesen
Koffern befanden. In Saudi-Arabien wird das Verschwinden des populären
Journalisten als staatliche Einschüchterungsmaßnahme verstanden. Ob
sie die von MbS beabsichtigte Wirkung zeitigt, muß sich zeigen.

Die mutmaßliche Ermordung Khashoggis hat die Regierungen des Westens,
allen voran der USA, Großbritanniens, Frankreichs und Deutschlands,
deren Rüstungsunternehmen mit dem Völkermord im Jemen einen Reibach
machen, in beträchtliche Erklärungsnot gebracht. Einige Beobachter
glauben, MbS habe Khashoggi nur deswegen so spektakulär und provokant
beseitigen können, weil er sich der Unterstützung von US-Präsident
Donald Trump und dessen Schwiegersohn Jared Kushner, denen er hilft,
das "palästinensische Problem" Israels zu erledigen, sicher ist. MbS
könnte den Bogen jedoch überspannt und mit seinen chaotischen
Handlungen die Geduld der CIA-Führung, die einst bestens mit Prinz
Muhammed Bin Naif zusammenarbeitete, überstrapaziert haben.

Auffällig ist jedenfalls, daß Prinz Mohammeds einst größter Bewunderer
in den US-Medien, der einflußreiche New-York-Times-Kolumnist Thomas
Friedman, in seinem Beitrag für die Gray Lady am 9. Oktober MbS
vorgeworfen hat, in Sachen Staatslenkung das "China-Modell" zu
verfolgen, was ein deutliches Indiz für die sinkenden Sympathiewerte
Mohammeds in Washington ist. Kämen noch vergeltungsmotivierte Intrigen
Ankaras hinzu, könnte demnächst der "Regimewechsel" in Riad anstehen.
Bereits am 4. Oktober hat der außenpolitische Analyst Daniel Lazare in
einem Artikel für Consortiumnews.com prognostiziert, daß sich
Saudi-Arabien bald als "nächster gescheiterter Staat des Nahen Ostens"
erweisen werde.

9. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/2290: Kiel - "Unterdrückung der Kurden in der Türkei" am 11.10.2018


Unterdrückung der Kurden in der Türkei



Wer weiß um den Krieg, den die Regierung in Ankara seit 2015 gegen die
Kurd*innen führt? Wer erinnert sich an die Repressionen in den
1990ern? Hierzulande kennt man allenfalls die PKK und fragt sich
vielleicht verwundert, warum immer noch Tausende mit den Farben und
Symbolen dieser "Terrororganisation" in ganz Europa auf die Straßen
gehen.

Kerem Schamberger und Michael Meyen zeigen, dass die Verfolgung der
Kurd*innen in der Gründungsgeschichte der Türkei wurzelt und dass der
eigentliche Putsch dort schon 2015 stattfand - ein ziviler Putsch
urch die AKP. Doch der Westen will sein Bündnis mit dem 
Erdogan-Regime nicht gefährden und lässt deshalb ein 25-Millionen-Volk im
Stich. Im Rahmen ihrer Lesereise stellen die Autoren ihr frisch
erschienenes Buch auch in Kiel vor und berichten von ihren Recherchen
in Kurdistan.

Kerem Schamberger, Jahrgang 1986, ist politischer Berichterstatter und
Kommunikationswissenschaftler an der LMU München. Er beschäftigt sich
seit mehreren Jahren mit der Unterdrückung der Kurd*innen in der
Türkei und übt scharfe Kritik an Recep Tayyip Erdogan und an der
deutschen Politik. Aufgrund seines politischen Engagements drohte ihm
zeitweise das Berufsverbot in Deutschland. "Die Kurden" ist sein
erstes Buch. Dr. Michael Meyen hat als Journalist begonnen: in der
Regionalpresse (Leipziger Volkszeitung) und im Radio (MRD Info). Noch
stärker als das Tagesgeschehen lockte aber die Forschung. Deshalb ging
er 2002 als Professor an die LMU nach München, bildet dort seitdem
Journalisten, PR und Werbeprofis aus und schreibt über das, was uns
alle am meisten angehen sollte: die Welt der Massenmedien.

Eine gemeinsame Veranstaltung der RLS SH mit dem 
Kurdistan-Solidaritätskomitee Kiel, der marxistischen linke kiel und der
Autonomne Antifakoordination Kiel.

Termin: 11.10.2018, 19:00 - 21:00 Uhr

Uni Kiel, Hörsaal A, Christian-Albrechts-Platz 2, 24118 Kiel

 * 

Quelle:

RLS-Büro Schleswig-Holstein

Kehdenstr. 5

24103 Kiel

Telefon: +49-(0)431-260 70 43

Internet: www.sh.rosalux.de
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VORTRAG/2289: Hameln - Europa vor dem Finanzcrash?, 11.10.2018


Europa vor dem Finanzcrash? 

Kostenloser Vortrag an der Hochschule Weserbergland



Im Rahmen der Vortragsreihe an der Hochschule Weserbergland (HSW)
beschäftigt sich diese Woche ein zweiter Vortragsabend mit Europa.
Klaus-Peter Wennemann gibt in seinem Fachvortag am 11. Oktober einen
Einblick in die derzeitige Situation der Eurozone aus
finanzwirtschaftlicher Perspektive. Organisiert wird die Veranstaltung
vom Verein für Investmentforschung Weserbergland e. V.

Unter dem Titel "Europa vor dem Finanzcrash?" geht Diplom-Ökonom Klaus-
Peter Wennemann unter anderem auf die Auswirkung von US-Präsident
Donald Trump, den Brexit sowie auf das Spannungsfeld Niedrigzinsen und
ausufernder Regulierung ein.

Termin

Donnerstag, 11. Oktober 2018

17:30 Uhr

Hochschule Weserbergland

4. Etage

Zum Referenten

Klaus-Peter Wennemann ist in Hameln aufgewachsen. Er ist Diplom-Ökonom
und war lange Zeit bei der Deutschen Bank in London, Tokio und New
York tätig. Dort war er als Portfolio Manager im Bereich des Capital
Management International beschäftigt. Danach war er fast zwei
Jahrzehnte Kapitalmarkt-Chef der BHW-Gruppe. Heute ist Wennemann als
selbstständiger Unternehmensberater erfolgreich und Dozent an der
Hochschule Weserbergland (HSW).

Zum Verein

Der Verein für Investmentforschung Weserbergland e. V. ist der
Hochschulbörsenverein der HSW. Bei den regelmäßigen
Mitgliederversammlungen findet ein aktiver Austausch über aktuelle
Themen aus Politik, Wirtschaft und Finanzen statt. Bei den spannenden
kleineren und großen Events in den Theoriephasen können Interessierte
ihr Wissen ausbauen und mitdiskutieren.

Außerdem erhalten Mitglieder des Vereins für Investmentforschung
Weserbergland zahlreiche Wirtschaftszeitungen, wie zum Beispiel die
Capital, Focus sowie Focus Money, kostenlos nach Hause beziehungsweise
alsE-Paper.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hsw-hameln.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1628

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Weserbergland, 08.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MARKT/1583: Statement - "Mediengattung Games übertrifft Buchmarkt in Dynamik und Innovationskraft" (idw)


Frankfurt University of Applied Sciences - 08.10.2018

Statement: "Mediengattung Games übertrifft Buchmarkt in Dynamik und
Innovationskraft"

Prof. Dr. Lutz Anderie von der Frankfurt UAS nimmt Stellung zur
Entwicklung der Computerspiel-Industrie



Am 10. Oktober 2018 wird die Frankfurter Buchmesse zum 70. Mal eröffnet.
Rund 290.000 Besucher/-innen werden in diesem Jahr zur größten Buchmesse
der Welt erwartet; jedoch weniger Besucher/-innen als bei der Gamescom in
Köln, als weltweit größte Messe für Computer- und Videospiele, die vom
21. bis 25. August 2018 rund 370.000 Besucher/-innen zählte. "Die
Mediengattung Games übertrifft den Buchmarkt. Dies kann durch die Dynamik
und die Innovationskraft des Markts für Computerspiele erklärt werden", so
Prof. Dr. Lutz Anderie, Professor für Wirtschaftsinformatik an der
Frankfurt University of Applied Sciences (Frankfurt UAS), international
anerkannter Branchenkenner der Games-, Medien- und Entertainmentindustrie
sowie Experte für Digitalisierung. "Auch im Hinblick auf Geschäftsmodelle,
innovative Technologien und schnelle Entwicklungszyklen, setzt die Branche
Benchmarks."

"Der Games-Markt weist gleich mehrere Alleinstellungsmerkmale auf - vom
Einsatz innovativer Technologien über schnelle Entwicklungszyklen bis hin
zu Bezahlmodellen wie Free2play und eSport", erklärt Anderie. "Die
Computerspiel-Industrie ist ein fester Bestandteil der Entertainment- und
IT-Branche. Der Mix aus faszinierenden Spielerlebnissen, innovativer
Technologie, schnellen Produktentwicklungs- und Vermarktungszyklen sowie
dem damit einhergehenden Wertschöpfungsprozess führt aus
medienökonomischer Sicht zu einer Verortung des Games-Sektors als
eigenständige Mediengattung. Im Vergleich zum schwerfälligen und weniger
innovationsfreudigen Buchmarkt ist die Mediengattung Games sehr dynamisch.
Die Branche ist heute ein fester Bestandteil der Gesellschaft und ein
wichtiger Aspekt bei der Entwicklung von Kultur- und Wirtschaftsgütern",
ergänzt Anderie.

Mit einer globalen Gesamtmarktgröße von über 100 Milliarden US-Dollar und
Entwicklungsbudgets von teilweise über 100 Millionen US-Dollar für
einzelne Games wie "Pokémon Go", "Call of Duty", "Assassin's Creed" und
"FIFA" hat sich die Games-Branche in der Medienlandschaft etabliert.
"Games werden heute in allen Altersgruppen und Bildungsschichten gespielt.
Die Zielgruppen, die in der Branche als Communities bezeichnet werden,
lassen sich durch verschiedene Gliederungshorizonte differenzieren.",
erklärt Anderie. "Die Altersstruktur der Zielgruppe hat sich mit der
Entwicklung des Marktes fundamental gewandelt und erweitert. Vor wenigen
Jahren wurde die Zielgruppe als pubertierend, vorwiegend männlich und als
eigenbrötlerisch beschrieben - heute handelt es sich bei dieser Branche um
einen voll entwickelten Markt, der viele unterschiedliche Zielgruppen
bedient. Auffällig ist, dass die Zielgruppe der über 50-Jährigen den
größten Anteil unter den regelmäßig spielenden Gamerinnen und Gamern
bildet. Diese ist auch deshalb von großer Bedeutung, da sie über die
Kaufkraft verfügt, um auch hochpreisige Spiele regelmäßig zu konsumieren."

Wachstumstreiber des Games-Marktes sind vor allem Mikrotransaktionen, also
Zahlungen von kleinen Geldbeträgen, und Abo-Gebühren. Hier sind die
Zuwächse so stark, dass sie sogar den Rückgang des klassischen Verkaufs
ausgleichen und beispielsweise im Vergleich zum Buchmarkt ausgereifter und
innovativer sind. Die Computerspiel-Industrie entwickelt regelmäßig
Leittechnologien für andere Industrien, die durch Gamification - dem
Einfluss von Videospielen auf Güter, Dienstleistungen und
gesellschaftliche Prozesse - im Rahmen der Digitalisierung
richtungsweisend sind. "Game-Engines, spezielle Software für
Computerspiele, werden in der experimentellen Chirurgie eingesetzt. Die
Technologie der selbstfahrenden Autos wäre ohne digitale Rennspiele und
das Know-how der Games-Branche undenkbar." Unternehmen der Games-Branche
müssen in einem schnelllebigen Marktumfeld mit immer kürzeren
technologischen Innovationszyklen bestehen. Durch die Veränderung von
Märkten werden sie regelmäßig vor neue Herausforderungen gestellt.
"Businessmodelle und Technologien der Games-Branche, die heute noch auf
dem neusten Stand sind, gelten in der Computerspiel-Industrie morgen schon
als veraltet. Als wesentliche Ursachen für die Dynamik und
Schnelllebigkeit der Branche können ein hoher Wettbewerbsdruck, geringe
Markteintrittsbarrieren und die Verortung in der Entertainment-Industrie
angeführt werden."


Publikationen zum Thema:

Anderie, L. (2018): Wertschöpfung und Fun - Die Bedeutung von
Computerspielen als Mediengattung. In: Handbuch Medienökonomie. Online im
Internet unter:

https://link.springer.com/referenceworkentry/10.1007%2F978-3-658-09632-8_42-1

(3. Oktober 2018)

Weitere Informationen zum Fachbereich Wirtschaft und Recht unter:

www.frankfurt-university.de/fb3.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences, 08.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





WOHNEN/226: Studentenwohnungen - Teure Mangelware (idw)


Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V. - 08.10.2018

Studentenwohnungen: Teure Mangelware



Es gibt immer mehr Studenten, gleichzeitig fehlen tausende
studententaugliche Wohnungen. Dadurch steigen Wohnungsmangel und Mieten,
zeigt eine neue Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft (IW).

Studieren ist teuer und in manchen Städten ohne Job oder Unterstützung der
Eltern inzwischen kaum noch zu bezahlen. Besonders schwierig ist die Lage
in Großstädten, zeigt der aktuelle IW-Studentenwohnpreisindex: Demnach
kostete eine 30-Quadratmeter-Wohnung mit durchschnittlicher Ausstattung
und guter Anbindung zur Universität in München im ersten Halbjahr dieses
Jahres rund 635 Euro, etwa 25 Euro mehr als noch im Jahr zuvor. Die Studie
basiert auf Inseraten der Kooperationspartner ImmobilienScout24 und
wg-suche.de.

Für die schwierige studentische Wohnungsmarktlage gibt es gleich mehrere
Gründe. So schreiben sich immer mehr Abiturienten an deutschen Hochschulen
ein. In den Universitätsstädten konkurrieren sie mit Senioren,
Berufseinsteigern und Pendlern. Auf der anderen Seite bauen die Städte
längst nicht genug studententaugliche Wohnungen. Und selbst in Städten, in
denen viele neue kleine Wohnungen entstanden sind, hat sich die Lage nicht
spürbar entspannt: In Leipzig wurden beispielsweise zwischen den Jahren
2011 und 2016 rund 61.000 zusätzliche kleine Wohnungen geschaffen, dafür
ist der Bestand insgesamt aber nur um 21.000 gestiegen. Das spricht dafür,
dass vor allem größere Wohnungen in kleine Einheiten aufgeteilt sind - und
das entlastet den Markt kaum.

Die Mieten steigen aber auch durch andere Faktoren. So kostet Wohnen
typischerweise immer dann mehr, wenn die Bürger einer Stadt mehr verdienen
- das trifft aktuell besonders auf München und Heidelberg zu. Hier liegen
die Bruttolöhne im Schnitt bei gut 4.000 Euro im Monat, mit steigender
Tendenz. Studenten konkurrieren bei ihrer Wohnungssuche also mit vielen
Gutverdienern, auch abseits der Millionenstädte. "Nur der Bau neuer
Wohnungen entspannt die Lage an den Hochschulstandorten", sagt
IW-Immobilienexperte Michael Voigtländer. "Hier hinken die Städte allerdings
dem Einwohnerzuwachs immer noch hinterher, vor allem, weil zu wenig
Bauflächen ausgewiesen werden." Zudem sollten die Städte konsequent
nachverdichten, um innenstadtnahe, bezahlbare Wohnungen zu schaffen.


Weitere Informationen unter:

http://media.iwkoeln.de/video/Studentenwohnpreisindex_Voigtlaender_Footage.mp4

- Studienleiter Michael Voigtländer im Video-Statement

https://www.iwkoeln.de/presse/interaktive-grafiken/beitrag/michael-voigtlaender-was-studentenwohnungen-kosten.html

- Interaktive Deutschlandkarte: Was Studentenwohnungen kosten

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2317

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V., 08.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





WOHNEN/225: Reform des Wohnungsvermittlungsgesetzes lässt Mieten nicht steigen (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 08.10.2018

Reform des Wohnungsvermittlungsgesetzes lässt Mieten nicht steigen

• Verhaltensökonomen der Johannes Gutenberg-Universität Mainz weisen
nach, dass Mieter vom "Bestellerprinzip" profitieren, nach dem sie bei
Abschluss eines Mietvertrags keine Maklerprovision mehr zahlen müssen

• Weniger Makler beauftragt



Die Einführung des so genannten "Bestellerprinzips" zum 1. Juni 2015,
nach dem bei der Vermietung von Wohnungen derjenige den Makler bezahlt, der
ihn beauftragt, hat zu einer Entlastung der Mieter geführt. Befürchtungen,
dass die bis dahin üblicherweise vom Mieter übernommenen Kosten für den
meistens vom Vermieter beauftragten Makler sich in höheren Mieten
niederschlagen würden, haben sich nicht erfüllt. Zu diesem Ergebnis sind
die Verhaltensökonomen Dr. Eva M. Berger und Felix Schmidt der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz mit einer vor kurzem veröffentlichten Studie
gekommen. Wie sie in einer Schriftenreihe der Gutenberg School of
Management and Economics sowie des Forschungsschwerpunkts
Interdisciplinary Public Policy berichten, hatten sie rund 220.000
Wohnungsangebote des Online-Portals "ImmobilienScout24" für Frankfurt am
Main und Stuttgart ausgewertet. Durch den Vergleich von Angeboten, die
sowohl vor dem 1. Juni 2015 als auch danach für dieselben Wohnungen
gemacht worden waren, stellten sie fest, dass die Reform des
Wohnungsvermittlungsgesetzes nicht zu einem zusätzlichen Anstieg der
Mieten geführt hatte. Allgemein stiegen die Mieten zwar im betrachteten
Zeitraum. Die Mieten der von der Reform betroffenen Wohnungen - also der
Wohnungen, für welche die Mieter vorher eine Maklerprovision zu zahlen
hatten - stiegen aber nicht stärker als die Mieten der anderen Wohnungen.
Außerdem fanden Berger und Schmidt heraus, dass die Quote der über einen
Makler vermittelten Wohnungen stark gesunken ist - von rund 60 Prozent vor
der Reform auf rund 40 Prozent danach.

"Die Mieter sind durch die Reform tatsächlich entlastet worden", sagt Dr.
Eva M. Berger. "Außerdem ist die ökonomisch ineffizient hohe Nachfrage
nach Maklern gesenkt worden. Die Vermieter machen sich nun mehr Gedanken
darüber, ob der finanzielle Aufwand für die Beauftragung eines Maklers
gerechtfertigt ist." Vor der Reform hätten Vermieter häufig Makler
beauftragt, obwohl ihre Wertschätzung für die Dienstleistung niedriger
gewesen sei als der Preis, den die Mieter dann dafür hätten bezahlen
müssen. Wie Berger und Schmidt ausführen, hätte die Reform nach
klassischen ökonomischen Theorien eigentlich nicht zu einer Entlastung der
Mieter führen dürfen. Diese Theorien besagten nämlich, dass die Vermieter
ihre höheren Kosten als höhere Mieten weitergeben würden. Dass es dazu
nicht gekommen ist, begründen Berger und Schmidt mit der schon in anderen
Bereichen beobachteten Irrationalität von Marktakteuren. "Menschen
reagieren eben nicht perfekt rational", sagt Berger. Faktoren wie fehlende
Aufmerksamkeit für Nebenkosten oder Umrechnungsschwierigkeiten zwischen
Einmalzahlungen und periodischen Zahlungen spielten auch eine Rolle.
Berger und Schmidt fordern, solche verhaltensökonomischen Erkenntnisse in
die Planung und Bewertung von politischen Maßnahmen einzubeziehen, weil es
sonst zu falschen Prognosen und Schlussfolgerungen komme.
Auswirkungen könnte die Studie unter anderem darauf haben, ob das
Bestellerprinzip künftig auch beim Immobilienverkauf gelten soll - was
zurzeit vom Bundeszjustizministerium geprüft wird.


Originalpublikation:

E. M. Berger, F. Schmidt

Unburden Renters by Making Landlords Pay the Commission? Evidence from a
Natural Experiment

Gutenberg School of Management and Economics & Research Unit

Interdisciplinary Public Policy Discussion Paper Series (3. September
2015)

https://ipp-mainz.uni-mainz.de/files/2018/09/Discussion_Paper_1716.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 08.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2140: "Die Zukunft Europas geht uns als Kirchen etwas an" (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 08.10.2015

"Die Zukunft Europas geht uns als Kirchen etwas an"

Landesbischof July auf dem Treffen der europäischen Religionsvertreter in
Brüssel



Europas Kirchen haben eine Mitverantwortung für die Demokratie und den
Zusammenhalt in der Europäischen Union. "Der europäische Gedanke der
Einheit in Vielfalt ist in Zeiten von nationalen Egoismen, von Abschottung
und Abgrenzung weiterhin eine starke Antwort auf Populismus, Nationalismus
und Extremismus." Das betonte Landesbischof Frank Otfried July,
Vorsitzender der Kommission für Europafragen des Rates der Evangelischen
Kirche in Deutschland (EKD), heute bei dem jährlichen Treffen der
europäischen Religionsführer mit Vertretern der Europäischen Union in
Brüssel.

Auf Einladung des Ersten Vizepräsidenten der EU-Kommission, Frans
Timmermans, waren heute europäische christliche, muslimische und jüdische
Würdenträger und hochrangige Vertreter der Europäischen Union in Brüssel
zum jährlichen Treffen der europäischen Religionsführer zusammengekommen.
Der Niederländer Timmermans ist in der Juncker-Kommission für den Dialog
mit den Kirchen- und Religionsvertretern zuständig. Bei dem diesjährigen
Treffen stand erneut die Debatte um die Zukunft der Europäischen Union auf
der Agenda.

"Die Zukunft Europas geht uns auch als Kirchen etwas an. Wir müssen uns
noch stärker als Europäer zu erkennen geben," so July. Angesichts des
Auseinanderdriftens der Union zwischen Nord und Süd sowie zwischen West und
Ost gelte es, den europäischen Zusammenhalt zu stärken. Europa müsse sich
wieder auf seine gemeinsamen Werte und Interessen besinnen. Hier könnten
die Kirchen und Religionsgemeinschaften als "Brückenbauer" fungieren und
über ihre ökumenischen Netze und Partnerschaften Dialogforen schaffen, um
Spaltungen zu überwinden. Der württembergische Landesbischof hob hervor,
dass Kirchenvertreter zwar nicht zu allen EU-Entscheidungen "Ja und Amen"
sagen, aber doch an Europa als gelebte Idee von Frieden, Freiheit und
Solidarität festhalten und die Zukunft des Kontinents mitgestalten sollten.

Die Leiterin der Brüsseler EKD-Vertretung, Katrin Hatzinger, unterstrich in
diesem Zusammenhang, dass auch von kirchlicher Seite im Vorfeld der
Europawahlen Gesprächsforen für interessierte Gemeindemitglieder angeboten
werden sollten, um darüber zu diskutieren, welches Europa wir künftig
wollen und zur Beteiligung an den Europawahlen im Mai 2019 aufzurufen.


 Hintergrund:

Um die Bedeutung des Dialogs mit den Kirchen und Religionsgemeinschaften zu
betonen, hat der Präsident der Europäischen Kommission, José Manuel
Barroso, 2005 erstmals hochrangige Vertreter der Religionen in Europa zu
einem "High-level meeting with religious leaders" eingeladen. Seit
Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon gehört der Dialog mit den Kirchen,
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften zum Primärvertragsrecht der
EU.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 114/2018 vom 08.10.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06710: Unpäßlichkeit verhindert jeden Streit (SB)


Auf dem IBM-Turnier in Amsterdam 1980 wunderten sich viele, daß der
dänische Großmeister Bent Larsen immer wieder mal nach draußen ins
Freie ging und dann minutenlang umherwanderte. Im Spielsaal selbst bot
der Kombinationsriese ein eher kümmerliches Bild. Mit zerfurchter
Stirn, der Blick ein wenig glasig, spielte er seine Partien herunter
und enttäuschte. Aus 14 Partien holte er gerade 3,5 Punkte und wurde
Letzter. Besiegt wurde er jedoch nicht von seinen Kontrahenten, wie er
nach dem Turnier klagte, sondern von der Klimaanlage. "Ich habe nur
zwei Partien ohne Kopfschmerzen gespielt", so Bent Larsen. In seiner
Begegnung gegen den holländischen Großmeister van der Wiel kehrte
Larsen freilich zu seiner alten Spielstärke zurück und konnte im
heutigen Rätsel der Sphinx dank einer großzügigen Figurenhandhabung -
also mit sehenswerten Opfern - einen glanzvollen Sieg erringen, der
ein wenig an die romantische Schachära erinnerte. Also, Wanderer, ein
Larsen mit Kopfschmerzen war in Amsterdam wie ein Schatten schwach und
leer, doch bei klarem Verstand übertraf er selbst den Turniersieger
Anatoli Karpow mit gleich Juwelen funkelnden Zügen. Larsen war mit
Weiß am Zuge, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06710: Unpäßlichkeit verhindert jeden Streit (SB)]



Larsen - van der Wiel

Amsterdam 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Zu spät erwachte der Nachziehende aus seinem Retortentraum, nämlich
erst, als Weiß plötzlich wuchtig in seine Königsstellung hineinopferte
mit 1.Lf4xh6! g7xh6 2.Dc2-e4 Da5-c7 3.De4-g4+ Le7-g5 4.Sf5xh6+ Kg8-h7
5.Dg4xg5 Dc7xc4 6.Tb1-b4 f7-f6 7.Dg5-h5. Und es wurde beendet, was nur
einseitig begonnen hatte.



Erstveröffentlichung am 10. Oktober 2005

9. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2306: Weltergewicht - hochmütiger Seitenhieb ... (SB)




Terence Crawford hält Manny Pacquiao nicht für einen Champion

In Terence Crawfords Augen ist Manny Pacquiao kein richtiger Champion,
weil er nur regulärer Weltmeister der WBA im Weltergewicht, hingegen
Keith Thurman der Superchampion dieses Verbands ist. Man könnte diese
Einschätzung insofern teilen, als der aufgrund einer Verletzung
pausierende Thurman zweifellos den höherwertigen Titel in seinem
Besitz hat und sich die WBA lediglich das Kuriosum einer zweiten
Trophäe in derselben Gewichtsklasse leistet. Wie Crawford
argumentiert, interessierten ihn der reguläre Weltmeister der WBA, der
Silver Champion des WBC, die Interimstitel und all die anderen
Nebenschauplätze nicht, sondern einzig und allein der führende Akteur
des jeweiligen Verbands. Die Vielfalt der Titel und Trophäen ist in
der Tat recht verwirrend und für das breitere Publikum irrelevant, so
daß eine Flurbereinigung wünschenswert wäre. Dagegen sperren sich die
Verbände, die entgegen ihrer Zusagen, für klare Verhältnisse zu
sorgen, ihren geschäftlichen Interessen den Zuschlag geben. Sie
verdienen bei jedem Titelkampf durch einen prozentualen Anteil der
Börse mit und versprechen sich von diversen verschachtelten Rängen
größeren Einfluß gegenüber den Promotern und Sendern.

Crawford läßt jedoch geflissentlich außer acht, daß sich die
Wertschätzung des Publikums für bestimmte Boxer nicht an der formalen
Hierarchie der Verbände orientiert. Das gilt im Falle Pacquiaos, der
sich seit vielen Jahren großer Sympathien bei der Fangemeinde erfreut.
Wenngleich seine Resonanz im Pay-TV spürbar nachgelassen hat, wurde
sein Sieg über Lucas Matthysse samt dem Titelgewinn doch mit Zuwendung
wahrgenommen und gebührend gefeiert. Der 39jährige Philippiner wirkte
bei diesem Auftritt in Malaysia wie verjüngt und gewann erstmals seit
2009 wieder einen Kampf vorzeitig, da der Argentinier in der siebten
Runde die Segel streichen mußte. Wenngleich es zutrifft, daß der
früher für seine Schlagwirkung gefürchtete Matthysse den Zenit seines
Könnens weit überschritten hat, war es doch aus Sicht des Publikums
ein beachtlicher Erfolg, der Pacquiao zu einem Champion macht.

Der Philippiner wirkte so muskulös und gefährlich wie schon lange
nicht mehr, was darauf schließen ließ, daß er sich ungeachtet seiner
politischen Pflichten im Senat seines Landes gut vorbereitet hatte.
Von einem Ende seiner Karriere war jedenfalls keine Rede mehr, zumal
sein Auftritt Erwartungen an weitere attraktive Darbietungen geweckt
hat. Vielleicht könnte er es sogar mit dem zehn Jahre jüngeren Keith
Thurman aufnehmen, wenn dieser 2019 seine lange unterbrochene Karriere
wieder aufnimmt, was ihm sehr zu wünschen wäre. Jedenfalls gehört der
in 69 Profikämpfen sturmerprobte Veteran Pacquiao noch längst nicht
zum alten Eisen. Wenn er das nächste Mal in den Ring steigt, wird er
als Weltmeister angekündigt, und so sieht ihn auch das Publikum. Es
stünde Crawford gut zu Gesicht, Größe zu zeigen und den Philippiner
ebenfalls als Champion zu würdigen.

Der in 33 Kämpfen ungeschlagene Terence Crawford verteidigt den
WBO-Titel im Weltergewicht am 13. Oktober vor heimischem Publikum in
Omaha, Nebraska, gegen den ebenfalls unbesiegten Jose Benavidez, der
27 Gegnern das Nachsehen gegeben hat und an Nummer drei der
WBO-Rangliste geführt wird. Seine verbittert anmutenden Äußerungen an
die Adresse Pacquiaos dürften nicht zuletzt Ausdruck seiner eigenen
Situation sein, da er sich nicht angemessen gewürdigt fühlt. Während
er sich für den führenden Akteur im Weltergewicht hält, neigen
Experten und interessierte Fans doch mehrheitlich dazu, Errol Spence
höher einzustufen. Der IBF-Weltmeister gilt angesichts seiner
offensiven Kampfesweise und enormen Schlagwirkung als der
herausragende Boxer dieser Gewichtsklasse, zumal er bei seinem
Titelgewinn im vergangenen Jahr einen so anspruchsvollen Gegner wie
den Briten Kell Brook in Manchester vorzeitig besiegt hat.

Hingegen hat Crawford den WBO-Gürtel am 9. Juni im Kampf gegen Jeff
Horn gewonnen, der als schwacher Weltmeister galt. Der Australier
hatte im Juli 2017 in Brisbane überraschend Manny Pacquiao entthront,
dem dabei übel mitgespielt wurde. Der Lokalmatador stürmte mit
gesenktem Kopf auf den Philippiner los und hielt ihn wie ein Ringer
fest, ohne vom Ringrichter daran gehindert zu werden. Die euphorischen
Zuschauer trieben ihren Favoriten voran, der seine fehlenden
boxerischen Mittel wettmachte, indem er sich immer wieder auf den
Gegner stürzte und am Ende von den Punktrichtern dafür belohnt wurde.
Daß Pacquiaos damaliger Promoter Bob Arum die Titelverteidigung in
Australien ausgetragen hatte, da er zugleich Co-Promoter Jeff Horns
war, ging zu Lasten des Philippiners, der diesen Kampf andernorts kaum
verloren hätte.

Crawford hatte mit Horn vergleichsweise leichtes Spiel, da der
Australier ohne seine Landsleute und die Gunst der Punktrichter gegen
den überragenden Konterboxer auf verlorenem Posten stand. Der
US-Amerikaner kämpft in technischer Hinsicht auf höchstem Niveau und
manövriert seine Gegner regelrecht aus, doch kommt seine defensive
Kampfesweise beim Publikum nicht besonders gut an, da das viele
Zuschauer eher langweilig finden. Man gesteht ihm zu, der zweit- oder
drittbeste Akteur im Weltergewicht zu sein, doch müßte er schon gegen
Errol Spence antreten und ihn besiegen, um den eigenen Anspruch
glaubwürdig vertreten zu können. [1]

Zu diesem Gipfeltreffen wird es jedoch so schnell nicht kommen, da die
beiderseitigen Promoter mit unterschiedlichen Sendern
zusammenarbeiten. Crawford steht bei Top Rank unter Vertrag und ist
bei ESPN oder ESPN+ zu sehen, während Spence wie alle Akteure des
Beraters Al Haymon von Showtime gezeigt werden. Davon abgesehen, daß
Arum und Haymon einander nicht grün sind und so gut wie nie
zusammenarbeiten, sind Spence und Crawford noch nicht populär genug,
um einen möglichen Kampf auf zwei Sender aufzuteilen, die sich
gegenseitig das Wasser abgraben würden. Als Floyd Mayweather und Manny
Pacquiao 2015 ihren langerwarteten Megakampf austrugen, war der Topf
so groß, daß alle Beteiligten das Kriegsbeil vorübergehend begruben
und über ihren Schatten sprangen. Das blieb jedoch die große Ausnahme,
von der Spence und Crawford weit entfernt sind. Dessen ungeachtet
verkündet Todd Duboef, Präsident von Top Rank, er sei offen für Kämpfe
gegen die gesamte Elite im Weltergewicht. Man werde nicht zulassen,
daß Geschäftspolitik in die Quere komme, und für alle Probleme eine
Lösung finden. Das hört sich gut an, ist aber nicht mehr als eine
unverbindliche Absichtserklärung.

Der inzwischen 31 Jahre alte Crawford ist ein Jahrzehnt als Profiboxer
im Geschäft, ohne je einen Kampf der allerhöchsten Kategorie
ausgetragen zu haben. Da die meisten namhaften Weltergewichtler bei Al
Haymon unter Vertrag stehen, müßte er sich schon von Top Rank trennen,
um einen von ihnen vor die Fäuste zu bekommen. Das aber wird nicht
geschehen, da er kürzlich einen neuen Vertrag mit Bob Arum geschlossen
hat, der ihn offenbar langfristig an den Promoter bindet. Er verdient
gut, wenn es auch keine astronomischen Summen sind, und bekommt Gegner
wie Jeff Horn oder Jose Benavidez vorgesetzt, die ihn nicht über
Gebühr anfordern, so daß er noch lange WBO-Weltmeister bleiben könnte.
Kämpfe gegen Errol Spence, Keith Thurman, Shawn Porter, Danny Garcia
oder Manny Pacquiao wird er auf diese Weise kaum bekommen, da Bob Arum
seine Geschäftspolitik sicher nicht mehr ändern wird.


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2018/10/terence-crawford-pacquiao-is-not-a-champion-in-my-eyes/

9. Oktober 2018
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GASTSPIEL/343: Hannover - Briefroman von Marcelle Sauvageot, Schauspielhaus 27.11.2018


Schauspiel Hannover

JOHANNA WOKALEK LIEST: FAST GANZ DIE DEINE

BRIEFROMAN VON MARCELLE SAUVAGEOT

GASTSPIEL DI, 27.11.18, 19:30 UHR, SCHAUSPIELHAUS



Marcelle Sauvageots (1900 -1934) einziges Werk wurde postum
veröffentlicht. Es ist ihre - nie abgeschickte - briefliche Antwort an
ihren Verlobten, der sie kurz zuvor verlassen hatte, um eine Andere zu
heiraten. Aus der seelischen Ohnmacht rettet sich die Autorin mit
einem Frontalangriff: Sie greift zur Feder, und mit jedem Satz ihrer
klaren Analyse der Situation gewinnt sie die Macht über ihr
Gefühlsleben zurück. Johanna Wokalek hat einen Abend konzipiert, der
im Dialog mit der Klaviermusik von Jacques Ammon die jung verstorbene
Sauvageot für einen Abend als kraftvolle Persönlichkeit wiedererweckt.

Johanna Wokalek war von 2000 bis 2016 festes Ensemblemitglied am
Wiener Burgtheater. Der Durchbruch als Kinodarstellerin gelang ihr
2005 mit Til Schweigers Erfolgsfilm Barfuss. 2009 übernahm sie die
Hauptrolle in Sönke Wortmanns Film Die Päpstin.

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse November 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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GASTSPIEL/342: Hannover - "Erniedrigte und Beleidigte", 30.11.2018


Schauspiel Hannover

ERNIEDRIGTE UND BELEIDIGTE

NACH DEM ROMAN VON FJODOR M. DOSTOJEWSKI 

UNTER VERWENDUNG DER HAMBURGER POETIKVORLESUNG VON WOLFRAM LOTZ

GASTSPIEL STAATSSCHAUSPIEL DRESDEN

FR, 30.11.18, 19:30 UHR, SCHAUSPIELHAUS



»... ABER WAS SOLL ICH TUN, WENN ICH BESTIMMT WEISS, DASS DIE
GRUNDLAGE ALLER MENSCHLICHEN TUGENDEN DER GRÖSSTE EGOISMUS BILDET.«

Ganz und gar menschengemacht sind die Erniedrigungen und
Beleidigungen, die sich die Figuren aus Fjodor Dostojewskis Roman
Erniedrigte und Beleidigte selbst und gegenseitig zufügen. Liebe ist
in Dostojewskis Großstadtmoloch St. Petersburg nichts Anderes als
Macht- und Besitzanspruch. Romantische Idealisten und eiskalte
Überlebenskünstler stehen sich hier gegenüber und Dostojewski zeigt
einen kaleidoskopartigen Blick auf menschliches Wollen und Handeln.
Der Inszenierung aus Dresden von Sebastian Hartmann geht es nicht
darum, die Handlungslinien der Romanvorlage nachzuzeichnen und die
Geschichte vom Schriftsteller Iwan und dem skrupellosen Fürsten
Walkowski chronologisch nachzuvollziehen - sie geht stattdessen
assoziativ vor, lässt zahlreiche thematische Exkurse zu. Trotzdem ist
die Vorlage Dostojeweskis als Grundpuls zu spüren. Hartmann ist es
gelungen, den Sound des Romans zu destillieren und in polyphone,
choreografische Szenen zu übersetzen.

»Blanke Verzweiflung, bodenlose Freude und die Bewusstwerdung
des Scheiterns«, sieht Bernhard Doppler von Deutschlandfunk Kultur in
tief poetische Momente gegossen. Dazu kommt ein Ensemble, das mit
jeder einzelnen Figur brilliert und mit wuchtigem Einsatz spielt:
Spiegel Online spricht von »passioniertem Jubel und ebenso
leidenschaftlichen Buhrufen«, nachtkritik.de sah ein »Gesamtkunstwerk«
und »großes, größenwahnsinniges Theater«.

REGIE UND BÜHNE Sebastian Hartmann

KOSTÜME Adriana Braga Peretzki

CHORLEITUNG Christine Groß

BILD/INSTALLATION Tilo Baumgärtel

LICHTDESIGN Lothar Baumgarte

LICHT Peter Lorenz

DRAMATURGIE Jörg Bochow

MIT Luise Aschenbrenner, Eva Hüster, Moritz Kienemann, Torsten Ranft,
Lukas Rüppel, Fanny Staffa, Nadja Stübiger, Yassin Trabelsi, Viktor
Tremmel

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse November 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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SCHAUSPIEL/1221: Hannover - "Endland", nach dem Roman von Martin Schäuble, Uraufführung 09.11.2018


Schauspiel Hannover

ENDLAND

NACH DEM ROMAN VON MARTIN SCHÄUBLE

URAUFFÜHRUNG FR, 09.11.18, 19:30 UHR, BALLHOF ZWEI, AB 14



In Endland regiert »Die Nationale Alternative«. Nationalisten und
Fremdenhasser haben das Sagen. Die Regierung schürt Sorgen, wo vorher
keine waren. Die Grenzen sind dicht und werden militärisch gegen
Eindringlinge verteidigt. Zum Beispiel gegen Fana, eine junge
Äthiopierin, die vor dem Hunger in ihrer Heimat geflüchtet ist. Einer
Splitterbewegung, der »Neuen Nationalen Alternative«, reicht der
politische Rechtsruck nicht. Sie verpflichtet den jungen Soldaten
Anton, sich als Flüchtling auszugeben und ein Flüchtlingslager
auszukundschaften. Während Anton am eigenen Leib Rassismus und
Menschenverachtung durch das Sicherheitspersonal und die Verwaltung
erfährt, geht sein bester Freund Noah in den Widerstand und taucht in
einer Hackergruppe unter. Es dauert nicht lange, bis Anton sein
eigenes indoktriniertes Weltbild in Frage stellt. Doch sein Auftrag
ist noch nicht beendet. Er soll in der Unterkunft eine Bombe zünden,
um die Terrorangst in der Bevölkerung zu schüren und somit den Weg für
die Abschaffung von Flüchtlingslagern zu ebnen. Anton will den Auftrag
verweigern, doch er wurde nicht zufällig ausgewählt. Anton ist
erpressbar.

Schäubles Vision eines Landes, in dem »Die Nationale Alternative« den
Ton angibt, die Menschen Mauern hochziehen und sich »die Augen
zubetonieren«, ist alles andere als beruhigend. Paul Schwesig, der für
das Schauspiel Hannover bereits Zeit der Kannibalen und All das Schöne
inszenierte, bringt Schäubles Dystopie, deren Realitätsnähe unter die
Haut geht, auf die Bühne.

REGIE UND BÜHNE Paul Schwesig

KOSTÜME Annika Lohmann

MUSIK Jonas Meyer

DRAMATURGIE Barbara Kantel

MIT Maximilian Grünewald, Sithembile Menck, Sebastian Weiss

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse November 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1220: Hannover - "Volksvernichtung oder meine Leber ist sinnlos", Premiere 11.11.2018


Schauspiel Hannover

VOLKSVERNICHTUNG ODER MEINE LEBER IST SINNLOS

EINE RADIKALKOMÖDIE VON WERNER SCHWAB

PREMIERE SO, 11.11.18, 20:00 UHR, CUMBERLAND



»DAS FURCHTBARSTE WAS ES GEBEN KANN, IST DAS VOLK.«

Ein Mietshaus in Graz: Im untersten Stockwerk wohnen Frau Wurm, eine
ausgemergelte Pensionistin und ihr Sohn Herrmann, ein verloren
wirkender junger Mann mit Klumpfuß, der gerne Künstler wäre. Sie
führen eine brutale, zerstörerische Beziehung. Im Stockwerk über
ihnen: Die Eheleute Kovacic mit ihren beiden Töchtern Desiree und
Bianca. Der Vater lüstet nach den Töchtern und die Ehefrau trinkt
Schnaps. Alle vier lauern darauf, dass im Stockwerk unter oder über
ihnen eine Wohnung frei wird, denn dann kann der Nachwuchs endlich
ausziehen und die Kovacics das gesamte Haus bevölkern. Im Stockwerk
über den Kovacics: Die vornehme, anachronistische alte Dame Frau
Grollfeuer - Witwe eines Erkenntnistheoretikers, Gynäkologen,
Psychoanalytikers - in ihren Augen einer wirklichen Unperson. Nicht
zuletzt diese Ehe hat sie zu einem hasserfüllten Menschen gemacht.
Frau Grollfeuer lädt die Hausgemeinschaft zu ihrem angeblichen
Geburtstag in ihre Wohnung - am Ende des Abends gibt es Leichen.

Werner Schwab gilt als Erfinder einer eigenen Theaterkunstsprache.
Seine Dramen sind obszön, grotesk und sprachgewaltig. Die
Radikalkomödie Volksvernichtung oder Meine Leber ist sinnlos zählt,
wie sein wohl bekanntestes Stück Die Präsidentinnen, zu seinen
Fäkaliendramen und seziert so böse wie poetisch den gesellschaftlichen
Mikrokosmos Nachbarschaft.

REGIE Lucia Bihler

BÜHNE Jana Wassong

KOSTÜME Leonie Falke

MUSIK Jacob Suske

DRAMATURGIE Rania Mleihi

MIT Susana Fernandes Genebra, Rainer Frank, Beatrice Frey, Katja
Gaudard, HannahMüller, Monika Oschek, Dennis Pörtner LIVE-VIDEO Marie
Falke

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse November 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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SPIELPLAN/860: Dinslaken - Landestheater Burghofbühne, November 2018


Dinslaken - Landestheater Burghofbühne

Monatsübersicht November 2018



Fr. 02.11. - 9:45/11:45 Uhr

Nachts, warum Erwachsene so lange aufbleiben müssen

Dinslaken (Tenterhof / geschlossene Veranstaltung)

Di. 06.11. - 20 Uhr

Die Reifeprüfung

Kevelaer (Konzert- u. Bühnenhaus)

Fr. 09.11. - 18 Uhr

Let's play: Ein Spiel für Benny PREMIERE

Dinslaken (Tenterhof)

20 Uhr - Mutter Courage und ihre Kinder

Bocholt (Städt. Bühnenhaus)

Sa. 10.11. - 20 Uhr

Die Reifeprüfung

Dinklage (Oberschule)

So. 11.11. - 15 Uhr

Die Abenteuer von Pettersson und Findus

Dinklage (Oberschule)

Mo. 12.11. - 16 Uhr

Let's play: Ein Spiel für Benny

Dinslaken (Tenterhof)

Di. 13.11. - 9:30/11 Uhr

Nachts, warum Erwachsene so lange aufbleiben müssen

Kamp-Lintfort (Forum / geschlossene Veranstaltung)

20 Uhr - Mutter Courage und ihre Kinder

Rinteln (Brückentorsaal)

Do. 15.11. - 9:30/11 Uhr

Nachts, warum Erwachsene so lange aufbleiben müssen

Kamp-Lintfort (Forum / geschlossene Veranstaltung)

Fr. 16.11. - 9:30/11 Uhr

Nachts, warum Erwachsene so lange aufbleiben müssen

Kamp-Lintfort (Forum / geschlossene Veranstaltung)

19:30 Uhr - Die Känguru-Chroniken

Marl (Theater)

So. 18.11. - 19:30 Uhr

Burbury oder die Kunst ernst zu sein

Bad Arolsen (Fürstl. Reitbahn)

Mo. 19.11. - 15 Uhr

Nachts, warum Erwachsene so lange aufbleiben müssen

Erkelenz (Leonhards Kapelle)

Di. 20.11. - 11 Uhr

Die kleine Hexe

Hofheim (Stadthalle)

Do. 22.11. - 9:30/11 Uhr

Nachts, warum Erwachsene so lange aufbleiben müssen

Kamp-Lintfort (Forum / geschlossene Veranstaltung)

20 Uhr - Mutter Courage und ihre Kinder

Worms (Theater)

Fr. 23.11. - 9:30/11 Uhr

Nachts, warum Erwachsene so lange aufbleiben müssen

Kamp-Lintfort (Forum / geschlossene Veranstaltung)

Mo. 26.11. - 10 Uhr

Die Abenteuer von Pettersson und Findus

Immenstadt i. Allgäu (Stadthalle)

Di. 27.11. - 20 Uhr

Die Reifeprüfung

Immenstadt i. Allgäu (Stadthalle)

Do. 29.11. - 19:30 Uhr

Mutter Courage und ihre Kinder

Rheine (Stadthalle)

- Änderungen vorbehalten -

 * 

Quelle:

Burghofbühne Dinslaken

Landestheater im Kreis Wesel e. V.

Gerhard-Malina-Str. 108, 46537 Dinslaken

Rita van Limbeck (Künstlerisches Betriebsbüro)

Tel.: 02064-411010, Fax: 02064-411022

E-Mail: vanlimbeck@burghofbuehne-dinslaken.de

Internet: www.burghofbuehne-dinslaken.de
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KOMMERZ/209: Welthundetag - AG Welpenhandel warnt vor illegalem Internethandel (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 9. Oktober 2018

Welthundetag (10. Oktober)

AG Welpenhandel warnt vor illegalem Internethandel



Anlässlich des Welthundetags am 10. Oktober warnt die Arbeitsgemeinschaft
Welpenhandel davor, Welpen über das Internet zu kaufen. Welpen, die online
oder auch auf der Straße verkauft werden, stammen meist aus illegalen
Vermehrerzuchten im Ausland, wo die Tiere unter katastrophalen,
tierschutzwidrigen Bedingen gehalten werden. Die AG Welpenhandel ist ein
Zusammenschluss führender Verbände und Experten aus dem Bereich Tierschutz,
Zucht und Verhaltenskunde, der auch der Deutsche Tierschutzbund angehört.

"Das illegale Geschäft mit den Welpen geht auf Kosten der Tiere", sagt
Thomas Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes. "Wir können nur
appellieren: Kaufen Sie kein Tier über das Internet oder dubiose Anzeigen.
Die Wahrscheinlichkeit, dass illegaler Tierhandel dahintersteckt ist sehr
hoch. Tierfreunde sollten daher lieber zunächst ins Tierheim gehen, dort
warten tolle Hunde auf eine zweite Chance."

Welpen aus illegalem Handel stammen meist aus Osteuropa. Die
Mutterhündinnen leben dort in kleinen Verschlägen ohne menschliche
Zuwendung, mit dem einzigen Zweck, Welpen zu "produzieren". Die Vermehrer
trennen die Welpen viel zu früh von ihren Müttern - meist schon im Alter
von vier bis sieben Wochen. Das geeignete Alter wäre zwischen acht und
zwölf Wochen. Aufgrund der zu frühen Trennung ist das Immunsystem noch
nicht voll ausgebildet. Da zudem an den lebenswichtigen Impfungen gespart
wird, sind viele der Welpen krank. Viele überleben nicht. Verkauft werden
die Tiere auch nach Deutschland, die notwendigen Papiere werden gefälscht
oder erst gar nicht ausgestellt. Der Verkauf läuft in erster Linie über das
Internet. Immer mehr skrupellose Händler arbeiten aber auch mit
vermeintlichen Züchtern zusammen, die die Welpen als eigene Tiere ausgeben.
Die AG Welpenhandel rät deshalb allen Menschen, die sich für einen Welpen
interessieren, genau hinzuschauen und sich umfassend über einen Züchter zu
informieren. Interessenten sollten sich an einen seriösen Züchter wenden
oder den Weg ins Tierheim wählen, wo viele Hunde - oft auch Welpen - auf
ein neues Zuhause warten. Die Tierheime sind es auch, die illegal
transportierte Welpen aufnehmen, wenn diese bei Kontrollen entdeckt und
beschlagnahmt werden. Die AG Welpenhandel fordert zum Schutz der Welpen
unter anderem, dass Vorschriften zur Haltung, Kennzeichnung und
Registrierung, Ausbildung, Zucht und Handel von Heimtieren erlassen werden
müssen und insbesondere Händler im Internet ihre Identität verifizieren
müssen. Um den illegalen Handel mit Welpen besser eindämmen und ahnden zu
können, sind vermehrt gezielte Transportkontrollen durchzuführen, die
Vernetzung der einzelnen Behörden zu verbessern sowie konsequent
gerichtliche Verfahren gegen die illegalen Händler durchzusetzen.


Über die AG Welpenhandel

Die Arbeitsgemeinschaft Welpenhandel wurde 2011 mit dem Ziel gegründet, in
der breiten Öffentlichkeit und in der Politik auf das Problem des
zunehmenden Welpenhandels und die drohenden Folgen aufmerksam zu machen.
Die AG ist eine gemeinsame Initiative von VIER PFOTEN - Stiftung für
Tierschutz, TASSO e.V., dem Verband für das Deutsche Hundewesen (VDH), dem
Bund gegen Missbrauch der Tiere (bmt), der Gesellschaft für
Tierverhaltensmedizin und -therapie, der Tierärztlichen Vereinigung für
Tierschutz sowie dem Deutschen Tierschutzbund. Gemeinsam fordern die
Tierschutzorganisationen eine EU-weite Chip- und Registrierungspflicht für
alle Hunde, rechtsverbindliche Mindeststandards für die Zucht und Haltung
von Hunden sowie verstärkte und konsequente Verkehrskontrollen, um dem
illegalen Treiben Einhalt zu gebieten.

Mehr Informationen auf:

www.wuehltischwelpen.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 9. Oktober 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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SCHADSTOFFE/290: Neuartiges Verfahren zur Untersuchung von Polymeren in der Umwelt (idw)


Fraunhofer-Institut für Angewandte Polymerforschung IAP - 08.10.2018

Neuartiges Verfahren zur Untersuchung von Polymeren in der
Umwelt



Bei der Nutzung von Klärschlamm als Düngemittel für die Landwirtschaft
gelangen als Flockmittel eingesetzte Polyacrylamid-Copolymere (PAMs)
in die Umwelt. Laut Düngemittelverordnung dürfen diese jedoch nicht im
Boden verbleiben. Fraunhofer-Forscher haben ein Verfahren entwickelt,
um unter realistischen Bedingungen zu untersuchen, ob PAMs in der
Umwelt abgebaut werden, und wie schnell dies gegebenenfalls geschieht.
Die Studie zeigt, dass der Grad des Abbaus den Vorgaben der
Düngemittelverordnung entspricht. Das neuartige Verfahren lässt sich
auch in anderen Bereichen zur Untersuchung des Verbleibs und des
Abbaus von Polymeren oder Mikroplastik in der Umwelt einsetzen.

Laut Düngemittelverordnung, die »das Inverkehrbringen von
Düngemitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten und
Pflanzenhilfsmitteln« in Deutschland regelt, dürfen synthetische
Polymere, und dazu gehören Polyacrylamid-Copolymere, nach Einbringen
in die Umwelt nicht in der Natur verbleiben. Deshalb müssen PAMs in
der Umwelt abgebaut werden - ohne weitere Hilfsmittel und unter
natürlichen Bedingungen. Die Verordnung schreibt einen Abbau von
mindestens 20 Prozent innerhalb von zwei Jahren vor. Ein Verfahren,
wie dieser Wert überprüft werden soll, wird in der Verordnung indes
nicht genannt.

Forscher vom Fraunhofer-Institut für Angewandte Polymerforschung IAP
und Kollegen des Fraunhofer-Instituts für Molekularbiologie und
Angewandte Oekologie IME haben in einer dreijährigen Studie das
Verhalten von PAMs unter realen Bedingungen in der Natur untersucht.
Dafür entwickelten sie ein völlig neues Verfahren, mit dem sie den
besonderen Bedingungen gerecht werden, die durch das Aufbringen von
Klärschlamm in den Boden entstehen: »Es gibt verschiedene Studien, die
den Abbau von PAMs durch UV-Bestrahlung untersucht haben. Diese
Ergebnisse greifen im besonderen Fall des Düngens aber nicht, weil es
um untergepflügtes Material im Boden geht, da kommt UV-Licht nicht
hin«, erklärt Dr. Erik Wischerhoff aus dem Projektteam am Fraunhofer
IAP. »Wir mussten also herausfinden, ob die PAMs auch unter diesen
Bedingungen abgebaut werden. Dafür haben wir ein
Untersuchungsverfahren entwickelt, das es so vorher noch nicht gab.«

Wie schnell werden Polyacrylamid-Copolymere im Boden abgebaut?

Für diese Untersuchung hat das Fraunhofer-Team radioaktiv markierte
PAMs mit Hilfe radikalischer Polymerisation hergestellt und damit
Freilandversuche durchgeführt. Über einen Zeitraum von 3 Jahren wurden
alle 6 Monate Bodenproben entnommen und einem speziellen
Extraktionsverfahren unterworfen. Dieses gewährleistet, dass die im
Erdreich fein verteilten und teilweise gebundenen Polymere vollständig
erfasst werden.

Anschließend wurden die Molmassen der im Extrakt gefundenen PAMs
mittels Gelpermeationschromatografie ermittelt. Die radioaktive
Markierung macht diese Analysen erst möglich. Diese Ergebnisse geben
Auskunft darüber, wie stark die Polymere abgebaut wurden. Das
Besondere daran: Die dazu notwendigen Vergleichspolymere, sogenannte
Standards, haben die Fraunhofer-Forscher selber durch kontrollierte
radikalische Polymerisation hergestellt. In ihrer Struktur gleichen
sie den extrahierten Polymeren, und ermöglichen somit verlässliche
Aussagen.

»Wir haben festgestellt, dass in unserer Studie die
Polyacrylamid-Copolymere innerhalb von zwei Jahren zu mehr als 20
Prozent abgebaut wurden und damit den Vorgaben der
Düngemittelverordnung gerecht werden. Wie genau die PAMs abgebaut
werden, war nicht Gegenstand der Untersuchung. Es steht aber fest,
dass die für diese Polymere charakteristische lange Kohlenstoffkette
in kleinere Stücke zerbricht. Das könnte in einem separaten Projekt
genauer erforscht werden«, so Wischerhoff.

Die Ergebnisse ihrer Arbeit haben die Wissenschaftler in dem
internationalen Journal »Environmental Sciences Europe«
veröffentlicht. Derzeit steht eine abschließende Bewertung des
Düngemittelbeirates des Bundesministeriums für Ernährung und
Landwirtschaft aus, ob die Ergebnisse als allgemeine
Bewertungsgrundlage für den Einsatz mit PAMs behandelter Klärschlämme
als Düngemittel herangezogen werden können.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news703558

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1590

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Angewandte Polymerforschung IAP - 08.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/730: IPCC-Leitautorin - Entzug von CO2 in großem Stil für 1,5 Grad unvermeidbar (idw)


Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)
gGmbH - 08.10.2018

IPCC-Leitautorin: Entzug von CO2 in großem Stil für 1,5 Grad
unvermeidbar



Um den globalen Temperaturanstieg auf möglichst 1,5 Grad zu begrenzen
wird der großskalige Entzug von CO2 aus der Atmosphäre nötig sein. Das
geht aus dem Sonderbericht über 1,5 Grad Celsius globale Erwärmung des
Weltklimarats (IPCC) hervor, an dem Sabine Fuss vom Mercator Research
Institute on Global Commons and Climate Change (MCC) als Leitautorin
mitgewirkt hat. Demnach ist das 1,5-Grad-Ziel zwar nicht unerreichbar,
stellt jedoch die Staatengemeinschaft in den kommenden Jahren vor
enorme Herausforderungen.

Das Ausmaß der CO2-Entnahme kann laut dem Bericht jedoch durch eine
tiefgreifende Veränderung auf der Nachfrageseite begrenzt werden, etwa
durch eine verminderte Energienachfrage oder einen geringeren
Fleischkonsum.

"Je länger die Welt mit ambitionierten Maßnahmen zum Klimaschutz
wartet, desto entscheidender wird die Bedeutung von
CO2-Entnahme-Technologien für das 1,5-Grad-Ziel", sagt Fuss, die am
MCC die Arbeitsgruppe Nachhaltiges Ressourcenmanagement und globaler
Wandel leitet und eine entsprechende Professur an der
Humboldt-Universität zu Berlin innehat. "Eine entschiedene und
erheblich schnellere Einsparung von Emissionen kann die Abhängigkeit
von diesen Technologien aber verringern."

Der Entzug von CO2 aus der Atmosphäre spielt in dem am Montag
veröffentlichten IPCC-Sonderbericht zum 1,5-Grad-Ziel eine
entscheidende Rolle. Die Wissenschaft hat dabei belastbare Ergebnisse
geliefert, um den Beitrag von CO2-Entnahme zum Klimaschutz zu
bewerten: Aufgrund des geringen verbleibenden Kohlenstoffbudgets ist
das 1,5-Grad-Ziel ohne sie nicht mehr erreichbar.

Unter Maßnahmen für CO2-Entnahme fallen vergleichsweise gewöhnliche
Optionen wie etwa Aufforstungsprogramme, bei denen die wachsenden
Bäume vorhandene Emissionen binden. Es gibt auch Mineralien, die - in
kleine Teilchen zermahlen und auf landwirtschaftliche Flächen
ausgebreitet - CO2 absorbieren. Die am meisten diskutierte Technik ist
Bioenergie mit CO2-Abscheidung und -Speicherung (Bioenergy with Carbon
Capture and Storage, BECCS). Dabei wird Biomasse zum Beispiel in
Kraftwerken verbrannt und das frei werdende CO2 umgehend abgeschieden
und in geologischen Tiefenlagern gespeichert.

Der Bericht zeigt, dass die jeweiligen CO2-Entnahme-Technologien sich
in Kosten, Nebenwirkungen, Entwicklungsstand und Langfristigkeit der
Speicherpotenziale erheblich unterscheiden, etwa bei der Landnutzung,
dem Wasserverbrauch oder dem Energiebedarf. "Bei einer etwaigen
Verwendung im großen Stil werden sie mitunter auf deutlich sichtbare
Grenzen stoßen", sagt Fuss. "Daher wird Klimaschutz, der sich stark
auf CO2-Entnahme verlässt, derzeit kontrovers diskutiert und stößt auf
geringe Akzeptanz in der Öffentlichkeit."

Der IPCC-Sonderbericht betont vor diesem Hintergrund auch die
wachsende Bedeutung der Nachfrageseite. So können beispielsweise
Einsparungen bei der Energienachfrage oder der Verzicht auf Produkte
mit einem großen "Landfußabdruck" einen Unterschied machen. Drastische
Einsparungen auf der Nachfrageseite können die CO2-Entnahme bis Ende
des Jahrhunderts im besten Fall bis auf 100 Gigatonnen CO2 begrenzen.
"Auch nachfrageseitige Lösungen werfen aber Fragen der Akzeptanz und
damit der Machbarkeit auf. Es gilt, hier die verschiedenen Optionen zu
bewerten", sagt Fuss.

Im kommenden sechsten IPCC-Sachstandsbericht (AR6) wird es ein eigenes
Kapitel zu nachfrageseitigen Lösungen geben. Geleitet wird es von
Felix Creutzig, der am MCC die Arbeitsgruppe Landnutzung,
Infrastruktur und Transport führt. Der AR6 soll in den Jahren 2021/22
veröffentlicht werden.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mcc-berlin.net/

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news703506

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC) gGmbH - 08.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MASSNAHMEN/167: Gemeinsam eine klimaangepasste Waldgeneration auf den Weg bringen (NMELV)


Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz - 9. Oktober 2018

Ministerin Otte-Kinast: "Gemeinsam eine klimaangepasste
Waldgeneration auf den Weg bringen"

Folgen der extremen Witterung heute Thema beim Branchengespräch -
Viele Maßnahmen auf dem Weg



Hannover. Nach einem stürmischen Winterhalbjahr folgte im Frühjahr und
Sommer 2018 eine außergewöhnliche Trockenperiode. Um die immensen
Folgen für die Wälder in Niedersachsen zu besprechen, die Maßnahmen
des Landes zu erläutern und die weitere Entwicklung abzuschätzen, fand
heute im Niedersächsischen Ministerium für Ernährung. Landwirtschaft
und Verbraucherschutz (ML) ein Branchengespräch statt. Der Einladung
gefolgt waren 14 verschiedene Verbände und Institutionen, unter
anderem der Waldbesitzerverband Niedersachsen, die Niedersächsischen
Landesforsten, die Landwirtschaftskammer Niedersachsen und die
deutsche Sägeindustrie.

"Die Schäden in unseren Wäldern beobachte ich mit großer Sorge. Die
Herausforderungen für Waldbesitzer sind immens!", sagte Niedersachsens
Forstministerin Barbara Otte-Kinast zu Beginn des Branchengesprächs.
"Um unsere Wälder zu erhalten, müssen wir sie durch eine neue
standortgerechte, klimaangepasste und strukturreiche Waldgeneration
fit machen."

Die Ministerin verwies in diesem Zusammenhang darauf, dass das Land
Niedersachsen deshalb bereits umfangreiche Vorschläge zur Erweiterung
neuer GAK Fördergrundsätze beim Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) vorgelegt hat, um den Wald und die
Forstwirtschaft - stärker als bisher - für die Herausforderungen des
Klimawandels fit zu machen. Eine kurzfristig einberufene
Bund-Länder-AG wird sich mit den einzelnen Vorschlägen der Länder
auseinandersetzen. Danach werden zeitnahe Ergebnisse erwartet. Auch
auf die Fördermaßnahmen im Rahmen der Niedersächsischen
Förderrichtlinie machte die Ministerin aufmerksam. So wird zum
Beispiel die Wiederaufforstung der zerstörten Waldflächen von Land und
Bund finanziell unterstützt. Insgesamt stehen 2019 für alle
forstlichen Fördermaßnahmen 11,5 Millionen Euro Fördermittel zur
Verfügung. Die Nordwestdeutsche Forstliche Versuchsanstalt unterstützt
die Waldbesitzer zudem bei der Bewältigung von Forstschutzproblemen.

Deutlich wurde während des Branchengesprächs vor allem eines: Die
Auswirkungen für Waldbesitzer und Förster werden noch über viele
Jahre, wenn nicht sogar Jahrzehnte, spürbar sein. Forstministerin
Otte-Kinast hatte sich wenige Tage nach dem Sturm Friederike Ende
Januar ein Bild von der Situation vor Ort gemacht und wird sich Anfang
November erneut eine betroffene Region anschauen. Ministerin
Otte-Kinast: "Die aktuelle Waldschadenssituation ist zu ernst, um
einfach so zur Tagesordnung überzugehen. Wir werden die Waldbesitzer
nachdrücklich unterstützen und ihnen bei der Neuausrichtung ihrer
Wälder helfen!"

Der Hintergrund:

Die Folgen der Witterungsbedingungen der vergangenen Monate in den
niedersächsischen Wäldern sind massiv: Frühe Herbststürme sorgten
zunächst mit 0,7 Millionen Kubikmetern Sturmholz für erste Schäden.
Der Wintersturm "Friederike" hatte noch weitreichendere Folgen: Im
Solling, Harz und Weser-Leinebergland sowie im Osnabrücker Hügelland
gab es innerhalb von nur wenigen Stunden über 2,5 Millionen Kubikmeter
Sturmholz. 

Nach dem Sturm folgte eine außergewöhnlich langanhaltende
Trockenperiode. Nun drohen als Folge der Witterungsextreme
weitergehende Folgeschäden durch Borkenkäfer und Pilze in bislang
unbekanntem Ausmaß. Zum Schutz der Wälder arbeiten die Förster täglich
mit Hochdruck an einer Schadensbegrenzung. Vorsichtige Schätzungen der
Schäden durch Borkenkäfer liegen nach Meldung aus den Forstrevieren
derzeit bei rund einem Drittel des regulären Jahreseinschlages bei der
Baumart Fichte. Dies entspricht einer Schadholzmenge von etwa 0,7 Mio.
Kubikmeter Käferholz.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 93/18, 09.10.2018

Nds. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Pressestelle, Calenberger Str. 2, 30169 Hannover

Tel.: 0511/120-2095, 2135, 2136, 2137; Fax: 0511/120-2382

E-Mail: pressestelle@ml.niedersachsen.de

Internet: www.ml.niedersachsen.de
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POLITIK/432: 5,6 Millionen Euro für Projekte zum Insektenschutz übergeben (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft - 8. Oktober 2018

Bundesministerin Klöckner: "Mit unserer Forschungsförderung sorgen
wir für wirksamen Schutz der Insekten."

Bundesministerin Klöckner übergibt 5,6 Millionen Euro für Projekte zum
Insektenschutz



Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner,
übergibt heute im Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
(BMEL) Förderbescheide für ein Verbundvorhaben sowie ein
Einzelvorhaben zum Insektenschutz. Die Förderung beträgt 5,6 Millionen
Euro und erfolgt im Rahmen des Förderprogramms Nachwachsende
Rohstoffe.

Dazu erklärt die Ministerin: "Unsere Insekten sind systemrelevant. Der
Schutz der Insekten hat deshalb hohe Priorität. Wir können den
politischen Rahmen setzen. Aber die Wissenschaftler und Praktiker
bauen dafür das Fundament. Gemeinsam mit Praxisbetrieben richten sie
zum Beispiel Landschaftslabore ein und untersuchen dort besonders
insektenschonende Anbausysteme mit nachwachsenden Rohstoffen. Mit
unserer Förderung stärken wir diese Forschung und damit den
Insektenschutz.

Mein Ministerium entwickelt darüber hinaus eine Ackerbaustrategie, die
den Fokus unter anderem auf Insektenschutz und Biodiversität legt.
Und: Das Thema müssen wir global denken. Beim G20-Agrarminstertreffen
in Argentinien habe ich deshalb für meine Strategie geworben und werde
sie beim nächsten Treffen der G20 Agrarminister vorstellen. Auch mit
der Digitalisierung in der Landwirtschaft, dem sogenannten precision
farming, können Insekten künftig besser geschützt werden, indem Dünger
und Pflanzenschutzmittel passgenau ausgebracht werden."

Hintergrund:

Im Rahmen des Verbundvorhabens des Johann Heinrich von
Thünen-Instituts, des Julius Kühn-Instituts, des Leibniz-Zentrums für
Agrarlandschaftsforschung und der Landwirtschaftskammer Niedersachsen
wollen die Projektpartner in den nächsten drei Jahren zusammen mit
Praxisbetrieben drei Landschaftslabore in typischen Agrarräumen
Deutschlands einrichten. Dort sollen besonders insektenschonende
Anbausysteme mit nachwachsenden Rohstoffen etabliert und untersucht
werden. Die vier Teilvorhaben sind u. a. auf die Entwicklung von
Maßnahmen und Methoden, die Maßnahmenumsetzung, die Untersuchung der
Wirkungen von Anbausystemen mit nachwachsenden Rohstoffen auf Insekten
sowie den Transfer des landwirtschaftlichen Wissens in die
wissenschaftliche gestützte Maßnahmengestaltung gerichtet.

Das Einzelvorhaben des Landesforsts Mecklenburg-Vorpommern zielt auf
die Erarbeitung, Optimierung und Umsetzung von Schutzstrategien für
Insektenpopulationen, die durch Waldfragmentierung besonders gefährdet
sind. Dazu soll ein Biotopverbund im Wald als auch
landschaftsübergreifend modelliert und beispielhaft umgesetzt werden.

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) hat
allein auf Basis des Förderprogramms Nachwachsende Rohstoffe in den
letzten Jahren ungefähr 100 Vorhaben, die auch der
Insektenbiodiversität dienten, unterstützt. Das Mittelvolumen lag bei
mehr als 23 Mio. Euro.

Das BMEL unterstützt die Länder dabei, vielfältige Maßnahmen zum
Schutz der Wild- und Honigbienen (z. B. Anlage von Blühstreifen und
Blühflächen) zu fördern. Ebenso trägt das Bundesprogramm Ökologischer
Landbau und sonstige Formen nachhaltiger Landwirtschaft (BÖLN) sowie
die Eiweißpflanzstrategie zum Bienenschutz und Förderung von
Bestäubern bei.

Bundesministerin Julia Klöckner hatte bereits im Mai dieses Jahres auf
europäischer Ebene dafür gestimmt, dass einige bienenschädliche
Neonikotinoide im Freiland nicht mehr eingesetzt werden dürfen.
Gleichzeitig starteten zahlreiche Initiativen zum Schutz von Bienen
und Insekten: Neben der Kampagne zum Bienenfüttern bietet auch das
Pflanzenlexikon und die Bienen-App des BMEL wertvolle Tipps.

 * 

Quelle:

Presseerklärung Nr. 142 vom 08.10.2018

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Referat MK1, Pressestelle

Hausanschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3170, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de
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MASSNAHMEN/281: Runderlass zur Natürlichen Waldentwicklung führt zu Moorzerstörung (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 8. Oktober 2018

BUND: Walderlass ist rechtswidrig 

Runderlass zur Natürlichen Waldentwicklung führt zu Moorzerstörung



In einem Offenen Brief an Ministerpräsident Stephan Weil hat der BUND
Niedersachsen die Landesregierung zu deutlichen Korrekturen am
jüngsten Runderlass zur Waldentwicklung aufgefordert.

"Der Erlass der beiden Niedersächsischen Ministerien für
Landwirtschaft und Umwelt ist in Teilen rechtswidrig", stellt Axel
Ebeler, stellvertretender BUND-Landesvorsitzender, fest. "Eine
Umsetzung führt zu erheblichen Beeinträchtigungen von landes- und
europaweit geschützten Lebensräumen, vor allem von wertvollen
Moorflächen." Auch konterkariere der Erlass Naturschutzprojekte, die
mit mehreren Millionen Euro von der EU gefördert werden und deren
Träger das Land Niedersachen selbst ist.

Im Erlass geht es um das "Programm zur Natürlichen Waldentwicklung in
Niedersachsen", kurz NWE10. Danach sollen auf 10 Prozent der
landeseigenen Waldflächen keine Bäume mehr gefällt werden, so dass sie
sich ungestört entwickeln können. Das Programm war von den
Naturschutzverbänden als großer Schritt zu mehr Naturschutz im Wald
begrüßt worden. Der Runderlass sieht aber vor, dass in vielen Fällen
nicht etwa vorhandener Wald bewahrt wird, sondern dass auf geschützten
Moor-, Heide- und Wiesenflächen künftig Wald entstehen soll.

Welche gravierenden Auswirkungen der Erlass auf wertvollste
Moorlandschaften hat, wird am Beispiel des Bissendorfer und
Otternhagener Moores besonders deutlich: Die beiden nordwestlich von
Hannover gelegenen Moore gehören zu den wertvollsten
Hochmoorlandschaften Niedersachsens und stehen seit Jahrzehnten unter
Naturschutz. Mit ihren offenen, baumfreien Moorflächen aus Glocken-
und Besenheide, Wollgras und Torfmoosen tragen sie das europäische
Prädikat "Natura 2000-Gebiet". Wie nahezu alle Moore in Niedersachsen
wurden jedoch auch diese beiden Moore in der Vergangenheit durch
Entwässerung, Torfabbau und Gehölzaufwuchs beeinträchtigt. 2011 hat
das Land Niedersachsen deshalb das EU-Life+-Projekt "Hannoversche
Moorgeest" beantragt, um vier der wertvollsten Moore in Niedersachsen,
darunter auch die Moore bei Bissendorf und Otternhagen, zu
renaturieren. Mehr als 11 Mio. Euro werden derzeit in Flächenkäufe,
Maßnahmen zur Wiedervernässung und zur Offenhaltung der wertvollen
Moorflächen investiert. Auch engagieren sich seit mehr als 40 Jahren
ehrenamtliche Naturschützer im Moorschutz: Durch aktive Pflegeeinsätze
verhindern sie Gehölzaufwuchs und sorgen so dafür, dass die
Lebensbedingungen für typische Moorarten erhalten und verbessert
werden.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 08.10.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Niedersachsen

Goebenstr. 3a, 30161 Hannover

Tel.: 0511/965 69-0, Fax: 0511/662 536

E-Mail: presse.nds@bund.net

Internet: www.bund-niedersachsen.de
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AKTIONSTAGE/960: Anpacken für mehr Vielfalt im Stadtpark Winterhude, 20.10. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 9. Oktober 2018

Anpacken für mehr Vielfalt!

Am 20.10. veranstaltet der NABU Hamburg einen StadtNatur-Aktionstag im
Stadtpark in Winterhude. Freiwillige Helfer/innen sind herzlich
willkommen



Am Samstag, den 20. Oktober 2018 wird wieder für mehr Artenvielfalt in
Hamburg Parks angepackt: Der NABU Hamburg veranstaltet in Kooperation
mit der Abteilung Stadtgrün des Bezirksamtes Hamburg-Nord und dem
Stadtpark Verein Hamburg e.V. ab 10 Uhr einen StadtNatur-Aktionstag.
Um wertvolle Lebensräume für Falter, Wildbienen und andere Insekten zu
erhalten, werden die bei vergangenen Aktionen angelegten Wiesen im
Stadtpark gepflegt. Sie bieten Rückzugsmöglichkeiten,
Überwinterungsorte und Nahrungsquellen für viele Insektenarten. Mit
Handsensen werden die mittlerweile verblühten Flächen gemäht und das
Mahdgut abgeräumt. "Blumenwiesen müssen gemäht werden", erklärt Lars
Panzer, der den Aktionstag leitet. "Lässt man die alten Pflanzen
stehen, sammeln sich Nährstoffe an und Pflanzen wie die Brennnessel
überwuchern die kleineren Blütenpflanzen." Interessierte Bürger/innen
sind herzlich eingeladen, bei diesem Vorhaben mitzuhelfen.

Der Einsatz findet am 20. Oktober von 10 bis etwa 15 Uhr statt.
Material, Werkzeug sowie einen kleinen Imbiss stellt der NABU Hamburg
für alle Helfer/innen bereit. Freiwillige Helfer/innen jeden Alters,
gerne auch Familien mit Kindern (ab 6 Jahren) oder Jugendliche, sind
herzlich eingeladen, bei diesem Vorhaben mitzumachen. Auch wer nur
eine Stunde Zeit hat, ist herzlich willkommen. Vorkenntnisse sind
nicht notwendig. Lediglich feste Kleidung und Regenschutz sind
mitzubringen. Wer mitmachen möchte, meldet sich bitte für den
Aktionstag an. Dabei wird der genaue Treffpunkt bekannt gegeben.

Kontakt:

Andreas Lampe, NABU Hamburg,

Tel.: 040/697089-26,

E-Mail: Lampe[at]NABU-Hamburg.de

Der Aktionstag wird gefördert von der NKG Hanseatische Natur und
Umweltinitiative e.V. (NKGHNUI) und aus Zweckerträgen der Lotterie
BINGO! Die Umweltlotterie.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 108/18, 09.10.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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BILDUNG/3281: Vortrag "Heizung - austauschen oder ausbessern", Hamburg, 17.10. (VZHH)


Verbraucherzentrale Hamburg e.V. - 8. Oktober 2018

Heizung - austauschen oder ausbessern

Kostenloser Vortrag in der Verbraucherzentrale



Veraltet oder ineffizient - in den Hamburger Heizungskellern treffen
die Energieberater der Verbraucherzentrale selten auf Heizungsanlagen,
bei denen alles stimmt. Das verursacht unnötige Energiekosten,
beeinträchtigt das Klima und auch das individuelle Wohlbehagen. Für
viele Heizkessel, die älter als 30 Jahre sind, gibt es sogar eine
Austauschpflicht. Doch es lohnt sich, schon früher über einen
Austausch nachzudenken: Für einen vorzeitigen Heizungsaustausch gibt
es höhere Fördersummen. Selbst wenn kein Austausch des Heizkessels
möglich oder nötig ist, können schon einfache Maßnahmen den
Brennstoffverbrauch und Schadstoffausstoß einer alten Heizungsanlage
drosseln.

In einem kostenlosen Vortrag informiert der Energieberater Jan-Peter
Peters Verbraucher über die wichtigsten Aspekte energieeffizienten
Heizens: von der optimalen Anlagennutzung über umweltfreundliche
Techniken bis hin zu aktuellen Fördermitteln.

Termin: 

Mittwoch, 17. Oktober 2018,

18.30 bis 20.30 Uhr

Referent:

Jan-Peter Peters,

Bachelor of Engineering und Energieberater

Ort: 

Verbraucherzentrale Hamburg, Kirchenallee 22

Kosten: 

unentgeltlich

Anmeldung:

erforderlich unter www.vzhh.de

oder Tel. (040) 24 832-250

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.10.2018

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

Tel. (040) 24832-0, Fax (040) 24832-290

E-Mail: info@vzhh.de

Internet: www.vzhh.de
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ERSTAUFLAGE/974: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2980 (SB)


Christian Montillon

Die Eisigen Gefilde

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2980



Kleingalaxis Cetus, Sternenring Tson

Atlan ist mit der RAS TSCHUBAI in die Galaxis Cetus geflogen und nimmt
dort im Sternenring Tson, wo es eine terranische Handelsniederlassung
gibt, Kontakt mit Florence Hornigold auf, der Kapitänin der WOODES
ROGERS, des einzigen Schiffes, das in diesem Gebiet an die
Hyperimpedanzerhöhung angepaßt wurde. Atlan, der auf seiner Odyssee
aus den Jenzeitigen Landen im Sternenring Tson Zwischenstation machte,
hat mit Florence Hornigold einige gefährliche Abenteuer
durchgestanden, bevor es ihn weiter in die Milchstraße verschlug. Der
resoluten Terranerin war Atlan sehr sympathisch gewesen. Und auch
Atlan hatte bedauert, daß ihm keine Zeit geblieben war, sich von ihr
zu verabschieden. Nun ist er gekommen, um mit ihr zusammen die
Milchstraße zu retten. Denn er will die von ES in den Silos von Cetus
hinterlassene Pseudo-Eiris beschaffen, um in der Milchstraße die von
Adam von Aures ausgebrachten Pseudo-Biophore zu neutralisieren, die
für den Weltenbrand verantwortlich sind, der zur Folge hat, daß die
Menschen unter einer unerträglichen Hypersensibilisierung leiden.

Atlan und Florence verstehen sich auf Anhieb wieder hervorragend -
Tamareil ist zum Glück aus Atlans Kopf in ihren Robotkörper
zurückgekehrt. An Bord der RAS TSCHUBAI geht es mit Hilfe von
Fitzgerald Klems Amulett quer durch Cetus. Das Schmuckstück aus
gefrorener Eiris dient als Kompaß, da es sich immer auf den
nächstgelegenen Silo ausrichtet. Per Dreieckspeilung wird ein
Zielgebiet von wenigen Lichtjahren Durchmesser bestimmt. Dort
existiert nur ein einziger Stern, die Sonne Spalurd, in dessen Nähe
Splandheim, eine künstlich geschaffene Schnee- und Eiswelt, die wie
ein Pyramidenstumpf aussieht, liegt. Sie wird von seinen Bewohnern die
Eisigen Gefilde genannt. Die Splanden sind zum einen humanoid, zum
anderen seelöwenartig und können ihre Arme und Beine so einklappen,
daß sie vollständig im Körper verschwinden.

In einer Kneipe auf dem Raumhafen von Splandheim lernen Atlan und
seine Begleiter ein fremdartiges Wesen kennen, das ihnen seine Hilfe
anbietet. Der Charezze Tezzpelder läuft auf dünnen extrem langen
Beinen, die aus einem gewölbten Panzer ragen. Die Neuankömmlinge
werden aus vier schwarzen Trichteraugen angeschaut. Für den Händler
Tezzpelder ist Florence Hornigold keine Unbekannte, sondern eine
Legende. Auf die Frage nach etwas Außergewöhnlichem auf Splandheim,
verweist er sie zum Tempel des Frostdämons Rudspor.

Etliche Jahre zuvor: Der Frostdämon Rudspor - eine aus Eis und
Felsgestein gefertigte Statue - erwacht zum Leben. Vor Schreck stirbt
der alte Oberpriester, der das Heiligtum bewacht, in dem sich die
Statue befindet. Spontro übernimmt nun seine Aufgabe. Seine Schülerin
Sprella unterstützt ihn dabei. Rudspor verlangt immer nur eines: "Hilf
mir!", erklärt aber nicht wie und spricht ansonsten in Rätseln. Jahre
vergehen, in denen sich Spontro darum kümmert, daß die Statue, deren
Beine ständig schmelzen, immer wieder erneuert wird. Aber das, was
Rudspor wirklich will, versteht er nicht. Eine Wunde soll gefunden und
geheilt werden.

Für Spontro und Sprella ist eine neue Epoche angebrochen. Ihre
Splounga, das Heiligtum, floriert besser, als die der übrigen
Frostdämonen auf den anderen fünf Flächen der Eisigen Gefilde. Viele
kommen zu ihnen, um den lebendig gewordenen Frostdämon zu bestaunen.
Spontros neue Ordnung der Dinge - Opferhandel nicht mit Gegenständen,
sondern mit Fragen, Weisheit und Wissen - lockt viele an, Abenteurer
wie Verzweifelte, Hoffnungsuchende, Philosophen und auch Kranke, die
hoffen, im Angesicht des Frostdämons Gesundheit zu finden.

Doch Spontro versteht Rudspor immer noch nicht, der sagt: "Das Gefäß,
das Leben gebiert, zerbricht. Die Summe ist Schmerz." Auffällig ist
nur, daß Spontro im Gegensatz zu Sprella nicht mehr altert. Mit seinem
rechten Auge, das ursprünglich nur ein nutzloser Gewebeklumpen war,
kann er inzwischen wieder einwandfrei sehen. Sprella bekommt eine
Tochter von ihm - Srupalli, deren Existenz von Rudspor eindeutig
begrüßt wird: "Drei sind besser als zwei." Rudspor deutet auf das
Schmelzwasser zu seinen Füßen. Spontro soll es seiner Tochter jeden
Tag zu trinken geben. Die Folge - Srupalli entwickelt hellseherische
Fähigkeiten und sie versteht Rudspors Rätsel. Sie weiß, daß ihr Vater
und sie von der Kraft profitieren, die aus der Wunde strömt - der
Wunde im Silo, der in der Eiswüste versteckt liegt, wo Srupalli immer
spielt. Er liegt hinter einem Diffusfeld, wie Rudspor und Srupalli
einhellig behaupten.

Srupalli sieht, daß Hilfe unterwegs ist. Diejenigen, die die Wunde
heilen können, sind bereits nah. Es sind Wesen, die helfen können,
aber auch gefährlich sind und töten werden.

Von der Slounga Sirast in der Nähe des Raumhafens aus fahren
Tezzpelder und Atlans Gruppe mit einem Sippenschlitten los, einem
riesigen tellerartigen Gefährt, aus dessen Zentrum mehrere
übermannsgroße Iglus aufragen. Der Schlitten läuft auf Räderketten,
die sich im Schnee vorwärtswühlen. Als Antriebsenergie dient eine
organische Substanz, die in tief unter dem Eis liegenden Bachläufen
gewonnen wird. Als Gegenleistung für den Transport wird von den
Passagieren verlangt, bei der Kantenüberquerung zu helfen. Der
Schlitten muß, wenn er bis zur Splounga Rudspor fahren will, über eine
der Kanten des Pyramidenstumpfes fahren. Hier ändert sich die Richtung
der Gravitation, außerdem steigt sie um das dreifache an. Führe man
mit dem Schlitten einfach darüber, würde der vordere Teil nach unten
gezerrt werden, während der hintere Teil noch auf der anderen Kante
liegt. Der Schlitten würde zerbrechen. Deshalb muß die gesamte Ladung
vom vorderen zum hinteren Bereich getragen werden. Wenn der vordere
Teil über die Kante ragt, muß alles wieder zurückgetragen werden -
eine sehr schwere Arbeit, die ohne technische Hilfsmittel verrichtet
werden muß, weil an dieser Stelle auch keine Technik funktioniert.

Endlich kommt man bei der Splounga Rudspor an. Da Srupalli bereits auf
die Besucher gewartet hat, können sie gleich mit Rudspor sprechen.
Gegen ein immaterielles Opfer schenkt der Frostdämon Wissen. Also
bietet Tamareil an, in sein Bewußtsein zu blicken. Er sei wie ein
Mantel einer Persönlichkeit, die nicht zu sich selbst gekommen ist,
teilt sie ihm mit. Rudspor bestätigt, sein Dasein sei
vielmilliardenfach gestiftet. Florence Hornigold schließt daraus, daß
Rudspor lebt, weil etwas zu ihm strömt.

Srupalli bringt die Besucher zu der Stelle, an der sich der
beschädigte Silo befinden muß. Aus einem Riß strömt Pseudo-Eiris, die
sich über irgendwelche Wege in Rudspor sammelt. Als Klem gerade mit
seinem Amulett eine Passage durch das Diffusfeld erzeugen will, taucht
das Schiff Tezzpelders auf und reißt Atlan, Klem, Tamareil und
Florence Hornigold mit einem Traktorstrahl ins Innere.

Srupalli und ihr Vater können nur tatenlos zusehen, wie die Fremden,
die gekommen waren, um zu helfen, entführt werden. Aber das Kind
sieht auch, daß sie kämpfen werden und sie weiß, daß sie töten werden,
obwohl ihre Gäste das immer von sich gewiesen haben.

Tezzpelder hat von den Gemeni Technologie zur Verfügung gestellt
bekommen, mit der er sein Schiff ausrüsten kann. Dafür sollte er die
Fremden begleiten, sie gefangen nehmen, wenn sie etwas gefunden haben
und dem Bhal Sdy ausliefern. Im Hangar seines Schiffes werden sie von
einem Dämpfungsfeld umschlossen, innerhalb dessen jegliche Technik
ausfällt, weshalb auch Tamareil leblos am Boden liegt, da ihr
Robotkörper nicht funktioniert.

Doch Atlan hat schon beim Auftauchen des Schiffes den
TARA-Kampfrobotern, die bei der LAURIN-Jet zurückgeblieben waren,
einen Funkimpuls gesandt. Nun tauchen sie auf und brechen durch die
Schiffswand. Als Tezzpelder merkt, daß er auf verlorenem Posten steht,
weil die TARAs sein Schiff zerstören könnten, nimmt er Atlans Angebot
an, sie freizulassen und sich aus dem Staub zu machen, bevor die
Gemeni auftauchen.

Wieder auf der Oberfläche Splandheims, kann Fitz Klem mit seinem
Amulett eine Querung zum Silo herstellen, den er mit Atlan und
Florence Hornigold betritt. Tamareil bleibt zurück, um das Amulett zu
bewachen. Die Proto-Eiris befindet sich in neun großen Ballons, die
auf langen Stielen in den Schneehimmel ragen. Ein biomechanisches
Wesen namens Tholb taucht auf. Da sich in Atlans Zellaktivator ein
wenig Proto-Eiris aus einem anderen Silo befindet, wertet der Wächter
dies als Gruß seines Bruders Khon. Außerdem trägt Atlan auch noch die
Aura eines Ritters der Tiefe und gilt als würdiger Gesandter der
Superintelligenz ES. Tholb unterstützt daher die Bergung der Eiris.

Die RAS TSCHUBAI kann die Eiris-Ballons in der leeren Beiboot-Mulde
deponieren, in der die BJO-BREISKOLL sonst parkt, die mit Perry Rhodan
in der Milchstraße zurückgeblieben ist. Tholb warnt davor, daß die
Eiris-Ballons, wenn sie nicht mehr im Silo sind, an Substanz verlieren
könnten, was sich auf den Hypertransflug der RAS TSCHUBAI auswirken
kann, da die Proto-Eiris mit den hyperenergetischen Kräften
interagieren wird. Wie dem auch sei, Eile ist geboten, da man
jederzeit mit dem Auftauchen des Bhals Sdy rechnen muß.

Während Tholb im Steuerraum des Silos die Verankerung der Ballons
löst, greift der Traktorstrahl der RAS TSCHUBAI zu und zieht sie nach
und nach an Bord. Beim vorletzten Ballon taucht der Sdys Spross
PARTAMASPA auf. Er fordert die Auslieferung der Proto-Eiris, sonst
greife er die RAS TSCHUBAI an. Der Bhal vertritt die Interessen der
Superintelligenz GESHOD, behauptet aber, zum Wohl der
Mächtigkeitsballung von ES zu handeln.

Da ein Angriff auf die RAS TSCHUBAI die Proto-Eiris und damit die
Rettung für die Milchstraße zerstören würde, was nicht im Sinne
GESHODs sein kann, wie Florence Hornigold zu bedenken gibt, lenkt Sdy
ein und läßt die RAS TSCHUBAI mit ihrer Fracht ziehen.

Es gibt noch zwei weitere Silos, die mit Hilfe von Klems Amulett
gefunden werden müssen.

Monate nachdem die Fremden wieder verschwunden sind, merkt Spontro,
daß seine Tochter immer seltener in die Zukunft schaut. Sie wird mehr
und mehr zu einem ganz normalen Kind. Und auch er scheint wieder zu
altern, worüber sich seine Frau sehr freut, denn es gibt für sie
nichts schöneres als gemeinsam mit ihm alt zu werden. Aus dem
Frostdämon Rudspor ist jedoch alles Leben gewichen und er schmilzt
auch nicht mehr. Somit hat sich Srupallis Prophezeiung, daß die
Fremden auch töten werden, doch noch erfüllt.

9. Oktober 2018
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